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In eigener Sache

Liebe Leserinnen und Leser des Schattenblick,

noch einmal möchten wir auf diesem Wege daran erinnern, daß aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der Deutschen Bundespost zum 1. Juli 2019
ein Abonnement der Wochendruckausgabe ab der Nummer 140 statt zur Zeit
Euro 25,- dann Euro 28,- kosten wird; das bedeutet einen Aufpreis pro
Ausgabe von 75 Cent.

Dem Nichtabonnenten bleibt ein Einzelexemplar mit Euro 8,50 erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KOHLEALARM/605: Klimakampf und Kohlefront - es gibt keine Not ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Juni 2019

++ Klimaschutz setzt neue Hürden für Enteignungen /
BUND-Rechtsgutachten: Zerstörung weiterer Dörfer für die Braunkohle wäre
verfassungswidrig ++



Düsseldorf/Berlin. Zwangsenteignungen für die Fortführung der
Braunkohlentagebaue Garzweiler und Hambach sind angesichts der gestiegenen
Klimaschutzvorgaben nicht mehr zulässig. Das ist das zentrale Ergebnis
eines vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) heute in dem
vom Tagebau Garzweiler unmittelbar bedrohten Dorf Keyenberg (Rheinland)
vorgestellten Rechtsgutachtens "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten
für Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben". Der BUND beauftragte
mit dem Gutachten die Frankfurter Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer, die im
Jahr 2013 bereits erfolgreich die Verfassungsbeschwerde des BUND NRW gegen
die Enteignung seiner Streuobstwiese im Tagebau Garzweiler I vertreten
hatte.

"Das Gutachten zeigt: Die Zerstörung weiterer Dörfer für die
Braunkohlentagebaue ist nicht nur überflüssig, sondern verbietet sich auch
aus verfassungsrechtlicher Sicht", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger. "NRW-Ministerpräsident Armin Laschet ist gefordert, sofort einen
Abrissstopp mit dem Kohlekonzern RWE zu vereinbaren."

Ungeachtet der Empfehlungen der sogenannten Kohlekommission zum
beschleunigten Braunkohlenausstieg forciert die RWE Power AG nach Angaben
der Betroffenen derzeit die Umsiedlungsmaßnahmen in den bedrohten Dörfern.
Nach den RWE-Plänen sollen allein für den Tagebau Garzweiler noch etwa
1.600 Menschen in fünf Dörfern sowie vier Höfe weichen.

"Aufgrund der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen sind Grundabtretungen
über das Jahr 2019 hinaus nur noch in beschränktem Umfang zulässig", so das
Fazit des Bergrechtsexperten Dirk Teßmer. "Insbesondere ist keine
Enteignung von Grundstücken mehr zu rechtfertigen, deren Inanspruchnahme
auf eine nicht mehr klimazielverträgliche Förderung und Verstromung von
Braunkohle abzielt." Die Restfördermengen müssten aus Gründen des
verfassungsrechtlich gebotenen Eigentumsschutzes deshalb auf solche Flächen
beschränkt werden, deren Abbau im Einklang mit den
Klimaschutzverpflichtungen noch möglich ist.

Wie zahlreiche Gutachten und Studien belegen, ist es zur Erreichung der
deutschen Klimaschutzziele erforderlich, die Braunkohlenförderung und -
verstromung drastisch zu reduzieren. Durch die Ratifizierung des Pariser
Klimaschutz-Abkommens sind die Anforderungen noch einmal erhöht worden. Das
nationale Klimaziel 2020 sowie das - noch nicht entsprechend dem Pariser
Abkommen erhöhte - europäisch verbindliche Klimaziel für 2030 erfordert ein
starkes Absinken der Kohleverstromung. Entsprechend sieht die
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht vor, dass die
Braunkohlenverstromung bereits bis 2030 deutlich reduziert wird und in den
2030er Jahren ausläuft. Der Großteil der in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen noch vorhandenen Braunkohle muss deshalb im Boden
bleiben. Aus Klimaschutzsicht hält der BUND sogar ein Auslaufen der
Braunkohlenverstromung bis spätestens 2030 für erforderlich.

"Bei einer 1:1-Umsetzung der Empfehlungen der Kohlekommission verbietet
sich nicht nur die Zerstörung des Hambacher Waldes, auch alle Dörfer können
und müssen stehen bleiben", so der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende
Thomas Krämerkämper. "Durch eine mögliche Umplanung der Tagebaue ist deren
Fortführung dabei ohne weitere Devastierungen auf Jahre sichergestellt."

Die Kohlekommission hatte empfohlen, bis Ende 2022
Stromerzeugungskapazitäten von 3,1 Gigawatt an Braunkohlenkraftwerken
stillzulegen und auch danach die Kraftwerksleistung stetig zu verringern,
um das Sektorklimaziel 2030 erreichbar zu machen. Zusammen mit der bereits
begonnenen Überführung von Kraftwerksblöcken in die sogenannte
"Sicherheitsbereitschaft" gingen damit kurzfristig 12
Braunkohlenkraftwerksblöcke im Rheinland vom Netz. Dadurch halbiere sich
die Fördermenge in den Tagebauen Garzweiler und Hambach von heute etwa 70
auf 35 Millionen Tonnen. Auch ohne weitere Zerstörung von Wald und Dörfern
sind nach einem Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) bei geänderter Abbauführung aber noch bis zu 815 Millionen Tonnen
Braunkohle gewinnbar. Die Kohlemengen sind also mehr als ausreichend, um
die verbleibenden Kraftwerksblöcke sicher zu betreiben.

Vor diesem Hintergrund ist der BUND überzeugt, dass Enteignungsanträgen der
RWE Power AG nicht mehr entsprochen werden kann. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sich die Anträge auf Grundstücke beziehen, die innerhalb von
Ortslagen beziehungsweise im unmittelbaren Umfeld von Ortslagen liegen oder
es sich um Flächen handelt, die aufgrund der Erhaltung des Hambacher Waldes
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sind.

"Dass RWE trotzdem weiter Fakten schafft, ist ein Unding", empört sich Dirk
Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW. "Wir erwarten von Ministerpräsident
Armin Laschet, dass er der nicht nur unnötigen, sondern auch den
Klimazielen zuwiderlaufenden Zerstörung Einhalt gebietet." Zusammen mit 40
anderen Verbänden und Initiativen hatte der BUND die Landesregierung in
einem offenen Brief aufgefordert, ein Moratorium zu erlassen, bis die
politischen Entscheidungen zum Kohleausstieg getroffen und umgesetzt sind.
Am Ende müsse eine Bestandgarantie für den Hambacher Wald und alle Dörfer
stehen, so die Verbände.

Um all diesen Forderungen Nachdruck zu verleihen, ruft der BUND zusammen
mit anderen Organisationen und der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zu
einem Aktionstag am 22. Juni 2019 auf. Mehrere tausend Menschen werden dann
am Tagebau Garzweiler erwartet.


Mehr Informationen:

Das Rechtsgutachten "Beschränkung von Enteignungsmöglichkeiten für
Braunkohlentagebaue durch Klimaschutzvorgaben" als Download.

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/20190603_RAePGT_Gutachten_Klimaschutzvorgaben_vs_BK-Enteignungen_im_Rheinland_EF.pdf

Den offenen Brief an Ministerpräsident Armin Laschet finden Sie
unter:

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_05_29_Brief_Laschet_final.pdf

Hintergrundpapier: "Der Hambacher Wald und alle Dörfer müssen bleiben.
Konsequenzen aus dem Bericht der Kohle-Kommission":

https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/Aktionen/2019_06_05_PK_Enteignungen/2019_06_04_Background_PK.pdf

Informationen zum Aktionstag am 22.06.2019: www.klima-doerfer-retten.de

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/604: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkonflikte ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum offenen Brief an Ministerpräsident Laschet:
Bündnis aus 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen
fordert Moratorium für den Erhalt bedrohter Dörfer und den Hambacher Wald

Verlässliche Bestandsgarantien würden Beitrag zur sozialen Befriedung
leisten und Planungssicherheit für Tagebaurand-Kommunen schaffen



NRW/Buir, 31.05.2019. In einem offenen Brief an den NRW
Minister-präsidenten Armin Laschet hat ein Bündnis aus 40
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bürgerinitiativen 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) aufgefordert sich für den dauerhaften
Erhalt der bedrohten Dörfer und des Hambacher Waldes einzusetzen.

Seitdem Ministerpräsident Armin Laschet im November 2018 in Kuckum war und
die Menschen angehört hat, die nicht umsiedeln wollen oder können, weiss
er, dass Umsiedlungen für viele Menschen wegen der damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Härten nicht zumutbar sind.[1]

Es befremdet mich daher, dass Landesvater Laschet nach der EU-Wahl bei der
Lösung der sozialen Fragen erneut den Kontext des Erhaltes von NRW als
Industrieland 2 fokussiert und die von Tagebauen und Kraftwerksstandorten
betroffenen und beeinträchtigten Anwohner*innen wieder einmal vergisst. Das
zeugt von einer asozialen Haltung gegenüber den tagebaubetroffenen
Menschen, die gerne weiterhin in ihren bedrohten Dörfern leben möchten und
zum Teil auch müssen. Diese soziale Frage sollte, könnte und müsste der
Ministerpräsident mit einer Bestandsgarantie zuallererst lösen.

Wenn er den Kohlekompromiss und die Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Beschäftigung und Strukturwandel" ernst nimmt, dann muss er sich jetzt
endlich auch schützend vor den Hambacher Wald und die bedrohten Dörfer
stellen. Eine Bestandsgarantie würde dazu beitragen den sozialen Frieden
wieder herzustellen. Darüber hinaus hätten die betroffenen 
Tagebaurand-Kommunen endlich die notwendige Planungssicherheit. Durch die Neu- und
Umplanung vormals geplanter Abbaugebiete könnten sie die zurückgewonnenen
Flächen für die Umsetzung ihrer Strukturwandelprojekte fest einplanen und
nachhaltig nutzen, und dabei auch auf besondere Unterstützung aus
Strukturfördermitteln zurückgreifen.


Anmerkungen:

[1] https://www.erkelenz.de/dokumente/rat-und-verwaltung/top-themen/positionspapier-umsiedler-tagebaurandbewohner.pdf?cid=3yf

[2] "Das Kunststück wird ja sein, wie können wir Industrieland bleiben, wie
können wir die sozialen Fragen mit lösen und trotzdem unsere
Klimaschutzziele ambitiös erreichen."

Quelle: Armin Laschet bei "Anne Will - nach den Wahlen" am 26.05.2019 ab
Min. 4'18

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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AKTION/7247: Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften. Internetforschung zum Anfassen, 15.06.2019


idw - Pressemitteilung: Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft

Lange Nacht der Wissenschaften: Internetforschung zum Anfassen



Am 15. Juni präsentiert das Alexander von Humboldt Institut für
Internet und Gesellschaft (HIIG) im Rahmen der Langen Nacht der
Wissenschaften seine interdisziplinäre Forschung zu Datenschutz,
Innovationen und digitalem Wissen. Die Highlights des Programms sind
ein interaktives KI-Orakel, unterhaltsame Kurzvorträge und das
Mitmach-Experiment "2040 -Utopien jetzt!".

Berlin, 4. Juni 2019 - Am 15. Juni 2019 ist es wieder soweit: Die
Lange Nacht der Wissenschaften lädt Kinder und Erwachsene ein,
Forschung hautnah zu erleben. Neben 70 weiteren Berliner
Forschungseinrichtungen öffnet das Alexander von Humboldt Institut für
Internet und Gesellschaft (HIIG) von 17 bis 24 Uhr in der
Französischen Straße 9 seine Türen. HIIG-Direktorin Jeanette Hofmann
freut sich über die erneute Teilnahme: "Bereits in den vergangen
Jahren konnten wir vielen Menschen näher bringen, welche Möglichkeiten
und Herausforderungen die Digitalisierung mit sich bringt. Mit
Vorträgen, Ausstellungen und Mitmach-Experimenten möchten wir auch
dieses Jahr wieder Internetforschung zum Anfassen bieten. Unsere Gäste
können sich auf spannende Kurzvorträge zu Themen wie Datenschutz,
Arbeit 4.0 und digitales Engagement freuen."

Hier finden Sie eine Auswahl der Veranstaltungen:

Kurzvorträge

Die WissenschaftlerInnen des HIIG präsentieren ihre Forschung in 10 -
Minuten-Vorträgen. Anschließend stellen sie sich Ihren Fragen. Die
Vorträge umfassen Themen wie Privacy in der digitalen Gesellschaft,
Emotion Analytics, Fake News, Künstliche Intelligenz, Meinungsfreiheit
für Social Bots und vieles mehr.

Open-Access-Minigolf

Wissen ist frei. Oder zumindest sollte es so sein, meinen viele
Forschende. Die Wissenschaft ist aber auch für viele ein Geschäft, in
dem ordentlich Geld verdient werden kann. Wissenschaftsverlage haben
das früh erkannt. Ihre Geschäftsmodelle bauen auf exklusivem Zugang zu
Wissen auf. Am HIIG gibt es seit sechs Jahren eine wissenschaftliche
Zeitschrift, die exakt das Gegenteil tut und für freien Zugang zu
Wissen kämpft. Mit einem Schlag können Sie das scheinbar komplexe
Thema Open Access in unserem Minigolf spielend verstehen.

KI-Orakel: Was ist Ihr Job der Zukunft

Steigen Sie in das Orakel und lernen Sie Ihre Zukunft kennen: Anhand
von Ihren persönlichen Daten wird das Orakel voraussagen, welchen Job
Sie in Zukunft machen werden. So setzt sich die Installation mit
ethischen Fragen zu künstlicher Intelligenz (KI) im Kontext der
zukünftigen Arbeitswelt auseinander. Das KI-Orakel ist eine
interaktive Kunstinstallation, die vor Kurzem beim Hochschulwettbewerb
des Wissenschaftsjahrs 2019 ausgezeichnet wurde.

Asterix und die digitale Landkarte

Asterix und Obelix sind schon ziemlich gut rum gekommen: Sie waren bei
den Briten, bei Kleopatra und sogar bei den Olympischen Spielen.
Welche geheimen Verbindungen können wir zwischen den einzelnen
Geschichten finden, wenn wir die Wege der schlauen Gallier
nachverfolgen? Gemeinsam erschaffen wir auf "Pelagios" - unserem
Portal zum Lüften von Kartengeheimnissen - eine digitale Karte der
Welt von Asterix!

2040 - Utopien jetzt! Gestalte deine digitale Zukunft

Wie sieht das Jahr 2040 aus? Lassen Sie Ihre Zukunftsvisionen live
illustrieren! - Künstliche Intelligenz, Virtual Reality und die
Nutzung von unseren persönlichen Daten ist allgegenwärtig. Doch die
größten Herausforderungen kommen erst noch auf uns zu. Wie lernen,
lieben, leben, arbeiten und entscheiden wir zukünftig? Teilen Sie Ihre
Vision und wir zeichnen diese für Sie. Gemeinsam wollen wir ein Mosaik
der Welt im Jahr 2040 erstellen.

Besserquizzer - Das Hub Quiz

Wie ist das Wetter heute? Warte, ich google kurz! Treten Sie
gegeneinander an und finden Sie heraus, wer erfolgreicher ist: Gehirn
oder Google? Digitale Helfer haben unseren Alltag längst durchdrungen.
Doch nicht immer führen sie schneller zu einem genauen Ergebnis. In
unserem Hub Quiz treten drei Teams gegeneinander an, um
herauszufinden, wer Besserquizzer*in ist. Googlen ist erlaubt, doch
ist es auch immer sinnvoll?

Humanoide Roboter - Die Simulation des Sozialen

Humanoide Roboter haben uns Menschen zum Vorbild. Sie kommunizieren
auf ?natürliche? Weise mit uns, treten uns als vermeintlich soziale
Wesen gegenüber. Diese Ähnlichkeit macht sie aber auch zu einer sehr
umstrittenen Technologie. Die Studierenden des Seminars "Humanoide
Roboter. Die Simulation des Sozialen? von Thomas C. Bächle stellen
ihre Forschungsarbeiten aus diesem Semester vor und beleuchten
Anwendungsfelder, Chancen und Risiken unserer Zukunft mit humanoiden
Robotern.

Über das HIIG

Das Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft
(HIIG) erforscht die Entwicklung des Internets aus einer
gesellschaftlichen Perspektive, um die damit einhergehende
Digitalisierung aller Lebensbereiche besser zu verstehen. Als erstes
Forschungsinstitut in Deutschland mit einem Fokus auf Internet und
Gesellschaft hat das HIIG ein Verständnis erarbeitet, das die
Einbettung digitaler Innovationen in gesellschaftliche Prozesse
betont. Basierend auf dieser transdisziplinären Expertise und als Teil
des Global Network of Interdisciplinary Internet & Society Research
Centers will das HIIG eine europäische Antwort auf den digitalen
Strukturwandel entwickeln.

Das HIIG wurde 2011 von der Humboldt-Universität zu Berlin (HU), der
Universität der Künste Berlin (UdK) und vom Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung (WZB) gegründet mit dem 
Hans-Bredow-Institut Hamburg als integrierter Kooperationspartner. Die
ForschungsdirektorInnen des Instituts sind Prof. Dr. Jeanette Hofmann,
Prof. Dr. Dr. h.c. Ingolf Pernice, Prof. Dr. Björn Scheuermann, Prof.
Dr. Dr. Thomas Schildhauer und Prof. Dr. Wolfgang Schulz.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1995

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alexander von Humboldt Institut für Internet und Gesellschaft, 04.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1393: Vechta - Internationale Woche. Die Welt zu Gast an der Universität, 17.-21.06.2019


Universität Vechta

Die Welt zu Gast an der Universität Vechta

Internationale Woche und Sommerschule zur Demokratiekrise in Lateinamerika



Vom 17. bis 21. Juni 2019 findet an der Universität Vechta erneut die
Internationale Woche statt, die vom International Office in Zusammenarbeit
mit den Fächern organisiert wird. Zu dieser Veranstaltung erwartet die
Universität 35 internationale Lehrende, u. a. von den Partnerhochschulen,
die die Universität Vechta näher kennenlernen und mit Studierenden,
Lehrenden und Hochschulmitarbeiter*innen in Kontakt treten möchten.

Eröffnet wird die Woche am Montag, 17. Juni 2019 um 18.00 Uhr im Hörsaal Q
015, Driverstraße 24, durch den Präsidenten Prof. Dr. Burghart Schmidt.
Diese sowie alle weiteren Veranstaltungen der Internationalen Woche sind
öffentlich, alle Interessierten sind herzlich eingeladen.

Parallel lädt die Universität zur Sommerschule "Current Crisis and
Perspectives of Democracy in Brazil and Mexico" ein, die u. a. mit
Studierenden und Lehrenden aus den Partneruniversitäten Universidade
Federal da Paraíba (UFPB) in Brasilien und der Universidad Michoacana de
San Nicolás de Hidalgo (UMSNH) in Mexiko stattfinden wird.

Neben der Sommerschule werden weitere spezielle Veranstaltungen und
Workshops angeboten. Dabei sind unter anderem die Tagung "An
intersectional perspective on old and new inequalities: Traditional and
alternative concepts of personal relationships and communities" sowie eine
Studiengruppe aus der Ukraine, welche sich unter der Leitung von Dr. André
Böhm, Lektor beim Deutschen Akademischen Austauschdienst, der Thematik
"Zwischen Regionalität und Transnationalität. Deutsche Literatur und
Landeskunde in regionalem Zuschnitt" widmen wird.


Das komplette Programm mit allen Veranstaltungen unter:

www.uni-vechta.de/internationales

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 29.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/799: Straflosigkeit in Burma - Weltsicherheitsrat und Internationaler Strafgerichtshof müssen einschreiten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Straflosigkeit in Burma: Weltsicherheitsrat und Internationaler
Strafgerichtshof müssen einschreiten!



Die Massaker an der muslimischen Minderheit der Rohingya in Burma
bleiben weiter ohne rechtliche Konsequenz: Einige wenige Soldaten
wurden zwar zu zehnjährigen Haftstrafen verurteilt - aber kurz darauf
heimlich wieder freigelassen. Mehrere Institutionen der Vereinten
Nationen haben die Regierung von Burma aufgefordert, alle
Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen und die Täter vor Gericht
zu bringen. Doch die burmesischen Machthaber werden die Verantwortung
für die Kriegsverbrechen durch Polizei und Streitkräfte nicht
übernehmen. Jetzt sind der Weltsicherheitsrat und der Internationale
Strafgerichtshof gefragt. Neben Gerechtigkeit für die Opfer, müssen
Täter effektiv abgeschreckt werden, um weitere Verbrechen zu
verhindern.

Die Massaker an der muslimischen Minderheit der Rohingya in Burma
bleiben weiter ohne rechtliche Konsequenz: Einige wenige Soldaten
wurden zwar zu zehnjährigen Haftstrafen verurteilt - aber kurz darauf
heimlich wieder freigelassen. "Ihre Verurteilung war offenbar von
Anfang an ein Feigenblatt", erklärt Jasna Causevic, Referentin für
Genozidprävention und Schutzverantwortung bei der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV). "Tatsächlich herrscht in Burma eine Kultur
der Straflosigkeit."

Die burmesischen Machthaber werden die Verantwortung für die
Kriegsverbrechen durch Polizei und Streitkräfte nicht übernehmen.
Stattdessen verzögern und gefährden sie die erforderlichen
demokratischen Prozesse und erschweren die Suche nach Lösungen.
Mehrere Institutionen der Vereinten Nationen, darunter der Hohe
Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte, die
Sonderberichterstatterin für Menschenrechte in Burma und die
unabhängige internationale Ermittlungsmission haben die Regierung von
Burma aufgefordert, alle Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen
und die Täter vor Gericht zu bringen.

"Die Regierung hat jedoch keine ernsthaften Maßnahmen in dieser
Richtung unternommen", so Causevic. Die Verurteilung von sieben
Armee-Angehörigen im Zusammenhang mit dem Inn-Din-Massaker im
September 2018 sollte das Gegenteil signalisieren. Dieses
Täuschungsmanöver habe seinen Epilog nun durch die Freilassung der
Täter gefunden. "Die internationale Gemeinschaft darf nicht länger
warten. Um die Gerechtigkeit für die Opfer zu gewährleisten, müssen
jetzt internationale Mechanismen greifen." Der Weltsicherheitsrat ist
gefragt. Der Internationale Strafgerichtshof, ad-hoc-Tribunale der
Vereinten Nationen, hybride oder inländische Tribunale mit
zwischenstaatlicher Unterstützung hätten in der Vergangenheit Erfolg
gehabt. Neben Gerechtigkeit für die Opfer, müssten Täter effektiv
abgeschreckt werden, um weitere Verbrechen zu verhindern.

"Die jüngsten ethnischen Säuberungen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit an den Rohingya erregen kaum Gemüter in Europa. Einem
ganzen Volk spricht man das Existenzrecht und grundlegende
Menschenrechte ab, ohne dass die Weltgemeinschaft etwas dagegen tut",
erklärte Dr. Ambia Perveen, burmesische Kinderärztin und
Vizepräsidentin des European Rohingya Council für die GfbV. Rohingya
haben in Burma keine Staatsbürgerschaft. Am öffentlichen Leben dürfen
sie nicht teilnehmen, ihre Grundrechte sind massiv bedroht. Über eine
Million Vertriebene können nicht zurückkehren. Mangelnder Zugang zu
Gesundheitsdiensten und fehlende Möglichkeiten, ihren Lebensunterhalt
zu bestreiten, zwingen die letzten Verbliebenen zur Flucht. Zwischen
2012 und Oktober 2016 flohen bis zu 168.000 Rohingya aus Burma. Nach
der Gewalteskalation im August 2017 suchten weitere 738.196 Menschen
in Bangladesch Zuflucht. Noch bis heute werden Neuankömmlinge
gemeldet. Im Zentrum von Rakhine leben weitere 127.433
Binnenvertriebene seit 2012 in Lagern oder ähnlichen Einrichtungen.
Gewalt und Vertreibung sind nicht nur im Bundesstaat Rakhine zu
beobachten. Auch andere Minderheiten in diesem Vielvölkerstaat sind
betroffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/348: Antisemitismus darf nicht den Alltag bestimmen - Juden sollen sich nicht verstecken müssen (Aktion 3.Welt Saar)


Aktion 3.Welt Saar e.V. - 4. Juni 2019

Antisemitismus darf nicht den Alltag bestimmen - Juden sollen sich nicht
verstecken müssen

Antisemitismus kommt nicht nur von Neonazis, sondern auch von Islamisten
und von Linken



"Mit seiner Warnung vor dem öffentlichen Tragen der Kippa hat der
Antisemitismusbeauftragte der Bundesregierung, Felix Klein, kürzlich
deutlich gemacht, in welchem Ausmaß Juden heute in Deutschland durch
Antisemiten bedroht sind. Der jährliche Al-Quds-Marsch, der am Wochenende
in Berlin wie in zahlreichen anderen Städten weltweit stattfand, zeigt,
dass Antisemitismus nicht nur von Neonazis kommt, sondern zu einem
erheblichen Teil von Islamisten ausgeht", erklärt Alex Feuerherdt vom
Kompetenzzentrum Islamismus der Aktion 3.Welt Saar e.V. . Der Al-Quds-Tag
wurde 1979 vom iranischen Revolutionsführer, Ayatollah Khomeini,
ausgerufen. Seither demonstrieren an diesem Tag regelmäßig Islamisten für
die Vernichtung Israels.

"Zu beobachten ist aber auch, wie die verschiedenen antisemitischen Lager
zusammenfinden. So waren in Berlin außer Islamisten auch Neonazis und linke
Antisemiten beteiligt", stellt Feuerherdt fest.

"Mit der längst überfälligen Benennung der Gefahr und mit Warnungen ist es
aber nicht getan. Notwendig wäre, alles dafür zu tun, dass Juden sich
sicher in der Öffentlichkeit bewegen können, auch wenn dies mit
kostenintensiven Maßnahmen verbunden ist", betont Feuerherdt.
"Antisemitismus gilt es auf allen Ebenen kompromisslos zu bekämpften:
Juristisch, politisch, durch Aufklärungsarbeit und vor allem präventiv in
der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen." Dazu stelle die Aktion 3.Welt
Saar e.V. Bildungsmaterialien wie das Lernplakat (A1, A0) "Juden und
Radfahrer beherrschen die Welt. Wieso Radfahrer?" bereit, das es auch als
A6 Broschüre gibt.

Im Zusammenhang mit Kleins Warnung werde immer wieder auf die polizeiliche
Kriminalstatistik verwiesen, nach der 90 % aller antisemitischen Straftaten
in Deutschland 2018 auf das Konto von Rechtsextremisten gegangen seien.
"Dies ist in mehrfacher Hinsicht irreführend", stellt Feuerherdt fest.
"Erstens erfasst die Statistik keine Taten, die nicht angezeigt werden.
Zweitens werden antisemitische Delikte mit ungeklärter Täterschaft oft
automatisch dem rechtsextremen Spektrum zugeordnet. Schließlich
berücksichtigt die Statistik nicht solche Vorfälle, die zwar antisemitisch,
aber nicht strafbar sind." Die Erfahrungsberichte Betroffener und
politische Ereignisse wie die Al-Quds-Demonstrationen legten nahe, dass der
islamische Antisemitismus weitaus stärker ausgeprägt sei, als durch
derartige Zahlen suggeriert werde.


Hintergrundinformationen:

Die Aktion 3.Welt Saar e.V. ist eine allgemeinpolitische Organisation, die
bundesweit arbeitet. Ihren Sitz hat sie im Saarland. Sie engagiert sich
seit 1982 in der Lobbyarbeit für Flüchtlinge und arbeitet mit im Vorstand
des Saarländischen Flüchtlingsrates. Um Know-how zu bündeln und zu
vernetzen, hat sie das "Kompetenzzentrum Islamismus" aufgebaut. Dieses
recherchiert und publiziert zu mit dem Islam begründeten
Menschenrechtsverletzungen, organisiert Fachveranstaltungen und vermittelt
ReferentInnen.

http://www.a3wsaar.de/islamismus/

www.facebook.de/kompetenzzentrumIslamismus

"Al-Quds-Tag in Berlin: Protest gegen Israelfeinde."

taz 2.6.19

https://tinyurl.com/yym8238t

"Kriminalstatistik: Deutlich mehr antisemitische Straftaten."

FAZ 14.5.19

https://tinyurl.com/y3twxa7o

"Antisemitische Straftaten: Sind die Statistiken irreführend?"

Tagesschau 26.4.18

https://tinyurl.com/y2d2jtv9

"Juden und Radfahrer beherrschen die Welt. Wieso Radfahrer?"

Lernplakat und Broschüre der Aktion 3.Welt Saar e.V. (Abgabe
kostenlos)

https://tinyurl.com/y5nrpvxq

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Aktion 3.Welt Saar

Weiskirchener Strasse 24, 66679 Losheim am See

Telefon Büro: 06872 9930-56, Fax: 06872 9930-57

E-Mail: mail@a3wsaar.de

Internet: www.a3wsaar.de
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AUSSICHTEN/8661: Und morgen, den 06. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.06.2019 bis zum 07.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8661 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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FUNDSTÄTTEN/132: Menschliche Vorfahren haben Steinwerkzeuge mehrmals erfunden (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 03.06.2019

Menschliche Vorfahren haben Steinwerkzeuge mehrmals erfunden



Bisher dachte man, dass unsere Vorfahren frühestens vor 2,58 bis 2,55
Millionen Jahren Steinwerkzeuge systematisch angefertigt und genutzt
haben. Die Entdeckung einer neuen Fundstelle in Äthiopien beweist jedoch,
dass die Ursprünge der Produktion solcher Werkzeuge älter als 2,58
Millionen Jahre sind. Eine Gruppe von Wissenschaftlern unter der Leitung
von David Braun von der George Washington University und dem
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie vermutet, dass
Steinwerkzeuge mehrmals auf unterschiedliche Weise erfunden wurden, bevor
sie zu einem wesentlichen Bestandteil im täglichen Leben unserer Vorfahren
wurden.




[image: Foto: David Feary, License: CC-BY-SA 2.0]

Die Ausgrabungsstätte Bokol Dora während der Grabungen im Jahr 2015. 

Foto: David Feary, License: CC-BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/de/)



Die Ausgrabungsstätte Bokol Dora 1 (BD 1) befindet sich in der Region Afar
im Nordosten Äthiopiens. Dort haben Forscher im Jahr 2013 das älteste der
Gattung Homo zugeschriebene Fossil entdeckt. Der Kieferknochen stammt aus
der Zeit vor etwa 2,78 Millionen Jahren und ist somit etwa 200.000 Jahre
älter als die ältesten bis dahin bekannten Steinwerkzeuge. Seit fünf
Jahren erforscht das Team einen möglichen Zusammenhang zwischen dem
Ursprung unserer Gattung und der systematischen Steinwerkzeugherstellung.

Dabei gelang Christopher Campisano, Geologe an der Arizona State
University, eine wichtige Entdeckung, als er vor Ort scharfkantige
Steinwerkzeuge entdeckte, die an einem steilen Hang aus den Sedimenten
herausragten. "Zuerst haben wir mehrere Gegenstände an der Oberfläche
gefunden, wussten aber nicht, aus welchen Sedimentschichten sie stammten",
sagt Campisano. "Doch als ich über den Rand einer kleinen Klippe blickte,
sah ich Gesteinsbrocken aus der Tonsteinwand ragen. Ich stieg an die
Gesteinswand und fand zwei gut erhaltene Steinwerkzeuge, die aus den
Hangsedimenten herauswitterten."

Sedimentschicht mit Tierknochen und Steinabschlägen

Die Ausgrabung nahm mehrere Jahre in Anspruch, in denen die Forscher von
Hand mehrere Meter Sediment abtrugen. Schließlich gelang es ihnen, eine
archäologische Schicht freizulegen, die Tierknochen und Hunderte von
kleinen Steinabschlägen enthielt. Bei diesen Steinabschlägen handelt es
sich um die frühesten Zeugnisse, wie unsere direkten Vorfahren aus Stein
Werkzeuge hergestellt und verwendet haben. Die Fundstelle enthält eine
Fülle an Informationen darüber, wie und wann Menschen begannen,
Steinwerkzeuge zu benutzen.

Dass die Artefakte nahe an einem Gewässer ins Erdreich gelangten, trug zu
ihrer Erhaltung bei. "Unter dem Mikroskop zeigte sich, dass der Fundort
nur kurze Zeit der Witterung ausgesetzt war. Die Werkzeuge wurden von
frühen Menschen am Rande eines Gewässers abgelegt und dann rasch von
Sediment bedeckt. Die Fundschicht blieb dann Millionen von Jahre so
erhalten", sagt Vera Aldeias, Geoarchäologin am Interdisziplinären Zentrum
für Archäologie und Verhaltensevolution an der Universität der Algarve in
Portugal.

Veränderung des Lebensraums

Kaye Reed, Direktorin des Ledi-Geraru-Forschungsprojekts und zusammen mit
Campisano Forscherin am Institute of Human Origins der Arizona State
University, untersuchte die Ökologie der Fundstelle. Dabei fand sie
heraus, dass die bei den Werkzeugen gefundenen Überreste von Tieren denen
ähnelten, die nur wenige Kilometer entfernt bei den frühesten
Homo-Fossilien gefunden wurden. "Die ersten Menschen, die diese
Steinwerkzeuge herstellten, lebten in einem völlig anderen Lebensraum als
Lucy", sagt Reed. Lucy ist der Spitzname einer älteren Homininenart namens
Australopithecus afarensis, die an der Fundstelle Hadar in Äthiopien
entdeckt wurde, etwa 45 Kilometer südwestlich des neuen Fundplatzes. "Der
Lebensraum veränderte sich von einem Strauchland mit wenigen Bäumen und
Auenwäldern zu einem offenen Grasland mit wenigen Bäumen. Sogar die
fossilen Giraffen fraßen Gras!"

Zusätzlich zur Datierung von Vulkanasche, die sich mehrere Meter unterhalb
des Fundortes befand, untersuchten Geologen die magnetische Signatur der
Sedimente. Die Ergebnissen lassen den Schluss zu, dass die neue Fundstelle
älter als alle bisher bekannten ist.

Zusammen mit Funden von zerlegten Tierknochen aus Äthiopien zeigt die
jüngste Entdeckung von 3,3 Millionen Jahre alten, hammerartigen
Schlagsteinen aus Kenia, die dem sogenannten "Lomekwian" zugeordnet
werden, wie tief verwurzelt die Herstellung und der Gebrauch von
Werkzeugen in der Geschichte unserer Vorfahren ist. Andererseits stellen
jüngste Funde von Werkzeugen, die von Schimpansen und anderen Affen
hergestellt wurden, jedoch die Idee des "technologischen Affen" in Frage,
die den Werkzeuggebrauch als Alleinstellungsmerkmal in der Menschwerdung
betrachtet.

Kaum Gemeinsamkeiten mit anderen Werkzeugen

Den Archäologen der neuen Fundstelle zufolge sind die dort entdeckten
Steinwerkzeuge nicht nur die ältesten Artefakte des sogenannten
Oldowan-Technokomplexes, sondern sie unterscheiden sich auch von den
Werkzeugen der Schimpansen, anderer Affen oder noch früherer menschlicher
Vorfahren. "Wir haben erwartet, Hinweise für eine Entwicklung von
Lomekwian- hin zu diesen frühesten Oldowan-Werkzeugen zu finden. Doch als
wir uns die Steinartefakte genauer ansahen und mit statistischen Methoden
untersuchten, wurde uns klar, dass sie nur wenig mit den Steinwerkzeugen
verbindet, die uns aus älteren archäologischen Fundstellen bekannt sind
oder die von heute lebenden Primaten hergestellt werden", sagt Will Archer
vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in Leipzig und der
University of Cape Town in Südafrika.

Der Hauptunterschied ist die Fähigkeit, kleinere scharfkantige Werkzeuge
systematisch von größeren Gesteinsbrocken abzutrennen. Schimpansen und
andere Affenarten benutzen Werkzeuge aber im Allgemeinen für schlagende
Tätigkeiten, zum Beispiel um Nahrungsmittel wie Nüsse und Schalentiere
durch Hämmern aufzuschlagen. Dies scheint auch bei den 3,3 Millionen Jahre
alten Werkzeugen aus dem Lomekwian der Fall zu sein.

Vor etwa 2,6 Millionen Jahren änderte sich dies, und unsere Vorfahren
konnten Steine geschickter zu scharfkantigen Werkzeugen zurechtschlagen.
Die nun gefundenen Steinabschläge belegen diesen Paradigmenwechsel. Es
scheint, dass dieser Wechsel bei der Werkzeugproduktion etwa zur gleichen
Zeit stattgefunden hat wie eine Veränderung der Zahngröße unserer
Vorfahren. Dies zeigt sich am Beispiel des Homo-Kiefer an der Fundstelle:
Als unsere Vorfahren begannen, Nahrungsmittel vor dem Verzehr mit
Steinwerkzeugen zu bearbeiten, fingen ihre Zähne an sich zu verkleinern.
Schon vor 2,6 Millionen Jahren waren Technologie und Biologie des Menschen
eng miteinander verknüpft.

Neue Wege für die Herstellung von Werkzeugen

Der Mangel an eindeutigen Verbindungen zu früheren Methoden der
Steinwerkzeugbearbeitung deutet darauf hin, dass der Werkzeuggebrauch in
der Vergangenheit mehrfach erfunden wurde. "Da Primatenarten auf der
ganzen Welt routinemäßig Steinhämmer benutzen, um sich neue
Nahrungsressourcen zu erschließen, scheint es sehr wahrscheinlich, dass in
ganz Afrika viele verschiedene menschliche Vorfahren jeweils neue Wege
gefunden haben, um mit Hilfe von Steinartefakten Ressourcen aus ihrer
Umwelt zu gewinnen", sagt David Braun, Archäologe an der George Washington
University und Erstautor der Studie. "Wenn unsere Annahme richtig ist,
dann würden wir erwarten, dass wir ab einem Zeitpunkt vor etwa 2,6
Millionen Jahren, jedoch nicht vorher, eine Art Kontinuität bezüglich der
Form dieser Steinartefakte vorfinden. Um diese Annahme hinreichend zu
belegen, müssen wir weitere Fundstellen ausfindig machen."

Vor etwa 2,6 Millionen Jahren scheinen Menschen also damit begonnen zu
haben, langfristig in den Werkzeuggebrauch als Teil des Menschseins zu
investieren. Fortlaufende Arbeiten im Projektgebiet des Fundorts liefern
bereits jetzt erste Erkenntnisse über die Verhaltensmuster unserer
frühesten Vorfahren hinsichtlich des Werkzeuggebrauchs. Neue
Ausgrabungsorte wurden bereits identifiziert und das Team wird noch in
diesem Jahr mit weiteren Grabungen beginnen.


Originalpublikation:

Braun, David R., et al.

Earliest known Oldowan artifacts at >2.58 Ma from Ledi-Geraru, Ethiopia,
highlight early technological diversity

Proceedings of the National Academy of Sciences, 03 June 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234
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TAGUNG/445: Mainz - Roms Einfluss auf die Gestaltung von Landschaften, 12.-15.06.2019


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Roms Einfluss auf die Gestaltung von Landschaften

Öffentliche Tagung zum Einfluss des Imperium Romanum auf die Gestaltung und Strukturierung des Raums außerhalb der Städte



Wann: Mittwoch, 12. Juni bis Samstag, 15. Juni 2019

Wo: Mittwoch (15:00-19:00 Uhr) und Samstag (9:00-11:50 Uhr) im
Fakultätssaal des Philosophicums, Jakob-Welder-Weg 18, Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU)

Donnerstag (9:30-18:15 Uhr) und Freitag (9:00-18:30 Uhr) im
Max-Planck-Institut für Polymerforschung, Ackermannweg 10, Mainz

Veranstalter: Prof. Dr. Marietta Horster, Historisches Seminar der JGU
Prof. Dr. Alexandra Busch, Römisch-Germanisches Zentralmuseum, Mainz
Prof. Olivier Hekster, Radboud University Nijmegen

Programm: 

https://www.instag.geschichte.uni-mainz.de/vortraege-veranstaltungen/the-impact-of-empire-on-roman-landscapes/

Eintritt: frei

Anmeldung: Zur Teilnahme an dem Vortrag von Jason König am Mittwoch um
18:00 Uhr wird um Anmeldung an laurkopp@uni-mainz.de gebeten.

Informationen zur Veranstaltung:

Die Konferenz "The Impact of Empire on Roman Landscapes" beschäftigt
sich mit dem Einfluss des Imperium Romanum auf Landschaften. Im Fokus
steht die Welt außerhalb der Städte und die Frage, wie ein Raum
"römisch" werden konnte. Welchen Einfluss hatte Rom auf die
Ausgestaltung und Strukturierung von Raum, auf die Symbolik und auf
die literarische, politische und rechtliche Erzeugung von römischer
Landschaft? Und wie veränderte sich die Kultivierung von Land, das zum
römischen Einflussgebiet gehörte?

Die Tagung wird von Prof. Dr. Marietta Horster vom Arbeitsbereich Alte
Geschichte der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in Zusammenarbeit
mit Prof. Dr. Alexandra Busch vom Römisch-Germanischen Zentralmuseum
in Mainz und Prof. Olivier Hekster von der Radboud University Nijmegen
organisiert. Sie richtet sich an Wissenschaftler und Studierende, aber
auch alle anderen Interessenten sind herzlich eingeladen. Erwartet
werden rund 50 Teilnehmer aus dem In- und Ausland.

Die Veranstaltung ist kostenlos, um Anmeldung zu dem zentralen Vortrag
"Landscape and the Human in Imperial Greek Literature" von Jason König
am Mittwochabend wird gebeten. Die Vorträge werden überwiegend in
englischer Sprache und teilweise in Französisch gehalten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:
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TREFF/742: Heidelberg - Mittelaltertag, Mitmachaktionen und Vorträge am 22. Juni 2019


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg, 03.06.2019

Mittelaltertag

Mitmachaktionen und Vorträge lassen historische Epoche lebendig werden



Spannende und unterhaltsame Einblicke in die Erforschung einer
historischen Epoche bietet der "Mittelaltertag", der am 22. Juni 2019
an der Universität Heidelberg stattfindet. Studierende und
Wissenschaftler verschiedener Fächer der Mediävistik wollen mit dieser
Veranstaltung den Facettenreichtum ihrer Disziplinen sichtbar machen.
Ein vielfältiges Angebot an interaktiven Werkstätten wird ergänzt
durch Mitmachaktionen und Vorträge, die das Mittelalter in seiner
Vielfalt lebendig werden lassen. Das Programm, das zwischen 14 und 20
Uhr in verschiedenen Hörsälen der Neuen Universität stattfindet,
richtet sich an alle Interessierten aus Universität, Stadt und Region.

Der Eröffnungsvortrag zum Thema "Eine Krone, zwei Welten, drei
Schlachten" beschäftigt sich mit dem Kampf um den englischen Thron im
Jahr 1066. Zahlreiche, jeweils 30-minütige Werkstätten und
Kurzvorträge bieten den Besucherinnen und Besuchern anschließend
Einblicke in ein breites Spektrum mediävistischer Forschungsfelder.
Die thematische Spannweite reicht von der mittelalterlichen
Kartographie über den Minnesang bis hin zu Magie und Medizin dieser
Zeit. Interessierte können sich im Innenhof der Neuen Universität in
die historische Fechtkunst einführen lassen, an einem Mittelalterquiz
teilnehmen oder Buchmalereien selbst gestalten. Speziell an Kinder
richten sich Veranstaltungen, die sich dem Essen im Mittelalter widmen
oder einen "großartigen Comicstrip der Weltgeschichte" - den "Teppich
von Bayeux" aus dem 11. Jahrhundert - vorstellen. Zum Abschluss tritt
der Chor des Germanistischen Seminars auf.

Veranstaltet wird der "Mittelaltertag" von verschiedenen Instituten
und Einrichtungen der Universität, der Pädagogischen Hochschule und
der Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg, der Universität
Mannheim sowie des Karlsruher Instituts für Technologie. Beteiligt ist
auch die Heidelberger Akademie der Wissenschaften. Organisiert haben
die diesjährige Veranstaltung Prof. Dr. Tino Licht von der
Lateinischen Philologie des Mittelalters und der Neuzeit sowie Prof.
Dr. Jörg Peltzer vom Historischen Seminar der Ruperto Carola.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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Universität Heidelberg, 03.06.2019
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MELDUNG/395: Moderne Fälscher entlarven (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 03.06.2019

Moderne Fälscher entlarven



Forschende der ETH Zürich haben ein Verfahren entwickelt, mit dem
moderne Fälschungen von Bildern zweifelsfrei nachgewiesen werden können,
selbst wenn der Fälscher alte Materialien verwendete. Für den Nachweis
brauchen die Forschenden weniger als 200 Mikrogramm Farbe.

Kunstfälschungen sind seit der Antike bekannt, doch der Kunstmarkt wächst
und die Kommerzialisierung hat rasant zugenommen. Das verleitet den einen
oder anderen dazu, ein historisches Bild nachzumalen und das schnelle
Geld zu machen. Solche Fälschungen sind am einfachsten aufzudecken, wenn
sich nachweisen lässt, dass das verwendete Material jünger ist, als das
Bild datiert wurde.

Moderne Fälscher verwenden deshalb oft alte Materialien, um die Fälschung
besser zu kaschieren, oder übermalen historische Gemälde. Der berüchtigte
Han Van Meegeren (1889-1947), der sich auf das Fälschen von 
Vermeer-Gemälden spezialisiert hatte, war bekannt dafür, die Farbe älterer Gemälde
abzuschaben und wiederzuverwenden, um so die Illusion eines natürlich
gealterten Gemäldes zu erwecken.

C14-Methode chemisch erweitert

Die Datierung mit Radiokarbon, die sogenannte C14-Methode, die seit den
1940er-Jahren bekannt ist, erlaubt es, Fälschungen zu erkennen. Sie
basiert auf der Tatsache, dass 14C-Atome in einer feststehenden
Gesetzmässigkeit zerfallen. Bestimmt man das Verhältnis von 12C und 
14C-Atomen in einer Probe und vergleicht es mit Referenzwerten, lässt sich das
Alter der Probe bestimmen. Das Labor für Ionenstrahlphysik der ETH Zürich
hat mit diesem Verfahren bereits verschiedentlich international für
Aufsehen gesorgt, weil es die Echtheit von historischen Gegenständen
bestätigen oder widerlegen konnte.

Allerdings hat die Methode einen grossen Nachteil: Die Probe kann durch
alte Materialien verfälscht sein, was sich mit der C14-Methode nur schwer
entdecken lässt. Laura Hendriks, die gleichzeitig in der Gruppe von Prof.
Hans-Arno Synal am Labor für Ionenstrahlphysik als auch in der Gruppe von
Prof. Detlef Günther am Laboratorium für anorganische Chemie doktoriert,
hat nun für dieses Problem eine elegante Lösung gefunden. Sie publiziert
das neue Verfahren heute in der Fachzeitschrift PNAS.

In einem ersten Schritt gilt es, eine ideale Probestelle zu finden, die
nur anorganische Pigmente enthält. Diese Probe wird danach mit chemischen
Verfahren so gereinigt, dass nur noch 10 Mikrogramm reiner Kohlenstoff
übrigbleibt. Dieser lässt sich dann wie bisher mit der C14-Methode
analysieren. «Wir haben neu die bekannte physikalische Methode mit
chemischen Methoden kombiniert, um so ein eindeutiges Resultat zu
bekommen», sagt Hendriks.

Bindemittel verrät Fälscher

Für die Publikation hat Hendriks ihre Methode an einen bekannten Fall
getestet: Robert Trotter malte ein Gemälde im amerikanischen primitiven
Volkskunststil, signierte es mit «Sarah Honn» und datierte es auf «5. Mai
1866 n. Chr.» Bereits früher gestand Trotter in einem Prozess, die
Sarah-Honn-Fälschung 1985 gemalt zu haben.

Die ETH-Forschenden haben nun zwei Mikroproben von diesem Gemälde
analysiert: eine Leinwandfaser und einen Farbpartikel mit einem Gewicht
von weniger als 200 Mikrogramm. «Dank neuer Entwicklungen im Labor für
Ionenstrahlphysik können wir heute deutlich kleinere Proben messen als
früher», erklärt Hendriks. Die Datierung der Leinwand passt zwar zur
angeblichen Zuschreibung zum 19. Jahrhundert. Doch die Datierung der
Farbe deckt die Fälschung auf. Auch wenn ein Fälscher zur Tarnung alte
Farbpartikel verwendet, muss er sie nämlich mit einem neuen Bindemittel
mischen. Und genau diesen Umstand machen sich die ETH-Forschenden nun zu
Nutze.

Falsches Öl verwendet

Die Analyse des Bindemittels ist eine komplexe Aufgabe, weil es eine
heterogene Mischung ist. Doch die Ergebnisse sind eindeutig: Das
verwendete Öl im Bindemittel enthält einen Überschuss an 14C, der
charakteristisch für das 20. Jahrhundert ist. Denn durch den Einsatz von
Kernwaffen stieg die 14C-Konzentration in der Atmosphäre enorm an, so dass
sich Proben aus dieser Zeit sehr genau datieren lassen. Die Samen, aus
denen das Öl für das Bindemittel gewonnen wurde, wurden zwischen 1958-1961
oder 1983-1989 geerntet. Das widerspricht der Datierung der Leinwand und
beweist, dass das Bild nach 1950 produziert wurde - es handelt sich also
zweifelsfrei um eine moderne Fälschung. «Anhand dieses bekannten Falls
können wir nun zeigen, dass unsere Methode wirklich funktioniert», sagt
Hendriks.

Ob mit der neuen Methode nun routinemässig Fälscher zur Strecke gebracht
werden können, ist allerdings noch unklar. Es ist nicht ganz einfach, eine
geeignete Stelle für die Probenahme zu finden, und auch das Messverfahren
ist sehr aufwändig, da es einige komplexe und kostspielige Schritte
beinhaltet. Dennoch dürfte das neue Verfahren in der Kunstwelt auf grosses
Interesse stossen, wenn es darum geht, die Echtheit von berühmten Gemälden
zuverlässig nachzuweisen.


Originalpublikation:

Hendriks L et al. Uncovering modern paint forgeries by radiocarbon dating.
PNAS, published online June 3rd 2019. DOI: 10.1073/pnas.1901540116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MELDUNG/394: Cologne Game Lab entwickelt interaktive, virtuelle Bauhaus-Ausstellung (idw)


Technische Hochschule Köln - 28.05.2019

Cologne Game Lab entwickelt interaktive, virtuelle Bauhaus-Ausstellung



Anlässlich des 100-jährigen Bauhaus-Jubiläums hat das Cologne Game Lab
(CGL) der TH Köln im Auftrag des Goethe-Instituts Boston eine VR-Anwendung
entwickelt, die einen virtuellen Rundgang durch das Bauhausgebäude in
Dessau ermöglicht. Die Ausstellung "Virtual Bauhaus" tourt durch zehn
Goethe-Institute sowie Museen und Universitäten Nordamerikas, ist frei zum
Download verfügbar und wird am 28. Juni in der Nacht der Technik an der TH
Köln präsentiert.

Die Besucherinnen und Besucher können im virtuellen Bauhaus die originären
Studentenwohnheime erkunden, sich mit einer experimentellen Aufführung in
der Bühnenwerkstatt beschäftigen, eine Materialstudie konstruieren oder
die ikonische Treppe des Gebäudes besteigen. Der Rundgang dauert mit Voice
Over circa 20 Minuten, kann aber, je nach persönlichem Geschmack,
verlängert werden. Ziel der Ausstellung ist nicht nur, Besucherinnen und
Besuchern weltweit das Bauhaus durch eine immersive Umgebung nahe zu
bringen, sondern auch durch ein zeitgenössisches Medium die dauerhafte
Relevanz einer der wichtigsten kulturellen Hinterlassenschaften
Deutschlands zu vermitteln.

"Das Projekt Virtual Bauhaus ist das Ergebnis einer mehrjährigen
erfolgreichen Kooperation von Goethe-Institut und Cologne Game Lab. Es
bedient sich ganz im Geiste des Bauhauses zeitgenössischer Technologie, um
möglichst viele Menschen zu erreichen. So können Interessierte in aller
Welt im Jubiläumsjahr des Bauhauses mit Hilfe innovativer VR-Technologie
die Welt des Bauhauses anschaulich erleben. Im Rahmen des
Deutschlandjahres in den USA wird Virtual Bauhaus von Boston bis Seattle
eingesetzt und stellt eine vielbeachtete Komponente im Rahmen der
Feierlichkeiten zum Bauhausjubiläum dar", sagt Christoph Mücher,
Mitinitiator des Projekts Virtual Bauhaus und Projektleiter des
Deutschlandjahrs in den USA.

Die Entwicklung dauerte rund zwei Jahre. "Die besondere Herausforderung in
der Gestaltung der VR-Ausstellung lag darin, eine sehr breite Zielgruppe
anzusprechen und eine gut funktionierende User Experience anzubieten.
Außerdem soll die Ausstellung weltweit an vielen Orten gleichzeitig
aufgebaut werden, ohne dass ein technischer Experte als Betreuer notwendig
ist. Auch dieser Prozess musste sehr stark durchgeplant und bereits in der
Entwicklung berücksichtigt werden", so Ilja Burzev, der die App mit fünf
weiteren Mitarbeitern des CGL entwickelt und betreut hat: Eugene
Krivoruchko, Volker Zerbe, Sascha Haus, Mitesh Amin und Sebastian
Felzmann. Bei der Themenauswahl und der sprachlichen Darstellung wurden
sie unterstützt von den Bauhausexperten Jordan Troeller von der Freien
Universität Berlin und Robert K. Huber von der zukunftsgeraeusche GbR.

Projektleiter und Co-Direktor des CGL ist Professor Björn Bartholdy: "Der
Einsatz von immersiven Technologien wie Virtual - oder Augmented Reality
ermöglicht bahnbrechende neue Möglichkeiten im Kontext von
Ausstellungsgestaltung und musealen Konzepten. Hier ist die Interaktion
mit den Exponaten im Gegensatz zur analogen Ausstellung quasi ein 'Muss',
die Besucherinnen und Besucher gestalten durch ihren Umgang mit dem
virtuellen Raum jeden Besuch vollkommen neu. Im Grenzgebiet zwischen
digitalen Spielen und der Entwicklung von virtuellen Erlebniswelten bildet
sich ein neues und spannendes Feld für die Forschenden, Designerinnen und
Designer am Cologne Game Lab", so Bartholdy.

Am 28. Juni können Besucherinnen und Besucher Virtual Bauhaus auf der
Nacht der Technik der TH Köln erleben. Die Veranstaltung findet statt
zwischen 18.00 und 24.00 Uhr auf dem Campus Deutz, Hochhaus, Betzdorfer
Str. 2, 50679 Köln.

Die Applikation kann über HTC VIVE Pro genutzt werden und ist kostenfrei
verfügbar. 


Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind mehr als 26.000
Studierende in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben.
Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen
wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres
Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen
Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten
Kooperationspartnerin und Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als
Fachhochschule Köln gegründet und zählt zu den innovativsten Hochschulen
für Angewandte Wissenschaften.

Virtual Bauhaus wurde vom Goethe-Institut Boston in Zusammenarbeit mit
Cologne Game Lab (CGL) / TH Köln entwickelt. In Nordamerika wird es im
Rahmen des Deutschlandjahrs USA präsentiert. Die Initiative
"Deutschlandjahr USA 2018/2019 - Wunderbar Together" wird vom Auswärtigen
Amt gefördert, vom Goethe-Institut realisiert und vom Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) unterstützt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 28.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9668: Schwarzenberg - Angelika Kauffmann, 15. Juni bis 06. Oktober 2019


Pressemitteilung von: Verein zur Förderung von Kunst und Kultur am
Rosa-Luxemburg-Platz e.V.

Angelika Kauffmann "Unbekannte Schätze aus Vorarlberger
Privatsammlungen"



Wer glaubt, das Werk von Angelika Kauffmann zu kennen, wird von dieser
Ausstellung überrascht sein. Denn Vorarlberger Privatsammler zeigen
teils erstmals ihre Gemälde, Zeichnungen und Druckgrafiken der
berühmten Künstlerin. Zudem ist es der Kuratorin Bettina Baumgärtel
gelungen, verschollen geglaubte Werke aufzuspüren. Hochkarätige
Leihgaben aus öffentlichen Sammlungen wie dem Victoria and Albert
Museum in London ergänzen die Schau. Kauffmann (1741-1807) war bereits
zu Lebzeiten ein Mythos, ihre Kunst wegweisend für den Klassizismus.
Nach Dessau 2018 ist die Ausstellung nun im vorarlberg museum und im
Angelika Kauffmann Museum in Schwarzenberg zu sehen.

vorarlberg museum

Vernissage: Fr, 14. Juni, 17.00 Uhr

Begrüßung Andreas Rudigier, Direktor vorarlberg museum

Brigitte Mang, Direktorin Kulturstiftung Dessau-Wörlitz

Einführung Bettina Baumgärtel, Kuratorin

Eröffnung Markus Wallner, Landeshauptmann

Dauer der Ausstellung: 15. Juni bis 06. Oktober 2019

Angelika Kauffmann - Museum Schwarzenberg

Vernissage: Sa, 15. Juni, 17.00 Uhr

Begrüßung Markus Flatz, Bürgermeister Schwarzenberg

Gert Ammann, Obmann Förderverein "Freunde

Angelika Kauffmann Museum Schwarzenberg"

Einführung Bettina Baumgärtel, Kuratorin

Eröffnung Christian Bernhard, Kulturlandesrat

Dauer der Ausstellung: 16. Juni bis 03. November 2019

www.vorarlbergmuseum.at

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH
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Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9667: Köln - Olga Jakob "CLOSE BY", Zero fold , bis 13.07.2019


Pressemitteilung von: Zero Fold

Olga Jakob "CLOSE BY"

Albertusstraße 4. 50667 Köln

Eröffnung Freitag, 31. Mai 2019, 19 -22h 

Laufzeit 1. Juni bis 13. Juli 2019

Öffnungszeiten Do -Sa von 14 -18 Uhr und auf Anfrage unter www.zerofold.de oder 0178/8474786



Close by, Close up, close...Nähe, sich nähern, nah dran sein,
konfrontiert sein, eintauchen, entdecken, wahrnehmen. Wie der Titel
der Ausstellung von Olga Jakob sagt, verlangen ihre Arbeiten danach,
'näher' zu kommen, sie zu studieren, ihre Struktur mit den Augen
nachzufühlen, nachzuzeichnen. Olga Jakobs Werke fordern den Betrachter
dazu auf, ihrer Materialität auf den Grund zu gehen, die einzelnen
Materialien in den Arbeiten in ihrer Verflechtung zu erkennen, um als
Ganzes über sie nachzusinnen und über sie zu sprechen, und auf diese
Art neue 'Fäden zu spannen'.

Textilien, Stoffe, Papier, Farben sind die wichtigsten Protagonisten in
Olga Jakobs Werken. Dabei handelt es sich fast ausschließlich um
textile Materialien, mit denen jeder Mensch tagtäglich konfrontiert
ist. Wir sind umgeben und eingehüllt von Textilien, mit einer
Unmittelbarkeit, die für Jakob den Ausgangspunkt ihres künstlerischen
Schaffens begründet. Reste industrieller Textilien, alte
Werbeprospekte, in großer Masse ausgeworfene und oft in kürzester Zeit
wieder als bedeutungslos erachtete Produkte unserer schnelllebigen
Alltagskultur.

Diese visuelle und textile Überflutung der aktuellen Konsumindustrie
wird von Olga Jakob aufgegriffen, indem sie den Textilien mit einer
neuen ästhetischen Wertschätzung gegenübertritt, sich mit diesen in
eine kritische Auseinandersetzung über deren Ursprung begibt und
schließlich einen neuen Kontext und eine andere Bedeutung für sie in
ihren Bildwerke ngeneriert.

Raum, Zwischenraum, Räume eröffnen oder verschließen, Oberflächen,
Rückseiten, Inhalt und Hülle, Vordergrund und Tiefendimension. Die
Arbeiten vereinen in sich eine immense Spannbreite an visuellen
Eindrücken und erforschen vielfältige plastische Neuinterpretationen
des klassischen Bildes auf Keilrahmen. Gazestoffe, die von feinen
eingewebten Textilfäden durchzogen sind, bilden eine der aktuellen
Werkgruppen in den Arbeiten von Jakob. Je nach Farbigkeit und
Bearbeitung und in hoher Abhängigkeit vom wechselnden Lichteinfall
wirken diese großformatigen textilen Farbflächen fragil und sensibel
oder expressiv, massiv und in sich dynamisch. Die 'schwarzen' Arbeiten
aus dieser Werkreihe können sich als modular zusammengefügte
Einzelwerke zu großformatigen Gesamtkompositionen zusammenfügen und
eine rhythmische visuelle Landschaft entfalten, aber auch für sich
stehend spannende Bild- und Raumeindrücke eröffnen.

Der schwarze Grundstoff wird von wellenartigen, glänzend changierenden
Linien durchzogen. Sie winden sich an 'offenen Fenstern' vorbei, die
durch das Heraustrennen der eingewebten Faserstränge aus dem Gazestoff
entstanden sind. Auf diese Weise entstehen Räume, die den Betrachter
fast magisch anziehen und Fragen über das 'Dahinter' oder 'Dazwischen'
aufwerfen. Die Arbeiten, in denen Jakob größere Flächen des
transparenten Gazestoffs freilegt und auf diese Weise mit Raum- und
Bilddimensionen spielt, erinnern an Rauminstallationen des
US-amerikanischen Künstlers Robert W. Irwin. Die Werke lassen durch
die Transparenz des Stoffes eine Illusion von Raum und Zwischenraum
entstehen, für die die Gaze als eine Membran zwischen Schein und
Wirklichkeit fungiert.

Durch die Verwendung der unterschiedlichsten Materialien, Formate und
Farbigkeit besitzendie Arbeiten der Künstlerin mal mehr einen
installativen, einen Gemälde- oder einen plastischen, beinah
bildhauerischen Charakter. Dieszeigt sich vor allem in der Werkgruppe
der monochrom wirkenden Bildreliefs. Diese Reliefs arbeitet Jakobaus
Stoffen heraus, die mit in Kleister eingeweichtem Seidenpapier aus
recycelten Papieren überzogen sind. Das 'Innere', das'Skelett' des
jeweiliges Bildes wird wie von einer Haut durch die sensibel und
fragil anmutende Papierschicht bedeckt, verhüllt, bewahrt und
geschützt.

Auch bei diesen Werken wird das Wesen der Arbeiten von Jakob deutlich,
indem sie plastisch gewordene Fragen zu Materialität, Räumlichkeit und
Alltagskultur an den Betrachter richten.

Olga Jakob wurde 1985 in Kiew geboren. Sie studierte an der
Universität Köln, an der Weißensee Kunsthochschule Berlin und bis 2015
in der Meisterklasse von Prof. Helmut Dorner an der Staatlichen
Akademie der Bildenden Künste Karlsruhe. Aktuell lebt und arbeitet
Olga Jakob in Köln.

ZERO FOLD Birgit Laskowski Kunstprojekte

Albertusstraße 4 | 50667 Köln

www.zerofold.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9666: Berlin - Wir teilen uns Berlin, 2. Juni bis 25. August 2019


Pressemitteilung von: Kommunale Galerie Berlin

Wir teilen uns Berlin

Zeichnungen, Fotos, Masken, Modelle und Interviews von Kindern und
Jugendlichen

2. Juni bis 25. August 2019



Ort: Kommunale Galerie Berlin, Hohenzollerndamm 176, 10713 Berlin

Öffnungszeiten: Dienstag-Freitag 10-17 Uhr, Mittwoch 10-19 Uhr, Sonntag 11-17 Uhr

Eintritt frei

Mit der Ausstellung "Wir teilen uns Berlin" findet vom 2. Juni bis 25.
August 2019 das gleichnamige Projekt der Kommunalen Galerie Berlin in
Zusammenarbeit mit der Ev. Kirchengemeinde Halensee und dem Haus der
Jugend Anne Frank seinen Abschluss.

Die Schau präsentiert die Ergebnisse des Projektes "Wir teilen uns
Berlin", das sich im Frühjahr 2019 mit Workshopangeboten an junge
Menschen bis 18 Jahre richtete. Es wurde aus Mitteln des Programms
"Tafel macht Kultur" im Programm "Kultur macht stark. Bündnisse für
Bildung" finanziert.

Die Kreativangebote reichten von Theaterspielen, Bewegung, Zeichnen,
Gestalten bis zu Interviews. Durch diese konnten die Kinder und
Jugendlichen Berlin erkunden und Möglichkeiten des künstlerischen
Ausdrucks kennenlernen und erproben. Die Ausstellung lädt nun dazu
ein, an dem Erlebten teilzuhaben: In den Zeichnungen, Masken,
Modellen, Interviews und Fotos spiegeln sich die vielfältigen
Erfahrungen und Sichtweisen der jungen Menschen auf ihre Heimatstadt
Berlin.

Begleitende Veranstaltungen und Aktionen laden Besucher*innen zum
Mitmachen ein.

Die Workshops

Im Workshop Stadtskizzen Berlin boten das Tempelhofer Feld, das
Einkaufzentrum Gesundbrunnen Center, der Lietzensee oder der
Botanische Garten Dahlem willkommene Motive. Ein mit Zeichenmaterial
gefüllter Trolly lud Kinder und Jugendliche vor Ort dazu ein, ihre
Wahrnehmung der Umgebung mit Zeichenkohle auf Papier zu bringen -
motiviert, unterstützt und begleitet von den Workshopleiter*innen. So
hat zum Beispiel ein 13-jähriger - nach anfänglicher Skepsis - auf
dem Tempelhofer Feld eine grandiose Gebirgslandschaft aufs Papier
gebracht. Es war sein erster Kontakt mit Zeichenkohle.

Im Workshop Lebenslinien begaben sich Kinder und Jugendliche auf die
Suche nach ihrer Geschichte. Auf verschlungenen Wegen durchforschten
sie die Stadt und brachten ihre Wege zeichnerisch auf Papier.
Vorstellungen der Jugendlichen von einem "Zu Hause" finden sich in
individuell gestalteten Papp-Boxen, selbst entworfene Pop-Up-Karten
bilden eine Miniatur-Stadtmenagerie. Ein eigens gestaltetes Memory
bringt mit Zeichnungen und Collagen vielfältige Eindrücke vom Berliner
Stadtraum zum Ausdruck. Das Memory kann in der Ausstellung gespielt
und mit eigenen Motiven erweitert werden.

Im Theaterworkshop "Wer steht wo?" haben junge Menschen mit Methoden
aus dem Schauspielunterricht gearbeitet und die Wahrnehmung von sich
selbst und der Umgebung hinterfragt. Dabei sind sie Fragen
nachgegangen wie: "Was ist, wenn ich nichts mehr höre und nichts mehr
sehe? Was traue ich mir zu, wenn ich eine Maske trage? Wenn ich mich
auf ein Tuch lege und meine Umrisse nachgezeichnet werden, stimmt das
Bild mit meiner Wahrnehmung überein? Was erzählen Körperhaltungen über
Gefühle? Eine Kamera begleitete ihre Erkundungen.

Kommunale Galerie Berlin | Hohenzollerndamm 176 | 10713 Berlin 

info@kommunalegalerie-berlin.de | www.kommunalegalerie-berlin.de
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AUSSTELLUNG/9665: Berlin - Mostly Happy. Finnish Art Today, 06.06.-11.08.2019


Pressemitteilung von: Haus am Lützowplatz

Mostly Happy. Finnish Art Today

Mit Werken von:

Martti Aiha

Elina Brotherus

Miklos Gaál

Hannaleena Heiska

Ulla Jokisalo

Antti Laitinen

Niina Lehtonen Braun

Aurora Reinhard

Toni R. Toivonen

Kari Vehosalo



Eröffnung

6. Juni 2019, 19 Uhr

Redner:

Peter Senft

Vorstandsmitglied Haus am Lützowplatz (HaL)

Dr. Laura Hirvi

Leiterin des Finnland-Instituts in Deutschland

Einführung:

Dr. Marc Wellmann

Künstlerischer Leiter Haus am Lützowplatz (HaL) und Kurator der Ausstellung

Die Ausstellung "Mostly Happy - Finnish Art Today" präsentiert zehn
Künstlerinnen und Künstler, die für die Vielfalt und die Qualität der
finnischen Gegenwartskunst stehen. Ihre Werke sind einerseits mit den
Codes und Diskursen des weltweiten Kunstbetriebs verbunden,
andererseits lassen sich in ihnen ganz spezifische lokale Bezüge zur
Geschichte, Gesellschaft und vor allem auch zur Natur des Landes
ausmachen.

Der Titel der Ausstellung "Mostly Happy - Finnish Art Today" verweist
als Kippfigur auf einen damit zusammen hängenden Unterschied von
Selbst- und Fremdwahrnehmung. Zum zweiten Mal in Folge belegte
Finnland den ersten Platz im "World Happiness Report" (2019 und 2018).
Auf der gleichen Position ist es im Anfang 2019 veröffentlichten "Good
Country Index" gelistet. Das Land hat ein sehr hohes
Durchschnittseinkommen, gut ausgebaute soziale Strukturen und ein
herausragendes Bildungssystem, was Anfang des Jahrtausends durch die
Veröffentlichung der PISA-Studien schockhaft ins kollektive
Bewusstsein der deutschen Bevölkerung drang. Finnland ist sicher,
stabil und die Bevölkerung hat ein großes Vertrauen in ihre Regierung
und Verwaltung. Aber was verbirgt sich hinter dieser scheinbar
perfekten Fassade Finnlands? Die Werke in der Ausstellung markieren
diverse Bruchlinien einer komplexen zeitgenössischen Erfahrung.

In Kooperation mit dem Finnland Institut in Deutschland

Laufzeit der Ausstellung bis

11. August 2019

Programm zur Ausstellung

4. Juli 2019, 19 Uhr

Kuratorenführung mit Marc Wellmann

8. August 2019, 19 Uhr

Niina Lehtonen Braun im Gespräch mit Julia Rosenbaum

Haus am Lützowplatz

Fördererkreis Kulturzentrum Berlin e.V.

Lützowplatz 9

10785 Berlin

www.hal-berlin.de

Tel. +49 30 - 261 38 05

office@hal-berlin.de

Öffnungszeiten

Dienstag-Sonntag 11-18 Uhr

Montag geschlossen (außer an Feiertagen)

 * 
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GLEICHHEIT/6880: Gelbwesten zur Europawahl


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Gelbwesten zur Europawahl

Von unseren Reportern

4. Juni 2019



Am Samstag beteiligten sich Zehntausende Demonstranten an den 29.
Gelbwesten-Protesten in Folge, die ersten seit der Europawahl am 26. Mai.
Die Regierung gab eine offizielle, zu niedrig angesetzte Zahl von 9.500
Teilnehmern heraus, die Facebook-Seite "Yellow Number" vermeldete mehr als
doppelt so viele.

Aktivisten der Parti de l'égalité socialiste (Sozialistische
Gleichheitspartei, PES) verteilten Flugblätter mit der Stellungnahme der
World Socialist Web Site zur Europawahl "Die Europawahl und die
Rückkehr des Klassenkampfs" [1] und diskutierten über die Notwendigkeit
einer sozialistischen Perspektive für die Arbeiterklasse nach der Wahl.

Genau wie 2014 konnte Marine Le Pens rechtsextremer Rassemblement National
(RN) bei der Wahl einen knappen Sieg erzielen, indem er die weit
verbreitete soziale Wut, die Feindschaft gegen die Macron-Regierung und die
verkommene Politik der offiziellen "Linken" - der Sozialistischen Partei
und Jean-Luc Mélenchons La France insoumise (Unbeugsames Frankreich) -
ausnutzte.

Diejenigen, die mit der PES sprachen, äußerten ihre Verachtung für das
politische Establishment. Jennifer (31) nahm zum ersten Mal an einer
Gelbwesten-Demonstration teil. Sie ist Personalvermittlerin bei einem
Privatunternehmen und hat sich nicht an der Wahl beteiligt, weil sie nach
eigenen Angaben keinen der Kandidaten unterstützen konnte. Bei der
Präsidentschaftswahl 2017 hatte sie, wie mehr als sieben Millionen
Menschen, Mélenchon gewählt. Mehr als 60 Prozent seiner Wähler haben
diesmal für andere Parteien gestimmt.

Sie erklärte: "Ich bin heute gekommen, um die Leute zu unterstützen, die
wie ich gegen diese Regierung sind, und weil ich eine echte Demokratie
will. Meine Freunde waren von Anfang an dabei, aber für mich ist es das
erste Mal. Wir entscheiden heute nicht wirklich etwas. Neun Millionen
Menschen in Frankreich leben unter der Armutsgrenze. Das ist nicht
akzeptabel, und unter diesen Bedingungen macht [Macron] Zugeständnisse an
die Reichen wie die Abschaffung der Vermögenssteuer...

Die Leute haben bei der Wahl nicht für Macron gestimmt, sondern gegen Le
Pen. Ich persönlich habe einen leeren Stimmzettel abgegeben. Aber viele
meiner Freunde haben Macron gewählt, damit Le Pen nicht gewinnt. Es ist
nicht so, dass wir ihn unterstützen. Es gab eine Petition mit mehr als
einer Million Unterzeichnern, die Klimagerechtigkeit forderte, und es wird
trotzdem nichts getan. Die Medien gehören den Reichen. Bei uns ist es
genauso wie in Russland, was die Medien angeht noch weniger demokratisch.
Sie behandeln uns wie Idioten, und wir haben genug."

Jennifer erklärte: "2017 habe ich Mélenchon gewählt, aber das tue ich nicht
mehr, weil ich nichts mehr von ihm halte. Wir wollten nicht noch einen
Politiker, der nichts von den wahren Problemen der Bevölkerung weiß. Er
wollte nur unsere Stimmen. Das ist genau wie dieser andere Abgeordnete, dem
ein Gelbwesten-Demonstrant gesagt hat, er verdiene 1.500 Euro pro Monat,
und er antwortete: 'Oh, Sie arbeiten in Teilzeit?'"

Jean Petit ist ein 60jähriger Logistikarbeiter. Er verlädt Palletten im
Lager eines Radioteileherstellers in der Nähe seines Wohnorts, 20 Minuten
südlich von Paris. Gegenüber den WSWS-Reportern erklärte er: "Als
diese Bewegung entstand, konnten sich dadurch zum ersten Mal Leute treffen,
die ihre eigenen Probleme und Kämpfe hatten, aber dachten, sie wären
alleine. Wir merkten, dass wir nicht alleine waren.

Macron hat uns nur Brotkrümel gegeben, ein bisschen höherer Mindestlohn
oder Rente, aber nichts um die Bevölkerung zufrieden zu stellen. Da tut
sich eine riesige soziale Kluft auf, die jedes Jahr größer wird. Die
Arbeiter und die Mittelschicht kämpfen Tag für Tag mit der Armut. Die
Mehrheit versinkt in prekären Verhältnissen. Jetzt entsteht ein Bewusstsein
dafür, dass wir die Politik stoppen müssen, die diese zwei Kategorien in
Frankreich schafft - die mit Besitz und die, die nichts haben.

Ich lebe seit 50 Jahren in meiner Stadt. Vor 20 Jahren gab es hier zwei
Obdachlose. Jetzt gibt es hier jede Menge Leute Mitte 20, die arbeiten und
ein normales Leben führen könnten. Aber wenn man vom typischen Profil
abweicht, keine Arbeitspapiere, keinen Wohnsitz oder keine Abschlüsse hat,
reicht das, um auf der Straße zu landen. Hier gibt es Veteranen aus dem
Afghanistankrieg, die obdachlos sind.

Mein Boss hat mir vor Kurzem gesagt: 'Ich kann es mir nicht leisten, Leuten
so viel zu zahlen wie Ihnen.' Er hat junge Männer, 30-jährige, eingestellt,
die mit mir zusammenarbeiten und die gleiche Arbeit für 200 Euro weniger im
Monat machen.

Befristete Arbeitsverhältnisse waren früher dafür da, dass der Arbeitgeber
entscheiden konnte, ob man ein guter Arbeiter war, jetzt ist das ein
Dauerzustand. Wenn man heute versucht einen Kredit für eine Wohnung zu
bekommen und keinen unbefristeten Arbeitsvertrag hat, lehnt die Bank sofort
ab. Unter den Jugendlichen gibt es einen großen Bedarf an Arbeitsplätzen,
und die Unternehmen nutzen das aus. Sie stellen Leute für ein, zwei Monate
ein. Die Jungen bei mir auf der Arbeit haben Angst, während der Arbeit zu
reden. Hätten Sie das nicht auch, wenn der Arbeitgeber am Ende des Monats
entscheiden könnte, ob Sie nächste Woche noch da sind?"

Besonders scharfe Kritik übte Jean an den Gewerkschaften, die er dafür
verantwortlich machte, die Angriffe der Konzerne und der Regierung
umzusetzen und einen gemeinsamen Kampf der Arbeiter zu unterdrücken: "Die
Gewerkschaften sind tot - eigentlich werden sie von den Unternehmen und der
Regierung bezahlt. Warum sollten sie also gegen diejenigen kämpfen, die sie
bezahlen? Die Mitglieder bezahlen sie nicht mal mehr."

Jean fand das Flugblatt der PES gut, weil es von einer internationalen
Publikation stammt. Er erklärte: "Diese Art von Kampf ist international, es
gibt bereits Gelbwesten im Irak. Ich bin genau deshalb hergekommen, um mit
Menschen zu reden, die mehr über weitergehende Themen sagen können. Ich bin
neugierig auf diese Site, weil das, was dort steht, mehr als nur
Überlegungen darüber sind, ob die Leute aus meinem Viertel aufstehen und
protestieren. Ihr sprecht über die Themen des 20. Jahrhunderts."

Jef, ein Beschäftigter der Luftfahrtindustrie, sprach über seine
Desillusionierung mit dem politischen Establishment und dem heutigen
intellektuellen und kulturellen Leben. Er erwähnte, dass Macrons Partei La
République en Marche (LRM) "die ganzen Wirtschaftsliberalen übernimmt, die
PS, den Marktwirtschaftsflügel der Republikaner. ... Dadurch entsteht eine
große rechte Koalition aus PS, LR und LRM." Er fügte hinzu, es sei egal, ob
man konservative oder sozialdemokratische Parteien wählt.

Er fügte hinzu, er glaube den Behauptungen der Medien nicht, die Proteste
der Gelbwesten seien zunehmend unpopulär: "Ich glaube, hier ist viel
Manipulation am Werk. Aber die Unterstützung für die wichtigen Forderungen
der Bewegung war immer sehr stark, wie Sie sagen, gegen Ungleichheit. Sie
werden sehen, das ist immer noch populär."

Er wies auf Probleme hin, die sich mit dem politischen und intellektuellen
Klima insgesamt stellen: "Die Leute wissen nicht Bescheid, sie wurden vom
Kapitalismus und der Privatisierung einer Art von Gehirnwäsche unterzogen.
Sie sehen, dass es nichts bringt, alles zu privatisieren. Die Löhne sinken.
Deshalb glaube ich, man muss das Bewusstsein entwickeln, die Leute
aufklären."

Jef wies auch auf die Tatsache hin, dass die enormen internationalen
Auswirkungen der Existenz der Sowjetunion ständig heruntergespielt werden:
"Wer hat im Zweiten Weltkrieg die größten Verluste erlitten? Alle würden
sagen: die Amerikaner, aber es waren die Russen. Vor 1968 bekam man auf die
gleiche Frage die Antwort: die Russen. Heute würden die Leute sagen, die
Amerikaner waren es. So haben sich die Vorstellungen mit der Zeit
verändert. Aber es gibt auch Leute, die sich an die Geschichte erinnern. Es
gibt ältere Leute, die aus der Geschichte berichten können. Dinge können
bestätigt werden. Es gibt heute noch Veteranen von 1968 und der
Résistance."


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/05/31/euro-m31.html
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Eine vernunftwidrige Äquidistanz-Haltung

von Andrej Reder



Wer kennt die Frage nicht: "Meinst du, die Russen wollen Krieg?" So
beginnt ein bewegendes, vor allem auch in der DDR oft gesungenes
antifaschistisches Lied des sowjetischen Dichters Jewgeni Jewtuschenko
und des Komponisten Eduard Kolmanowski. Melodie und Worte der von
Sigrid Siemund stammenden deutschen Ubersetzung dieses Werkes gehen
mir immer wieder durch den Kopf, wenn ich über die gefährlich
angespannte internationale Lage, über die in der Bundesrepublik und
ihren sogenannten Konzernmedien verbreiteten Lügen und Halbwahrheiten
über die angeblich von Russland ausgehenden Gefahren für die
Sicherheit und den Frieden in Europa nachdenke. Und so steht immer
aufs Neue die Frage: "Meinst du, die Russen wollen Krieg?" Nein, sie
wollen Frieden. Auch die Mehrheit der US-Amerikaner will keinen Krieg.
Aber die beiden Völker unterscheiden sich in dieser Frage insofern,
als die Russen allein im 20. Jahrhundert gezwungen waren,
unermessliches Leid in zwei Weltkriegen durchzustehen. Der diesjährige
Tag des Sieges über den Hitlerfaschismus hat erneut verdeutlicht: Die
Russen und ihr Präsident wissen aus bitterer Erfahrung, was Krieg
bedeutet, und sie sind gewillt, die Menschheit vor einem tödlichen
Inferno im Zeitalter der Massenvernichtungswaffen zu bewahren.

Das kann man von den Herrschenden in den USA leider nicht behaupten.
Nach dem Zerfall der Sowjetunion brachte sich die von den USA
dominierte NATO gegen Russland in Stellung, um dieses Riesenland mit
seinen unermesslichen Naturreichtümern zu unterwerfen. Ihre
Konfrontationspolitik bedroht den Frieden. "Frieden ist nicht alles,
aber ohne Frieden ist alles andere nichts" (Willy Brandt). Für den
Weltfrieden ist ein partnerschaftliches Verhältnis zwischen den USA
und Russland ünerlässlich. Deutschland sollte dazu einen Beitrag
leisten. Die deutsch-russischen Beziehungen sind derzeit aber
empfindlich gestört. Sie werden längst nicht mehr von nationalen
Interessen unseres Landes bestimmt. Das vereinte Deutschland hat sich
willfährig der Geostrategie des USA-Imperialismus untergeordnet. Die
Linke sollte gegen diese Politik entschiedenen Widerstand leisten. Das
umso mehr und eigentlich umso naheliegender, da die Deutschen sich
mehrheitlich (58 Prozent) eine Annäherung der Bundesrepublik an
Russland wünschen, in Ostdeutschland sprechen sich dafür sogar 72
Prozent aus, so das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage, die vom
Meinungsforschungsinstitut Civey schon vor Jahresfrist erhoben und im
Journal Welt-Trend veröffentlicht wurde.

Umso unverständlicher ist es, dass die jüngsten Parteitage der Linken
es unter der Regie der Parteiführung tatsächlich fertiggebracht haben,
Anträge zur Gestaltung friedlicher Beziehungen Deutschlands zu
Russland abzulehnen beziehungsweise sie in den Bundesausschuss zu
verweisen. Eine schändliche Haltung!

Man muss' kein Kommunist, kein Linker sein, um zu verstehen, dass auch
Russland seine Interessen, Sicherheitsinteressen, hat und gewillt ist,
sie bei Respektierung der Interessen seiner Partner durchzusetzen,
wenn es sein muss, sich gegen Bedrohungen zu wehren.

Denn in Erinnerung sei gerufen: Nicht Russland hat seine Grenzen in
Richtung NATO-Staaten versetzt, sondern die NATO hat sich den
Westgrenzen Russlands gefährlich genähert und ist dabei, mit der
Ukraine die verbliebene Lücke zu schließen; nicht Russland hat
Militärstützpunkte um die Vereinigten Staaten errichtet, sondern die
USA kreisen Russland ein; nicht Russland hat Raketen an den Grenzen
der USA in Stellung gebracht, sondern die USA taten es vor Russlands
Territorium; nicht Russland verschwendet die weltweit höchsten
Militärausgaben (61,4 Milliarden US-Dollar 2018), sondern die USA (649
Milliarden US-Dollar 2018, 716 Milliarden sind für 2019 vorgesehen).
In zwei aufeinanderfolgenden Jahren hat Russland seine Ausgaben sogar
reduziert. Nicht Russland hat Staatsstreiche inszeniert, um unliebsame
System- beziehungsweise Regimewechsel in fremden Ländern zu erzwingen,
sondern die USA; nicht Russland hat in den letzten zwei Jahrzehnten
verheerende Kriege angezettelt und großflächige Militärmanöver
inszeniert, sondern die von den USA dominierte NATO; nicht Russland
initiiert aggressive mediale und Fake-News-Angriffe, sondern die NATO.

Ungeachtet dessen könnten Linkspolitiker entgegnen, man müsse auch
Kritikpunkte in der russischen Politik benennen. Das sei ihnen
unbenommen. Wie realitätsfremd aber wäre ein solcher Einwand, der
Ursache und Folgewirkungen außer Acht lässt, wie geschichtsvergessen
und vor allem wie grundverkehrt wäre es, denn hierbei geht es nicht um
irgendwelche "Kritikpunkte" an der Politik eines Landes, sondern um
die Parteinahme für den Frieden. Und was treibt einflussreiche Linke
um, eine Art Äquidistanz-Haltung gegenüber beiden Großmächten
einzunehmen? Außerdem lässt sich Kritik viel wirkungsvoller üben, wenn
man sich nicht in einer aggressiven Konfrontationspolitik verfängt.
Vielmehr ist eine andere Außen- und Sicherheitspolitik vonnöten, und
die ist nur mit, nicht ohne oder gar gegen Russland möglich.
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Einlauf

Die Oberhand soll sie haben, die Politik. Unbedingt. Robert Habeck
sagt: "Politik lebt vom Glauben, dass Veränderung möglich ist. Gibt
man den auf, erodiert das Vertrauen in Demokratie." Indes, was ist,
wenn das Credo nicht stimmt? Oder muss es stimmen, weil sonst der
Glauben verloren geht? Ist Politik demnach der Glaube an sie, und
Politikverdrossenheit eine Häresie und schon deshalb abzulehnen?

Aber Habeck hat auch recht: Ohne das Halluzinieren einer kompetenten
Politik, würde wahrlich der öffentliche Bereich zusammensacken. So
herrscht die Gebetsmühle. Da bekreuzigen sich Neugrüne und Altrote mit
Schwarzen, Türkisen, Blauen, Pinken, Orangen und Braunen. Allen
gemeinsam ist ihnen der selige Befund: Geht schon! Auch radikale Linke
verlangen meist nichts anderes als eine andere Politik. Sie sind
Kinder der Gegenwart, nicht Vorhut der Zukunft.

"Politik ist das, was man macht, um nicht zu zeigen, was man ist, ohne
es zu wissen", schrieb Karl Kraus. Politik, das ist der selige Glaube
an die Souveränität, den freien Willen, die freien Wahlen, die freie
Presse, die mündigen Bürger und den ganzen demokratiepolitischen
Werteschmonzes. Die Staatsbürgerkunde rinnt unentwegt aus allen
Kanälen, ist Ausdruck einer tief verunsicherten Selbstversicherung,
die aber alles überschwemmen will. Kein Geist entgeht dieser Brühe.
Wenn wir nur alle daran glauben, dann muss es schon stimmen. Dieser
Bezug ist suggestiv und religiös. Demgegenüber hielt schon der junge
Marx fest: "Der politische Verstand ist eben politischer
Verstand, weil er innerhalb der Schranken der Politik denkt."

Diese Schranken wollen wir (nicht nur) in dieser Ausgabe auf brechen.
Wir wünschen eine abträgliche Lektüre. Das, was nicht mehr tragbar
ist, soll abgetragen werden.

 * 

Rechtsextremistischer Bolsonaro ist Brasiliens neuer Präsident


von Gaston Valdivia

Leider ist eingetreten, was zu befürchten war: 55,14 Prozent der
brasilianischen Wähler*innen haben in der Stichwahl vom 28. Oktober
2018 den rechtsextremen Jair Messias Bolsonaro zum nächsten
Präsidenten ihres Landes gewählt. Bei den allgemeinen Wahlen vom 7.
Oktober errang seine Partei PSL (Partido Social Liberal) gerade einmal
52 von 513 Sitzen für die Abgeordnetenkammer, und im Senat kam sie
noch nicht einmal über 4 von insgesamt 81 Senatoren hinaus. Unter den
vier PSL-Senatoren befindet sich auch Bolsonaros Sohn Flávio. Bei der
Wahl für die Präsidentschaft verfehlte Bolsonaro hingegen mit 46,03
Prozent nur knapp die absolute Mehrheit, weshalb es zur Stichwahl
zwischen ihm und dem mit 29,28 Prozent zweitstärksten Kandidaten
Fernando Haddad von der Arbeiterpartei PT kam. Bolsonaro siegte
deutlich mit 55,13 Prozent der Stimmen.

Vor dem Hintergrund der großen Zersplitterung in Parlament und Senat
muss der neue Präsident viele Absprachen treffen, um in Parlament und
Senat auch nur annähernd die eigenen Vorstellungen umsetzen zu können.
Da es in Brasilien keine Prozenthürde gibt, sind in der neuen
brasilianischen Abgeordnetenkammer 30 und im neuen Senat 21 Parteien
vertreten. Stärkste Einzelpartei ist die Arbeiterpartei PT (Partido
dos Trabalhadores) mit 56 Abgeordneten. Andererseits verfügt Bolsonaro
über erhebliche Machtbefugnisse, die mit denen eines US-Präsidenten
vergleichbar sind. Sie ermöglichen ihm notfalls ein Regieren mit Hilfe
provisorischer Erlasse und Dekrete. Außerdem kann er unerwünschte
Gesetze blockieren. Ferner bestimmt er die Führungen der Streitkräfte,
die Minister des obersten Bundesgerichtshofs, den Generalbundesanwalt
sowie Präsidenten und Direktoren der Zentralbank und etliche weitere
einflussreiche Amtspersonen.

Nutzt er diese Macht, wird er das bisherige politische Establishment
in Senat und Parlament kräftig durcheinanderwirbeln. Am meisten Furcht
verbreitet er jedoch bei all denjenigen Menschen, die er zur
Zielscheibe seiner menschenverachtenden Rhetorik und Gestik gemacht
hat. Die Ereignisse in den Wochen bis zum zweiten Wahlgang haben
deutlich gezeigt, dass sein Sieg die zuvor schon stark polarisierte
und feindliche Atmosphäre weiter aufgeladen und nicht wenige seiner
Anhänger zu neuen antisemitischen, rassistischen, homophoben,
frauenfeindlichen und antilinken Angriffen animiert hat. Die Zeitung
El Mundo spricht sogar von einer Welle der Gewalt gegen
Homosexuelle und Wähler oppositioneller Parteien.

Wer ist Bolsonaro?

Wie ordnet man Bolsonaro als Person am besten ein? Er ist ein ziemlich
unwissender, aggressiv-autoritärer Familienpatriarch mit
konservativ-religiösem Profil und US-amerikanischem
Mittelstands-Lifestyle. Seine homophobe, rassistische, frauen- und
genderverachtende Einstellung propagiert er ebenso offensiv wie seinen
Hass auf Linke. Seinen Sohn sähe er lieber tot als schwul. Den Islam
würde er am liebsten verbieten. Obwohl katholisch sozialisiert, ist er
zu den evangelikalen Baptisten konvertiert und hat sich vor zwei
Jahren am Jordanfluss wiedertaufen lassen. Wie bei zahlreichen
lateinamerikanischen Militärs üblich, glaubt er gesellschaftliche
Probleme und Widersprüche mit Gewalt lösen zu können. Sein schlichtes
Weltbild stammt aus den 60er und 70er Jahren, als Militärs, Kirche,
Agrar-Oligarchie und eine aufsteigende, industriell ausgerichtete
Bourgeoise einigermaßen einträchtig nebeneinander herrschten, die
Hierarchien klar und "die Welt noch in Ordnung" war. "Ordem e
Progresso" (Ordnung und Fortschritt) eben, wie es auch auf der
brasilianischen Landesflagge festgehalten ist. Als ehemaliger Militär
bewundert Bolsonaro Hitler, den er häufiger als "großen Strategen"
bezeichnete. Hitlers Wehrmacht gilt bis heute in lateinamerikanischen
Armeen als historisches Vorbild für disziplinierte, effiziente und
siegreiche Kriegsführung. Sein extremistisches Weltbild, sein
aufmüpfiges Verhalten selbst innerhalb des Militärs, für das er 1986
kurzzeitig hinter Gittern saß, und die geplanten Bombenattentate in
Kasernen, die ihm das Militär generös verzieh, haben ihm in seiner
Anhängerschaft zu dem Ehrennamen "el mito" (sinngemäß "der Legendäre")
verholfen. Der großen Mehrheit der brasilianischen Bevölkerung war er
bis vor wenigen Jahren eher noch als medialer Kasper bekannt.

Bolsonaro wurde und wird immer wieder mit Trump verglichen und wie
dieser als "Populist" oder "Rechtspopulist" bezeichnet. Es gibt einige
grundlegende Übereinstimmungen in der Weltsicht der beiden, aber
Bolsonaro kann seine Menschenverachtung in Brasilien enthemmter
hinausposaunen. Mit seiner kurzen demokratischen Tradition und seinen
ebenso schwachen wie korrupten Institutionen bietet Brasilien
offensichtlich das günstigere Umfeld für straffreie Beleidigungen,
Provokationen und Drohungen. Zudem wurde Bolsonaro, anders als Trump,
in der Armee sozialisiert und macht keinen Hehl aus seiner
ausgeprägten Sympathie für Militärdiktaturen. In den
liberaldemokratischen spanischsprachigen Medien wird Bolsonaro meist
als "Rechtsradikaler", "Rechtsextremist" oder "Ultrarechter"
bezeichnet. Linke Medien betiteln ihn häufiger als "Faschisten",
"Neofaschisten" oder "Nazi". Faktisch ist er ein wirrer
Rechtsextremist, den besondere historische Umstände nach oben gespült
und populär gemacht haben. Seine repressiven Absichten posaunt er
offen aus.

Bolsonaros Basis

Um die Vorgänge in Brasilien zu verstehen, kommt man nicht an einer
Betrachtung der Kräfte vorbei, auf die Bolsonaro zählen kann. Noch
wenige Monate vor Bolsonaros Wahl zum Präsidenten haben Umfragen
ergeben, dass etwa 16 Prozent der Bevölkerung sein extremes Weltbild
teilen. Das ist nicht wenig, würde aber nicht dazu ausreichen, so
etwas wie ein neofaschistisches Projekt durchzuführen. Welche Kräfte
unterstützen ihn bedingungslos, welche bedingt, welche könnten ihm
noch zuwachsen, welche könnten relativ schnell wieder vom Zug
abspringen, und welche Möglichkeiten erwachsen ihm dadurch für die
Zukunft? Um hier nicht das Fass einer FaschismusPopulismus-Debatte
aufzumachen, folgt hier einfach eine Aneinanderreihung wichtiger
Merkmale der Kräfte, die Bolsonaro bislang unterstützt haben.

Bolsonaro hat keine Massenbasis mit einheitlicher ideologischer
Ausrichtung hinter sich, sondern wird von verschiedensten heterogenen
Gruppen gestützt. Die aktivste Unterstützung kommt zum einen aus jenen
traditionellen rechtsextremen Kreisen, die bis heute der
Militärdiktatur nachweinen, zum anderen von einer jungen "neuen
Rechten", die sich aus weißen, abstiegsbedrohten, krisengeschüttelten
Mittelschichten rekrutiert. Es sind vielfach Studierende, denen es in
den letzten 10 Jahren an zahlreichen Hochschulen gelungen ist, die
ideologische Hegemonie zu erringen. Diese Söhne und Töchter sehen ihre
eigenen Aufstiegschancen in weite Ferne rücken und fürchten den
eigenen Absturz in die unteren Schichten.

Trotz eines traditionell zur Schau getragenen Patriotismus lässt sich
bei den alten traditionellen Unterstützer*innen nicht von einer
nationalistisch-völkischen Ideologie sprechen. Vielmehr sind die USA
für sie das Maß aller Dinge und damit ein starker lebensweltlicher
Bezugspunkt. Kapitalflucht und ein Zweitwohnsitz in Miami zählen hier
gewissermaßen zum liebgewonnenen Brauchtum. Ihr radikaler Diskurs
grenzt große Teile der Bevölkerung aus, statt sie im Sinn einer
Nationenbildung mit einzuschließen. Sie pflegen eine antipolitische
Haltung, in der ein Primat der Politik über die Ökonomie nicht
vorgesehen ist, was eine politische Radikalisierung allerdings nicht
ausschließt. Der neoliberale Markt hat Priorität, der Staat soll
"verschlankt" und Staatseigentum massiv privatisiert werden.
Protektionismus ist bislang nicht geplant, auch wenn es innerhalb des
Militärs starke Kräfte gibt, die das einfordern werden.

Der harte Kern der Bolsonaro-Unterstützer ist mehrheitlich ausgeprägt
rassistisch und geht von einer "weißen" Überlegenheit aus. Einige von
ihnen wünschen sich gar ein Apartheidregime nach südafrikanischem
Muster. In diesem Zusammenhang sollte man nicht vergessen, dass
Brasilien das Land mit dem weltweit größten Anteil an Hausangestellten
ist. Diese sind mehrheitlich weiblich, von dunkler Hautfarbe und meist
sklavenhalterischen Bedingungen unterworfen. Die Entfaltungsfreiheit
der Frauen in der Mittel- und Oberschicht basiert auf diesem servilen
System. Unter der festen Anhängerschaft findet sich auch eine
Minderheit von konservativen Kräften, die Brasilien als
"Mestizen-Land" zumindest akzeptieren. Was aber alle Anhänger*innen
miteinander verbindet, sind ein autoritär-konservatives Frauen- und
Familienbild, Rassismus und die Ablehnung gemeinschaftlich-sozialer
Lebensvorstellungen, die auch im Hass auf Linke und "Kommunisten" (was
für die meisten dasselbe ist) zum Ausdruck kommt.

Historisch ist ein religiös motivierter Antisemitismus unterschwellig
stets vorhanden, scheint aber nicht konstitutiv für die rechte
Bewegung Bolsonaros zu sein. Bolsonaro selbst präsentiert sich
israelfreundlich und pflegt den Kontakt zu der minoritären
konservativen Fraktion der jüdischen Gemeinde des Club Hebraica.
Öffentlich ruft er dazu auf, die israelische Demokratie anzuerkennen,
und propagiert Israels Landwirtschaft als Modell für die
Trockengebiete Brasiliens. Seine Ankündigung, Brasiliens Botschaft
nach Jerusalem zu verlagern, hat weniger mit Trumps Vorbild als mit
seiner neuen israelfreundlichen evangelikalen Wählerschaft zu tun.
Viele evangelikale Kirchen sehen in Israel nämlich das Land der alten
Propheten und den Ort der Erfüllung biblischer Endzeit-Prophezeiungen.
Das behagt nicht allen. Kritik an Bolsonaros wechselseitiger
Annäherung mit Israel kommt sowohl aus den Reihen seiner
rechtsextremen Anhängerschaft als auch aus der linksliberalen
jüdischen Gemeinde.

Erstaunlich ist auch das ideologische Selbstbild mancher Rechter und
Rechtsextremisten, das sich ideologisch auf kuriose Weise vom
Nationalsozialismus abgrenzt. Vor der Wahl hatte die deutsche
Botschaft ein Lehrvideo über den Nationalsozialismus in
portugiesischer Sprache in den sozialen Medien Brasiliens platziert.
Darin wird der NS als rechtsextremistische Ideologie charakterisiert
und auf deren Gefahren hingewiesen. Der Film endet mit dem Aufruf des
deutschen Außenministers Heiko Maas: "Wir müssen uns den
Rechtsextremisten entgegenstellen, wir dürfen sie nicht ignorieren und
[müssen] Farbe gegen Neonazis und Antisemiten bekennen."

Die empörten Reaktionen folgten prompt. Sie bezogen sich allerdings
auf den Vergleich des NS mit dem rechtsradikalen Selbstverständnis.
Immer mehr Rechte, insbesondere junge Menschen, die schlicht keine
Ahnung vom NS haben, gehen nämlich davon aus, dass es sich beim
Nationalsozialismus um eine linke Ideologie handle. In diesem Sinne
hatte Bolsonaros Sohn Eduardo im Jahr 2016 getwittert: "Nazismus ist
links". Und welcher Rechtsradikale lässt sich gern als einer der
Linken - den Todfeind Nummer eins - diffamieren. Das ändert nichts an
dem Fakt, dass zahlreiche faschistische und nationalsozialistische
Einstellungen die brasilianische Rechte mit prägen.

Bolsonaros Aufstieg

Wie ist es möglich, dass ein unbedeutender Abgeordneter ohne
Massenbasis solch einen kometenhaften Aufstieg in den letzten
anderthalb Jahren hinlegen konnte? Auf die eigenen "Leistungen" und
"Einstellungen" lässt sich das nicht zurückführen. Sein plötzlicher
Erfolg hängt vielmehr mit den zwei Plagen zusammen, auf die sich die
ganze Unzufriedenheit einer Mehrheit der Bevölkerung fokussiert hat:
Korruption und Kriminalität. Viele Menschen sehnen sich nach
Sicherheit und Verlässlichkeit. Mit allein 64.000 offiziell
registrierten Morden jährlich steht Brasilien weltweit an erster
Stelle. Bolsonaro kam es bislang zugute, dass er jahrzehntelang
ziemlich isoliert im Politbetrieb war. Seine politische
Bedeutungslosigkeit hat verhindert, dass er in die großen
Korruptionsnetze und das herrschende politische Establishment mit
einbezogen war. Daher rühren sein Nimbus von Unbestechlichkeit und die
Glaubwürdigkeit seiner Anti-Establishment-Haltung. Es dürfte jedoch zu
erwarten sein, dass er bald selbst in die Oberschicht und in das große
Korruptionsgeschäft einsteigen wird.

Ein weiterer Grund seines kometenhaften Aufstiegs liegt in der
Unterstützung durch die mächtigen evangelikalen Kirchen. Bolsonaros
Religiosität und relative Distanz zur katholischen Kirche Brasiliens
haben ihn für sie zum wählbaren Kandidaten gemacht. Den Evangelikalen
sind Libertinage, Frivolität, freie Sexualität, Homosexualität,
Feminismus, Abtreibung und auch Armut verhasst. Für sie gilt Armut
sowohl als Resultat von Faulheit und damit als selbstverschuldet als
auch als Ausdruck von Gottesferne. Nach Auffassung der Evangelikalen
lebt ein großer Teil der brasilianischen Gesellschaft in Sünde und
verrichtet das Geschäft des Teufels. Diese Überzeugungen teilen sie
mit Bolsonaro. Nachdem diese Kirchen mehrheitlich in sein Lager
übergeschwenkt waren, nahm seine Kampagne deutlich an Fahrt auf und
gewann einen breiten Massenrückhalt. Ca. 30 Prozent der
Brasilianer*innen gehören einer evangelikalen Kirche an, Tendenz
steigend. 12 Mio. evangelikale Brasilianer*innen sind Nachfahren
afrikanischer Sklaven und viele Tausende sind Nachfahren von
Ureinwohnern. Es verwundert daher nicht, dass sich unter den
Wähler*innen Bolsonaros auch Millionen Menschen befinden, die zu den
Opfern seiner Hasstiraden, Vorurteile und Beleidigungen zählen. Es ist
sein Sicherheitsversprechen und die zur Schau getragene konservative
Moral, die ihn für die Betreffenden trotzdem wählbar machen.

Die Rolle der Arbeiterpartei PT

Zu guter Letzt darf man die Rolle der Arbeiterpartei PT (Partido dos
Trabalhadores) und einige ihrer wahltaktischen Fehleinschätzungen
nicht vergessen. Die PT stellte bis August 2016 insgesamt 13 Jahre die
Regierung Brasiliens. Mehrheitlich konnten sich ihre Mitglieder nicht
von ihrem "Caudillo" Luiz Inácio Lula da Silva alias "Lula" lösen, um
rechtzeitig andere Kandidat*innen in Erwägung zu ziehen. Fernando
Haddad, ehemaliger Oberbürgermeister von Sao Paulo, ohne nennenswerte
Lobby in der Partei, kam, nachdem Lula ins Gefängnis musste, wie die
"zweite Wahl" rüber. Die rasch aus dem Hut gezauberte Parole "Lula ist
Haddad und Haddad ist Lula" hat nur bedingt gezogen. Auch die große
Popularität Lulas außerhalb der PT, trotz einer gespaltenen
brasilianischen Linken, hat falsche Hoffnungen auf die Erfolgschancen
der Partei geweckt. Schon frühzeitig gab es Stimmen in der PT, die
einen pragmatischen Strategiewechsel anstrebten. Sie sprachen sich für
den Verzicht auf eine eigene Kandidatur und die Unterstützung der
Mitte-links-Partei "Partido Democrático Laboral" unter Ciro Gomez aus.

Die Verwicklung von einigen Funktionären der PT-Regierung in den
Mensalão-Skandal und in das vom staatlichen Mineralölkonzern
Petrobras und dem Milliardär Odebrecht ausgehende lateinamerikaweite
Korruptionsnetz haben Lula und der Partei stark geschadet. Dabei war
ihre Verwicklung im Vergleich zur ansonsten üblichen Korruption
innerhalb der Eliten eher geringfügig ausgeprägt. Mit dem
erfolgreichen Amtsenthebungsverfahren gegen Lulas Nachfolgerin Dilma
Rousseff gelang es den reaktionären Kreisen, die verbreitete Wut über
die grassierende Korruption auf die PT zu lenken. Dieser dubiose
Erfolg, auch stark frauenfeindlich geprägt, verschaffte ihnen einen
gewaltigen Auftrieb und wurde zur Blaupause für den Generalangriff auf
zentrale Errungenschaften des moderneren Brasiliens. Die einst positiv
wahrgenommene lange Periode der wirtschaftlichen Prosperität, die
sowohl auf die integrative soziale Kraft der PT als auch auf die
vorteilhafte globale Wirtschaftsentwicklung zurückzuführen war,
verblasste angesichts der Wirtschaftskrise, die Brasilien seit 2014
heimsuchte. Bei aller gerechtfertigten Kritik an der PT sollte man
nicht vergessen, dass Lula seine zweite Amtsperiode mit annähernd 80
Prozent Zustimmung beendet hatte. Unter der PT sind ca. 30 Mio.
Menschen in die untere Mittelschicht aufgestiegen und aus dieser
einige Millionen in die höheren Schichten. Es entbehrt nicht einer
gewissen Ironie, dass große Teile der Mittelschicht sich nun gegen die
PT gewendet haben und "ihren" Erfolg auf Gottes Gunst und ihre
individuelle Leistungsfähigkeit zurückführen statt auf die günstigen
ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen unter den
PT-Regierungen.

Für Marcos Barreira, Dozent an der Universidade do Estado do Rio de
Janeiro, seines Zeichens wertkritischer Analyst und Aktivist, ist die
Wahlniederlage der Arbeiterpartei PT in erster Linie hausgemacht: "Der
Grund für die Selbstmordstrategie der PT liegt in der systematischen
Verwechslung der Popularität des ehemaligen Präsidenten Lula bei den
einkommensschwachen, stark konservativen Segmenten der Bevölkerung mit
der Vorstellung eines linken Fortschritts."

Nach Barreira hat die PT nie wesentliche linke Aspekte ihres Programms
umgesetzt, sondern eine pragmatische, marktkonforme Politik unter dem
Label "capitalismo popular" durchgeführt. Die ergänzenden sozialen
Maßnahmen im Rahmen der "Bolsa Familia" wirkten eher demobilisierend
und führten nicht zur Überwindung der tief verankerten konservativen
moralischen Werte und zu einer fortschrittlichen
Bewusstseinserweiterung bei den begünstigten ärmeren Schichten.
Barreira: "In den Regierungen Lula und Dilma hatten die
wirtschaftlichen Eliten und traditionellen Parteien die Hegemonie" ...
"Die Regierungen der PT fußten auf einer breiten Koalition, in der die
PT tatsächlich nur eine linke Minderheit war, machtlos gegenüber der
dominanten politischen Struktur. Der Lulismo war größtenteils eine
pragmatische Anpassung der Regierung an das politische System, das
durch den Parteikern, der direkt mit Lula verbunden war, gefördert
wurde." (Ebd.) Ausgerechnet bei der Wahl 2018, deren Ausgang absehbar
die Existenz der brasilianischen Linken gefährden konnte, schwenkte
die PT auf einen polarisierenden linken und kulturellen Diskurs um,
der in zahlreichen Aspekten der eigenen Parteipraxis widersprach. Das
ging an den Segmenten ihrer konservativen Anhängerschaft vorbei und
machte es den Gegnern leicht, gegen die "kommunistische Gefahr" und
ein angeblich drohendes kulturelles "Sodom und Gomorra" zu
polemisieren. Ob ein breites, konservativer ausgerichtetes
Mitte-links-Bündnis als "kleineres Übel" Bolsonaros Sieg hätte
verhindern können, bleibt offen. Vieles spricht aber dafür. Die
überzeugteren Linken haben die PT eh schon lange verlassen und sich in
eigenen Parteien und Bündnissen organisiert.

Dass sich der Wahlkampf auf Korruption und Sicherheit zugespitzt hat,
verdeckt, dass auch andere Ursachen für die schwierige Lebenslage und
die daraus resultierende Wut und Verzweiflung von großen Teilen der
brasilianischen Bevölkerung mit ursächlich sind. Wie nahezu überall
auf der Welt hat sich die Warenform auch in Brasilien längst
verallgemeinert. Ohne individuelles Geldeinkommen lässt sich das Leben
nicht mehr bestreiten. Die Arbeitsbedingungen sind ausgesprochen hart
und die meisten Arbeitsverhältnisse extrem prekär. Die ökonomische
Ungleichheit wächst stetig. Außerdem ist die Bevölkerung ausgesprochen
heterogen und von starken gegensätzlichen Interessen bestimmt, die
sich aus unterschiedlichen Lebenswelten, Kulturen, Szenen, Gruppen,
Lebensstilen, Religionen u.a. in der Regel ergeben. Moderne und
vormoderne Lebensweisen koexistieren oder stehen sich konkurrierend
gegenüber, Groß- und Kleinfamilien lösen sich ebenso auf wie
traditionelle indigene Gemeinschaften. Auch die moderneren
Solidarstrukturen verschwinden, ohne dass bessere Alternativen
entstehen. Stattdessen breiten sich typische Symptome der Moderne aus:
Vereinsamung, Individualisierung, Konkurrenzdenken, Stress und
dauerhafte Existenzangst. Die krisenbedingten Verfallserscheinungen
drücken sich in allen denkbaren und undenkbaren Formen unmittelbarer
Gewalt und der Aushöhlung rechtsstaatlicher Strukturen aus.

Vor diesem Hintergrund und der mehrheitlich wertkonservativen
Grundhaltung in Brasilien lässt sich auch der weiter wachsende
reaktionäre Einfluss evangelikaler Kirchen verstehen. Für viele
Einwohner*innen sind sie zur "festen Burg" geworden, die ein Leben in
Geborgenheit, moralischer Integrität und vor allem ökonomischer
Prosperität versprechen. Mit dieser Heilsideologie sind die
Evangelikalen jedoch selbst Ausdruck einer gesellschaftlichen
Modernisierung, die anders als der Katholizismus den Gelderwerb zum
erstrebenswertesten menschlichen Ziel und den finanziellen Erfolg zum
höchsten Ausdruck von Gottesgefälligkeit machen.

Wie sieht die Zukunft Brasiliens aus?

Das neue Kabinett steht ganz im Geist der sogenannten drei B: "Biblia,
Boi e Bala" ("Bibel, Rinder und Gewehrkugeln"). Wie zu erwarten,
sitzen vor allem Militärs in den meisten Schlüsselministerien:
Bildungsminister wird Ricardo Vélez Rodríguez, emeritierter Professor
der Eliteschule für Offiziere. Er soll dafür sorgen, dass moderne, auf
klärerische Inhalte aus den Schulbüchern verbannt werden und
stattdessen die 21-jährige brasilianische Militärdiktatur, die von
1964 bis 1985 an der Macht war, wieder ins "rechte Licht" gerückt
wird. Flankierend sind auch die Rektorate staatlicher Schulen mehr,
als es bisher schon der Fall war, mit Militärs und Polizisten zu
besetzen. General Augusto Heleno sorgt für innere Sicherheit, General
Fernando Azevedo e Silva wird Verteidigungsminister. Das Ministerium
für Energie und Minen erhält Admiral Bento Costa Lima Leite, das
Ministerium für Wissenschaft und Technologie geht an General Marcos
Pontes - ein deutliches Zugeständnis an den militärisch-industriellen
Komplex. Regierungssekretär und damit zuständig für die Kommunikation
und Koordination zwischen Regierung, Senat und Parlament wird der
Militär Carlos Alberto dos Santos Cruz.

Am Kabinettstisch sitzen sich diametral entgegenstehende Vorstellungen
gegenüber. Wie werden überzeugte Neoliberale unter der Führung des
Superministers Paulo Guedes aus dem Finanzsektor mit den überzeugten
Protektionisten zurechtkommen, wie die Zivilisten mit den Militärs? Zu
einer Konfrontation zwischen weiblichen Kabinettsmitgliedern und den
Supermachos wird es wohl nicht kommen, denn Bolsonaro hat lediglich
zwei Frauen ernannt, die ihm bedingungslos folgen werden. Als
Repräsentantin der Agrarlobby übernimmt Tereza Cristina das
Landwirtschaftsministerium. Sie hat sich u.a. für den massiven Einsatz
von Pestiziden stark gemacht, was ihr den Spitznamen "Muse des Gifts"
eingebracht hat. Das Ministerium für Frauen, Familie und
Menschenrechte, dem auch die Behörde für indigene Angelegenheiten
"Funai" untersteht, übernimmt die radikal-konservative evangelikale
Priesterin Damares Alves.

Trotz eines gewissen Industrialisierungsgrades (ca. 21 Prozent des
BIP) ist Brasilien ökonomisch maßgeblich vom Rohstoff- und
Nahrungsmittelexport abhängig. Der Weltmarkt bestimmt die Bedingungen.
Ob es zu einem länger tragenden neuen Rohstoff boom kommen wird, ist
eher fraglich. Zudem hat Brasilien 321 Mrd. öffentliche und private
Schulden, und ca. 6 Prozent des BIP dienen ausschließlich den
Zinstilgungen. Bolsonaros klassisch neoliberales Programm ist wenig
geeignet, diese Probleme in den Griff zu bekommen und die
Lebenssituation der Mehrheit der Brasilianer*innen zu verbessern.

Dass Bolsonaro mit allen Mitteln die sozialen Bewegungen bekämpfen
wird, steht außer Frage. Zu welchen darüber hinausgehenden repressiven
Maßnahmen er greifen wird, hängt auch vom Widerstand auf den Straßen,
im Parlament und im Justizapparat ab. Sollte das Parlament seinen
Ambitionen zu sehr im Wege stehen, ist am ehesten mit einem
putschistischen Bündnis zwischen Armee, Oberschicht und Teilen der
Mittelschichten zu rechnen. Möglich ist ein "Autogolpe"
("Selbst-Staatsstreich") nach dem Vorbild Fujimoris in Peru, durch den
Senat und Parlament aufgelöst und ein offen diktatorisches Regime
etabliert wird. Bolsonaro hat mehrfach seine Sympathie für Fujimoris
Autokratie bekundet. Ein anderes Modell könnte Erdogans Entmachtung
des Parlaments ohne dessen Auflösung sein.

Unabhängig vom anstehenden Typ autoritärer Regentschaft, werden
Bolsonaros Bündnisse und die stärkere Einbindung von Armee und
Polizei, anders als es von seiner Wählerschaft erhofft, die Korruption
noch weiter vertiefen und verfestigen. Der Kampf gegen das politische
Establishment und dessen Eliten wird alte Eliten wiederbeleben und
neue politische Gruppierungen hervorbringen. Auch wird der verstärkte
Einsatz von militärischer, polizeilicher und privat organisierter
Gewalt die Kriminalität nicht verhindern, sondern nur noch mehr Opfer
fordern. Sicherlich wird es gelingen, bestimmte Wohn- und
Geschäftsgegenden sicherer zu machen, wodurch das Kriminalitätsproblem
allerdings nur in andere Stadtviertel verlagert wird. In den ärmeren
Vierteln wird die Bevölkerung nicht mehr nur unter ziviler
Kriminalität und der typischen Behördenwillkür zu leiden haben,
sondern es wird zusätzlich noch die kriminelle Energie von Polizei und
Armee hinzukommen. Das zeigen die Erfahrungen mit den bislang schon
militarisierten Favelas mehr als deutlich. Die neu auferlegten
Bedingungen haben Kuba genötigt, aus dem Hilfsprogramm "Más Medicos en
Brasil" auszusteigen und Tausende Ärzt*innen aus dem Land abzuziehen.
Sie waren besonders in den ländlichen Regionen Brasiliens und in
einigen Favelas tätig.

Ein größerer kultureller Konflikt hatte sich anlässlich des Karnevals
in 2019 angekündigt. Der Bürgermeister von Rio, Marcelo Crivella,
ehemaliger evangelikaler Bischof der "Universalkirche vom Reich
Gottes", nun mit dem frischen Rückenwind der Regierung, setzte seinen
bereits begonnenen Feldzug gegen die Sambaschulen fort und drehte
ihnen den Geldhahn weiter zu. Das verhasste bunte Treiben des Carnaval
Carioca zu verbieten, hat er bisher nicht gewagt. Die Sambaschulen
nutzten die Gunst der Stunde, um anders als bisher üblich kritische
und politische Anliegen auf der berühmten Parade im Sambodromo zu
präsentieren. Die Diskriminierung von Indigenen und weiteren
Minderheiten, die Geschichte der Sklaverei, die Kritik der
Ungleichheit, der Korruption und der politischen Aufstiegssehnsucht
waren die zentralen Themen. In Anspielung auf Bolsonaro zog unter
großem Jubel ein allegorischer Wagen mit monumentalem Ziegenbock und
in überdimensionalen Lettern verfasster Aufschrift "Retter des
Vaterlands" an den Tribünen vorbei.

 * 

Glanz und Elend des Politisierens

von Meinhard Creydt

Protestanten meinen, sie hätten jeweils als Individuum eine
unmittelbare Beziehung zu Gott. Politisierende Menschen glauben, zur
Gesellschaft so umstandslos Stellung nehmen zu können, als sei sie
ihnen direkt zugänglich. Der politisierende Verstand nimmt die
Realität durch die Brille seiner Deutungen wahr. Im politischen
Bild von der Gesellschaft geht es häufig um Prinzipien und
Werte. "Mehr Gleichheit" sagen die einen, "mehr Freiheit" oder "mehr
Nation" die anderen. Und dann lässt sich gewichten wie bei den Zutaten
einer Suppe. Ganz Schlaue meinen: "Bei dem, was wie ein Gegensatz
aussieht, lassen sich dessen Pole in ein gedeihliches Verhältnis
gegenseitiger Steigerung setzen."

Ein Beispiel für die Prinzipien- und Werte-Rede bildet das Motto der
"unteilbar"-Demonstration vom 13.10.2018 in Berlin mit 240.000
Teilnehmern: "Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität
statt Ausgrenzung." Der Aufruf wendet sich gegen rechte Umtriebe,
stellt dabei jedoch die gesellschaftlichen Verhältnisse nicht ins
Zentrum. Rechten Bewusstseinsformen und den Motiven, die sich in ihnen
artikulieren, kommt niemand mit Werten wie "Freiheit" und
"Solidarität" bei. Der "unteilbar"-Aufruf artikuliert das
Selbstverständnis, man selbst hebe sich positiv von den rechten
Unsympathen ab. Sich mit den Ursachen und Gründen für deren Position
auseinanderzusetzen oder Vorschläge dafür zu liefern, wie man bei
deren Anhängern diese Positionen verändern kann - das ist nicht das
Anliegen. Man stellt sich selbst als Vertreter von Freiheit, Offenheit
und Solidarität aus und wendet sich gegen Schmuddelkinder, die aus
unerfindlichen Gründen diese vermeintlich selbstverständlichen Werte
unserer Gesellschaft nicht zu teilen vermögen.

Unter Voraussetzung gesellschaftlicher Widersprüche, der
Vereinseitigung der Individuen und der ungleichen Entwicklung ihrer
"Anteile" machen die politisierenden Deutungen zwei Angebote: Sie
überwinden subjektiv die Intransparenz und Komplexität der
Gesellschaft und suggerieren eine Pseudo-Souveränität der
Politisierenden. Der "Deutungsfuror" bleibt ein "Stigma der
Entmächtigten" (Anders 1993, 81). Die politische Zentralperspektive
soll die "blinde enge Teilsicht des in der Schlacht verlorenen
Soldaten" (Bourdieu 1982, 699) vergessen lassen. "Die Ablenkung
bezieht ihre Energie daraus, dass der Einzelne oder eine unmittelbar
in einen kriegerischen Schritt verwickelte Gruppe niemals das Ganze
des Krieges wahrnimmt, aber dennoch ein Bedürfnis nach Orientierung in
die Produktion eines ganz willkürlichen Gesamtüberblicks eingeht. ...
Es wird so getan, als gäbe es eine Perspektive, die auf den
Krieg als Ganzes. Genau diese gibt es im wirklichen Krieg nirgends."
(Negt, Kluge 1981, 816, 818)

Das politisierende Bild von der Gesellschaft erleichtert es dem
vereinzelten Einzelnen, sich trotz seiner Froschperspektive einen
politischen Reim auf das gesellschaftliche Geschehen zu machen. Es
soll kein Widerspruch zwischen dem Selbstbewusstsein und dem
Bewusstsein geben. Zum Selbstbewusstsein des politisierenden
Durchblicks gehört ein Bewusstsein, welches das, was es wahrnimmt, so
auffasst, dass es sich in ihm wiederzuerkennen vermag. Die
politisierenden Deutungen "streifen den rätselhaften Gestalten
menschlicher Verhältnisse ... den Schein der Fremdheit ab" (MEW 23,
196). Der Schmerz infolge der wahrgenommenen Realität verliert an
Bedeutung angesichts des Gefallens an der eigenen Urteilsmächtigkeit.

Politisieren als Bescheidwissen

Mitglieder der modernen bürgerlichen Gesellschaft stellen sich diese
als zusammengesetzt vor aus wirtschaftlichen und technologischen
"Sachzwängen" einerseits, politischer "Gestaltung" anderseits. Der
normale Bürger zeigt sich eher skeptisch, ob die "politische
Gestaltung" viel Spielraum habe vor lauter "Sachzwängen". Die Fans des
Politisierens sehen überall Möglichkeiten, auf Grundlage des
Bestehenden die Gesellschaft anders zu steuern. Nimmermüde
Kommentatoren tadeln allerhand politische Handlungen als "suboptimal"
oder als "Fehlentscheidung". Immer schon wusste Der Spiegel seine
Leser mit Manöverkritiken zum laufenden Politikbetrieb zu versorgen.

Die entsprechende Lektüre verschafft dem Leser den Genuss, sich
politisch auf der Höhe der Zeit zu dünken. Die wirkliche oder
vermeintliche Kunde von allerhand Pleiten, Pech und Pannen stärkt das
Selbstbild desjenigen, der, durch die Lektüre entsprechender Journale
unterstützt, gern unausgeschöpfte Möglichkeiten, nicht genutzte
Chancen und einzelne Fehleinschätzungen beanstandet. Die
gemäßigt-linke Variante findet sich in den Leitartikeln der
Blätter für deutsche und internationale Politik. Albrecht Lucke
hat immer einen guten Rat für SPD, Grüne und Linkspartei parat, wie
sie es besser machen könnten. Die politische Wirklichkeit kommt dann
allein als Abweichung zu den wohlmeinenden Vorstellungen vor, die man
für sie hat. "Eigentlich" könnten doch die Beteiligten anders, wenn
sie nur richtig wollten und sich an die guten Ratschläge hielten. Wenn
dies optimal geschehe, so die linke Variante des Politisierens, könne
man auch die kapitalistische Ökonomie durch die Politik steuern, wie
der Reiter das Pferd dirigiere.

Der politisierende Verstand kann ein großes Feld von Kennerschaft und
Beurteilungsvermögen kultivieren. Eines seiner Lieblingsthemen stellen
Taktiken dar. Mit ihnen sollen bestehende politische Lager, Parteien
und Organisationen umgruppiert, gespalten und neu zusammengesetzt
werden. Die pragmatisch kontraproduktiven Effekte mancher Taktiken
sind Thema im politizistischen Diskurs, nicht aber, dass es sich bei
Taktiken um die Umverteilung der gegebenen Bestände handelt, die weit
entfernt sind von deren substanzieller Veränderung. Auch die bei
vielen Linken beliebten Wahlkämpfe "verschlingen viel Energien und
bezeichnen eher einen Austausch von Legitimationen als einen
politischen Produktionsprozess." (Negt 1980, 156)

In den Kommentaren vieler selbsternannter linker Oppositionsberater
kommt die Gesellschaft allein in politisierender Perspektive vor. In
ihr bilden häufig die Handlungen das Hauptthema - und zwar aus der
Perspektive des Handelnden. Diese aber verhält sich notorisch
ignorant gegenüber der Struktur der kapitalistischen Gesellschaft.

Gesellschaftsstruktur des Kapitalismus

Ich gehe im Telegrammstil vier für sie zentrale Momente durch.

• Die kapitalismusspezifischen Trennungen betreffen z.B.


- die Unabhängigkeit und Isolation der Marktakteure voneinander,

- die Dominanz der Nachfrage der vereinzelten Einzelnen nach
individuell erwerbbaren Gütern (z.B. Auto) zulasten der kollektiven
Nachfrage nach Kollektivgütern (z.B. öffentlicher "Nah"verkehr),

- den gegenseitigen Ausschluss durch Privateigentum,

- die Interessengegensätze zwischen Produzenten und Konsumenten sowie
zwischen diesen beiden (z.B. Autofabriken und Autofahrern) einerseits
und mittelbar von den problematischen Folgen dieser Produktion und
Konsumation Betroffenen andererseits,

- die gegenseitige Verdrängung in der Konkurrenz,

- die Trennung zwischen den Arbeitenden und den Produktionsmitteln.

• Die kapitalismusspezifischen Verselbständigungen
betreffen bspw. 

- die Verselbständigung des Geldes vor dem Hintergrund der
Unabhängigkeit der Marktteilnehmer voneinander und ihres
privatinteressiert-instrumentellen Bezugs zueinander sowie der
Notwendigkeit, den abstrakten Reichtum nur durch Vermehrung erhalten
zu können, 

- den Übergang vom Wettbewerb, in dem es um die effizienteste
Bewerkstelligung eines bestimmten Arbeitsauftrags geht, zur
Konkurrenz, in der die Arbeitsinhalte Mittel zum Erfolg in der
Konkurrenz und ihm untergeordnet werden.

• Die kapitalismusspezifischen Widersprüche, die Dynamiken in
Gang setzen. Wachstum wird im Kapitalismus nötig, um den durch den
geringeren Anteil von lebendiger Arbeit (an den Gesamtaufwendungen für
die Produktion) verursachten Fall der Profitrate (als Verhältnis
zwischen Mehrwert und insgesamt aufgewandtem Kapital) durch Zunahme
der Profitmasse zu kompensieren. Die Nachfrage nach Arbeit muss
absolut zunehmen, weil sie relativ (beim einzelnen Produkt) sinkt.
Wachstum wird im Kapitalismus nötig als Bewegungsform für diese
Widersprüche. Sie werden nicht gelöst, sondern reproduzieren sich auf
höherer Stufenleiter. Die Kapital-Akkumulation ist nicht durch Motive
der Kapitalisten (z.B. "Gier") zu erklären.

• Die Eigendynamische, selbstverstärkende Prozesse der
Selbstreproduktion: "Teufelskreise" bzw. die gegenseitige,
positive Verstärkung zweier Momente finden wir im Kapitalismus bspw.
zwischen

- der Fokussierung auf das Privateigentum und dem schlechten Zustand
der Gemeingüter,

- der Schwächung bestimmter sozialer Motive, Fähigkeiten und
Zusammenhänge durch Märkte und der Legitimation von Märkten im Hinweis
auf die Schwäche der Sozialität,

- dem Druck der Konkurrenz auf die Konkurrenten und der Verstärkung
dieses Drucks durch die Maßnahmen jedes Konkurrenten, sich in der
Konkurrenz durchzusetzen. Die Konkurrenten verhalten sich wie auf
einer nach unten laufenden Rolltreppe. Sie strampeln, um nicht nach
unten abgedrängt zu werden und fördern durch ihr Strampeln die
Bewegung der Rolltreppe.

Missverständnisse in puncto Gesellschaftsstrukturen 

Gesellschaftsstrukturen resultieren nicht aus der erweiterten
Interaktion von Individuen, sondern geben den Rahmen für diese
Interaktionen vor. "Die expansive Dynamik der kapitalistischen
Produktionsweise kann nicht aus den Absichten ihrer 'Träger' begriffen
werden, vielmehr sind diese analytisch auf die strukturdeterminierten
Handlungsmöglichkeiten und -imperative zu beziehen. Gesellschaftliche
Prozesse vollziehen sich über das Handeln menschlicher Subjekte,
gleichsam 'durch ihr Bewusstsein hindurch', ohne deshalb auf
Bewusstsein und Intentionalität zurückführbar zu sein." (Koczyba 1979,
184)

Adorno unterscheidet zu Recht Gesellschaftstheorie von einer
Geisteswissenschaft. "Die Fragen, mit denen sie sich zu beschäftigen
hat, sind nicht wesentlich und primär solche des Bewusstseins oder
auch selbst Unbewusstseins des Menschen, aus denen die Gesellschaft
sich zusammensetzt. Sie beziehen sich vorab auf die Auseinandersetzung
zwischen Menschen und Natur und auf objektive Formen der
Vergesellschaftung, die sich auf den Geist im Sinn einer inwendigen
Verfassung des Menschen keineswegs zurückführen lassen." (Adorno 1979,
481f.)

Bei den Strukturen der Gesellschaftsformationen haben wir es mit
bestimmten sozialen Sachverhalten zu tun, die sich zwar in sinnhafte
Erwartungen und andere bedeutungsvolle Bewusstseinsinhalte umsetzen,
selbst aber keine darstellen. Gesellschaftsformen sind nicht als
Ausdruck von Weltanschauungen oder kollektiven Mentalitäten zu
begreifen. "Der Kapitalismus z.B. ist nicht Unternehmensgeist +
Profitgier + protestantische Ethik usw., sondern ein Ensemble von
gesellschaftlichen Verhältnissen." (Sève 1973, 262) Eine "unmittelbar
sichtbare und denkbare Übereinstimmung zwischen ... dem konkreten
Individuum und dem Ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse"
(ebd.) fehlt. Gerade diese Übereinstimmung fingiert das Politisieren
mit seinen Deutungen. Gegenüber einer vorschnellen Feier der
Kreativität des individuellen Handelns gilt es an den "stummen Zwang
der Verhältnisse" (MEW 23, 765) zu erinnern: "Erst müssen wir
herausbekommen, über welche Zwänge und Vermittlungen der Einzelne sich
als 'soziales Geschöpf der Verhältnisse' reproduziert, erst dann wird
die Art und Weise verständlich, in der 'er sich auch subjektiv über
sie erheben' (MEW 23, 16) kann." (Ottomeyer 1976, 337f.) Die
subjektive Distanz des Individuums zu auszufüllenden Rollen ist nicht
mit einer Distanz zu den Gesellschaftsstrukturen zu verwechseln.

Doppelcharakter und Widersprüche

Politisierende linke Oppositionsberater verbleiben oft bei ihrer
Frage, was sich ändern kann, auf der Ebene der Auseinandersetzungen
sowohl zwischen verschiedenen politischen Parteien und Gruppen als
auch in ihnen. Etwas anderes ist die Frage nach dem grundlegenden
Widerspruch der kapitalistischen Gesellschaft. Er verläuft zwischen
der Verwertung des Kapitals und den dafür nötigen Fähigkeiten,
Bedürfnissen, Kooperationszusammenhängen und (Er-)Kenntnissen. Zur
Verwertung des Kapitals müssen (subjektive und objektive)
Produktivkräfte entwickelt und genutzt werden. Sie beinhalten
Potenzen, erfordern Vorleistungen und regen möglicherweise
Nachverarbeitungen und Erfahrungen an, die in vielfältige Spannungen
zum Verwertungskriterium geraten können.

Die gegenüber der politisierenden Perspektive betonte Aufmerksamkeit
für die gesellschaftlichen Strukturen und Formen impliziert nicht die
Position, die Strukturen seien ewig und widerspruchslos. Das
Widerspruchspaar Produktivkräfte/Produktionsverhältnisse eignet sich
als zusammenfassende Formel, wenn Produktivkräfte nicht eingeschränkt
werden auf den "technischen Fortschritt". Vielmehr umschließen sie
auch "die produktiven Energien, Qualifikationen und
Betätigungsansprüche" von relevanten Gruppen in der Gesellschaft
(Fleischer 1987, 29). Ich habe in "Wie der Kapitalismus unnötig werden
kann" (Münster 2014, 35 ff.) materialiter ausgeführt, welche Gruppen
und welche Widersprüche dies gegenwärtig sind bzw. sein können.

Das "Primat der Politik"

Nicht nur Konsumenten von Verschwörungstheorien sind auf der Suche
nach Personengruppen, die sich als lenkendes Subjekt des Geschehens
dingfest machen lassen. Auch Linke vertreten die These, "die
Herrschenden" könnten über die grundlegenden Gesellschaftsstrukturen
bestimmen. "Wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten" stellen für Alex
Demirovic (Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirates der
Rosa-Luxemburg-Stiftung) "Freiheit dar, allerdings die Freiheit einer
kleinen Zahl von Menschen, die diese Gesetzmäßigkeiten maßgeblich
gestalten und davon profitieren. Wenn die wirtschaftlichen Prozesse
Ergebnis von Entscheidungen sind, dann liegt es nahe, diese
Entscheidungen zu demokratisieren." (Demirovic 2007, 256)
"Wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten", so lesen wir, sind also keine
Gesetzmäßigkeiten, sondern ... "Freiheit".

In diesem voluntaristischen Horizont (die einen haben die "Freiheit"
schon, die anderen sollen sie sich einfach ... nehmen) lautet dann die
Perspektive: Lasst uns den autokratischen und unsolidarischen Willen
einer kleinen Minderheit durch den Willen der Mehrheit ersetzen!
Daniela Dahn formuliert das so: "Der Auftrag der Sammlungsbewegung
(gemeint ist: "Aufstehen" - Verf.) wäre, das Primat der Politik
zurückzuerobern." (Neues Deutschland 18.8.2018) Das Wort
"zurückerobern" (Dahn) suggeriert die frühere Existenz des "Primats
der Politik". Gemeint ist wohl nicht die DDR, sondern eine
Vergangenheit, als noch der vermeintlich gute Sozialstaat existierte.
Vgl. dazu meinen Artikel "Die Idealisierung der Staatspolitik und des
Sozialstaats in der Kritik am 'Neoliberalismus'" (Telepolis
2017, www.meinhard-creydt.de/archives/704). "Primat der Politik" heißt
für Sahra Wagenknecht, einzutreten für "risikolose Geldanlagen" mit
einer "Rendite", die dem Anleger erlaubt, ein "Vermögen anzusparen"
(Berliner Zeitung 4.8.2018), - als ob eine solche Anlageform im
Kapitalismus existieren könnte. Da fehlt nur noch die Hoffnung auf
Atomkraft ohne Radioaktivität.

Keine Gesellschaftsformation kann auf dem "Primat der Politik"
gründen. Das rechtliche, das politische und das moralische Bewusstsein
lassen sich erst aus den ihnen zugrunde liegenden
gesellschaftsformationsspezifischen Strukturen der Produktions- und
Reproduktionsverhältnisse begreifen. Mitglieder der bürgerlichen
Gesellschaft, denen Recht, Politik und Moral besonders am Herzen
liegen, fühlen sich mit ihnen über die Ökonomie erhaben und nehmen
diese als Mittel und äußere Bedingung für die höheren Zwecke wahr.
Recht, Politik und Moral gelten dann als Ordnungen, die allem
wirtschaftlichen Pragmatismus erst den höheren Sinn sowie Ziel und
Form geben - wenn nicht faktisch, so doch "eigentlich". Die
Verhältnisse zwischen kapitalistischer Ökonomie und Recht, Politik,
Moral und Kultur bilden jedoch die Auf bauordnung der modernen
bürgerlichen Gesellschaft. (Für eine Skizze dieser Ordnung siehe
www.meinhard-creydt.de/archives/87. Für Literaturhinweise zu vielen
auch heute noch lesenswerten Analysen dazu vgl.
www.meinhardcreydt.de/archives/75)

Viele Linke bewegen sich in den analysierten und kritisierten
Mentalitätsformen ebenso naiv wie affirmativ. Die systematischen
Verkehrungen, die den rechtlichen, politischen und moralischen
Mentalitäten in der modernen bürgerlichen Gesellschaft eigen sind,
immer wieder durchzuarbeiten, um ihnen nicht zu verfallen - das gilt
vielen Linken nicht als Aufgabe. Dabei gilt die These, die Menschen
können ihre "Lebenslage nur vollständig selbst erkennen, wenn sie die
Dinge ohne juristisch gefärbte Brille ... anschauen" (MEW 21, 494),
auch für den politisierenden und moralisierenden Verstand. Das
Politisieren ist umso beliebter, je weniger der Betroffene ein
reflexives Verhältnis zum Politizismus hat, also zum mystifizierten
Schein des Politischen. "Der politische Verstand ist eben politischer
Verstand, weil er innerhalb der Schranken der Politik denkt." (MEW 1,
402) Viele Kommentatoren und Politikenthusiasten wie Albrecht Lucke
schreiben sich selbst das Sorgerecht für den politischen Betrieb zu,
der unter den Politikern der parlamentarisch dominierenden Parteien zu
leiden habe und bei solch suboptimalem Personal nicht zu voller Form
auflaufen könne. Sie sorgen sich um den politischen Betrieb, nicht
wegen ihm. Statt einer Kritik am Politischen in der bürgerlichen
Gesellschaft finden wir die Zuschreibung, selbst der bessere Politiker
zu sein oder wenigstens der optimale Politikcoach.

Die frohe Botschaft vom Primat der Freiheit

Die politisierende Pseudosouveränität meint, in vermeintlicher
Unabhängigkeit vom "stummen Zwang der Verhältnisse" (MEW 23, 765) über
die Entwicklung der Gesellschaft in aller "Freiheit" "entscheiden"
(Demirovic) zu können. Die Politik und die Demokratie der bürgerlichen
Gesellschaft verhalten sich zu den mit der herrschenden
Arbeitsteilung, der Konkurrenz und den Entwicklungsmaßstäben des
abstrakten Reichtums implizierten Spaltungen, Hierarchien und
Bornierungen, indem sie "sich auf eine abstrakte und beschränkte, auf
partielle Weise über diese Schranken erheben" (MEW 1, 354) und sie für
"unpolitisch" bzw. die Demokratie nur äußerlich tangierend erklären.

Den der bürgerlichen Gesellschaft eigenen Formen des politischen
Bewusstseins und der Politik sind Momente des Scheins eigen. "Schein"
heißt: Etwas real Unselbständiges wird von seinen konstitutiven und
reproduktiven Zusammenhängen abgelöst, als unmittelbar und selbständig
wahrgenommen. Das solcherart Erscheinende dreht sich in sich selbst
ein. "Materialistische Kritik" gilt der "Verblendung der
Unmittelbarkeit", die "ideologisch die eigenen Vermittlungen" nicht
wahrhaben wolle (Adorno 1970, 384). Politizismus ist der Blick auf die
Politik, die ihrem Schein verhaftet bleibt. Ästheten betrachten vieles
ästhetizistisch, Technikern gilt allerlei als technisches Problem und
Politisierende kommen nicht über die Grenzen der politischen
"Perspektive" hinaus.

Handlungstheorie und Politik

Die erscheinende Unmittelbarkeit und Autonomie des Rechts, der Politik
und der Moral in der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber der für sie
konstitutiven "weltlichen Grundlage" resultiert aus deren
"Selbstzerrissenheit" (MEW 3, 6). Das Selbst- und Weltverständnis der
Individuen ist aus den ihm zugrundeliegenden gesellschaftlichen
Strukturen und Formen zu erklären - vgl. Marx' Analyse der
Bewusstseinsformen in seiner "Kritik der Politischen Ökonomie". "Es
ist ... nicht der Mensch, der sich selbst über die Realität täuscht,
es ist die Realität, die ihn dadurch täuscht, dass sie unvermeidlich
in einer Form erscheint, die sich dem spontanen Bewusstsein der in der
Geschäftswelt lebenden Menschen auf verdrehte Weise zeigt und
verbirgt." (Godelier 1977, 170)

Die Auffassung des Individuums als Subjekt seiner Handlungen knüpft an
der Praxis der Individuen an, die gesellschaftliche Realität und ihr
eigenes Handeln in ihr im Horizont ihres Bewusstseins zu deuten. Dann
gilt z.B. Lohnarbeit als "Mittel" des Individuums. Die Teilnahme am
Erwerbs- und Geschäftsleben erscheint als Gelegenheit, die eigenen
"Chancen" zu realisieren und zu zeigen, "was in einem steckt". Die
"Marktwirtschaft" gilt als Ausdruck der Freiheitsidee bzw. als ihre
Ermöglichung. Die Spekulation über "die Stellung der Einzelnen zu
diesen gesellschaftlichen Verhältnissen, die Privat-Exploitation einer
vorgefundenen Welt durch die einzelnen Individuen" (MEW 3, 398)
verstellt die Aufmerksamkeit für die Gesellschaftsstrukturen.

Zirkulär ist die populäre Auffassung, "dass unter den existierenden
Bedingungen die jetzigen Verhältnisse der Menschen zueinander die
vorteilhaftesten und gemeinnützlichsten seien" (MEW 3, 399). Zum
Privatinteresse der Teilnehmer am kapitalistischen Erwerbs- und
Geschäftsleben gehört die Meinung, sich "der Verhältnisse" zu
"bedienen, in die sie als Dienende eintreten. Sie benutzen die
Bedingungen, die ihnen fremd gegenübertreten. Ihre Anpassung ist hier
eine Funktion ihres partikularen Interessenkalküls, ... ihre
Unterwerfung das Instrument zur Verwirklichung ihrer Souveränität als
nutzenmaximierender Subjekte. In dieser Hinsicht synthetisiert die
utilitaristische Praxis den Zwang zur Anpassung mit der Souveränität
einer Funktionalisierung aller Umweltbezüge für privatisierte
Interessen und markiert somit eine spezifische Form der Verschränkung
von Heteronomie und Autonomie." (Prodoehl 1983, 131) Die
Selbstauffassung der Individuen in der bürgerlichen Gesellschaft als
ihr individuelles Leben führende Subjekte verdankt sich dieser
Verdrehung des Bewusstseins.

Zur Subjektform trägt der Stellenwert bei, den der Wille durch die
Verallgemeinerung von Vertragsverhältnissen in der kapitalistischen
Gesellschaft gewinnt. Auch die Bewusstseinsformen des Rechts, der
Politik und der Moral tragen zur Vorstellung bei, in der
kapitalistischen Gesellschaft werde nicht nur mit, sondern aus Willen
und Bewusstsein gehandelt. "Auf den verschiedenen Formen des
Eigentums, auf den sozialen Existenzbedingungen erhebt sich ein ganzer
Überbau verschiedener und eigentümlich gestalteter Empfindungen,
Illusionen, Denkweisen und Lebensanschauungen. ... Das einzelne
Individuum, dem sie durch Tradition und Erziehung zufließen, kann sich
einbilden, dass sie die eigentlichen Bestimmungsgründe und den
Ausgangspunkt seines Handelns bilden." (MEW 8, 139) Die Auffassungen,
in denen sich das Individuum bewegt, nimmt es als durch ein wie auch
immer geartetes "Denken erzeugt hin" und "untersucht es nicht weiter
auf seinen entfernteren, vom Denken unabhängigen Ursprung; und zwar
ist ihm das selbstverständlich, da ihm alles Handeln, weil durch's
Denken vermittelt, auch in letzter Instanz im Denken begründet
erscheint" (MEW 37, 97).

In der scheinhaften Autonomie des Politischen ist "beides enthalten,
die freie von allem abstrahierende Reflexion und die Abhängigkeit von
dem innerlich oder äußerlich gegebenen Inhalte und Stoffe" (Hegel Bd.
7, 66). Im Unterschied zur Ökonomie, welche die höchste Aktivität der
Einzelhandlung, aber Passivität dem gesamtwirtschaftlichen Ablauf
gegenüber erfordert, ist in der bürgerlichen Gesellschaft in der
Politik die Regelung des Allgemeinen gefragt.

Der Politizismus überschätzt notorisch die Bedeutung der Subjekte und
ihres Willens. "Bei der Untersuchung staatlicher Zustände ist man
allzu leicht versucht, die ... Verhältnisse zu übersehen, und alles
aus dem Willen der handelnden Person zu erklären. ... Stellt man sich
von vornherein auf diesen sachlichen Standpunkt, so wird man den guten
oder den bösen Willen weder auf der einen noch auf der anderen Seite
ausnahmsweise voraussetzen, sondern Verhältnisse wirken sehen, wo auf
den ersten Anblick nur Personen zu wirken scheinen." (MEW 1, 177)

Die Naturwüchsigkeit und Profitorientierung der kapitalistischen
Ökonomie macht eine sekundäre politische Bearbeitung der in ihrer
Substanz eigenständigen Ökonomie nötig. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen und das staatliche Gewaltmonopol sind zu sichern.
Der Staat sorgt als Ausfallbürge idealiter für jene Teilmenge des
nicht (oder nicht in ausreichendem Ausmaß) kapitalistisch
Bereitstellbaren (Infrastrukturen und Sozialleistungen i. w. S.),
dessen Mangel die kapitalistischen Geschäfte selbst mittelbar negativ
tangieren würde. In der staatlichen Politik geht es weiterhin um
Integration und Kursbestimmung des Gemeinwesens. Freiheitsgrade weist
das politische Handeln insofern auf, als es verschiedene
Einschätzungen geben kann, was ökonomisch-politisch förderlich ist und
was nicht. Nicht nur aufgrund der Prognoseprobleme, sondern weil auch
"das" einheitliche Verwertungsinteresse sozial nicht existiert,
sondern nur als "in sich widersprüchliches Konglomerat von
Einzelinteressen" (Wirth 1973, 38). Guenther Sandleben (2011) arbeitet
dies in seiner lesenswerten Studie an der deutschen Wirtschaftspolitik
zur Bewältigung der Wirtschaftskrise 2007/2008 heraus.

Zudem sorgen die Widersprüche der kapitalistischen Akkumulation für
Zielkonflikte. Der Dienst der Politik für die Funktionserfordernisse
kapitalistischer Akkumulation ist nicht ("funktionalistisch") mit der
Garantie verbunden, dass Politiker das Erforderliche treffsicher
identifizieren und effizient in erfolgreiches Handeln umsetzen. Der
Politizismus überschätzt die Unterschiede zwischen den verschiedenen
politischen Optionen und Varianten - zulasten einer Vergegenwärtigung
der übergreifenden und durch systemimmanentes politisches Handeln
nicht erreichbaren Gesellschaftsstrukturen.

In Anlehnung an Laclau und Mouffe heißt es: "Die Ökonomie selbst ist
­... ein Kampffeld, das keine anderen 'Bewegungsgesetze' kennt als
die, welche einem Feld antagonistischer Kräfte entstammen. Auch der
ökonomische Raum konstituiert sich ausgehend von einem politischen
Kräfteverhältnis." (Sonja Buckel 2006, 35) Gewiss spricht nichts
dagegen, Kräfteverhältnisse zu analysieren. Etwas ganz anderes ist
jedoch die These, Gesellschaftsstrukturen und die ökonomische Gesetze
des Kapitalismus seien auf "politische Kräfteverhältnisse"
zurückzuführen.

"Hauptsache Perspektive"

Der Politizismus ordnet sich als Wille und Vorstellung der
Gesellschaft über. "Das Prinzip der Politik ist der Wille. Je
einseitiger ... der politische Verstand ist, um so mehr glaubt er an
die Allmacht des Willens, ... umso unfähiger ist er also, die Quellen
sozialer Gebrechen zu entdecken." (MEW 1,402)

Ein Beispiel: Die grüne Parteistiftung lud Christian Felber letzten
Oktober zu einer Veranstaltung nach Berlin ein. Felber vertritt ein
"Gemeinwohlökonomie"-Konzept mit einerseits teilweise recht weit
gesteckten Zielen und andererseits der Versicherung, überall seien
heute schon Projekte in dieser Richtung erfolgreich unterwegs. Die
"Gemeinwohlbilanz" - das Kernstück des Konzepts - werde von immer mehr
Firmen aufgestellt, so auch von der großen Sparda-Bank. Felber bringt
das seine Hoffnungen vermeintlich belegende Beispiel bei jedem
Auftritt. Das Entscheidende verschweigt er. Der Sparda-Chef Helmut
Lind kürzt aus der "Gemeinwohlbilanz" die kapitalismuskritischen
Momente heraus. "In letzter Konsequenz würden sie bedeuten, dass wir
auf einen Sozialismus zusteuern sollten. Allen gehört alles. Das ist
mir zu extrem, zu dogmatisch." (Lind, zit. n. Winkelmann 2016, 36f.)
Der politizistische Projektemacher ist "so ausschließlich mit seinen
Hoffnungen beschäftigt, dass ihm nichts, was ihnen widerspricht,
jemals wahr, eindeutig und spürbar genug erscheint" (Ben Johnson).

Die grünen Funktionäre, die Felber in Berlin einluden, nehmen zwar die
weitreichenden Vorstellungen von Felber nicht ernst, zeigten sich aber
befriedigt, dass ein "Mann mit Visionen" viel junges Volk in die
Veranstaltung zieht. Was es mit der "Perspektive" genauer auf sich
hat, das ist dann nachrangig. Ähnlich wie bei vielen Christen handelt
es sich um den "Sieg des Glaubens als seelischer Tätigkeit über den
Glauben als inhaltliches Credo" (Anders 1988, 371). Die visions and
missions fungieren wie Sonntagsreden. Sie geben denjenigen am Werktag
Trost und Sinn, die sich an mehr orientieren wollen als an
pragmatischem Handeln.

Die hier skizzierten Elemente des Politizismus sind: Die Werte- und
Prinzipienrede, die die Gesellschaftsstrukturen ausblendende Verengung
der Aufmerksamkeit auf Handlungen, die Überschätzung politischer
Autonomie gegenüber den Zugzwängen der kapitalistischen Ökonomie sowie
die fiktive "Perspektive". Der Politizismus praktiziert "eine
fortwährende Ablenkung, die nicht einmal zur Besinnung kommen lässt,
wovon sie ablenkt" (Kafka).
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Rezens

Friederike Habermann: ausgetauscht!

Ulrike Helmer Verlag 2018, 176 Seiten, ca. 20 Euro

Es ist eine Stärke von Habermanns Büchern, dass sie in einer
unakademischen, schnörkellosen Sprache Engagement mit Theorie
verbindet. Das eine führt sie zum andern. Auf der ersten Seite spricht
eine junge Frau, bewacht von zwei Polizisten, nach einer Räumung im
Hambacher Forst fürs Schlägern für Braunkohletagbau. Sie spricht vom
"lebenden Wesen" Baum, auf dem sie mit den Freunden gewohnt hat. Und
dass die Polizisten "den Wald genauso brauchen" wie sie, hinter ihnen
aber "ein Konzern ohne Zukunft" steht. Sie sind "Lohnarbeiter*innen.
Und sonst nichts." Das Buch endet mit derselben Frau, die "Kraft
verströmt", "weil sie Widerstand leisten konnte", "Beziehung" zum Wald
und "Solidarität" der Freunde, "Resonanz" erlebt hat und lebt.

Dazwischen werkt Habermann ausführlich mit ihrem Theoriebaukasten.
"Subjektfundierte Hegemonietheorie" nennt sie das Sortiment. Die Welt
"verschieden interpretiert" zu haben, ist gewiss nicht ihr Ziel, "es
kömmt" auch ihr "drauf an sie zu verändern". Sie will dartun, was das
Herz der herrschenden Lebensweise, die "Tauschwertlogik", das Geld
also, mit uns Menschen macht.

Das Buch polemisiert nicht. Es greift auf, was für das Anliegen
erhellend erscheint. So wird H. Rosas "Resonanz" als Gegenbegriff zur
Entfremdung herausgestellt, werden M. Postones Kritik der Arbeit und
ihrer Herrschaft über die Menschen, E. Hartmanns "Spielregeln der
Globalisierung" oder U. Brands und M. Wissens "imperiale Lebensweise"
ins Treffen geführt. Und wo die AutorInnen es nicht getan haben oder
zu tun wagten, spitzt Habermann zu, was sich aus deren Analysen
ergibt: Auf dem Weg zu einem guten Leben für alle sollte
"ausgetauscht!" eine Art Losung sein.

L.G.

 * 

Politik

Zur Kritik eines bürgerlichen Formprinzips (1995)

von Franz Schandl

Normalerweise geht es in einem Artikel über Politik um eine bestimmte
Politik. Diese wird begründet und erklärt, kritisiert oder verworfen.
Ganz anders in diesem Beitrag: Er beschäftigt sich mit dem
gesellschaftlichen Formprinzip der Politik schlechthin, stellt also
nicht einer Politik eine andere gegenüber, sondern stellt diese selbst
in Frage. Kurzum, die Gesellschaftskritik kann sich heute nicht mehr
darauf beschränken, diese oder jene Politik zu kritisieren und eine
andere einzufordern, sondern sie hat zu einer Kritik der Politik als
Formprinzip der Moderne vorzudringen. Fälschlicherweise wird nämlich
davon ausgegangen, dass es Politik immer gegeben hat, sie parallel zur
menschlichen Gesellschaftlichkeit laufe. Politik wird dahingehend als
abstrakt-ontologische, nicht konkret-historische Bedingung angesehen.
Wahr ist vielmehr, dass Politik - auch wenn sie wie andere Termini des
öffentlichen Bereichs aus der Antike entnommen ist - ein Phänomen der
kapitalistischen Moderne ist. Ebenso wenig wie der Staat als
die gesellschaftliche Allgemeinheit verstanden werden kann,
sondern nur als eine, ist die Politik nicht die
gesellschaftliche Verallgemeinerung, sondern nur eine. Die bürgerliche
nämlich.

Wie halt so oft: Nicht alles, was geläufig ist, ist auch ewig. Zu
Beginn des 19. Jahrhunderts war das Wort "Politik" in unseren Breiten
noch weitgehend unbekannt. Bei Kant und Hegel etwa kommt dieser
Terminus erst embryonal vor. Politik als Begriff machte im deutschen
Sprachraum frühestens mit und nach 1848 Karriere. Eine systematische
Kategorisierung wurde erstmals von Max Weber vorgelegt.

Definitionsversuche

Dieser schreibt: "'Politik' würde für uns also heißen: Streben nach
Machtanteil oder nach Beeinflussung der Machtverteilung, sei es
zwischen Staaten, sei es innerhalb eines Staates zwischen den
Menschengruppen, die er umschließt." (Max Weber, Wirtschaft und
Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziologie (1922), Tübingen,
5. Aufl. 1972, S. 822) Gemeinhin versteht man als Politik den in
bestimmte Körperschaften übersetzten Willen des gesellschaftlichen
Souveräns, deren Handeln im engeren und weiteren Sinn. Politik setzt
somit Willen und Entscheidung voraus, ist Folge selbstbestimmter
Überlegungen.

Wir halten diesen Konsens nicht nur für verkürzt, sondern für falsch.
Er verwechselt in der Politik nämlich Willensinhalt und Äußerungsform.
Er überbetont das Wollen und vernachlässigt das Können. Politik wird
hier zum Ideen- und Interessenswettstreit, zu einem Spiel
verschiedenster Anschauungen und Vorhaben. Doch das ist Politik, wird
sie tätig, ist sie mehr als Absicht und Proklamation, nur in äußerst
bescheidenem Ausmaße.

Politik ist umgekehrt vielmehr die staatliche Pragmatik der
gesellschaftlichen Notwendigkeiten. Die staatsbürgerliche Freiheit
besteht in nichts weniger als in der Einsicht ebendieser.

Das klingt so nüchtern, wie es ist. Aber nur dieser Standpunkt lässt
in der Entpolitisierung mehr erkennen als einen bloßen Verlust der
Ideale. Die diversen Ideologien sind unabhängig von ihrer
ursprünglichen Herkunft zu dechiffrieren als das stets schwächer
werdende Kontrahieren um die sie antreibenden Kräfte. "Die Ideologie
der Ideologielosigkeit, d.h. der nunmehr stummen, blinden,
voraussetzungslosen Übereinstimmung mit den bereits ausgereiften
Fetisch-Kriterien der Moderne wurde jetzt zeitgemäß." (Robert Kurz,
Das Ende der Politik. Thesen zur Krise des warenförmigen
Regulationssystems, Krisis 14 (1994), S. 87) Nach der Phase der
Repulsion befindet sich das gesamte politische System heute in jener
der Attraktion. Seine Besonderheiten werden als Absonderlichkeiten
liquidiert. Kein Aufruf zur Reideologisierung wird daran mehr etwas
ändern.

Dieser berauschend bürgerliche Blick der Politik, der sein höchstes
Ideal übrigens in der Politikverehrung der Arbeiterbewegung fand, wird
zusehends destruiert. Frägt sich nur, ob man diese Entpolitisierung
der Politik beklagen sollte, oder ob man diese Rückführung, ihr
Reinwerden nicht denn doch einer anderen Beurteilung zuführen könnte.

Verwaltung statt Gestaltung

Auch auf höchster Ebene ist Politik Verwaltung, nicht Gestaltung. "Wer
Politik treibt, erstrebt Macht" (Max Weber, Wirtschaft und
Gesellschaft, S. 822), ist so bloß hartnäckiger Schein. Politik ist
eben nicht praktizierte Staatsbürgerkunde, sondern Über- und Umsetzung
gesellschaftlicher Notwendigkeiten, die bestimmten Basislogiken und
darauf aufbauend Basisbewegungen folgen, in die Sprache des Geldes
(Budget) und des Rechts (Gesetzgebung). "Die 'Politik' kann ihrem
Wesen nach nicht die 'Gestaltung' der menschlichen und natürlichen
Ressourcen organisieren, obwohl sie die Sphäre der direkten
gesellschaftlichen Kommunikation ist; aber diese Kommunikation ist
nicht 'frei' und nicht offen, sondern eingesperrt in die blinden
Codierungen der Warenform und ihrer 'Gesetze', die als bewusstlose
Quasi-Naturgesetze der 'zweiten Natur' allen bewusst gestalteten,
juristischen Gesetzen der staatlich-politischen Sphäre immer schon
vorgelagert sind." (Robert Kurz, Das Ende der Politik, S. 95)

Politik ist jenes Medium, das die gesellschaftlichen Ergebnisse und
Resultate in rechtliche und budgetäre Formen gießt, natürlich auch
Korrekturen vornimmt, kurzum ein Ausloten der Möglichkeiten rundum die
Notwendigkeiten. Diese Möglichkeiten verlassen jedoch nie den
vorgegebenen Rahmen der Notwendigkeiten, können ihn nicht sprengen.
Politik kann nur leisten, was Ökonomie zulässt, wobei die Ökonomie
sich natürlich noch viel mehr leisten würde, würde die Politik es
zulassen. Politik ist jedenfalls kein Prinzip, das über die Ökonomie
hinausgeht: "Die 'Politik' wird jetzt immer offener und
eindimensionaler zur Wirtschaftspolitik. Wie in den vormodernen
Gesellschaften alles und jedes religiös begründet werden musste, so
muss nun alles und jedes ökonomisch begründet werden. Man sollte nur
einmal zuhören, wie das Wort 'Marktwirtschaft' im Munde der
versammelten historischen Idioten seit 1989, vom US-Präsidenten über
deutsche Grüne bis zu russischen Ex-Kommunisten einen liturgischen
Klang annimmt." (Ebd., S. 88)

Politik ist das Ein- und Auspendeln gesellschaftlicher Möglichkeiten
auf der Ebene der aktuellen kapitalistischen Verwertungsbedingungen.
Die Entideologisierung verdeutlicht nur, dass diese sich immer
direkter und nackter durchsetzen, den Schein der Weltanschauung ganz
einfach nicht mehr zulassen können.

Staatlicher Reinterventionismus

Politik ist die allgemeinste Form des staatlichen Reinterventionismus.
Reinterventionismus deshalb, weil dieser primär reaktiv, nicht aktiv
vollzogen wird. Politik folgt der Gesellschaft, nicht umgekehrt. In
den unterschiedlichsten Ausformungen eines akzentuierten Wollens
(Parteien, Verbände, Bewegungen etc.) fluktuiert sie stets um die
realfiktive gesellschaftliche Gesamtnotwendigkeit. Politik, in welcher
Weise auch immer, ist nichts anderes als die Festsetzung von
geringfügigen Abweichungen gesellschaftlicher Vorgaben. Dieser Umstand
kommt heute immer mehr zu sich, wurde bisher allzusehr durch die
Scheindominanz verschiedenster Ideologien verschleiert. Politik kann
als Form gar nicht "grundsätzlich" oder "prinzipialistisch" sein, sie
ist a priori Kompromiss.

Politik ist wesensmäßig Zusammenfindung, nicht Trennung. Die
ideologischen Ansätze, die letztere nahelegen, sind der Politik
vorgelagert, ohne sie jemals ersetzen zu können. Heute erscheint das
deutlicher denn je. Lassen wir politische Absonderlichkeiten wie den
Obskurantismus und das Sektenwesen beiseite - deren Politik kommt ja
letztlich nie durch eine Praxis zu sich, bleibt rein deklamatorisch -,
dann sind politische Differenzen überhaupt nichts anderes als
verschiedene Umschreibungen von normativen gesellschaftlichen Zwängen.

Das Tun des Politikers ist ein Können, kein Wollen. Mehr Fertigkeit
denn Handlung, mehr Handwerk denn Kreation. Instinktiv haben die
meisten Politiker das auch begriffen, selbst wenn das Subjekt die
deutliche Kapitulation vor den Verhältnissen nicht reflektieren will,
bzw. sie gar offen eingesteht. So ist es auch verständlich, dass der
Durchschnittspolitiker, der oft aus durchaus idealistischen Motiven in
die Politik eingetreten ist, meist zu einem abgeklärten und zynischen
Typus Mensch wird. Es ist die unreflektierte Ohnmacht, die er
empfindet, und doch nicht wahrhaben will. Freiheit und Gewissen,
zumindest wie er sie zu denken gelernt hat, sind somit Schimären,
Einbildung, nicht Wirklichkeit. Das obligate Politikerschicksal lässt
sich so beschreiben: Sie müssen sich dümmer stellen als sie sind, bis
sie wirklich so dumm sind, wie sie sich stellen.

Es gibt jedenfalls keinen Grund, die Politiker als gesellschaftliche
Ausnahmeerscheinungen vorzuführen, sie gleich Outlaws für vogelfrei zu
erklären. Dahingehend ist auch der Begriff der "politischen Klasse",
wie ihn der moderne Soziologismus prägte und die Journaille aufgriff,
ein Unbegriff. Bei Politikern ist nur leichter sichtbar, was woanders
in viel stärkerem Ausmaße passiert. Das Problem der Politiker ist
primär jenes: Sie stehen hinter einer Glaswand, sind nicht unter der
Tuchent. Und flüchten sie dorthin, liegt bald ein Journalist dabei,
stierend investigierend.

Form und Inhalt

In der gegenwärtigen Politik minimieren sich die Inhalte der
Differenzen. Die wahren Differenzen, die keine wirklichen mehr sind -
eben weil, obwohl wahrnehmbar, sie nichts qualitativ Unterschiedliches
bewirken -, inszenieren sich in Äußerlichkeiten. Politik wird immer
reiner, klärt sich auf in der Normierung und Realisierung der
sogenannten Sachzwänge, die freilich nichts anderes sind als
Systemzwänge. Durch die weitere Globalisierung der Weltwirtschaft
werden die Vorgaben immer deutlicher spürbar und die
Handlungsspielräume einzelner Staaten oder gesellschaftlicher Gruppen
geringer. Die relative Autonomie der Politik wird noch weiter
relativiert.

Der herausgehobene Charakter des Formprinzips Politik verlöscht, es
ist immer weniger als gesellschaftliche Repulsion wahrnehmbar, seine
Kontraktionen werden schwächer. Vor diesem Hintergrund müssen formale
Differenzen in Stil und Design, in Sakko und Bluse natürlich an
Bedeutung gewinnen. Politiker sind kaum noch an ihren Ausführungen zu
unterscheiden, dafür umso mehr an ihren Aufführungen. Nur führen sie
sich nicht selbst auf, sondern werden aufgeführt. Die Medien sind
Bühne und Politiker haben zu tun, was ihnen vorgeschrieben und
eingesagt wird.

Die Form frisst den Inhalt. Je mehr letztere verfällt, desto mehr
steigt erstere auf. Es handelt sich dabei keineswegs um notwendige
Entsprechungen und Spannungen von Inhalt und Form, sondern um einen
schlichten Verdrängungsprozess. Dort, wo der Inhalt kaum noch ein
Problem darstellt, verlagert sich das Interesse auf die Form und die
Formvollendung. Politisch wird nachvollzogen, was in der Ökonomie
analog Folgendes bedeutet: Die Verwertung ist blind gegenüber dem
Gebrauchswert (Inhalt), sie dimensioniert sich nach dem Tauschwert
(Form).

Wahlen transzendieren zu Modeschauen und Hungerkuren. Medientraining,
Schminkkurse und Fitnesscenter verdrängen inhaltliche und strategische
Überlegungen, oder gar noch besser: sind dieselben. Politik verkommt
im ausgehenden bürgerlichen Zeitalter zu einem Supermarkt. Ähnlichste
Sortimente prostituieren sich vor ihren Konsumenten. Verkleidung ist
wichtiger als Inhalt, denn gut verpackt ist halb gewonnen. Menschen
verschwinden hinter Masken. Was interessiert und zu interessieren hat,
ist die reine Oberfläche. Alles, was darunter ist, fadisiert. Und zu
Recht, erkennt man die grundsätzlichen Differenzen als nichtig.

Stimmungsmaximierung

"Das übergreifende Moment ist die zunehmende Selbstauslieferung der
'Politik' an die selbstläufigen ökonomischen Kriterien." (Ebd., S.
98) Die immer stärker sich abzeichnende Vermarktwirtschaftlichung der
Politik, ihr Entschlacken von weltanschaulichen Beigaben und Resten
ist eines der auffälligsten Phänomene der Epoche. Und doch stellt sich
damit die Frage, ob Politik sich damit entpolitisiert - so unser
bisheriger Befund, oder ob Politik damit nicht vielmehr zu sich kommt
- so die gewagtere These. Lässt erstere von links bis rechts nur den
Verfall der festen Wertvorstellungen beklagen, so ermöglicht letztere
doch ganz andere Einsichten über die strukturellen Gemeinsamkeiten
aller Politiken.

Marktwirtschaftliche Politik bedeutet Zwang zur Stimmenmaximierung,
die nichts anderes als Stimmungsmaximierung sein kann. Es geht nicht
um den kontinuierlichen Aspekt eines Produkts, sondern um den Verkauf
zum richtigen Zeitpunkt. Politik wird gerade durch die Dimensionierung
der Werbung und die daraus sich noch verstärkende Unterordnung des
Inhalts unter die Form indiskret wie jede andere Ware.

Wenn es der Fall ist, dass viele Menschen sich erst in den letzten
Tagen, ja Stunden vor der Wahl oder gar in der Wahlzelle entscheiden,
so sagt dies ja nur aus, dass das Wahlverhalten immer weniger von
Überzeugung oder Bewusstsein getragen wird, sondern von Stimmungen.
Wer versetzt den Wähler in die augenblicklich richtige Stimmung, wer
kann ihm im richtigen Moment an? Darum geht es.

Taktizismus

Die Handlungsbedürftigen sind so bloß Ausführungsbedienstete - denn
wenn sie gegen bestimmte Stimmungen entscheiden, dann drückt sich das
in den Stimmen aus. Und wenn die Stimmen nicht mehr stimmen, dann ist
es um die Politiker meistens geschehen. Politik hat dahingehend einen
immanenten Hang zur Taktik, ihre Interessen sind geleitet von
kurzfristig zu erreichenden Erfolgen.

Die heutige Politik - und auch darin manifestieren sich ihre Grenzen -
ist taktizistisch geprägt. Taktizismus meint, dass der Politik
insgesamt langfristige Ziele und Überlegungen abhanden gekommen sind,
sie sich immer ausschließlicher auf den Augenblick konzentriert. Sie
bewältigt Situationen, nicht Problemlagen. Erfolg ist nur noch, was
unmittelbar folgt. Die Strategie wird somit reduziert auf die
Aneinanderreihung taktischer Schachzüge, sie folgt keiner bewussten
Logik, ist horizontlos. Es ist in ihr und mit ihr kein spezifisches
Ziel auszumachen, das sich in der Substanz von der heutigen
Gesellschaft unterscheidet.

Dort, wo es bloß um Wählerstimmenmaximierung geht, müssen Inhalte und
Formen der Politik sich ebenfalls angleichen, ideologische
Versatzstücke immer mehr in der Versenkung verschwinden. Die
Wahlstrategie ist die Abschaffung der Strategie überhaupt, sie ist
Taktik pur, die sich bloß von Stimmenfang zu Stimmenfang hantelt.

Der Stammtisch

Die Durchschnittsbürger sind in ihrem Reflex gegen die Etablierten
nicht oppositionell, sie sind vielmehr renitent. Ihre Aversionen sind
nicht spezifisch, sondern diffus, reproduzieren sich primär nach den
vorgelegten Fährten der Demagogen. Damit das bürgerliche Individuum
auf Propaganda anspricht, muss es aber dementsprechend vorstrukturiert
sein. Ansonsten müsste es ja von der Television bis zu den
Zeitgeistmagazinen, vom Boulevard bis zum Hörfunk andauernd in
subversives Gelächter ausbrechen. Es tut es nicht, es ist anders
programmiert. Dummheit, hier verstanden als die sinnliche
Übereinstimmung mit dem Schein der Welt, konsumiert es nicht selektiv,
sondern in vollen Zügen.

Der österreichische Stammtisch ist gefährlich. Seine Mentalitäten sind
schlimmer als sämtliche Politiken. Seine Wurzeln liegen jedoch nicht
primär in der ideologischen Manipulation oder medialen Verführung,
sondern in den Arbeitsbereichen der Menschen. Nach wie vor vermitteln
Produktionshalle und Büro ein Klima von Hierarchie und
Entsolidarisierung, Leistungsdruck und Konkurrenz, selbst wenn die
Methoden der Formatierung subtiler geworden sind. Die verinnerlichte
Entfremdung der abstrakten Arbeit, der Zwang, ihre Arbeitskraft zu
verkaufen, prägt die Menschen. Autoritätshörigkeit, Ausländerhass und
Denkfeindlichkeit sind Ausdruck dieses Alltags.

Gerade deswegen ist auch jede Aufklärung - deren Notwendigkeit wir
natürlich nicht in Abrede stellen wollen - beschränkt, ist eine
konstituierte und konsolidierte Einsicht nur mit einer anderen
Aussicht herstellbar, nicht mit pädagogischen Kniffs. Allzuoft
erweisen sich die Gegensteuerungen als machtlos gegenüber den Zwängen
des Alltags. Seine Diktatur ist die eigentliche.

Es ist Abschied zu nehmen von dem banalen Gedanken, dass Politiker und
Funktionäre gutwillige Wähler malträtieren und verführen. Wobei hier
aber auch nicht umgekehrt des Volkes Stimme, der obligate Mann auf der
Straße, die personifizierte Ausgabe des gesunden Menschenverstands als
der die Politik bestimmende Bösewicht zu entlarven ist. Auch er oder
sie sind nicht mehr als typologisierte Monaden der gesellschaftlichen
Bedingungen, von denen sie partout nicht abstrahieren können,
andererseits aber in völliger Verkennung ihrer geistigen Potenz und
gesellschaftlichen Situation davon ausgehen, dass die Rezepte
eigentlich einfach sind: Arbeiterkammer-Gehälter runter!, Ausländer
raus!, Mörder aufhängen! etc., so die dunkelsten Verdichtungen der
gemeinen Ganglien.

Die relative Abgehobenheit der Regierenden von ihrem Volk ist daher
mehr zu loben als zu kritisieren. Außer in Ausnahmesituationen gilt es
sich immer vor Augen zu halten: Die sogenannten Herrschenden sind
progressiver als die Beherrschten. Gegenüber dem Stammtischgeraunze
gilt es festzuhalten: Die Politiker sind die besten Politiker wie die
Installateure die besten Installateure sind. Oder mit Karl Kraus:
"Größere Kretins als unsere Staatsmänner sind wir doch selbst." (Karl
Kraus, Die letzten Tage der Menschheit (1926), München, 6. Aufl. 1979,
S. 321)

Regieren als Reagieren

Der demokratische Parlamentarismus lenkt gerade dadurch, dass er für
alle so offensichtlich Entscheidungen fällt, Gesetze beschließt, Geld
verteilt, immer wieder alle Wünsche, Begierden und Kritiken an seine
Adresse. Er wird als die Instanz gesehen, bei der interveniert werden
kann. Wir müssen insofern von einer grenzenlosen Überschätzung der
politischen Sphäre sprechen. Sie dient als der falsche Reibebaum
gesellschaftlicher Interessen, ihre Allzuständigkeit ist rein fiktiv.

Regieren kommt jedenfalls von Reagieren. Auch wenn das etymologisch
nicht stimmt, chronologisch ist es richtig. Die Probleme, die auf die
Politik zukommen, hat sie in den seltensten Fällen selbst gemacht,
aber weil sie diese verwaltet und da und dort mit einem Gesetz, mit
einer Förderung, mit einem Appell einspringt, sieht es so aus, als sei
sie die Urheberin, als sei etwa die ökologische oder die soziale
Misere Folge von Umwelt- und Wirtschaftspolitik und nicht Folge
kapitalistischer Produktionsverhältnisse.

Dadurch, dass Politik die Gesellschaft moderiert, erscheint sie als
wahres Zentrum, gar als jenes, das eigentlich die Gesellschaft leitet.
"Noch heute wird gesellschaftliche Integration oder Lösung aller
anderswo nicht lösbaren Probleme zentral von der Politik erwartet."
(Niklas Luhmann, Ökologische Kommunikation. Kann die moderne
Gesellschaft sich auf ökologische Gefährdungen einstellen?, Opladen,
3. Aufl. 1990, S. 168) Die sich wiederholenden Enttäuschungen, die die
Politik dann liefert, gründen darauf, dass man ihr und sie sich selbst
permanent eine Lösungskapazität bescheinigt, die sie ganz einfach
nicht hat. Sie kann nicht, was sie verspricht. Aber sie muss
versprechen, was sie nicht kann.

Auch der Einwand, dass woanders Entscheidungen getroffen werden, die
eigentlich de jure nur dem Parlament zustehen, geht in die Irre, weil
er den Charakter des Parlaments als demokratische Vollzugsmaschine
vorgelagerter Zwänge nicht erkennen will, sondern einen hehren
Demokratismus gegen den realen behauptet. Eine wahrhafte Demokratie
wird der wirklichen Demokratie gegenübergestellt, die österreichische
Demokratie lediglich als "Torso" (Sonja Puntscher-Riekmann, Die
österreichische Demokratie. Ein Torso, Impuls Grün, Nr. 5 + 6/90, S.
2) begriffen.

Diese Sicht verstellt freilich jede emanzipatorische Kritik an
Demokratie und Parlamentarismus, weil sie die Ausformung der
Demokratie als deren Deformierung, nicht als deren Verwirklichung
auffasst. Es ist geradezu ein Kennzeichen der westlichen Demokratie,
dass die wichtigsten Entscheidungen nicht im Parlament fallen. Dieses
ist primär dazu da, diese nachträglich oder vorsorglich zu
legitimieren. Wobei schon das Wort "Entscheidungen" eine Übertreibung
darstellt, unterstellt es doch, dass etwas ausgeschieden werden kann,
während andererseits etwas bewusst befürwortet wird. Dies trifft
jedoch bei den gesellschaftlichen Verwirklichungen nicht zu. Was das
Subjekt verwirklicht und wofür es sich entschließt, ist weitgehend von
seinem Willen unabhängig, ist vielmehr bedingt durch die sich in
Möglichkeiten übersetzenden gesellschaftlichen Notwendigkeiten.

Was sich im Parlament realisiert, kann gar nicht dort geschaffen
werden. Politik justiert nur Nuancen gesellschaftlicher Zwänge,
verteilt um, schwächt ab oder fördert. Sie ist im wahrsten Sinne des
Wortes dazu angehalten, die Bedingungen der Kapitalverwertung
einerseits zu garantieren, andererseits die ökologisch bedenklichsten
und sozial unverträglichsten Entwicklungen abzustellen oder zu
mildern. Auch gegen das direkte Interesse dieses oder jenes Kapitals.
Dies gleicht natürlich einem Eiertanz, bei dem die Politik immer
hintennach ist, in ein Fettnäpfchen nach dem anderen tritt, an der
Komplexität der Detaillösungen oft verzweifelt und außerdem noch die
medialen Prügel bezieht.

Politikverdrossenheit

Die Krise der Parteienform, die sich natürlich am deutlichsten bei den
Großparteien äußert, ist Folge der Krise der Politik, nicht umgekehrt.
Nicht die Parteien stürzen die Politik in die Verdrossenheit, sondern
das Formprinzip Politik verfault an seinen Instrumenten. Heute muss
man sich freilich die Frage stellen, ob die passive und massive
Verweigerungshaltung von immer mehr Menschen nicht doch auch
progressive Momente in sich birgt. Ob nicht gar das Bejammern der
Politikverdrossenheit in Wirklichkeit reaktionärer ist als diese
selbst.

Dahingehend hat die allgemeine Politikverdrossenheit neben ihren
konjunkturellen Schwächen - sie weiß keine Antworten auf die
anstehenden Probleme der Zeit, aber das wissen auch etablierte und
oppositionelle Kräfte nicht, nur geben diese es nicht zu - auch
strukturelle Stärken. Sie hat nämlich instinktiv erkannt, dass mit
Politik heute kaum etwas zu ändern ist.

Fast alles, was die Demokratie trägt (im Sinne jetzt von beinhalten
wie konstituieren), ist in Verruf gekommen: Parteien, Politiker,
Bürokratien, der Parlamentarismus, die Gesetzgebung, der Proporz.
Bejaht, und das dafür umso frenetischer, wird lediglich die leere
Hülle, das Füllwort, indem sich nun aber nichts mehr befindet. Diese
Kritik ist antidemokratisch, aber nicht in einem progressiven Sinn,
sondern in einer reaktionären Variante, die davon ausgeht, man könnte
Demokratie von ihren gesellschaftlichen Inhalten säubern, jene jedoch
gleichzeitig erhalten, ja verbessern. Ein solcher Kampf gegen den
Parlamentarismus und seine Ausformungen, da hat Hans Kelsen (Der Staat
als Integration, Wien 1930, S. 82) schon recht, ist nichts anderes als
ein Kampf gegen die Demokratie.

Das Verquere an der aktuellen Situation ist nun, dass in einer Zeit,
wo die Demokratie sich selbst destabilisiert, weil destabilisieren
muss, die subjektiven Träger alternativer Ansätze gerade zu ihrer
Rettung antreten, sich nicht überlegen, was nachher kommt, sondern wie
sie die Form erweitern können. Um uns nicht misszuverstehen: "Niemand
wird die historische Notwendigkeit der Demokratie und ihre große
Bedeutung für ein Hinauskommen über die Enge der ständischen
Agrargesellschaft bestreiten. Aber auf diesen Lorbeeren kann sich die
Menschheit nicht für immer zur Ruhe setzen. Dass die Demokratie
selbst, wie ihr Name schon sagt (Volks-Herrschaft), nur die bisher
modernste Form der Diktatur einer zwanghaften gesellschaftlichen Form
über die Entwicklung menschlicher Bedürfnisse und Beziehungen ist,
kann das absolut in dieser Form befangene demokratische Räsonnement
nicht einmal im Traum realisieren." (Robert Kurz, Die Demokratie
frisst ihre Kinder; in: Rosemaries Babies. Die Demokratie und ihre
Rechtsradikalen, Unkel/Rhein und Bad Honnef 1993, S. 14)

Demokratie und Emanzipation

Die bürgerliche Demokratie ist nicht mehr entwickelbar, sie ist
vielmehr ein Auslaufmodell, das die besten Zeiten hinter sich hat. Der
unerträgliche Promi-Kult verdrängt die letzten Inhalte, aber er
verdrängt etwas, wo es schon nichts mehr zu verdrängen gibt, seit sich
der Typus der Volkspartei endgültig durchgesetzt hat. Die bürgerlichen
Politiken, die rechten und die linken, lösen sich auf, weil es um
nichts mehr geht außer Nuancen. Die Differenzen sind inszeniert, ein
mediales Spektakel, nicht mehr.

Wobei natürlich nicht verschwiegen werden soll, dass für das einzelne
Individuum diese Nuancen der Parteiungen sehr wohl elementaren
Charakter annehmen können. In unserem Beitrag geht es aber darum, das
bisher vernachlässigte Integrative zu betonen, nicht so sehr sich noch
einmal an den sekundären Differenzen abzuarbeiten. Die Politiken von
rot und schwarz, grün und braun, können dahingehend nicht als bloßes
"Einerlei" bezeichnet werden, so gleich sie in ihrer Struktur auch
sind.

Klar sein sollte: Keine Demokratiereform erweitert mehr die realen
Möglichkeiten der Menschen. Die direktdemokratischen Ergänzungen sind
populistische Überspitzungen der parlamentarischen Demokratie. Sie
sind Zeichen der Krise, nicht eines Aufbruchs, Zeichen eines unsicher
gewordenen politischen Systems, das der Populismus reitet.
Selbstverständlich ist die Demokratie (und zwar mit allen ihren
zusammengehörigen Arten und Unarten) gegen diesen zu verteidigen, aber
eben nicht mehr von einem demokratischen Standpunkt aus.

Demokratie und Emanzipation sind keine Synonyme mehr, sie sind zu
Antipoden geworden. Zu Demokratie ist kein Komparativ mehr möglich,
ihre Hochzeiten sind endgültig vorbei. Ihre Kapazität ist am Ende. Die
ihr zugrundeliegenden Mechanismen können nicht prinzipiell ausgeweitet
werden, ohne sie letztendlich funktionsunfähig zu machen. Die
Demokratisierung der Demokratie ist nicht kommunizierbar und
kommunikationsfähig. Demokratie hat ihr dynamisches Prinzip
unwiederbringbar eingebüßt.

Revolution oder Politik?

Und nun? - Was also tun, sollte unsere fundamentale Kritik stimmen?

Forderungen nach konsequenter Interessenspolitik können kaum noch auf
fruchtbaren Boden fallen. Da wächst nichts mehr heran; diese Phase,
deren deutlichster Ausdruck der Klassenkampf war, ist vorbei. Die
politische Bewegung des variablen Kapitals, die Arbeiterbewegung, ist
tot, und nicht nur, weil die Sozialdemokratie sie zum Stillstand
gebracht hat, oder der real existierende Sozialismus, der real nie
existierte, gescheitert ist. Der neue Sozialismus wird keiner der
Arbeiterbewegung sein. Er unterscheidet sich somit von allen Ersten,
Zweiten und Dritten Wegen. Der neue Sozialismus wird dort ansetzen, wo
Marx angesetzt hat, in der Produktion. Sein zentrales Instrument ist
die Wertkritik, an der letztendlich alle gesellschaftlichen Fragen zu
diskutieren sind.

Aktuell wollen wir hier aber natürlich keinen politischen Nihilismus
verkünden, der meint, aus dem Konstatieren eines Absterbens, einen
Verzicht auf die Teilnahme am politischen Leben ableiten zu können.
Das wäre zu schlicht gedacht. Auch das Absterben ist ein Leben. Nur
muss klar sein, wo ihre Grenzen sind, bzw. dass Politik vergeht, eben
weil mit ihr immer weniger geht. Nur weil sie abstirbt, können wir uns
freilich nicht politisch totstellen. Politik wird daher vorerst noch
Begleiter sein müssen, nüchtern behandelt aber als sich stets
relativierendes Prinzip, nicht mehr illusionsbeladen als hehres Ideal,
gar verbunden mit dem Wunsche nach einem politischen Zeitalter.
Reformistisches Dribbeln eben.

Mittelfristig gilt es freilich, sich radikal umzuorientieren: Was
gefragt sein wird, ist keine andere Politik, sondern eine die Politik
bewusst auf hebende Anti-Politik, d.h. eine Kommunikationsform, die
sich nicht bloß von der etablierten Politik absetzt (um ihr im
Ernstfall dann wie bisher zuzusetzen - man denke an das realistische
Koalitionssyndrom), sondern von der Politik als Formprinzip überhaupt.
Diese Form ist ihr wesentlicher Inhalt, unabhängig von ihren
inhaltlichen Erfüllungen. Politik hat bürgerliche Willensform und
somit schlussendlich kapitalkonforme Inhalte zur Bedingung. "Das
Allgemeine sorgt dafür, dass das ihm unterworfene Besondere nicht
besser sei als es selbst", schreibt Adorno. (Negative Dialektik
(1966), Frankfurt am Main 1992, S. 306)

Eines der Grundmissverständnisse linker Theorie war die metaphysische
Trennung von Form und Inhalt. Diese führte dazu, dass die Form als
quasi wesenslose Hülle erscheinen musste, die mit beliebigen Inhalten
auszufüllen sei. Das affirmative wie leere Verständnis von Politik,
Recht, Demokratie oder Staat ist Ausdruck dieser Haltung. Diese
Begriffe wurden nicht als Realkategorien erkannt, sondern als beliebig
verwendbar den wildesten Definitionen und Kombinationen zugeführt. So
entstanden Unbegriffe wie sozialistische Demokratie, Arbeiterstaat
oder revolutionäre Politik. In der Ontologisierung bürgerlicher Werte
und Termini stand die organisierte Arbeiterbewegung dem Bürgertum in
nichts nach.

Gerade weil es an der kommunistischen Perspektive mehr denn je
festzuhalten gilt, gilt: Revolutionäre Politik ist unmöglich. Aber
nicht weil der Kapitalismus endgültig gesiegt hat und die Revolution
ein Hirngespinst ist, sondern weil sozialistische Revolution und
bürgerliche Politik ganz einfach nicht zusammenpassen. Politik, die
nicht als Metakategorie bewussten Handelns mit Kollektivbezug
verstanden werden darf, ist untrennbarer Modus der kapitalistischen
Warengesellschaft.

Eine prinzipiell andere Politik ist somit ausgeschlossen, ein
Widerspruch in sich. Sozialistische oder emanzipatorische Politik ist
unmöglich, kann es per definitionem nicht geben. Eine sozialistische
Kommunikationsform hat somit erst Chancen, wenn die gesellschaftlichen
Zustände sich selbst umwälzend auf heben. Alles andere sind
voluntaristische Proklamationen, die sich stets an der Realität
blamieren.

Von der Politik des kleinsten gemeinsamen Nenners ist zu einer
emanzipatorischen Kommunikation des größten gemeinsamen Zählers
überzugehen. Das kann nur gehen, indem alle gesellschaftlichen
Probleme a priori und a posteriori in eine farbenreiche, esoterische
wie exoterische, alles umfassende Gesellschaftskritik einmünden, die
vor allem nicht aus taktischen Gründen entradikalisiert, sondern jene
im Gegenteil theoretisch und argumentativ zuspitzt. Eine solche
Bündnispolitik hat das Verausgaben, nicht das Vereinnahmen zum Ziel.
Sie dient der gegenseitigen Befruchtung, nicht der Sterilisierung.

Freilich ist wenig getan, wenn man die gesellschaftlichen Konflikte -
letztendlich allesamt Kontraktionen des Werts, der die
gesellschaftliche "Elementarform" (MEW, Bd. 23, S. 49), die Ware
bestimmt - nur noch in postmoderner Beliebigkeit nebeneinander stellt
und je nach Konjunktur mal dies und mal das als Schwerpunkt gelten
lässt. Man darf nicht auf das soziologistische Gerede von der
Komplexität und Unüberschaubarkeit hereinfallen. Nur die Erscheinungen
sind komplex, das Wesen ist trotz aller Wucherungen und
Ausgestaltungen ganz einfach: Alles und jedes steht direkt und
indirekt im Dienste der Verwertung des Werts, der Bildung von Kapital.
Daran wird alles ausgerichtet und (in doppeltem Wortsinn)
hingerichtet. Die konstatierten Komplexitäten sind nichts anderes als
die zeitgenössische Übersetzung des Scheins.

Wohlgemerkt, plädiert wird hier für eine Radikalisierung, nicht für
eine Rabiatisierung der Linken. Kompromisslosigkeit und Zuspitzung ist
in der Theorie gefordert, nicht jedoch in der Praxis. Ohne das hier in
der nötigen Differenzierung ausführen zu können, wird letztere in
vielen Bereichen äußerst behutsam und moderat sein müssen. Als
Richtschnur mag gelten: Am Ziel festzuhalten, ohne das Maß aus den
Augen zu verlieren, das den Weg ermöglicht.

Wir wollen in die Gesellschaft rein, damit sie an uns leichter über
sich selbst hinauswachsen kann. Das erfordert eine ganz neuartige
Komposition von harten und weichen Komponenten, welche sich sowohl
wohltuend von der Starre und Enge kommunistischer Parteien, als auch
von der überemotionalisierten Bauchpolitik alternativer Klüngel
unterscheidet. Hart und weich, offen und geschlossen, autoritär und
antiautoritär, hierarchisch und egalitär, partizipativ und exklusiv
sind nicht mit "gut" und "böse" zu übersetzen. Diese Paare sind somit
keine antagonistischen Widersprüche, sondern müssen als dialektische
Gegensätze einer neuen Organisierung entwickelt werden.

Der Widerspruch Lohnarbeit-Kapital, der immer bloß ein
kapitalimmanenter gewesen ist, ist nicht mehr dazu angetan, Theorie
und Praxis zu leiten. Daraus aber einen gänzlichen Verzicht auf eine
Leitlinie abzuleiten, wäre verkehrt. Heute gilt es, alles an der
Wertkategorie zu dechiffrieren, den Widerspruch zwischen
Produktionsverhältnissen und Produktivkraftentwicklung, zwischen den
materiellen Möglichkeiten der Menschen und den verwertbaren
Möglichkeiten des Kapitals, zentral zu thematisieren.

Ökologische Zentrierung

Es ist die Ökologiebewegung, die anders als alle Bewegungen vor ihr im
Prinzip keine Sonderinteressen mehr vertritt, sondern
Allgemeininteressen. Sie ist die erste Formierung, der dieser Gedanke
in umfassendem Sinne zugrunde liegt. Die Bedeutung der
Sonderinteressen erfährt durch sie eine markante Relativierung. Der
Ökologiebewegung geht es der Intention nach ums Ganze.

Unser Vorwurf an viele Mentoren der Ökologiebewegung geht auch nicht
dahin, dass sie das Primat der Ökologie behaupten, sondern richtet
sich gegen die daraus resultierende Subtraktion aller anderen
Anliegen. Das ist nicht nur bündnispolitisch verkehrt, sondern auch
inhaltlich falsch, da es die gesellschaftlichen Probleme nebeneinander
und nicht miteinander betrachtet und behandelt, sie sachlich isoliert,
eine gemeinsame Grundlage dieser nicht wahrnehmen will. Schließlich
die potentiell progressiven Bedürfnisse dividiert statt potenziert,
sie auf den kleinsten gemeinsamen Nenner zurechtstutzt.

Mit der Zentrierung der Ökologie wurde die abstrakt übergeordnete
Frage auch konkret übergeordnet. Es geht ums Ganze, nicht mehr primär
um Verwirklichung von Teilen auf Kosten des Ganzen. Die
Ökologiebewegung ist die einzige qualitativ neuartige Bewegung, auch
wenn ihr Denken und Handeln noch im bürgerlichen Horizont befangen
ist. Es ist hier eine Differenzierung anzusetzen, was wesentliche
Intention einerseits bzw. wesentliche Ausformung andererseits
betrifft. Diese widersprechen sich. Was sie aber ausdrückt und
unterscheidet, ist ihr ganzheitlicher Anspruch, kurzum die
Gattungsfrage. Ökologische Bedürfnisse können so nicht mehr
schlichtweg etwa durch Produktionsausweitung und
Produktivkraftentwicklung "gelöst" und verwaltet werden wie dies
bisher für die Bedürfnisse der metropolitanen Arbeiterklasse gegolten
hat.

Ökologische Fragestellungen gehen somit direkt an die Substanz der
gegenwärtigen Gesellschaftsformation, auch wenn die aktuellen
Lösungsansätze (Vermarktung der Natur, Verursacherprinzip) sich nach
den alten Formeln abspulen. Die Ökologiebewegung ist ihrer
wesentlichen Intention nach eine Bewegung gegen die privaten und
staatlichen Verfügungsgewalten über Produktionsmittel und
Produktivkraftentwicklung, sie richtet sich somit gegen die
bewusstlose und blindwütige Verwertung des Werts, stellt ihr, wenn
auch absolut vage, eine andere Gestaltung der stofflichen
Lebenszusammenhänge gegenüber. Die Ökologiebewegung ist in ihrer
Potenz die revolutionäre Bewegung. Der biedere und traditionelle
Ablauf ökologischer Konfrontationen sollte darüber nicht
hinwegtäuschen. Sie rüttelt mehr am Kapitalismus als die
Arbeiterbewegung das je getan hat.

Tatsächlich, um gleich zahlreichen empirischen Einwänden
entgegenzukommen, ist dem natürlich nicht so. In ihren wesentlichen
Ausformungen ist die Ökologiebewegung zahm und artig, vergleicht man
sie mit der aufsteigenden Arbeiterbewegung. Ihre Kritik ist von einer
Kritik an den Missständen noch zu keiner Kritik der Zustände
vorangeschritten. Sie bleibt isoliert, entwickelt sich an den
Erscheinungsformen der gesellschaftlichen Prozesse (z.B.
Umweltschäden, Umweltkatastrophen), ohne diese in einen
gesellschaftlichen Kontext einordnen zu können.

Die Ökologiebewegung repliziert geradezu die herrschenden Werte, ja
pocht auf deren Einhaltung gegen die herrschende Ökonomie und Politik.
Den aktuellen Anforderungen antwortet sie mit Fanatismus oder
Pragmatismus. Theorie erscheint ihr als Luxus. Von theoretischen
Gehversuchen, die sich an Markt und Geld versuchen, hat man bisher
nichts vernommen. Im Gegenteil, die Ökologiebewegung gefällt sich
geradewegs im staatstragenden Ton, singt Loblieder auf die
bürgerlichen Werte und den freien Markt, achtet das Gewaltmonopol und
preist den Rechtsstaat.

Karl Marx' Betrachtung der sozialen Revolution des 19. Jahrhunderts
trifft auch auf jene des 21. zu: "Die soziale Revolution des
neunzehnten Jahrhunderts kann ihre Poesie nicht aus der Vergangenheit
schöpfen, sondern nur aus der Zukunft. Sie kann nicht mit sich selbst
beginnen, bevor sie allen Aberglauben an die Vergangenheit abgestreift
hat. Die früheren Revolutionen bedurften der weltgeschichtlichen
Rückerinnerungen, um sich über ihren eigenen Inhalt zu betäuben. Die
Revolution des neunzehnten Jahrhunderts muss die Toten ihre Toten
begraben lassen, um bei ihrem eignen Inhalt anzukommen." (MEW Bd. 8,
S. 117) In diesem Sinne.

 * 

Von der Unmöglichkeit der Politik zum kommunistischen Horizont


von Martin Birkner

"Keine Politik ist möglich", ist auf den Pickerln der Streifzüge
 zu lesen, die ab und zu im Wiener Stadtbild mein Herz erfreuen.
Wertkritik kritisiert Politik fundamental. Ihre Kritik verweist den
politischen Kampf auf ein Binnenverhältnis der Vergesellschaftung über
den Wert. Da der Wert aber ein grundlegendes, für die Wertkritik DAS
grundlegende Verhältnis kapitalistischer Gesellschaften ist, kann
Politik in nichts anderem bestehen als im Austausch herrschender
Eliten. Der kapitalistische Staat als Staat des Kapitals verunmöglicht
aus dieser Perspektive grundlegende politische Veränderungen.
Konsequenterweise betreibt die Wertkritik - wie der Name schon sagt -
die kritische Infragestellung herrschaftlicher Vergesellschaftung als
theoretische Praxis. Dieser Fokussierung liegt allerdings ein
ahistorischer Zugang zugrunde: Jedes politische Handeln wird durch die
"Warenvergesellschaftung" überdeterminiert. Dabei gilt es doch, genau
die Historizität spezifischer Formen politischen Handelns in den Blick
zu bekommen. Politik heute ist etwas qualitativ anderes als noch vor
150, 100 oder 50 Jahren. Die Wertkritik stellt sich dieser Frage
nicht, für sie galt und gilt stets die formkritische Devise "Keine
Politik ist möglich".

Die Praxis weiter Teile der Linken jedoch hat das wertkritische Urteil
bestätigt. Egal ob in ihrer sozialdemokratischen,
parteikommunistischen oder
antiimperialistisch-befreiungsnationalistischen Variante, sie passte
sich dem zwanglosen Zwang der staatlich-kapitalistischen Institutionen
an. Die vermeintliche Übernahme der Macht durch - mehr oder weniger
bewaffnete - Parteien der Linken führte stets noch zur Übernahme der
Parteien durch die staatlich-kapitalistische Macht selbst. Das Streben
nach Befreiung endete in erneuter - wenngleich auch mitunter weniger
brutaler - Herrschaft über die Multitude der Bevölkerung.

Kein Zurück hinter 68

Es gab aber immer auch dissidente Strömungen der Linken, die sich der
Tiefe der Machtbeziehungen von Staat und Kapital bewusst waren:
Anarchistische und rätekommunistische Ansätze oder viele autonome
Linke beispielsweise zeichneten sich durch ihre praktischen Versuche
aus, bereits im politischen Handeln unter herrschaftlichen Bedingungen
die Auflösung der Herrschaft selbst zum Prinzip ihres politischen
Handelns zu machen. So ist es aber auch kein Zufall, dass sie im
Wettstreit um die politische Macht schlechte Karten hatten. Ihre
politischen Erfolge sind auf den ersten Blick gering, zu viel mehr,
als ein Stachel im Fleische der Herrschaft zu sein, hat es kaum
gereicht. Und dennoch: Die Bewegungen und Aufstände der
"antiautoritären" Linken konnten im globalen Prozess von 1968 der
fordistischen Vergesellschaftungsform in Ost und West einen schweren
Rückschlag verpassen. Auch wenn der Kapitalismus viele der
Errungenschaften von 68 kassieren und letztlich in seiner neoliberalen
Form auch gegen die Mehrheit der Menschen umwenden konnte: Ein "Zurück
hinter 68" hieße, die Fehler der "machtorientierten" Linken der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts zu wiederholen. Die Errungenschaften der
antiautoritären Revolte gilt es - auch gegen ihre falschen Freunde -
zu verteidigen.

Mit der gegenwärtigen tiefen Vielfachkrise (sozial, ökologisch,
finanziell, politisch und kulturell) des Kapitalismus sind tragende
Pfeiler der institutionellen (Welt-)Ordnung ins Wanken gekommen. Dem
vermeintlichen "Ende der Geschichte" von 1989 folgt keineswegs eine
Verallgemeinerung liberal-demokratischer Gesellschaften über den
ganzen Erdball hinweg - auch wenn es kurzfristig danach aussah. Der
Kapitalismus war nicht zuletzt durch seine Krisenanfälligkeit nicht in
der Lage, politische Stabilität im Sinne der Herrschenden sowie ein
dauerhaftes ökonomisches Wachstum zu garantieren. Letzteres ist jedoch
eine zentrale Voraussetzung für politische Hegemonie. Dass ebenjenes
Wachstum auch die Triebfeder der Zerstörung unseres Planeten ist,
steht auf einem anderen, oder vielmehr doch auf demselben Blatt. Aber
ist eine Politik ohne oder gegen Wirtschaftswachstum überhaupt
vorstellbar? Die Erfahrung mit der real existierenden Politik sagt:
Nein. Dabei wissen doch eigentlich alle, die WissenschaftlerInnen, die
NGOs, ja selbst der berüchtigte gesunde Menschenverstand, dass auf
einem endlichen Planeten endloses Wachstum ein schlichtes Ding der
Unmöglichkeit ist. Oder des Untergangs. Die Politik aber tut so als
ob. Ein "Green New Deal" ist dabei das höchste, das fortschrittlichste
der Gefühle: ein Deal eben.

Krise der politischen Institutionen

Die Krise des globalen Kapitalismus ging und geht mit einer Krise
seiner politischen Institutionen einher. Die globale Verflechtung und
unglaubliche Beschleunigung der Kapitalströme fand in den letztlich
nationalstaatlich verankerten Institutionen keine zureichenden
Stabilitätsanker mehr. Internationale Institutionen, global agierende
Konzerne und grenzenloser Informationsfluss konnten sich nicht mehr zu
einer stabilen Form institutionaler Herrschaft verdichten - ganz
abgesehen von den Widerständen, die ihnen durch weite
Bevölkerungsteile entgegengesetzt wurden. Einher ging diese
Verschiebung mit der Auflösung der industriellen Arbeitsbeziehungen in
den Metropolen des Westens/Nordens (Prekarisierung, Tertiarisierung,
Informatisierung, Flexibilisierung) sowie der brutalen Inwertsetzung
einst peripherer Zonen des Trikonts.

Die spezifisch politischen Institutionen des globalen Nordens, groß
geworden in der relativ langen Periode fordistischen
Nachkriegskapitalismus und bestimmt durch stabile Großgruppen (vulgo
Klassen), die im Rahmen der repräsentativen Demokratie im Wesentlichen
zwei große Parteien (meist) abwechselnd an die politischen
Schalthebeln brachte, schlitterten durch die oben genannten Prozesse
in eine veritable Krise. Was Guy Debord vor über 50 Jahren so brillant
diagnostiziert hatte, nämlich dass die Politik nur noch als Spektakel
einer sich selbst fremd gewordenen Gesellschaft zu verstehen ist,
deren gesellschaftsverändernde Kraft im emanzipatorischen Sinne
verloren gegangen ist, sollte spätestens mit der gegenwärtigen
Krisenverwaltungsstrategie der Herrschenden, aber auch mit dem
Scheitern linker staatspolitischer Projekte wie Podemos oder Syriza
traurige Wirklichkeit werden; Tragödie und Farce gleichzeitig und
gleichermaßen.

So nimmt es denn auch kein Wunder, wenn im gegenwärtigen spektakulären
Kapitalismus (männliche) Figuren wie Erdogan, Trump oder Kurz an
Macht gespült werden. Angesichts der Erosion der politischen
Institutionen ist auf den Staat bezogenes politisches Handeln zu einer
apokalyptischen Mischung von Show und Neofaschismus verkommen. Die
rassistische Aussage eines Nachwuchspolitikers ("Ich habe die
Balkanroute geschlossen") kann heutzutage aus einer abgehalfterten
Traditionspartei schlagartig die Führungsorganisation eines ganzen -
wenngleich auch unwichtigen - Staates machen. Es bleibt zu hoffen,
dass das Ende des Spuks sich dereinst ähnlich unvorhergesehen und
gründlich ereignet. Dieser allgemeinen "institutionellen Erschöpfung"
können sich auch die linken politischen Zusammenschlüsse nicht
entziehen. Schadensbegrenzung ist im Moment der Horizont alternativer
Politik, emanzipatorische Gegenentwürfe sind innerhalb der Sphäre
politischen Handelns momentan nicht möglich. Zu instabil sind jene
Institutionen geworden, in denen sich noch in jüngerer Vergangenheit
Erfolge sozialer Bewegungen zumindest teilweise - als Gesetze -
einschreiben konnten.

Der Aufstieg rechtsextremer Kräfte wird durch diese Erschöpfung noch
beschleunigt, die damit einhergehende verallgemeinerte Politik der
Unsicherheit befördert wiederum bei vielen Menschen die Sehnsucht nach
"Sicherheit". Gerade in Ländern wie Österreich, die keine ausgeprägte
Tradition sozialen Widerstandes und der Selbstorganisierung von unten
kennen, führt dies zu einer Verschiebung des Regierungshandelns: Es
lebt sozusagen von der ständigen Verstärkung des Unsicherheitsgefühls.
Migrationsbewegungen werden zum freudig angenommenen Einsatz einer
massiven politischen Rechtsverschiebung. Das Versprechen, die
Überbleibsel einer vermeintlichen Homogenität "des Volkes" vor der
weiteren Auflösung durch "die da draußen" zu schützen, verfängt. Im
wirtschafts-, arbeits- und sozialpolitischen Bereich wird derweilen
auf Teufel komm raus alles kurz und klein geschlagen, was in rund 100
Jahren linker Reformpolitik an Fortschritten errungen wurde. Die
dennoch stabile Mehrheit der rechts-rechtsextremen Regierung bestätigt
dabei die Annahme, dass selbst der Großteil jener, deren eigene
soziale Situation sich dadurch verschlechtert, das Spiel mitspielen.

Es scheint, als ob die Wertkritik am Ende doch recht behalten oder
vielmehr bekommen sollte. Im Moment zumindest ist keine linke Politik
mehr möglich, oder aber ihre hart erkämpften Erfolge werden mit einem
Federstrich von der nächsten autoritären Herrschaftsbesatzung aus dem
Weg geräumt. Dennoch existieren überall auf der Welt tausende und
abertausende von kollektiven Initiativen, die sich den Zumutungen
nicht fügen, Widerstand leisten und alternative Strukturen, Formen
eines anderen nicht-herrschaftlichen Zusammenlebens erproben. Daran
gilt es anzuknüpfen. Infrage zu stellen ist hingegen die traditionelle
"Arbeitsteilung" zwischen politischen Kräften und sozialen
Basisbewegungen, in denen Erstere den Kämpfen Letzterer einen
institutionellen Platz in den Staatsapparaten sicherten (meist auf
eine nicht zufriedenstellende Art und Weise, zugegebenermaßen, aber
immerhin).

Was nun?

Die Reste der politischen Linken versuchen es mit einer Politisierung
der sozialen Frage von links: vergebens. Angesichts der
Aussichtslosigkeit der klassischen 20.-Jahrhundert-Politik verwundert
es auch nicht weiter, dass das leninistische Denken wieder traurige
Urständ' feiert: Weg mit den antiautoritären Fantasien der 68erInnen,
sie haben letztlich nur von der notwendigen machtorientierten Politik
abgelenkt. Unnötig zu betonen, dass derlei - zum Glück - kaum jemanden
hinter dem Ofen hervorholt. Was hier wie dort nicht gesehen wird, ist,
dass das Massenbegehren nach gut behütetem Aufgehobensein in der
Volksgemeinschaft und im SUV schwerer wiegt und besser greift als die
Beschädigung der eigenen sozialen Existenz durch die Rechte. Der
armselige "proeuropäische" Neoliberalismus der linken Mitte trägt ein
Übriges zur Festigung der mittlerweile (fast) gesamteuropäischen
Faschisierungstendenz bei. Was aber tun angesichts der Tatsache, dass
die Mehrheit der Leute für ihre Knechtschaft kämpft, als wäre es für
ihre Freiheit?

Exodus aus den Institutionen - und dann?

In Ermangelung eines "großen", von vielen geteilten
gesellschaftsverändernden Projektes ist es nicht zuletzt angesichts
der Dringlichkeit von ökologischer Verheerung und drohender
Kriegsgefahr prioritär, den Lauf der Dinge zu unterbrechen, das System
am Funktionieren zu hindern. Verweigerung war stets der Ausgangspunkt
von Widerständigkeit. "Am Anfang war das Nein", wie es John Holloway
so prägnant wie poetisch ausdrückt. Eine noch weiter oder besser
tiefer gehende Figur schlägt Giorgio Agamben vor: jene der
"Geschäftslosigkeit". Sie bringt über das sich noch immer am
schlechten Ist-Zustand orientierende Nein den Einsatz einer anderen
Lebensform zur Sprache. Einer Lebensform, die sich so weit als möglich
den Zumutungen der staatlich-kapitalistischen Ordnung versagt und
stattdessen eine Art produktiven Exodus in selbst gewählte
Zusammenhänge und Strukturen vorschlägt - in der "die klassenlose
Gesellschaft bereits anwesend ist".

Wenn Politik unausweichlich zum Verwaltungshandeln geworden ist, ist
Agambens Vorschlag nach einem Primat der "Destitution" - also einer
EntInstitutionalisierung - ernsthaft in Erwägung zu ziehen. Dabei geht
es nicht primär um die Zerstörung herrschaftlicher Institutionen,
sondern gleichsam um ein Leerlaufenlassen, ein Aushöhlen ebenjener
durch Nicht-Mitmachen - um einen Exodus: nicht ein Davonlaufen,
sondern ein produktives SichEntziehen von der Geschäftigkeit des
verallgemeinerten Geschäfts. Ich glaube, selbst Rudi Dutschke, der
noch in den 70ern den "Marsch durch die Institutionen" vorgeschlagen
hat, würde sich heute dem Auszug aus der verheerenden Ordnung mit
Überzeugung anschließen. Die große Frage aber bleibt: Wie kommen wir
über dieses Nein und auch über die Geschäftslosigkeit hinaus zu den
"vielen Jas" (Holloway) einer postkapitalistischen Alternative? Wie
lässt sich diese minoritäre Anwesenheit der Klassenlosigkeit
gesamtgesellschaftlich zur Geltung bringen? In einem anderen Text habe
ich versucht, die angesprochenen Aspekte über den Hegel'schen Begriff
der "Aufhebung" -in seiner dreifachen Bedeutung von Erhöhung, Negation
und Auf bewahrung - von Institutionen zusammenzudenken (vgl. Birkner
2018).

Wir müssen nicht so machen, wie wir's kennen, nur weil wir's
kennen, wie wir's kennen (Die Sterne)

Unumgänglich für befreiende Gesellschaftsveränderung ist die
Selbstveränderung der sie Betreibenden (vgl. Leder). Das Nein zur
Herrschaft kann nicht wirksam werden ohne das Nein zur eigenen
Beteiligung an ihr, begleitet vom Ja des Begehrens nach dem anderen.
Ohne die Bereitschaft, lieb gewonnene Gewohnheiten kollektiv zu
verlernen und sich von zahlreichen Annehmlichkeiten - nicht zuletzt
patriarchaler Natur, die uns diese zerstörerische Gesellschaft nach
wie vor bietet - zu trennen, bleibt systemveränderndes Handeln eine
Art Hobby oder schlimmer noch: ein Geschäft. Wir sind auf mannigfache
Weise in dieses System verstrickt, und es wäre eine Illusion zu
glauben, dass wir diese Verstrickungen alleine durch individuelles
Handeln loswerden können. Und natürlich wird es auch im Kollektiv kein
Honiglecken. Dennoch: Letztlich bleibt die Selbstveränderung im
Prozess der Gesellschaftsveränderung wesentlicher Maßstab wirklicher
Emanzipation.

Wir sind heute gewissermaßen in die Frühzeit der kommunistischen
Bewegung zurückgeworfen. Unser enormer Vorteil liegt darin, dass wir
aus den Fehlversuchen und Fallstricken der Geschichte dieser Bewegung
lernen können. Das Ergreifen politischer Macht führte im besten Fall
zu einer Verbesserung der Lebensumstände der Multitude - stets aber um
den Preis ihrer Entmachtung. Letztlich zerschellte an der modernen
politischen Logik der Souveränität jeder Ansatz zu einer sozialen
Revolution. Diese aber, der Übergang zu einer neuen kulturellen,
sozialen und ökonomischen Ordnung, wurde nicht zuletzt durch die
Eigenlogik der Politik be-, wenn nicht verhindert. Die Russische
Revolution ist nur ein Beispiel dafür - wenngleich auch das
bedeutendste.

Ich wage aber auch zu bezweifeln, dass die von den Bolschewiki
liquidierten Räte heute eine Möglichkeit für eine Instituierung einer
freien Gesellschaft abgeben können. Räte sind eine probate
Organisationsform in bewegten Zeiten. Als solche tauchen sie im
gesamten Verlauf der neueren Geschichte in Umbruchzeiten auf. Sie sind
die praktische Kritik eines herrschaftlich verfassten
Repräsentationsprinzips, sie sind die bestmögliche Annäherung an
partizipative und herrschaftsfreie Institutionen. Aber sie sind eine
Form der Partizipation der AktivistInnen, d. h., eine lebendige
Rätedemokratie braucht die permanente Mobilisierung möglichst vieler
Mitglieder der Gesellschaft. Flaut die Bewegung ab, droht erneut die
Interessensvertretung der Inaktiven durch die Aktiven. In diesem Zwang
zur Bewegung liegt eine autoritäre Tendenz: Wer will schon permanent
aktiv sein, von Plenum zu Plenum laufen, von Rat zu Rat? Ist nicht das
Ziel einer befreiten Gesellschaft die Möglichkeit der Ruhe, der
Faulheit und des Genusses für alle? Die bürgerliche Lösung des
Dilemmas bestand in der repräsentationspolitischen
Verherrschaftlichung der Räte, ihrer Umbiegung zu den mehr als
bekannten Formen real existierender Medizinal-, Betriebs- oder gar
Nationalräte. Wie aber kann die Instituierung einer Gesellschaft
aussehen, die Selbstorganisation, Kreativität, Freiheit und Muße für
alle ermöglicht? Hier stellt sich meines Erachtens die Dringlichkeit
der Institutionenfrage (vgl. Castoriadis 1990).

Toni Negri hat die Perspektive der kommenden Revolution einmal in das
schöne Bild gepackt, wonach Widerstand, Aufstand und "konstituierende
Macht" zusammenfallen (vgl. Hardt/Negri). Ich schlage vor, es wie
folgt zu lesen: Den alltäglichen Zumutungen sich im Alltag
widersetzen, Gelegenheiten nutzen, um gemeinsam mit möglichst vielen
anderen das Projekt der Herrschaft ernsthaft am Funktionieren zu
hindern, und im gleichen Zug alternative, nicht-entfremdete
Institutionen eines "Guten Lebens für alle" als gleichsam
"geschäftslose" Alternative zu den Staatsapparaten auf bauen. Der
zweite Aspekt mag politisch genannt werden oder auch nicht, wesentlich
erscheint mir das Nicht-Vergessen auf den dritten. Er verankert den
revolutionären Prozess im Sozialen. Er ist der kommunistische
Horizont.

PS: Nein, es ist nicht wurscht, wer an der Regierung ist. Und nein, es
ist auch nicht wurscht, ob eine linke Opposition in den Institutionen
vertreten ist oder nicht. Das vernünftigste linke "Angebot" zu wählen,
erscheint mir durchaus sinnvoll; nur sollen wir diesen Angeboten im
Hinblick auf das oben geschriebene pragmatisch begegnen, nicht
ideologisch - oder gar hoffnungsvoll.
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Jenseits der Politik

Wie die Objektivierung aller Lebensbereiche das Links-Rechts-Schema
unterläuft

von Peter Klein

Die Menschen, die in wachsender Zahl auf die Straße gehen, um dort mit
Wut in der Stimme zu verkünden, sie seien "das Volk", pochen damit auf
die Einhaltung eines Versprechens, von dem sie glauben, dass es ihnen
mit der demokratischen Staatsform gemacht worden sei. Laut diesem
Glauben ist es in der Demokratie "das Volk selbst", das sich direkt
oder vermittels frei gewählter Abgeordneter regiert. Und wenn dabei
Resultate herauskommen, die unerwünscht sind, die für immer mehr
Menschen eine Verschlechterung ihrer Lebenssituation bedeuten:
steigende Mieten etwa, ein Arbeitsmarkt, der die Masse der Bevölkerung
mit Billig-Jobs abspeist, die den Ausblick auf eine entsprechend
schmale Rente eröffnen, während der Reichtum, der sich bei den Wenigen
ansammelt, nur noch obszön genannt werden kann, dann stimmt etwas
nicht mit der Demokratie, dann haben die gewählten Politiker ihr
Versprechen, das Wohl des Volkes zu mehren, nicht gehalten, dann sind
womöglich Betrug und Verrat im Spiel.

Öffentlich - privat: eine unglaubwürdige Struktur

Was die Protestierenden bei dieser Überlegung außer Acht lassen, ist
die gesellschaftliche Form, in der sie sich befinden. Sie sind
allesamt Staatsbürger, und als solche sind sie Bestandteil jener
Rechtsstruktur, die sich erst mit dem modernen Kapitalismus
durchgesetzt hat. Diese Struktur gewährleistet ihnen den Status,
persönlich freie Besitzer ihrer Arbeitskraft zu sein, die miteinander
um die auf dem Markt angebotenen Arbeitsplätze konkurrieren. Ob die
Demokratie nun "direkt" ausgeübt wird, in Volksabstimmungen zu
einzelnen Fragen, oder "indirekt" - diese Struktur ist den Wahlen und
Abstimmungen immer schon vorausgesetzt. Solange die Menschen nichts
anderes im Sinn haben, als in dieser Struktur zu funktionieren,
solange es ihnen nur um die damit in Zusammenhang stehenden
Konditionen geht, Lohn- und Gehaltsfragen also, Fragen der
Arbeitsbedingungen, so lange haben sie der Krise des Kapitalismus
nichts entgegenzusetzen - nichts als die Erinnerung an jene
Vorkrisenzeiten, in denen man beim Wort "Reform" noch nicht an den
neoliberalen Sozialabbau und die Digitalisierung aller Lebensbereiche
dachte.

Der verbitterte Blick zurück, der im Wortsinn sicherlich als
reaktionär zu bezeichnen ist, sollte aber nicht fehlinterpretiert
werden. Er ist kein Beitrag zur Stabilisierung der Rechtsstruktur, die
der als "Marktwirtschaft" firmierende Kapitalismus für sein
reibungsloses Funktionieren benötigt. Und er führt natürlich auch
nicht dorthin zurück, wohin die politischen Ideologen der
verschiedenen Richtungen meinen, dass er führen müsste oder könnte.

Das gesellschaftliche Sein wiegt, wenn es um solche Fragen geht,
schwerer als das Bewusstsein. Und dieses Sein zeigt uns heute ein
Vergesellschaftungsniveau, das für die der Politik vorausgesetzte
Rechtsstruktur schon per se zum Problem geworden ist. Die Privatleute,
die vom "Genuss (ihrer) privaten Unabhängigkeit und der Verfolgung
(ihrer) Privatinteressen (derart) in Anspruch genommen" werden (ich
zitiere Benjamin Constant mit einer 1819 in Paris gehaltenen Rede, in:
Gall, S. 60), dass sie ihre gemeinsamen Angelegenheiten den
Spezialisten der Politik überlassen müssen, sind heute nicht mehr die
kleinen Handwerker und Ladenbesitzer des 18. Jahrhunderts, die die
Theoretiker des ursprünglichen Liberalismus vor Augen hatten. Mit
einigen Gesellen, Lehrlingen und Gehilfen ausgestattet, die zum Kreis
der Familie gezählt wurden, verfügten diese "Hausväter" über eine
entsprechend umfangreiche Privatsphäre, die, das Wort "Bürgerstand"
sagt es, deutlich stabiler war als das, was heute so genannt wird.

Heute ist die Privatsphäre auf den geschlechtsneutralen Punkt des
vereinzelten Individuums zusammengeschrumpft, das ständig dazu
aufgefordert wird, seine Internetkontakte mittels komplizierter
Passwörter vor dem Rest der Welt zu schützen, der offensichtlich, wie
in der Konkurrenzgesellschaft nicht anders zu erwarten, als "fremd"
und "feindlich" zu bestimmen ist. Der Freund dagegen ist der liberale
Rechtsstaat, der sich mit extra Datenschutzgesetzen um die Integrität
unserer privaten Insel sorgt. Millionen von Menschen, die in den
westlichen Ländern als Singles leben, sind dabei auf die Alimentierung
durch den Staat (Rentenversicherung, Arbeitslosengeld, Kindergeld,
Ausbildungsbeihilfe etc.) angewiesen, und überhaupt gehört zur
westlichen Lebensweise das Funktionieren der öffentlichen
Infrastruktur, die Versorgung aller Haushalte mit Gas, Wasser und
Strom ebenso wie die Müllabfuhr, das Unterrichts- und das
Gesundheitswesen. Vom Schneeschippen bis zur Zimmerlautstärke, von der
Vorsorgeuntersuchung bis zur Definition der Raucherkneipe, vom
Mietrecht bis zum Urlaubsrecht, von der Pendlerpauschale bis zur
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung: In allen Lebensbereichen hat der
treu sorgende Staat die Gesetze und Regeln erlassen, die uns auch
mental in der Spur des vereinzelten Individuums halten (sollen).

Als staatsunmittelbare Rechtsperson ist es diesem Individuum möglich
und wird ihm nahegelegt, sich "selbständig" und "selbstverantwortlich"
in der total verrechtlichten Welt der modernen Demokratie zu bewegen,
ohne auf die - ohnehin rar gewordene - Verwandtschaft oder sonst ein
persönliches Umfeld angewiesen zu sein. Wer das Laub des über den Zaun
ragenden Baums zu entsorgen hat, wer gerade mit der Hausordnung an der
Reihe ist, wer wo und wie lange parken darf - alles ist geregelt,
nichts muss das vereinzelte Individuum selbst entscheiden oder selbst
organisieren. Die Fähigkeit, direkt miteinander zu kommunizieren und
gemeinsame Projekte zu verabreden, wird von den in einem geradezu
verzweifelten Ausmaß mit Kommunikationsmitteln ausgerüsteten
Individuen nicht "abgerufen". Was Wunder, dass sie verkümmert ist und
in den Zweifels- und Konfliktfällen durch den Gang vors - hoffnungslos
überlastete - Gericht ersetzt wird.

Es versteht sich, dass diese Struktur umso fragiler und brüchiger
wird, je weiter das Rechtssystem sich verästelt und ausdifferenziert.
Die Allgegenwart des Staates bedeutet nicht, dass er mächtig ist, sie
bedeutet nur, dass die Situation, in der wir uns als vereinzelte
Individuen befinden, absurd geworden ist. Um sich in ihrer
Vereinzelung halten zu können, sind die modernen Individuen in hohem
Maß auf den Staat angewiesen, sie sind hochgradig verstaatlicht und,
indem sie im Denken und Verhalten in den Gleisen ihres
Privatinteresses bleiben, der direkte Ausdruck staatlicher Funktionen
und Leistungen. Eine Schizophrenie, die den Staat als eine
eigenständige, vom täglichen Leben abgesonderte Institution ebenso
unglaubwürdig macht wie das autonome und selbstverantwortliche
Individuum, für das sich viele Menschen, in deren Köpfen die
"westlichen Werte" wabern, noch halten.

Die objektivierende Wirkung des Rechtssystems

Der Stress, in dem sich diese Struktur heute befindet, und die
zeittypischen Krisensymptome, die damit verbunden sind, lassen sich
nach meinem Dafürhalten aus der objektivierenden Wirkung ableiten, die
die Verrechtlichung aller gesellschaftlichen Beziehungen hat.
Bekanntlich ist diese "Objektivität", die aus dem Kapitalismus "die
Wirtschaft" und aus uns allen "Bürger" gemacht hat, im Verlaufe von
mehreren "Antidiskriminierungsschüben" entstanden. Dabei wurden
gewisse empirische Unterschiede, die frühere Generationen als
bedeutsam für die rechtliche und gesellschaftliche Stellung der
Menschen erachteten, "neutralisiert" (ein Ausdruck von Carl Schmitt)
bzw. in den Hintergrund gerückt. Auf die Vorstellungen und Illusionen,
mit denen für das "gleiche Recht" gefochten wurde, welche "Macht" den
ins Rechtssystem eingebundenen Unterschichten zuwachsen werde, kann
ich hier nicht näher eingehen. Wichtig ist nur zu verstehen, dass die
politischen Richtungsbestimmungen "links" und "rechts", die seinerzeit
kennzeichnend waren für die gesellschaftlichen Konflikte, mit diesem
Neutralisierungsprozess ebenfalls in den Hintergrund gedrängt wurden.
Oben und unten, reich und arm gibt es natürlich immer noch, mit dem
Ende des "sozialdemokratischen Jahrhunderts" und dem Übergang zu den
neoliberalen "Reformen" haben diese Kategorien an Bedeutung sogar
wieder gewonnen. Gleichwohl muss festgehalten werden, dass allein
schon die Wahrnehmung der mit diesen Kategorien bezeichneten
Wirklichkeit sehr stark dadurch modifiziert worden ist, dass sich die
"Wirtschaft" und die "Karrierechancen", die sie bietet, als eine
objektive, für alle Staatsbürger gleiche Gegebenheit präsentieren. Das
bringt es nämlich mit sich, dass die Stellung, die jemand in der
gesellschaftlichen Hierarchie einnimmt, weitgehend zu seiner
persönlichen Angelegenheit geworden ist: abhängig vom Ehrgeiz, der
Intelligenz und der Leistungsbereitschaft des betreffenden
Individuums, das ja in seiner Vereinzelung zusammen mit diesem
Objektivierungsprozess entstanden ist.

Zum besseren Verständnis des Zusammenhangs von "Subjekt" und "Objekt"
zitiere ich hier aus einem bisher unveröffentlichten Text, der die
praktische Relevanz der Kant'schen Kategorie des "allgemeinen
Gesetzes" für die bürgerliche Gesellschaft zu erweisen sucht: "Um die
subjekterzeugende Wirkung des allgemeinen Gesetzes verstehen zu
können, ist es entscheidend wichtig, dass man von dem jeweiligen
Sachverhalt, der zu regeln ist, sei er ökonomisch, sozial oder
existenziell einzustufen, komplett absieht. Die Frage ist nicht, ob
die betreffende Sache allgemein ist, sondern ob sie als allgemeine
betrachtet und behandelt wird. Es kommt allein darauf an, dass sie als
Rechtsmaterie beschrieben und anerkannt und somit in den Rang einer
allgemeinen Angelegenheit erhoben wird. Der Blick ist also rein
auf diese Form der Allgemeinheit zu richten, die (...) als etwas für
sich Bestehendes gedacht werden muss, eben als die Metaphysik der
bürgerlichen Epoche. Egal, in welcher Lebens- oder beruflichen
Situation ich mich befinde, ob ich Vollwaise bin oder alleinerziehende
Mutter, ob ich als Flussschiffer, Imker oder Anlageberater arbeite: in
dem Maße, in dem der betreffende Tatbestand zu einer Kategorie des
Rechtssystems wird, an dem bestimmte vom Staat erbrachte oder
geforderte Leistungen hängen, bekommt er ein unpersönliches,
objektives Aussehen. Als eine im Rechtssystem vorgesehene Norm wird er
zum normalen Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens. Das Gesetz
macht ihn zu etwas, das prinzipiell für jeden Menschen in Betracht
kommt, mit dem jeder Mensch als mit einer Tatsache des täglichen
Lebens rechnen kann; und als eine solche allgemein menschliche
Angelegenheit kann die Situation oder Lebenslage, in der ich mich
befinde, nicht mehr das Wesen meiner Person bestimmen. Sie hört auf,
eine von meiner 'Individualität unzertrennliche Qualität' zu besitzen,
wie es in der Deutschen Ideologie heißt (MEW 3, S. 76)."

Das Verhalten zu der Tätigkeit, die ich ausführe, oder zu der
Situation, in der ich mich befinde, wird auf diese Weise ein
äußerliches. Ob ich Autofahrer "bin" oder Biochemiker oder Mama oder
Papa: Ich bin das alles nicht. Die Situation, in der ich mich
befinde, ist auf vielfältige Weise genormt, sie ist in dieser
Genormtheit schon vor mir da, steht mir als etwas, in das ich mich
"einzuarbeiten" oder "hineinzufinden" habe, damit ich es "richtig"
ausführen kann, gegenüber. Ich gehe in ihr nicht auf (so sehr ich mich
als abstraktes Individuum nach solcher Selbstvergessenheit sehnen
mag), sie ist vielmehr eine Rolle, die ich - zeitweise - übernommen
habe, eine Funktion, die ich ausführe. Als ihr Funktionär aber kann
ich meine Sache gut oder schlecht machen. Die Individuen werden in
ihrer "Performance" vergleichbar, ein allgemeines Messen und Bewerten
hebt an. Man denke an die Bewertungsportale für Ärzte und Lehrer im
Internet oder an das freihändig betriebene Werten in den diversen
Facebook-Communities, das schon die eine oder andere Schülerin in den
Selbstmord getrieben hat. Es war wohl der Taylorismus, die
"wissenschaftliche Betriebsführung", durch den diese
funktionalistische Denkweise auf breiter Front zum Durchbruch gekommen
ist. Aber in der Unterscheidung zwischen "mir" als einer freien
Rechtsperson und meiner "Arbeitskraft", die ich auf dem Markt anbiete,
ist sie natürlich vorgezeichnet.

Inzwischen hat sich diese Struktur in allen Lebensbereichen
ausgebreitet. Unterstützt von den empirischen Wissenschaften, sorgt
eine überaus reichhaltige Ratgeberliteratur dafür, dass wir mit jenen
"Fakten" versorgt werden, die es uns erlauben, auch in dem engen
Bezirk unseres Privatlebens funktionalistisch zu denken und zwischen
"richtig" und "falsch" zu unterscheiden. Auch die Fragen des
persönlichen Wohlbefindens oder des Erfolgs beim anderen Geschlecht
kann das moderne Individuum mit jener "instrumentellen Vernunft"
angehen, deren Kritik schon Max Horkheimer ein Anliegen war. Richtig
essen, richtig atmen, richtig entspannen, richtig Urlaub machen - auf
Grünkohl kann man gut schlafen, eine Entschlackungskur pro Jahr beugt
dem Krebs vor, und ausreichend Bewegung ist bei "unserer sitzenden
Lebensweise" ja vor allem wichtig. Zeit für die Liebe und Zeit für die
Kinder sollen wir uns nehmen und öfters mal die Seele baumeln lassen.
Diese großartigen Tipps für Selbstoptimierer haben natürlich ihren
funktionalistischen Sinn. Nämlich dafür, dass wir den "Belastungen des
modernen Lebens" standhalten, dass wir unsere "Leistungsfähigkeit"
steigern und fit für die Firma bleiben. Und mit Lebensfreude hat die
Gesundheit angeblich auch etwas zu tun.

Nebenbei aber bekommen wir etwas mit von der realen Situation, in der
sich die modernen Individuen befinden. Die schimmert nur allzu
deutlich durch die Ratgeber-Inflation hindurch. Wenn permanent vom
Lockerlassen und von der Entspannung die Rede ist, dann weiß man, wie
es im "wirklichen Leben" zugeht, das uns der Kapitalismus gewährt.
Wenn die Zeit so groß geschrieben wird, die wir uns für die angenehmen
Dinge des Lebens nehmen sollten, fehlt sie offensichtlich in der eng
getakteten Lebenswelt des modernen Kapitalismus. Jedenfalls geht der
Funktionalismus der "Arbeitswelt" bruchlos über in den Funktionalismus
der "Freizeit" und des privaten Lebens. Damit wir uns auch hier
zurechtfinden und die Zügel nicht schleifen lassen, gibt es die
Wellness- und Freizeit-Industrie. Die sorgt mit allen möglichen
Trainings- und Mess-Apparaturen dafür, dass wir den Vorschriften für
ein gesundes, glückliches, erfolgiches etc. Leben genügen können. Die
Konturen der hier waltenden "Objektivität" sind nicht so scharf
gezeichnet wie im Rechtssystem. Die Dystopie, die Juli Zeh in dem
Roman "Corpus delicti" entwirft, wo den Menschen ein festes
Sportpensum abverlangt wird und Schlaf- und Ernährungsberichte
anzufertigen sind, ist noch nicht Wirklichkeit geworden. Gleichwohl
ist dies eine weitere Verstrebung, die in das Gemäuer der uns
umgebenden Objektivität eingezogen worden ist. Und von dem kommt, wenn
wir fragen, warum etwas schief gelaufen ist in unserem Leben, stets
das gleiche Echo zurück: Selber schuld.

Aggression nach innen und außen

In den Zeiten des gleichfreien Individuums und seiner
Selbstverantwortung liegt der Fehler immer bei diesem. Mindestens
hätten wir es besser machen können: fleißiger lernen, genauer zuhören,
weniger Alkohol trinken, mehr Sport treiben. Ohnehin reicht unser
empirisch konkretes Dasein niemals an die glattpolierten Kategorien
heran, in denen sich die gesellschaftliche Objektivität präsentiert,
der wir uns, um unsere "Chancen" zu wahren, anzupassen haben. Wer an
diese unserem abstrakten Ich vorgeschaltete Objektivität glaubt,
schlimmer noch: wer sie verinnerlicht hat, kann sich eigentlich nur
schlecht und als Versager fühlen. Wobei der Größenwahn, der sich im
Falle des Erfolgs einstellt, auch nicht gerade als Wohlbefinden
einzustufen ist. Die Aggression, die mit der Frage nach der Schuld
einhergeht, dürfte sich in den allermeisten Fällen gegen die eigene
Person richten. Die weite Verbreitung der Depression und verwandter
seelischer Zustände, die auf die komplette Lähmung aller Lebensgeister
bis hin zum Selbstmord hinauslaufen, spricht dafür. Die Krankenkassen
haben, natürlich mit dem Hinweis auf die "Kosten", die ihnen deshalb
entstehen, schon mehrfach Alarm geschlagen.

Wer aber von seinem Temperament (und den Hormonen: sexuell frustrierte
junge Männer spielen nach verbreiteter Ansicht die Hauptrolle) nach
außen getrieben wird, wer sich benachteiligt und verraten fühlt und
die Ursache für seine schlechten Gefühle in seiner Umgebung sucht, der
findet dort eigentlich niemanden mehr, der wirklich zuständig wäre.
Wir sind ja alle nur Ausführende von irgendwelchen mit Geld bezahlten
Funktionen, denen das Rechtssystem den Stempel des objektiven Geltens
aufgedrückt hat. Die Verantwortung, die justiziabel ist, besteht nur
immer der jeweiligen Funktion gegenüber, die korrekt auszufüllen ist.
Und Funktionsträgern, die - etwa im Arbeitsamt, im Gerichtssaal oder
in der Bank - "bloß ihre Arbeit tun", begegnet man nicht als Personen,
man kann ihnen nicht persönlich böse sein. Auch den kollektiven
Ressentiments, die in den politischen Massenbewegungen des 20.
Jahrhunderts gepflegt wurden und die den Aggressionen halfen, eine
Richtung gegen "die Anderen" einzuschlagen, gleich ob rassistisch,
nationalistisch oder soziologistisch bestimmt, ist der hassenswerte
Feind abhanden gekommen. Sie wurden ersetzt durch den "demokratischen
Diskurs", bei dem es um die objektiv zu konstatierenden "Fakten" geht
und um die Frage, wie sie im Licht der "westlichen Werte" einzustufen
sind. Wobei die "Finanzierbarkeit" einer politischen Entscheidung und
die "internationale Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft", an der
ja die "Arbeitsplätze" hängen, den selbstverständlichen Hintergrund
aller Diskussionen bilden.

Das sind Fakten, die man nicht eigens zu thematisieren braucht.
Dagegen sind die klugen Köpfe, die uns in den Talkshows und
Diskussionsrunden die Kunst des sachlichen und zivilisierten
Meinungsstreits vorführen, gerne bereit einzuräumen, dass es Menschen
gibt, die das "Gefühl" haben, benachteiligt und abgehängt zu sein. Für
einen Staat, der sich die "Allgemeinheit" auf die Fahne geschrieben
hat, ist dies sehr wohl ein, wie es heißt: ernst zu nehmendes Thema.
Hier muss diskutiert werden - wobei natürlich, wie auch sonst überall,
das Schwergewicht auf der "Differenzierung" zu liegen hat. Denn die
Gefühle sind ja unterschiedlich. Verschiedene Individuen nehmen die
gleiche Situation verschieden wahr. Und manch einer, der unten war,
ist dank seiner "Kreativität" oder einer wundervollen "Geschäftsidee"
und mit viel Arbeit doch wieder auf die Füße gekommen.

Kurz gesagt: Der Druck, den der Kapitalismus mit seinen Effizienz- und
Leistungskriterien auf die Menschen ausübt, hat im Verlauf der
neoliberal moderierten Krise zugenommen. Viele haben Angst, ihre
Arbeit nicht mehr zu schaffen, entlassen zu werden und ins soziale
Abseits zu geraten. Viele befinden sich schon darin. Und das
Plätschern der lauwarmen Brühe aus unverbindlicher Freundlichkeit und
Besserwisserei, das sich "demokratische Öffentlichkeit" nennt, wirkt
nicht mehr beruhigend oder einschläfernd, es wird - sofern man es noch
zur Kenntnis nimmt - zunehmend als Hohn empfunden. Nämlich von
denjenigen, die weniger gut reden, sehr wohl aber spüren können, dass
sie in der kapitalistischen "Wohlstandgesellschaft" die Rolle des
Losers innehaben.

Die Aggressivität der Menschen, die in der Konkurrenzgesellschaft ja
immer eine Rolle spielt, hat jedenfalls zugenommen. Sie ist
gewissermaßen über die sehr flach gewordenen Ufer der Privatsphäre
(häusliche Gewalt, Autoverkehr, Sportereignisse) getreten und auf eine
für unsere Zeit typische Weise öffentlich geworden. Spektakulär sind
die erratischen Gewaltakte, die in den letzten Jahren von sich reden
machten, vor allem deshalb, weil sie, anders als der gute alte
Raubüberfall, keinerlei Ziel oder Zweck oder Richtung erkennen lassen.
Jeden und jede, der oder die den Leichtsinn besitzt, mit der UBahn zu
fahren, auf einem Bahnsteig zu stehen oder sich sonst an einem
öffentlichen Ort, etwa einem Weihnachtsmarkt, aufzuhalten, kann es
treffen. Die jungen Männer, die mit einem Mal explodieren und
zuschlagen und treten und stechen, zeigen uns einen Hass, der
gewissermaßen autonom geworden ist. Nicht einmal Mordlust kann man
diesen Erscheinungsformen des geradezu philosophisch reinen Hasses
unterstellen. Der lächerlichste Anlass genügt, um ihn hervorbrechen zu
lassen, und oft genug ist gar kein Anlass vonnöten. Jedenfalls keiner,
der sich unmittelbar aus der konkreten Situation heraus verstehen
ließe.

Sehr wohl aber scheint mir das blindwütige Umsichschlagen zu einer
Gesellschaft zu passen, die sich rein aufs blindwütige Funktionieren
verlegt hat - entlang von Erfolgskriterien, die sich von den
existentiellen Bedürfnissen der Menschen meilenweit entfernt haben. Da
der Druck, den die von der Geldbewegung gesetzten Notwendigkeiten
ausüben, in allen Lebensbereichen und schon von Kind auf wirksam ist,
hat das, was sich da anstaut bei den jungen Losern der
Leistungsgesellschaft, eine Tendenz zur Totalität. Der Druck, der von
allen Seiten kommt, erzeugt den entsprechenden Gegendruck, sodass die
Entladung in jede beliebige Richtung erfolgen kann. Der Amoklauf, der
mit der Selbsttötung des um sich schlagenden bzw. schießenden
Individuums endet, scheint mir daher, weil der Hass hier auch gegen
die eigene Person gerichtet ist, dieser Art von Totalität am besten zu
entsprechen. Er hat, wie bekannt, seit den 90er-Jahren des letzten
Jahrhunderts einen beachtlichen Aufschwung erlebt. Wobei sich die USA
in ihrer Rolle als "westliche Führungsmacht" gerade auf diesem Gebiet
hervorragend bewährt haben. Dass der islamistische Terror, soweit er
in den westlichen Metropolen stattfindet, ebenfalls hier einzuordnen
ist, also dem kapitalistisch induzierten Konzept des Allround-Hasses
folgt, nicht etwa einer politischen oder gar theologischen Strategie,
halte ich für eine Selbstverständlichkeit. Darauf muss hier nicht
weiter eingegangen werden.

Die Wendung zur Systemkritik

Erst in allerjüngster Zeit werden diese Phänomene, in denen die
kapitalistische Krise vorwiegend individuell erlebt wird und
individualistische Ausdrucksformen annimmt, ergänzt und überlagert von
einer Bewegung, bei der die soziale Grundlage sich deutlicher als
solche bemerkbar macht. Aggressivität und Gewaltbereitschaft sind hier
ebenfalls hervorstechende Merkmale, aber der Hass versucht doch, eine
die Menschen verbindende Richtung einzuschlagen. In den verwendeten
Parolen ist diese Richtung natürlich systemimmanent, und sie wird, da
sie der "Weltoffenheit" des globalen Kapitalismus zuwider läuft, von
den Ideologen der Demokratie gerne als "rechtsradikal" oder
"rechtspopulistisch" entsorgt. Im Falle der Unruhen à la Chemnitz und
Köthen, wo sich die dort seit den neunziger Jahren etablierte
Neonazi-Szene als Stichwortgeber angedient hat und weiterhin andient,
ist das leicht zu bewerkstelligen. Anders dagegen verhält es sich mit
den französischen "Gelbwesten", die ja von rechten und linken
Ideologen hofiert werden. Und die soziale Grundlage der Wut ist so
oder so nicht wegzudiskutieren.

Diese Wut aber scheint mir bei den protestierenden Menschen, von denen
viele ja zum ersten Mal auf die Straße gehen, das eigentlich
Bemerkenswerte zu sein, wichtiger als die ideologischen Brocken, die
von allen Seiten heranschwirren. Sie hat lange gebraucht, um
öffentlich in Erscheinung zu treten, und sie dürfte bei der gediegenen
Krise, in der sich der Kapitalismus befindet, nachhaltigen Charakter
besitzen. Sie hat eine Tendenz zur "schrecklichen Vereinfachung",
oftmals werden "die Politiker" pauschal an den Pranger gestellt,
sodass sie möglicherweise ausbaufähig ist. Für den einen oder anderen
Bürger, der bislang nur bis zum Monatsende gedacht hat, könnte sie zu
einem Motiv werden, die kapitalistische Gesellschaft als ganze in den
Blick zu nehmen. Vorläufig sollte man sie als Sand im Getriebe des
herrschenden Moralismus willkommen heißen.

Dieser nennt den Kapitalismus niemals beim Namen, weder als Ursache
der Klima- noch der Flüchtlingskatastrophe, tut aber so, als seien mit
ein paar "unseren Egoismus" einschränkenden Gesetzen alle Probleme zu
bewältigen: "Wir schaffen das." Allgemein geltend, wie es sich für
demokratische Gesetze gehört, wenden sie sich an die oberen und die
unteren Etagen der Gesellschaft gleichermaßen. Enger geschnallt wird
der Gürtel aber immer nur bei jenen, die sich unten befinden. Offenbar
haben die Leute das moralische Geseiche satt, das von den Reichen
verlangt, ihre "Profitgier" zu zügeln, und von den Lohnempfängern,
"maßvoll" in ihren Forderungen zu sein und ihre "Anspruchshaltung" zu
überdenken. In der Chefetage wird der "internationale Wettbewerb", der
ganze Weltregionen in den Ruin gertrieben hat, wie eine Naturtatsache
behandelt, oft wird ihm sogar als der Quelle "unseres Wohlstands" und
der "Warenvielfalt" ein Loblied gesungen; wenn die unten aber das glei
che Spiel spielen, wenn sie den "Wettbewerb" auf ihre Weise verstehen
und die ausländischen "Mitbewerber" auf dem Arbeitsmarkt anpöbeln und
handgreiflich werden, dann schüttelt der Vorstandsvorsitzende den Kopf
und spricht von "Rassismus". Heuchelei ist das, nichts weiter. In
einer Welt des rücksichtslosen Catch-as-catch-can, in der die
Vorstandsgehälter explodiert sind und die Bonuszahlungen der Banken in
die Milliarden gehen, sollen ausgerechnet die sogenannten kleinen
Leute moralischen Edelmut auf bringen und vom Diesel-Fahrverbot bis
zur Benzinsteuer, von der Rentenkürzung bis zum befristeten
Arbeitsvertrag die Maßnahmen gutheißen, die es dem Kapitalismus
erlauben, mit dem "ewigen Wachstum" noch ein Weilchen fortzufahren.

Für die moralisierende Linke, die vor allem Bekenntnisse hören will:
Bekenntnisse zu einem Ismus, mit dem sich schöne Bilder und
Vorstellungen verbinden lassen - allseitige Toleranz und
Weltoffenheit, Friede mit der Natur - sind die rabiaten Wutbürger
natürlich ein Graus. Und in der Tat sind sie, ins herkömmliche
politische Schema gepresst, eher rechts orientiert, man kann in ihrem
Protest gegen staatliche Umweltauflagen auch eine Ergänzung des
Neoliberalismus von unten sehen - à la "freie Fahrt für freie
Bürger!". Aber Vorsicht - im Hintergrund kichert die Dialektik! In
Sachsen macht man sich angesichts der hässlichen Schläger-Szenen
bereits Sorgen ums "Investitionsklima", und in Frankreich soll die
wiederholte Blockade von Verkehrskreiseln die Just-in-time-Lieferung
von Werkstücken verhindert und in etlichen Fabriken die Produktion zum
Stocken gebracht haben. Sogar am heiligen Index des BIP, der ein wenig
nach unten gezuckt hat, soll dies abzulesen sein.

Man kann also den Kapitalismus und seinen von allen konkreten
Bedürfnissen abgekoppelten Produktionszwang durchaus beeinträchtigen,
wenn man nur ordentlich "auf seine Gefühle hört" und öffentlich "dazu
steht" - ein altes Motto der Psycho-Szene. Was sich in dieser neuen,
meines Erachtens jenseits der Politik angesiedelten, von ihr
jedenfalls nicht zu steuernden Bewegung möglicherweise andeutet, ist
die praktische Korrektur eines theoretischen Mankos, das die
traditionelle Linke seit dem 19. Jahrhundert mit sich herumschleppt:
zu glauben, dass die Prinzipien der Demokratie, an denen sie die
Realität des Kapitalismus zu messen pflegt, irgendetwas mit
Antikapitalismus zu tun haben.

 * 

2000 Zeichen abwärts

Die Parteiwut

Der Doktor schlug ferner vor, jeder Abgeordnete einer
Nationalversammlung solle, nachdem er seine Meinung ausgesprochen und
verteidigt habe, gezwungen werden, seine Stimme für die
entgegengesetzte Meinung abzugeben. Geschehe das, so werde das
Resultat unfehlbar zum Vorteil der Allgemeinheit ausfallen.

Wenn die Parteiwut in einem Staat zu heftig wird, so sei ein
wunderbares Mittel anzuwenden, damit der Friede wiederhergestellt
werde. Die Methode ist folgende: Man nimmt ungefähr hundert Führer von
jeder Partei und stellt sie paarweise, nach Ähnlichkeit ihrer Schädel,
auf. Alsdann sägt ein geschickter Operateur die Schädel eines jeden
Paares zur gleichen Zeit und in solcher Weise ab, daß er die Gehirne
auf die gleiche Weise teilt. Alsdann werden die abgesägten Teile des
Hirnschädels vertauscht, indem jeder dem Kopf seines Gegners angefügt
wird.

Allerdings scheint dieses Verfahren einige Geschicklichkeit zu
erfordern. Der Professor versicherte uns jedoch, der Erfolg sei
unfehlbar, wenn die Operation nur geschickt ausgeführt werde. Seine
Schlußfolgerung war diese: Da die beiden Gehirne dann in einem Schädel
die Sache unter sich ausmachen, werden sie sich bald gegenseitig
verständigen und dadurch jene Mäßigung und Regelmäßigkeit im Denken
bewirken, die in den Köpfen derjenigen so sehr zu wünschen wäre, die
einzig zu dem Zweck auf die Welt gekommen zu sein glauben, deren
Bewegung zu überwachen und zu lenken. Was nun den qualitativen und
quantitativen Unterschied der Gehirne der Parteiführer betrifft, so
versicherte uns der Doktor aus eigener Erfahrung, daß dieser völlig
belanglos sei.

aus: Jonathan Swift, Gullivers Reisen (1726),

Berlin(Ost) 1985, S. 208
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Akademische Ausgüsse

In einem Gebetsbuch zelebriert Lisa Herzog einmal mehr Arbeit und
Politik

von Franz Schandl


"Worauf es deswegen bei dem Studium der Wissenschaft ankommt,
ist, die Anstrengung des Begriffs auf sich zu nehmen. Sie erfordert
die Aufmerksamkeit auf ihn als solchen. (...) Der Gewohnheit, an
Vorstellungen fortzulaufen, ist die Unterbrechung derselben durch den
Begriff ebenso lästig als dem formalen Denken, das in unwirklichen
Gedanken hin und her räsoniert. (...) Räsonieren hingegen ist die
Freiheit von dem Inhalt und der Eitelkeit über ihn."

(G.W.F. Hegel, Phänomenologie des Geistes)


Krise? - Aber woher denn! Arbeit? - Aber unbedingt! Dem "Ende
der Arbeit" stellt Lisa Herzog ganz forsch die "Rettung der Arbeit"
gegenüber. Doch was soll da eigentlich gerettet werden? Auffällig ist
wieder einmal die saloppe Ontologisierung, indem diesem Begriff jedes
Tun und Handeln zugeschlagen wird. Arbeit ist also keine bestimmte
Form der Tätigkeit, sondern eine elementare Eigenschaft der Gattung.
Gearbeitet wurde immer, sagt der gesunde Menschenverstand und Lisa
Herzog nickt das einfach ab: "Arbeit ist eine zutiefst menschliche
Angelegenheit: etwas, das so sehr zu unserem Wesen gehört, dass es sie
wahrscheinlich auch dann noch gäbe, wenn die sozialen Verhältnisse
komplett anders organisiert wären und Maschinen uns noch mehr Aufgaben
abnehmen könnten, als es vermutlich je der Fall sein wird. Menschen
wollen etwas schaffen, sie wollen ihre Welt gestalten - Arbeit ist
eine zentrale Form, die dieser Drang annimmt." (S. 9) Es ist also der
eherne Drang, der die Arbeit schafft, nicht die gesellschaftliche
Bedrängung, die sie setzt. Arbeit wird zum Instinkt, jede prinzipielle
Distinktion erscheint vor diesem Hintergrund als weltfremd, absurd,
aussichtslos. "Gegen wen aber schreibe ich damit an? Wer könnte
dagegen sein, die Arbeit zu retten?" (S. 14), sagt sie mit der
Selbstsicherheit einer fränkischen Hausfrau. "Menschsein bedeutet, die
materielle Umgebung zu formen und selbst dadurch geformt zu werden."
(S. 10) Nur, das ist nicht Arbeit. Arbeit ist lediglich eine
bestimmte Form dieser tätigen Formierung und nicht jedes Verhalten
schlechthin.

Dass wir es andersherum auffassen, mag schon sein, bloß ist das reine
Affirmation, die durch sprachliche Usurpation uns so weit gebracht
hat, jedes Tun als Arbeit anzusehen, ja anzupreisen. Nicht zufällig
sprechen wir heute sogar von Hausarbeit und Trauerarbeit,
Erziehungsarbeit und Beziehungsarbeit etc. Uferlos ist sie geworden,
die Arbeit. Während ihr realer Spielraum schrumpft, weitet sich ihr
virtueller Gedenkraum unablässig aus. "Partnerschaft und gelebte Liebe
ist Arbeit", verkündet inzwischen nicht nur die Open-Mind-Akademie aus
Mörfelden-Walldorf. Auch Parship behauptet das. Alles ist Arbeit und
Arbeit ist unser alles.

Unbestritten ist, dass heute Akzeptanz in erster Linie durch Arbeit
erfolgt. Anerkennung via Arbeit sagt freilich, dass wir ohne sie nackt
sind, nichts gelten. Anerkennung wird den Menschen also nicht für ihr
Menschsein gezollt, sondern für die Arbeitsbereitschaft, d.h. sich auf
dem Markt zu verdingen und dies auch zu können. Anerkennung ist hier
eine indirekte, eine, die vom Menschen abstrahiert und ihn ob seines
ökonomischen Wertes (ein)schätzt. Erst wenn ich deine Charaktermaske
kenne, vermag ich zu registrieren, welchen Wert du hast. Achtung ist
kein prinzipielles Gut, sondern eine spezifische Ware. Man muss sie
sich verdienen.

"Dass man im Lauf seines Berufslebens mehrfach Brüche und
Veränderungen erlebt, was in Zukunft eher die Regel als die Ausnahme
sein könnte, muss dann nicht unbedingt eine Bedrohung sein - es können
auch Chancen darin liegen, nicht lebenslang auf eine bestimmte Bahn
festgelegt zu sein." (S. 53f.) Aber beide Male entscheiden nicht die
Subjekte. Sie bestimmen weder die Festlegungen noch die
Aussonderungen. Bezogen bleibt eins allerdings immer auf die
gesellschaftliche Form des Stoffwechsels, d.h. dass man Geld haben
muss, für das man zu arbeiten hat oder arbeiten lässt. Die Inhalte
werden flexibler, doch das Betriebssystem bleibt unverändert. Der
Zwang, flexibel sein zu müssen, wird bei Herzog zur Freiheit nicht
gebunden sein zu müssen. Freilich hängt solche Freiheit sehr davon ab,
wie man am Markt positioniert ist, resp. selbst zu disponieren vermag.
Ist letzteres nicht der Fall (also in den meisten Fällen!), dann wirkt
Flexibilisierung wie eine Peitsche. Es ist schließlich ein
fundamentaler Unterschied, ob man flexibel handeln kann oder ob man
flexibilisiert wird. Aktiv und Passiv sind nicht eins, sie sind eine
Differenz ums Ganze.

So stellt sich abermals die Frage: Wem nutzen die Chancen und wen
benutzen sie bloß? Es ist pure Ideologie, jede Entwicklung als Chance
wahrzunehmen, jedes Risiko auszuloben und überall gute Seiten zu
erkennen. Hier grassiert das positive Denken. Mit Denken im
eigentlichen Sinne hat diese Lust an hingebender Unterwerfung jedoch
nichts zu schaffen.

Mitreden-Mitbestimmen-Mittun

"Menschliche Arbeit bedeutet immer auch, Verantwortung für das zu
übernehmen, was man tut - das gilt für einen Manager wie für eine
kleine Angestellte. Man mag sich der Haftung für das eigene Handeln
entziehen können - die moralische Verantwortung wird man dadurch nicht
los. Arbeiten heißt nicht nur, bestimmte konkrete Schritte
auszuführen, sondern sich zu überlegen, warum sie zu tun sind, wie sie
sich in einen größeren Zusammenhang einfügen." (S. 129) Letzteres
heißt es dezidiert nicht, da wird der Arbeit etwas angedichtet, was im
Regelfall völlig unerheblich ist. Es gilt vielmehr, Aufträge
auszuführen, um an Geld zu kommen. Verantwortung übernehmen
bürgerliche Subjekte für die ihnen gestellten Aufgaben. Die Erledigung
steht im Mittelpunkt, nicht Ursache oder gar Wirkung. Muskel, Nerv und
Hirn sind für ersteres veranschlagt.

Mittuer sind zwar Mittäter, doch täten sie nicht mit, zeitigte es für
sie fatale Folgen, eben weil man sie von den Gehaltslisten streichen
würde. Daher machen sie mit und definieren den Zwang via Mitbestimmung
und Zustimmung in Selbstbestimmung um. Es gilt nicht bloß, das Falsche
richtig zu machen, sondern auch das Falsche für richtig zu halten. Via
falsches Bewusstsein wird das Falsche richtig. So hat dann alles seine
Richtigkeit.

Wo ein "mit" vorne klebt, sollte man vorsichtig sein. Zwischen Denken
und Mitdenken etwa besteht ein gravierender Unterschied. Mitdenken
kommt über Kapieren nicht hinaus, es ist unkritisch wie
zweckgebunden. Mitdenken erfüllt bloß eine Funktion, bedeutet
lediglich darüber zu reflektieren, was zu tun ist, nicht was ist. Das
Ziel steht nicht in Frage. Mitdenken ist eine Kategorie für die
Beschränkten zur Aufrechterhaltung der Beschränkungen. Da mag das Know
how unserer Spezialisten und Fachkräfte noch so groß sein. So tief ihr
Wissen auch reicht, ihr Bewusstsein bleibt seicht.

Geradezu hanebüchen folgende Passagen: "Wenn man also Demokratie als
die beste Organisationsform im politischen Bereich anerkennt,
warum sollten ihre Prinzipien dann nicht auch auf den
wirtschaftlichen Bereich anwendbar sein?" (S. 167): "Warum, so
die Frage, sollte man diese Mechanismen nicht auch in der
Wirtschaftswelt einsetzen?" (S. 164) Ja, warum denn nicht? "Die Frage
wäre also, wie derartige Firmen - die heutigen Aktiengesellschaften -
demokratisch gestaltet werden könnten. Einen konkreten Vorschlag dazu
hat Isabelle Ferreras vorgelegt. Sie schlägt ein Zwei-KammernSystem
vor, in dem jeweils die Kapitalund die Arbeitsseite vertreten sind. Um
Entscheidungen zu treffen, müsste in beiden Kammern eine Mehrheit
gefunden werden." (S. 169)

Nur was ist, wenn in beiden Kammern keine Mehrheiten zustande kommen
oder sich widersprechende. Steht dann der Betrieb still? Schon allein,
wenn diese "Partizipationsarbeit" bezahlt werden müsste (oder sollen
die Arbeitenden sie in ihrer Freizeit erledigen?), würden sich extreme
Wettbewerbsnachteile für solche Firmen ergeben. Experimente der
Selbstverwaltung zeigen, dass die Arbeiter durch ein ihnen zusätzlich
oktroyiertes Unternehmerdasein doppelt belastet werden: Neben der
eigentlichen Arbeit haben sie nun auch noch die Absatzmärkte zu
studieren, sie müssen sich umfassend informieren, müssen diskutieren
und lobbyieren, taktieren und intrigieren. Warum sollen sie das
wollen? Ist es da nicht viel weniger aufreibend und insbesondere
bequemer, sich ein Bier oder einen Film reinzuziehen als an diesem
Partizipationsmarathon teilzunehmen?

Mitbestimmung unter kapitalistischen Bedingungen bedeutet Erhöhung des
Aufwands bei Schmälerung der Erträge. Reibungsverluste wären groß und
Fehlentscheidungen häufig. Demokratieverdrossenheit würde schnell um
sich greifen. Das sind allesamt schlechte Utopien, deren Bruchlandung
schon in der Konstruktion vorgegeben ist. Eine Demokratisierung der
Firmen ist nur durch Aufblähung der Bürokratie zu erreichen, die
wiederum das Agieren der Betriebe am Markt erschwert, weil
Entscheidungsfindungsprozesse sich viel mühsamer gestalteten als durch
Autorität und Hierarchie. Mehr als ein Verkomplizieren ist hier nicht
drin. Es droht die Manövrierunfähigkeit.

Die Bourgeoisie und ihre Ideologen haben völlig recht: Demokratie in
der Wirtschaft ist die Selbstbestimmung der Eigentümer. Punkt.
Arbeitermitbestimmung ist ein furchtbar alter Hut. Auch der hundertste
Anlauf wird zeigen, dass Selbstverwaltung und Mitbestimmung unter
kapitalistischen Vorzeichen ökonomisch zum Scheitern verurteilt sind.
Der unvermeidliche Flop führt hierauf realiter zu nichts anderem, als
dass einmal mehr in triumphalistischer Manier verkündet wird, dass
Selbstverwaltung nie und nimmer funktionieren kann. Aber aufgepasst,
das spricht nicht gegen Selbstverwaltung, sondern nur gegen ihre
Einbettung in Kapital und Demokratie.

Die gemeinhin geforderte "Integration und Partizipation auf Augenhöhe"
(S. 185), kann schon deswegen nicht statthaben, weil durch den Wert
verschiedene Wertigkeiten von Menschen über den Markt reguliert
werden. Dass etwas und jemand minderwertig ist, ist immanent und das
drückt sich auch in ihrer unterschiedlichen Geschäftsfähigkeit aus, in
allen Schattierungen zwischen ökonomisch bedingter Achtung und
Ächtung. Dieser ungleiche Wert der Menschen wird über die sogenannte
Leistung begründet, die nichts anderes darstellt als den Grund und die
Legitimation sozialer Degradation.

Im Rausch der Demokratie

"Für die Gestaltung der künftigen Arbeitswelten wird es entscheidend
sein, ob die Stimmen der Betroffenen und insbesondere der
Beschäftigten, denen es um die Qualität ihrer Arbeit in Symbiose mit
den digitalen Systemen geht, gehört werden oder nicht." (S. 160) Die
entscheidende Stimme des kapitalistischen Treibens ist jedoch die
Rentabilität, alle anderen Kriterien sind Trabanten. Partizipation in
den Betrieben nützt gar nichts, wenn der Zweck aller ökonomischen
Tätigkeit weiterhin der Profitmaximierung dient und in der Verwertung
liegt. Auch Transparenz kann es unter den unmittelbaren Erfordernissen
der Betriebsgeheimnisse gar nicht geben. Sie stirbt an der Konkurrenz
einen schnellen Tod.

Aber die Autorin lässt nicht locker. "Das langfristige Ziel muss
deshalb sein, auch die Arbeitswelt demokratisch zurückzuerobern: ohne
Dogmatismus, unter Berücksichtigung der komplexen Rahmenbedingungen
einer globalisierten Welt, mit einer gehörigen Portion Realismus, aber
eben doch mit der Ausrichtung an dem Ideal, dass wir als Bürgerinnen
und Bürger die Ausübung von Macht demokratisch kontrollieren - auch
die Ausübung wirtschaftlicher Macht!" (S. 174) Mit Verlaub: Wann war
die Arbeitswelt im Herzog'schen Sinne denn demokratischer: Unter
Friedrich Ebert? Konrad Adenauer? Helmut Schmidt?

Die objektiven Vorgaben geraten unserer demokratieberauschten Autorin
aber völlig aus dem Visier. Ebenso die ehernen Rationalisierungen,
gegen die ebensowenig entschieden werden kann, weil nur sie das
wirtschaftliche Überleben sichern. Dafür will Herzog Ansätze "für eine
gerechte und demokratische Gestaltung der Arbeitswelt herausarbeiten"
(S. 26). Stets wird via gedankenloses Vokabular unsere Reflexion in
die Kläranlage der Affirmation geleitet. Schließlich kulminieren die
Fürbitten in ein seliges Gebet an die Werte: "Was fehlt, ist eine
Einigung auf grundlegende Werte und die Entwicklung einer Vorstellung
davon, wohin es mit der digitalen Transformation der Arbeitswelt im
Interesse des Gemeinwohls gehen könnte." (S. 8) In Werten wir denken
und glauben und schwärmen. Amen. Wann immer den Gemeinen wohl wird,
wird einem wie mir ganz unwohl.

Arbeitsteilung-Arbeitsverdichtung-Arbeitszeit

Auch was Marx so meint, meint Herzog zu wissen. So meinte dieser etwa,
dass "Arbeitsteilung an sich der menschlichen Natur" widerspreche (S.
60) und sie verweist dabei konkret auf die Deutsche Ideologie.
Wie kommt der nur zu solchem Unsinn, werden sich die Leser fragen
anstatt zu fragen wie sie dazu kommt. Bei Marx lesen wir an der
Stelle, auf die Herzog sich für ihre Ansicht beruft, Folgendes: "Wie
weit die Produktionskräfte einer Nation entwickelt sind, zeigt am
augenscheinlichsten der Grad, bis zu dem die Teilung der Arbeit
entwickelt ist. Jede neue Produktivkraft (...) hat eine neue
Ausbildung der Teilung der Arbeit zur Folge." (MEW 3, S. 21f., Siehe
auch S. 33, 46ff.; weiters MEW 23, S. 375f.; MEW 40, S. 560ff.)

Im Ersten Band des Kapital heißt es: "In der Gesamtheit der
verschiedenartigen Gebrauchswerte oder Warenkörper erscheint eine
Gesamtheit ebenso mannigfaltiger, nach Gattung, Art, Familie,
Unterart, Varietät verschiedner nützlicher Arbeiten - eine
gesellschaftliche Teilung der Arbeit. Sie ist Existenzbedingung der
Warenproduktion, obgleich Warenproduktion nicht umgekehrt die
Existenzbedingung gesellschaftlicher Arbeitsteilung. In der
altindischen Gemeinde ist die Arbeit gesellschaftlich geteilt, ohne
dass die Produkte zu Waren werden. Oder, ein näher liegendes Beispiel,
in jeder Fabrik ist die Arbeit systematisch geteilt, aber diese
Teilung nicht dadurch vermittelt, dass die Arbeiter ihre individuellen
Produkte austauschen. Nur Produkte selbständiger und voneinander
unabhängiger Privatarbeiten treten einander als Waren gegenüber." (MEW
23, S. 56f.)

Die Teilung von Produktionsprozessen (gemeinhin "Arbeitsteilung"
genannt) ist keinesfalls als eine prinzipielle Frage von Pro oder
Contra zu diskutieren, sondern sie ist maßgeblich nach den jeweiligen
Vorgaben und Erfordernissen zu bestimmen. Was wird weshalb wozu
geteilt? Nicht nur im Kapitalismus. Bei aller Forcierung
polytechnischer Fähigkeiten, werden nie alle alles tun können und auch
wollen. Ob Marx oder Herzog hier undifferenziert argumentieren,
überlasse ich gerne dem Publikum.

Die Autorin vereinseitigt Arbeitsteilung und Technik zu einer
menschlichen Erfolgsgeschichte, diese wird wieder einmal zu einer
Erzählung des Fortschritts. Kategorisch behauptet sie: "Es hat schon
zur Natur menschlicher Arbeit gehört, diese in ihre Schritte zu
zerlegen und Gerätschaften aller Art einzusetzen, um sie zu
erleichtern." (S. 25) Arbeit wird aber nicht bloß erleichtert, sie
wird vor allem verdichtet und damit wiederum erschwert. Früher war
Arbeit oft kräfteraubender, weil körperlich anstrengend, nunmehr ist
sie effizienter, aber psychisch belastender. Die Berufsbilder haben
sich geändert wie die Krankheitsbilder mit ihnen. Das permanente
Versprechen technischer Innovation weniger arbeiten zu müssen, sollte
sich freilich nicht erfüllen. John M. Keynes sagte schon in den
1930er-Jahren eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 15 Stunden
voraus. Eingetreten ist das nicht. Wir sind heute mehr beschäftigt als
ehedem, da mag die gesetzliche Arbeitszeit auch einige Male
herabgesetzt worden sein. Ziel ist nämlich nicht, Arbeit zu
erleichtern, sondern sie zu verbilligen. Erleichterung ist maximal ein
Effekt. Die zentrale Erschwernis liegt heute jedenfalls in dieser
Intensivierung.

In "prometheischer Scham" (Günther Anders) hechelt der Arbeiter der
Maschine nach. Die weitgehende Abschaffung des Bummelns in der
Arbeit beseitigt Erholungsphasen, die früher inhärent gewesen sind.
Der Taylorismus sorgt für die Eliminierung unproduktiver
Unterbrechungen, die zu Lasten der Beschäftigten geht, seien diese
unselbständig oder outgesourced. Betulichkeit, Genügsamkeit,
Lockerheit, bedächtiges und ruhiges Schaffen; das alles darf man nicht
durchgehen lassen. Tachinieren verboten! Es herrscht das strenge
Regime der Leistung, das Diktat der Arbeitsökonomie in allen Sparten.
Niemand soll mehr eine ruhige Kugel schieben. Blau machen geht gar
nicht! Verwertungsfreie Sequenzen sind zu liquidieren. Standort!
Konkurrenz! Wachstum!

"Im günstigsten Fall wird durch den Einsatz neuer Technologien die
Zeit, die für wirtschaftlich notwendige Arbeit gebraucht wird,
verringert - es bleibt mehr Lebenszeit für andere Aktivitäten,
einschließlich der Pflege derartiger Hobbys." (S. 65) Bewerkstelligen
sie das wirklich, wenn wir alles, d.h. auch das Nichtmonetäre
berücksichtigen? Wenn wir Entwicklung als einen organischen Prozess
betrachten, nicht als statistische Markierung reduzierter Momente?
Aber selbst wenn Herzog recht hätte, stellt sich immer noch die Frage,
wie diese Verringerung sich ausdrückt. Illustrieren wir es an einem
Beispiel. Angenommen wird, dass 4 Arbeiter 20 Stück in 20 Stunden
herstellen. Wenn sie nun aber die gleiche Stückzahl in 10 Stunden
fertigen könnten, reduziert sich paradoxerweise nicht deren
Arbeitszeit, sondern die Beschäftigtenzahl auf zwei bei gleicher
Arbeitszeit. Die Freiwerdung der Arbeitszeit wird zur Freisetzung der
Arbeiter genutzt. Verwendet wird der Produktivitätsanstieg dazu, den
Kostpreis der Ware Arbeitskraft zu senken, indem man weniger variables
Kapital beschäftigen muss, kurzum Arbeiter entlässt. Das Kapital will
also nicht die Arbeitszeit, sondern die Produktions- und Umlaufszeit
der Waren reduzieren.

Märchenstunde Staatsbürgerkunde

Es ist keine große, dafür aber eine maßlose Erzählung. Unablässig
schwätzt die demokratische Bewusstlosigkeit von der Mündigkeit. Wir,
das sind die selbstbestimmten Wesen. "Was die Arbeit mit uns macht,
hängt maßgeblich davon ab, was wir mit der Arbeit machen. Vor uns
liegt die Aufgabe, die gestellten Fragen politisch zu beantworten."
(S. 186) Herzog schreibt: "Dass die Dinge sich irgendwie von selbst
regeln, dass alles einer höheren Logik folgt, dass man nichts tun kann
und deshalb sowohl Privatleute als auch Politikerinnen aus ihrer
Verantwortung entlassen sind - diese Logik klingt vertraut. (...) Aber
in Bezug auf die digitale Transformation scheint es teilweise eine
ähnliche Haltung zu geben: Sie wird als etwas wahrgenommen, das einer
höheren Logik folgend einfach passiert." (S. 71f.) Indes
passiert sie nicht tatsächlich, und ist nicht umgekehrt die Illusion
der politischen Steuerung geradezu kontraproduktiv, da sie etwas
unterstellt, was diese Kraft gegen jene nie entfalten kann. Die
Autorin streut Sand in die Augen anstatt analytische Hilfe zu leisten.
D.h. nicht, dass man nichts tun kann, sehr wohl aber, dass es nötig
wäre, zu überlegen, welche Form dieses Tun annehmen kann, ohne
es gleich voreilig der Sphäre der Politik zu überantworten.

Politik wird groß geschrieben. Was die nicht alles könnte, wenn sie
nur wollte. Sätze, wie wir sie zur Genüge kennen und wie sie auch
jeder Werbebroschüre entnommen werden könnten, sind solcher Natur: Es
geht um "ein 'taking back control' im Sinne einer demokratischen
Kontrolle der Wirtschafts- und Arbeitswelt." (S. 21f.) Oder: "Dabei
bieten neue Kommunikationstechnologien zahlreiche neue Möglichkeiten
der Partizipation, die dem alten Projekt einer Demokratisierung der
Wirtschaftswelt ganz neuen Auftrieb verschaffen können. Diese Chance
sollten wir als Gesellschaft nicht ungenutzt lassen (...)." (S. 18)
Der Socken ist nur frisch, weil frisch gewaschen. Neu ist da gar
nichts.

Auf jeden Fall gelte es "aktiv die Rahmenbedingungen zu gestalten" (S.
21). Ja, der Rahmen und seine Bedingungen. Vielleicht sollte man sich
dereinst aufraffen, dieses Wort (von einem Begriff ist ja kaum zu
sprechen) zu hinterfragen. In etwa: Setzen die Bedingungen den Rahmen
oder der Rahmen die Bedingungen? Und was ist der Rahmen, kann man den
dechiffrieren? Wäre spannend, bevor man stracks meint, den Bedingungen
einfach einen beliebigen Rahmen auf halsen zu können. Es ist das
politizistische Kauderwelsch, das hier schwadroniert. Herzog agiert
gleich einer akademischen Sprechpuppe. Immer wird eine Autonomie der
politischen Entscheidung vorausgesetzt als sei sie, da mag sie sich
auch noch so desavouieren, eine gegebene Sache. Natürlich bleibt auch
die Kategorie der Politik unreflektiert. Was sie können kann, ist was
sie können will, so das krude Credo, das nicht und nicht verhallen
möchte.

Die Politikillusion erreicht geradewegs schwindelnde Höhen: "Denn auf
der Ebene der Politik gibt es erst recht keine 'unsichtbare Hand', die
ohne den aktiven Einsatz menschlicher Individuen irgendwie alles zum
Besten führen würde. Anders formuliert: die 'Hände', die Märkte
gestalten, sind die Abgeordneten in Parlamenten, die als
Volksvertreter über Gesetze und Regulierungen abstimmen. Es sind die
Bürgerinnen und Bürger, die sie wählen oder ihnen mit Abwahl drohen.
Und es sind Richterinnen und Richter, die Recht sprechen und dafür
sorgen, dass die demokratisch beschlossenen Regeln eingehalten
werden." (S. 80f.) Sie dachten, sie seien an der Macht und waren doch
nur an der Regierung. Die aktuelle Ohnmacht der Politik erscheint
sodann als Unfähigkeit und Unwille. Dafür wird einmal mehr das Märchen
der Souveränität vorgetragen. Was sagen? Die Abgeklärtheit diverser
Politiker ist wahrlich der Aufgeklärtheit solcher Wissenschaft
vorzuziehen.

Mitten im Staatsbürgerkunde-Unterricht für maßlos Fortgeschrittene
vernehmen wir dieses: "Wenn dieser Rahmen zugunsten derjenigen, die
mehr haben, verzerrt wird - sei es, weil sie durch Lobbyismus Einfluss
auf die Politik nehmen, sei es, weil sie sich bessere Anwälte leisten
können -, dann verschiebt sich das System zu ihren Gunsten. Damit wird
es ihnen leichter gemacht, noch mehr Geld zu verdienen, um dann noch
mehr politischen Einfluss zu nehmen und noch mehr Regeln zu ihren
Gunsten zu verzerren - ein sich selbst verstärkender Prozess, der die
Ungleichheit in unseren Gesellschaften weiter anwachsen lässt und
dafür sorgt, dass die Märkte immer weniger zum Wohl aller und
stattdessen immer stärker zugunsten derjenigen wirken, die sowieso
schon ganz oben stehen." (S. 81) Aber diese Oberfläche hat einen
Untergrund, den zu benennen sich Herzog scheut oder den sie überhaupt
nicht sieht. Politik wird vorgeführt als die geradezu sichtbare Hand,
die, wenn sie nur richtig eingriffe und zugriffe, vieles gut machen
und erledigen könnte. Doch nicht Beschlüsse und Pläne der Betroffenen
schaffen Tatsachen, sondern das geschäftstüchtige Treiben der
Konkurrenten, deren Aufgabe darin besteht, diesen Gesetzen des
Kapitals zu entsprechen. Nicht Entscheidungen schaffen Resultate,
sondern Resultate Entscheidungen.

Hierarchie gegen Demokratie?

"Unser politisches System beruht auf der demokratischen Kontrolle von
Hierarchien und der repräsentativen Interessensvertretung durch
gewählte Politiker, die ihr Mandat nur dann behalten, wenn sie den
Interessen ihrer Wähler dienen, denn diese können sie andernfalls
abwählen. Das System funktioniert nicht perfekt, und man kann
trefflich darüber streiten, welche Varianten am besten sind, ob
Mehrheitswahlen oder Verhältniswahlen, kürzere oder längere
Wahlperioden, mehr oder weniger föderale Ansätze. Alles in allem aber
gilt der berühmte Satz Winston Churchills: Die Demokratie ist die
schlechteste Regierungsform - abgesehen von allen anderen!" (S. 163)
Halleluja.

Schon die behauptete Dichotomie zwischen "Hierarchie oder Demokratie?"
(S. 143), sollte einen stutzig machen. Demokratie als Form der
Herrschaft kombiniert Hierarchie und Bürokratie in ganz bestimmter
rechtlicher Form. Hierarchie verschwindet übrigens nicht, wenn sie in
das Innere der Unterworfenen verlegt wird. Das holzschnittartige Bild
von Entscheidungsprozessen und Partizipationsverläufen, von
Transparenz und Effizienz ist analytisch mehr als bescheiden. Das
Inventar der Autorin gedeiht bloß auf der Bekenntnisebene der
Konventionalität. Dass Lisa Herzog Philosophin ist, fällt nicht
wirklich auf.

Ideologin ist sie auf jeden Fall. "Denn es gibt für die Grundordnung
einer freiheitlichen, demokratischen Gesellschaft vielleicht kaum eine
gefährlichere Tendenz, als wenn der Eindruck entsteht, man hänge die
Kleinen und lasse die Großen laufen." (S. 104) En passant findet sich
der alte konservative Kampf begriff von der FdGO
("Freiheitlich-demokratischen Grundordnung") bei der Autorin als
korrekte Beschreibung des politischen Systems wieder. Man ist bass
erstaunt über diese Geschichtsvergessenheit. Andererseits ist ihr
Eindruck natürlich auch kein falscher. Solange es systembedingte
Positionierungen gibt, werden die Kleinen gehängt und nicht die
Großen. Wobei auch nichts gewonnen wäre, würde man die Großen
ebenfalls hängen. Dass Menschen hängen und vor allem hängen gelassen
werden, ist schlicht zu überwinden. Für die "Gleichheit der
Sanktionierung" (S. 125) zu plädieren, ist überhaupt ausgesprochen
abgeschmackt. Eine Gleichheit der Sanktionierung kann es unter dem
Vorzeichen des Geldes gar nicht erst geben. Auch asymptotisch nicht.
Recht ist primär eine Frage der ökonomischen Potenz.

Affirmation und Akademie

Von Leibniz über Kant und Hegel bis zu Adorno verachteten bedeutende
Denker den gesunden Menschenverstand. "Dich auf Beistimmung der
allgemeinen Menschenvernunft zu berufen, kann dir nicht gestattet
werden; denn das ist ein Zeuge, dessen Ansehen nur auf dem
öffentlichen Gerüchte beruht", schrieb Immanuel Kant 1783 in seinen
"Prolegomena zu einer jeden künftigen Metaphysik die als Wissenschaft
wird auftreten können." (Werkausgabe Band V, Frankfurt am Main 1988,
S. 137)

Unsere Pragmatikerin hingegen hält ein diesbezügliches Bekenntnis für
obligat. (Vgl. etwa S. 151) Ihr Band entspricht dem auch. Präsentiert
wird eine Liste konventioneller und konditionierter Vorurteile. Der
Marxismus etwa hat erneut seinen Auftritt als Fatalismus, der auf den
Zusammenbruch wartet. "Wenn er (der Kapitalismus, F.S.) dann
zusammengebrochen sei, werde eine bessere Gesellschaft auf Grundlage
eines völlig anderen Wirtschaftssystems folgen, so das Versprechen.
Bis dahin aber können wir, polemisch gesagt, nur abwarten und Tee
trinken." (S. 76). Polemisch gesagt, sollte ich mir jetzt einen
Schnaps gönnen.

Wie Lisa Herzog, Jg. 1983, Professorin für Politische Philosophie in
München, gestrickt ist, zeigt eine andere Stelle. Ohne Umschweife
kommt sie dort zur Sache: "Aus historischer wie globaler Perspektive
betrachtet, ist es ein unglaubliches Privileg, Mitglied eines gut
funktionierenden Systems hochentwickelter Arbeitsteilung zu sein." (S.
46) Gut? Funktionierend? Hochentwickelt? Wir, die wir in der besten
aller Welten leben, sollen es jetzt noch besser machen. Die Bestesten
hier sind wir! Wie viel Verdrängung benötigt man zu solcher
Deskription? Die Krise ist da in fast horxartiger Manier zu einer
Erfindung des Alarmismus geworden. Aber unsere Autorin ist, vergessen
wir nicht, was sie ganz unmissverständlich betont, Mitglied des
Systems, inzwischen eine dekorierte Mitarbeiterin der
Indokrinationsbrigaden der Scientific Communties.

In ihren praktischen Vorschlägen kommt Herzog nicht über die Forderung
nach besseren Versicherungssystemen hinaus, nicht einmal dem
bedingungslosen Grundeinkommen vermag sie etwas abzugewinnen. (Vgl.
etwa S. 134ff., 185). "In Zeiten zunehmend unsicherer Beschäftigung
muss der wichtigste Fokus sozialstaatlicher Reformen sein, den
Versicherungsgedanken der Sozialsysteme zu stärken." (S. 139) Es ist
ein begriffsloses Traktat, das es lediglich versteht, Alltagsfloskeln
abzuphrasieren. Keine Selbstverständlichkeit, an der Herzog
vorbeikommt. "Dass Arbeit zur menschlichen Natur gehört, ist ein
Gedanke, der sich durch die Geschichte des politischen Denkens zieht."
(S. 10) Zweifellos, wer Arbeit nur im beschränkten Common Sense
versteht, vermag zu gar keiner anderen Einschätzung zu kommen. Das,
was gesellschaftlich bedingt ist, ist ihr unbedingt.

Die arbeitskritischen Debatten der letzten Jahrzehnte sind völlig
spurlos an ihr vorbeigegangen. So sei etwa - um es an einem
bürgerlich-liberalen Denker zu illustrieren - stellvertretend Ralf
Dahrendorf genannt, der vor vielen Jahren in einem vielbeachteten
Beitrag in der Zeit (Nr. 48/1982) davon gesprochen hat, dass
der Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgehe, dass es unterschiedliche
Ebenen menschlichen Tuns gebe u.v.m. Nicht nur Dahrendorf findet sich
nicht einmal im Literaturverzeichnis. Die Akademie durchfährt gerade
einen Tunnel der Ignoranz. Um nicht schwarz zu sehen, pinselt sie
alles rosa aus. Alles scheint machbar. Anything goes. Es herrscht
konformiertes wie konformierendes Alltagsdenken. Diese Wissenschaft
ist schlicht und einfach abgesoffen. In universitären Kreisen ist es
wieder chic geworden, dafür zu sein. Lukrativer wohl allemal.
Zelebriert wird ein Hochamt für Arbeit und Politik. Die
Dreißigjährigen wirken jedenfalls älter als die Achtzigjährigen.

Mit solchem Schriftgut kann man zwar in Oxford habilitieren, auf
diversen Universitäten brillieren, auf den Wissenschaftsmärkten
bilanzieren, aber kritische Theorie kann man damit nicht produzieren.
Diverse Happen erinnern an Forschung von der Stange, an serielle
Produkte, deren Sätze auch Politikerreden und Reklametexten entnommen
sein könnten. Es rieseln die Slogans. Herzog plaudert sich durch die
Seiten. Da ist nichts neu, da nichts originell und vor allem überhaupt
nichts kritisch. Der Bottich der Naivität wird fast ausgeschöpft. Es
ist davon auszugehen, dass solche Bücher von Computerprogrammen
fabriziert werden könnten, so wie sie es verstehen, Textbausteine
formallogisch aneinanderzuketten. Der Algorithmus bringt das locker
bald hin.

Der Arbeit Schluss

"Warum wollen Menschen arbeiten?" (S. 181), fragt Herzog. - Wollen
sie? Also ich will dezidiert nicht. Wenn man unter Arbeit versteht,
sich auf dem Markt zu verdingen, sich für ihn fit zu machen und fit zu
halten, um Einkommen zu lukrieren, dann ist das etwas, was ich
entschieden ablehne und verabscheue. Dass viel zu viele es aber
tatsächlich möchten, verdeutlicht die Hegemonie der Arbeit in den
Köpfen. Der kollektive Wuscher besagt: Da wir arbeiten müssen, haben
wir es auch zu wollen! Diese Normierung erscheint auch Lisa Herzog als
Normalität. Erwerbsarbeit leistet aber nur eine bestimmte Art von
Integration, nämlich jene in die kapitalistische Betriebsamkeit, die
man nicht mit des Lebens Möglichkeiten verwechseln sollte, so sehr sie
aktuell auch den Alltag determiniert.

Was wir ohne Arbeit wären, ist relativ leicht zu sagen: Weniger krank,
weniger nervös, weniger gestresst, wenig ausgebeutet, weniger
unterworfen, weniger drangsaliert. Das ist nicht wenig. Nikotin und
Alkohol machen heute viel weniger Leute kaputt als die Arbeit,
abgesehen davon sind viele Exzesse des Rauchens und Saufens den
unerträglichen Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen geschuldet.
Viele brauchen das, sonst halten sie es nicht aus. Das spricht für
sie, wenngleich es keine Lösung ist. Die Rettung kann die Arbeit nur
noch auf den Friedhof fahren. Wir sollten nicht mitfahren. Damit wir
tun können, was wir wollen, müssen wir auf hören zu arbeiten.

Lisa Herzog, Die Rettung der Arbeit. Ein politischer Aufruf,
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Rezens

Philipp Mattern (Hg.): Mieterkämpfe. Vom Kaiserreich bis heute -
Das Beispiel Berlin.

Bertz + Fischer 2018, 212 Seiten, ca. 8,00 Euro

Seit etlichen Jahren wird die Wohnungsfrage zumeist unter dem
Schlagwort Gentrifizierung diskutiert, die mit der Vertreibung
von Menschen aus ihren Wohnungen und Stadtteilen zum Zweck der
Profitsteigerung einher geht. Doch dass Mieter*innen nicht erst seit
Latte macchiato und Hipstern in einem strukturellen Widerspruch zu
Vermieter*innen stehen, wird oft vergessen. Dass sich die Leute gegen
hohe Mieten und schlechte Wohnbedingungen aber auch immer gewehrt
haben, wird aktiv vergessen gemacht. Der vorliegende kleine Band
bietet hier ein wenig Abhilfe, wenn auch lediglich auf Berlin
beschränkt.

Getragen ist das Büchlein vom Anspruch, zu zeigen, dass "Miete und
Wohnen stets Kampffelder waren". Das gelingt den Autor*innen, die
zumeist einen aktivistischen Hintergrund haben, recht gut. Ohne die
Widersprüche in den Auseinandersetzungen zu kaschieren oder
Heroisierungen zu betreiben, vermitteln die Beiträge einen lebhaften
Einblick in die Kämpfe um urbanen Wohnraum. Angefangen von den
Moritzplatz-Krawallen von 1863 über die Mieterräte,
Mieterverteidigungstrupps und Mietstreiks der 20er und 30er Jahre, bis
zum Schwarzwohnen und den Hausbesetzungen in Ostberlin. Frappierend
ist die sich beim Lesen bestätigende Erkenntnis, dass von einer
Stellvertreter*innenpolitik wenig zu erwarten ist, sondern sich
Verhältnisse nur ändern, wenn die Leute selbst und kollektiv aktiv
werden. Wie das gehen kann, darüber lässt sich aus den historischen
Beispielen einiges lernen.

R.P.

 * 

Immaterial World

Anti- oder Politik? 

von Stefan Meretz 


Die Frage, ob Politik oder Antipolitik der richtige Ansatz ist,
scheint mir müßig zu sein. Beide bewegen sich im Rahmen von Macht und
Herrschaft. Während sich Politik positiv auf die Erringung von Macht
oder wenigstens Einfluss bezieht, die sie für Veränderungen nutzen
will, lehnt Antipolitik genau dies ab. Politik ist für den
antipolitischen Ansatz eine bürgerliche Form, die sie nicht bedienen
und damit reproduzieren will. Antipolitik setzt eher auf die Schaffung
autonomer Handlungsformen, um eigene Ziele durchzusetzen. Doch so
ansprechend das auf den ersten Blick klingt, gelang bisher nicht,
antipolitische Handlungsformen genauer zu bestimmen, geschweige denn
sie zu verbreiten. Am Ende kommt Antipolitik nicht über die abstrakte
Negation von Politik hinaus.

Mit der Antipolitik verhält es sich damit ähnlich wie mit dem
wertkritischen Ansatz insgesamt. Die Kritik ist teilweise brilliant,
und dennoch überschreitet sie den Rahmen der einfachen Negation, des
bloßen "dagegen", meist nicht. Antipolitik wie Wertkritik vergeben
damit ihr konstruktives Potenzial. Beide wagen es nicht, "positiv" zu
sein, da sie nicht im Parlament oder bei der bloßen
Umverteilungsrhetorik enden wollen. Nachvollziehbar. Negatorische oder
auch revolutionäre Ansätze drücken sich damit häufig um die Frage, wie
sie sich in der Gegenwart praktisch auf den dominanten Kapitalismus
beziehen wollen. Damit ist der Alltag selten ein Gegenstand kritischer
Reflexion. Das richtige Leben ist auf später verschoben.

Konstruktive Ansätze müssen sich hingegen in jedem Fall mit Geld,
Markt und Politik auseinandersetzen - ob sie wollen oder nicht. Ihre
Grundüberlegung, dass sich eine neue Gesellschaftsform stets innerhalb
der alten zu entwickeln beginnt, zwingt sie, den Bezug zu den
herrschenden Formen bewusst zu gestalten. In der Keimformtheorie zeigt
sich dies als Kriterium der doppelten Funktionalität: Die neuen
sozialen Formen müssen sowohl innerhalb der alten Gesellschaft
funktionieren wie gleichzeitig inkompatibel zu dieser sein, um nicht
langfristig aufgesogen zu werden.

Ökonomisch wird das Kriterium der doppelten Funktionalität häufig
durch eine unterschiedliche Gestaltung von Binnen- und Außenverhältnis
umgesetzt. Während nach außen die dominante Logik von Tausch und Geld
bedient werden muss, gelten zum Beispiel in vielen Commons-Projekten
intern Vereinbarungen wie "Beitragen statt Tauschen" und "Besitz statt
Eigentum". Eine solche Differenzierung von Innen und Außen lässt sich
jedoch nicht in gleicher Weise auf die Politik übertragen. Zueinander
verhalten sich Commoners nicht politisch, Politik zielt per se auf das
Außen, auf das Öffentliche und den Staat.

In der politisch-rechtlichen Sphäre haben commonsorientierte
Bewegungen invertierende Ansätze ausgebildet.
Politischrechtliche Interventionen haben hier das Ziel, ursprünglich
vom Gesetzgeber intendierte Zwecksetzungen umzukehren. So dient das
Urheberrecht eigentlich dazu, andere mittels der Durchsetzung des
sogenannten geistigen Eigentums von der Nutzung immaterieller Werke
auszuschließen. Freie Lizenzen basieren zwar auf dem Urheberrecht, sie
drehen jedoch den Sinn um und erlauben auf Basis der garantierten
Exklusivverfügung den Zugriff für alle. Sie schließen das Ausschließen
aus. Ein weiteres Beispiel ist das Mietshäusersyndikat, das mit Hilfe
einer trickreichen Rechtskonstruktion dafür sorgt, dass Häuser von
denen besessen und organisiert werden, die drin wohnen, womit sie dem
Markt als Spekulationsobjekt entzogen bleiben. Ziel der invertierenden
Ansätze ist es, die staatlich-politisch gewollte Logik der Exklusion
zu neutralisieren oder gar ins Gegenteil, in eine Logik der Inklusion,
zu verkehren.

Kernidee dieser Ansätze ist die Vergrößerung des autonom gestaltbaren
Handlungsspielraums jenseits der herrschenden Exklusionslogik. Daraus
lässt sich wiederum ein Kriterium für politische Interventionen oder
die Kooperationen mit staatlichen Institutionen entwickeln: Sie sind
sinnvoll, wenn dadurch Logiken des Alten neutralisiert oder invertiert
werden können, um die Handlungsbedingungen transformativer Bewegungen
zur Aufhebung des Kapitalismus zu verbessern. Umgekehrt sind sie nicht
sinnvoll, wenn es nur darum geht, das alltägliche Geschäft der
Verwertungslogik und ihrer politisch-staatlichen Rahmengestaltung zu
betreiben.

Das ist leicht hingeschrieben, in der Praxis sind die Übergänge
fließend und den Handelnden oft nicht bewusst. Nicht selten können wir
beobachten, dass Menschen von der Politik und ihren Institutionen mehr
verändert werden, als dass sie diese verändern. Institutionelle
Aussteiger*innen berichten von haarsträubenden Verhältnissen und
sozialen Beziehungen in Parlamenten und Behörden. Selbstorganisation
und Commoning sind dort nahezu ausgeschlossen, denn die immanenten
Logiken und Zwänge sind zu mächtig. Wer sich den Logiken der Politik
unterordnet und die Mechanismen beherrscht, hat Einfluss oder kann ihn
sich einbilden, wer sich nicht unterordnet und sie nicht beherrscht,
wird nicht lange mitspielen. Das gilt nicht nur für
staatlich-institutionelle Orte wie Parlamente und Behörden, sondern
auch die außerparlamentarische Organisation von Politik auf der Straße
ist oft von Machtspielen durchzogen. Auch hier soll Einfluss und
Meinung der "richtigen Linie" schließlich irgendwann in "richtige"
staatliche Handlungen fließen - und sei es in Form ultimativer
Machterringung nach einer Revolution.

Kommt also um, wer sich in die Politik begibt? Wer dies als
Einzelkämpfer*in tut und die politisch-staatliche Institution als Ort
der Veränderung verklärt, ist in der Tat hochgradig gefährdet. Wenn
politische Interventionen gleich welcher Art ins Auge gefasst werden,
dann sollten mindestens zwei Dinge geklärt sein. Erstens sollte die
Intervention auf die konkrete Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten
autonomer Gruppen, von Commons, Initiativen, Projekten usw. zielen.
Zweitens sollten die Intervenierenden in einem sozialen Netzwerk
eingebunden und aufgehoben sein, um den Stress und das Leid, die eine
Intervention bedeuten können, emotional und reflektiv auffangen zu
können. Um es auf eine Formel zu bringen, lautet mein Vorschlag:
Commoning ist die unabdingbare Basis, Politik das notwendige Übel,
Transformation das angestrebte Ziel.

 * 

Redundantes zur Antipolitik

Von der politischen Kritik zur Kritik des Politischen

von Franz Schandl



Anfang Texteinschub

"Alle Emanzipation ist Zurückführung der menschlichen
Welt, der Verhältnisse auf den Menschen selbst. Die politische
Emanzipation ist die Reduktion des Menschen, einerseits auf das
Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft, auf das egoistische,
unabhängige Individuum, andererseits auf den Staatsbürger,
auf die moralische Person. Erst wenn der wirkliche individuelle Mensch
den abstrakten Staatsbürger in sich zurücknimmt und als individueller
Mensch in seinem empirischen Leben, in seiner individuellen Arbeit, in
seinen individuellen Verhältnissen Gattungswesen geworden ist,
erst wenn der Mensch seine 'forces propres' (eigenen Kräfte, F.S.) als
gesellschaftliche Kräfte erkannt und organisiert hat und daher die
gesellschaftlichen Kräfte nicht mehr in der Gestalt der politischen
Kraft von sich trennt, erst dann ist menschliche Emanzipation
vollbracht." (Karl Marx)

Ende Texteinschub



1. Politik erscheint den Bürgern als das Feld ihrer
Selbstbestimmung, indes sie doch nur das öffentliche Terrain ihrer
Selbstknechtung darstellt. Der Modus der Politik garantiert die
Herrschaft der Form. Keine neue, keine alternative, keine
revolutionäre Politik wird daran etwas ändern. Die Zukunft der Politik
liegt in der Notstandsverwaltung ökologischer und ökonomischer,
sozialer und mentaler Dauerkrisen.

2. Politik ist eine immanente Form. Die Form, in der man
agiert, ist das staatsbürgerliches Interesse im Besonderen resp. das
bürgerliche Interesse im Allgemeinen. Durch dieses Agieren bestätigen
die Praktikanten die vorausgesetzten Bedingungen, gehen nicht über sie
hinaus, sondern erfüllen sie. Politik ist der öffentliche Spielraum
der Staatsbürger. Politiken mögen verschieden sein, aber ihre
Grundstruktur zwingt sie, die aktuelle kapitalistische Verwertung zu
bedienen. Was nicht heißt, dass das immer gelingt.

3. Das Politische determiniert sich als bürgerlich, wenn schon
nicht bürgerlich gewesen, so stets als bürgerlich geworden. Politik
ist ein staatsbürgerliches und bürgerliches Programm. Mit ihr kann nur
so weitergemacht werden wie bisher. Politik hat keine Perspektive und
Politik ist keine Perspektive. Emanzipation ist jenseits des
politischen Wirkens zu konzipieren.

4. Der Staatsbürger ist ein ganz bestimmter, männlich und weiß
codierter Exponent, nicht nur weil er andere ausschließt (Ausländer,
Migranten etc.), sondern weil er einer Konfiguration folgt, in der
Charaktermasken und nicht Menschen im Mittelpunkt stehen. Politik
heißt nicht, dass Menschen agieren, sondern dass Charaktermasken
interagieren, d.h. Interessen substituieren und simulieren.

5. Die Frage, die Antipolitik stellt, ist die naheliegende aber
verdrängte und vergessene, nämlich was Politik kann, anstatt wie
üblich zu behaupten, dass Politik, sei sie nur die richtige, kann, was
sie will. Dass nicht Politiken, sondern Politik selbst, also das ganze
System von politics, policy, polity ein grundlegendes Problem ist,
wird ignoriert. Erst durch Antipolitik wird Politik selbst Gegenstand
der Kritik. Wir wechseln von der politischen Kritik zur Kritik des
Politischen.

6. Jedes Anti definiert sich vom Abstoßungspunkt her. Damit
demonstriert es seine Entschiedenheit, aber auch seine Begrenztheit.
Antipolitik agiert zwar vorerst weiterhin im politischen Feld,
allerdings nicht mehr synthetisch affirmativ, sondern kritisch der
Form gegenüber, die sie letztlich als einen zu negierenden Inhalt
versteht. Sie tut dies in einem schizophrenen Bewusstsein.
Antipolitisch meint nicht unpolitisch.

7. Antipolitik ist der Versuch, das eigene Wollen außerhalb der
Politik zu denken und zunehmend dort zu verorten. Antipolitik will das
Öffentliche weiten, ausdehnen; möchte demonstrieren, dass Raum
jenseits des politischen Sektors machbar sein sollte.

8. "Keine Politik ist möglich!" ist erstens eine Absage an alle
herkömmlichen Varianten der Politik, zweitens ist es aber auch eine
Absage an die Politik generell. Und drittens ist das Motto eine
transpositive und offensive Ansage. "Ist möglich" heißt es, nicht "ist
unmöglich".

9. Das Verlangen der Politik orientiert sich an Geld, Recht und
Macht. Immer wieder geht es um ein Justieren an Staat und Markt.
Angesagt ist Bessern und Mildern, Kürzen und Schärfen. Die Form selbst
gerät nicht in den Fokus der Erörterung. Der Trieb der Politik ist die
Reform, der Trieb der Antipolitik ist die Transformation.

10. Politik sagt: Wir nehmen die Interessen unserer Setzung
wahr. Antipolitik sagt: Wir nehmen uns als Gegensatz unserer Setzung
wahr. Wir sind nicht die, zu denen wir gemacht werden. Nicht der freie
Wille ist Voraussetzung der Antipolitik, sondern der Unwille zur
Entsprechung. Akteure des Lebens wollen wir sein, nicht Kunden des
Geschäfts.

11. Politik heißt auf die Interessen von Charaktermasken
abzustellen, Antipolitik heißt Menschen gegen ihre sozialen
Zwangsrollen zu aktivieren. Das ist der Unterschied zwischen: "Ich
nehme meine Interessen wahr", also etwas mir durch Stellung im System
Zugeordnetes, und: "Ich nehme mich wahr", "Ich will mich
verwirklichen". Wenn man von Bedürfnissen spricht, an die anzuknüpfen
wäre, gilt es sorgfältig zu unterscheiden und deren Beschaffenheit
genau anzuschauen. Handelt es sich um Bedürfnisse von Rollenträgern =
Interessen; oder um Bedürfnisse wider den Rollenzwang = Ansprüche?

12. Antipolitik setzt sich als Kontrapunkt zur
selbstverständlichen Akzeptanz der Politik, sie ist aber nicht einfach
als dessen Jenseits zu fassen. Antipolitik steht für den Prozess einer
Entwöhnung. Das Nein ist unabdingbar, aber nicht ausreichend. Im Zuge
der gesellschaftlichen Transposition wird die Praxis verschiedene
immanente wie transzendente Formen umfassen und amalgamieren. Da kann
eins zweifellos aufgerieben werden, aber das wird man sonst auch, noch
dazu mit höherer Wahrscheinlichkeit.

 * 

Strukturkrise der Marktwirtschaft und gesellschaftliche
Emanzipation 

von Michael Beykirch

Seit 2008/09 beherrschen Staatsschulden- und Währungskrisen die
europäische und internationale Medienlandschaft. Folgen wir den
regierenden Parteien, dann handelt es sich bei diesen um
vorübergehende Krisen. Es entsteht der Eindruck, die Politik und die
nationalen WährungshüterInnen haben alles unter Kontrolle. Doch welche
Perspektiven ergeben sich aus der internationalen Schuldenkrise? Was
sind ihre tieferliegenden Ursachen und welche Möglichkeiten gibt es,
aus dieser herauszukommen? Einen hilfreichen Ansatz zur Beantwortung
dieser Fragen liefern wertkritische Krisentheorien (Lohoff 2016;
Lohoff & Trenkle 2012; Kurz 2012; 2007; 1995). Diesen zufolge handelt
es sich weder um vorübergehende finanzielle Schwierigkeiten einzelner
Länder noch um ein Fehlverhalten bestimmter PolitikerInnen, sondern um
eine Strukturkrise des globalen warenproduzierenden Systems, kurz: der
Marktwirtschaft.

Sektorenübergreifende Verdrängung der Lohnarbeit

Der Ausgangspunkt der Strukturkrise geht bis in die 1970er Jahre
zurück. Mit dem Auf kommen der dritten Industriellen Revolution, also
der Einführung der Mikroelektronik, der Informations- und
Computertechnologien in der Industrieproduktion, hatte die Verdrängung
der lebendigen Arbeitskraft in der Herstellung von Waren historisch
neue Dimensionen angenommen. "Die 'mikroelektronische Revolution'
eliminiert nicht nur in dieser oder jener spezifischen
Produktionstechnik lebendige Arbeit in der unmittelbaren Produktion,
sondern erstmals auf breiter Front und quer durch alle
Produktionszweige hindurch, selbst die unproduktiven Bereiche
[Handels-, Banken- und Dienstleitungssektor, eigene Anm.]
erfassend. Dieser Prozess", so schrieb Robert Kurz bereits im
Jahr 1986, "hat gerade erst angefangen und wird erst in der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre richtig greifen. Vermutlich wird er noch
bis zum Ende des Jahrhunderts und darüber hinaus dauern."
(Kurz 1986, Hervorhebung im Original) Während auf der einen Seite die
Produktivitätspotentiale der gesellschaftlichen Produktion enorm
stiegen und immer größere Warenmengen in kürzester Zeit hergestellt
werden konnten, waren auf der anderen Seite immer weniger Menschen für
die Herstellung der Produkte notwendig.

Was vom Standpunkt der gesellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung wie
eine Befreiung vom Joch der Arbeit klingt, ist vom Standpunkt der
kapitalistischen Unternehmen jedoch der Entzug der Existenzgrundlage.
Denn anders als die meisten Bücher und ÖkonomInnen der konservativen
Volkswirtschaftslehre es vorgeben, ist nicht die Herstellung von
Gütern für die Bedürfnisbefriedigung der Menschen der übergeordnete
Zweck der Produktion, sondern die Geld- und Kapitalvermehrung (Lohoff
& Trenkle 2012: 22). Die Geldvermehrung aber wird in Anbetracht der
Verdrängung der lebendigen Arbeitskraft durch die mikroelektronische
Revolution immer schwieriger. Um zu verstehen, warum das so ist, muss
der enge Bezugsrahmen der Volkswirtschaftslehre verlassen werden,
demnach Geld ein neutrales und praktisches Mittel zur Steuerung der
Güterproduktion und zur Erleichterung des gesellschaftlichen
Austausches ist. Gemäß der Werttheorie, die von Marx begründet wurde,
ist Geld Ausdruck sozialer Verhältnisse und abstrakter Reichtum (vgl.
Lohoff 2018). So tauschen in einer Gesellschaft aus zersplitterten und
isolierten PrivatproduzentInnen letztere ihre Produkte auf der
Grundlage des Arbeitsaufwandes aus, der für ihre Herstellung notwendig
ist und sich im Preis einer Ware widerspiegelt. Mit der zunehmenden
Verdrängung der lebendigen Arbeitskraft aus der Produktion durch
Maschinen wird jedoch der menschliche Arbeitsaufwand immer geringer
und die Quelle des abstrakten Reichtums versiegt.

Praktisch ist das an den historisch sinkenden Wachstumszahlen und
Profiten der kapitalistischen Unternehmen sichtbar. In der frühen
Phase des Kapitalismus sowie in der Zeit der fordistischen
Fließbandproduktion konnte die schrumpfende Wertmasse noch durch die
Erschließung neuer Produktionszweige ausgeglichen werden. Denn die
Erschließung neuer Produkte für die Massenproduktion führte zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze und damit zu einer Ausweitung der
Wertschöpfungsketten. Mit dem Auf kommen und der Verbreitung der
"mikroelektronischen Revolution" ist diese historische
Kompensation aber nicht mehr möglich. Die Erschließung neuer
Produktionszweige, also die teils gewaltsame "Globalisierung"
der Marktwirtschaft und die Integration immer neuer Produkte in die
Massenproduktion, führt nicht mehr zu einem "Wiedereinsaugen vorher
und anderswo 'überflüssig gemachter' Arbeitsbevölkerung", da auch
die neuen Produktionszweige aufgrund der Mikroelektronik von
vornherein wenig arbeitsintensiv sind. Das Verhältnis kippt um:
"von nun an wird unerbittlich mehr Arbeit eliminiert als absorbiert
werden kann. Auch alle noch zu erwartenden technologischen
Innovationen werden immer nur in die Richtung weiterer Eliminierung
lebendiger Arbeit gehen, alle noch zu erwartenden neuen
Produktionszweige werden von vornherein mit immer weniger direkter
menschlicher Produktionsarbeit ins Leben treten." (Kurz 1986)

Entfesselung der Finanzmärkte und des Kredits

Die sektorenübergreifende Verdrängung der Lohnarbeit aus den
produktiven Arbeitsbereichen äußert sich nicht nur in einem Schrumpfen
der Wertmasse. Sie äußert sich auch in einer zunehmenden Einengung des
Marktes. Während auf der einen Seite immer mehr Waren in immer
kürzerer Zeit hergestellt werden können, sind auf der anderen Seite
immer weniger Menschen über die Lohnarbeit in die Warenproduktion
integriert, was nichts anderes heißt, als dass auch immer weniger
Menschen Zugang zu den Mitteln bekommen, um sich die produzierten
Waren zu kaufen. Die Einengung des Marktes konnte bisher nur dadurch
abgewendet werden, dass seit dem Ende der 1970er und seit Anfang
1980er Jahre, ausgehend von der Reagan-Administration in den USA und
der Thatcher-Administration in Großbritannien, die Finanzmärkte
entfesselt und die massenhafte Vergabe von Krediten über Privat- und
Zentralbanken in Gang gesetzt wurden (Lohoff 2016: 6ff.; 2014: 6;
Lohoff und Trenkle 2012: 66ff., 209ff.; Kurz 2012).

Die Entfesselung der Finanzmärkte war auf der einen Seite begleitet
von einem rasanten Anwachsen verschiedener Dienstleistungssektoren.
Auf der anderen Seite fanden globale InvestorInnen im Kredit- bzw.
Zinsgeschäft lukrative Anlagesphären für ihr vagabundierendes Kapital,
wie sie angesichts versiegender Profitquellen in der Realwirtschaft
immer weniger zu finden waren. Finanzprodukte - wie Aktien,
Staatsanleihen, Derivate, Optionen usw. - überfluteten zunehmend die
Märkte, während Regierungen, Unternehmen und VerbraucherInnen das
geliehene Geld in die Realwirtschaft investierten (Lohoff & Trenkle
2012: 63f., 205f., 239f.). Die "Akkumulation von Waren zweiter
Ordnung", wie Lohoff und Trenkle die Verlagerung der
Kapitalakkumulation auf die Ebene von Finanzmärkten und
Finanzmarktprodukten bezeichnen, drehte den Spieß um: von da an war
nicht mehr das Kreditgeschäft Anhängsel der realwirtschaftlichen
Kapitalakkumulation, sondern umgekehrt, die Realwirtschaft wurde zum
Anhängsel der "Akkumulation von Waren zweiter Ordnung" an den
Finanzmärkten.

Die radikale Liberalisierung der Finanzmärkte vermochte nicht nur die
strukturellen Schranken der Kapitalbzw. Wertakkumulation - also die
sektorenübergreifende Verdrängung der Lohnarbeit durch Informations-
und Computertechnologien - zu überwinden. Auch ermöglichte sie einen
erneuten Aufschwung des globalen Kapitalismus, da die Auf blähung des
internationalen Kreditgeschäfts über Zentral- und Geschäftsbanken die
zahlungsfähige Konsumtionskraft der Gesellschaft erweiterte (Lohoff &
Trenkle 2012: 224f.). Abgesehen von vereinzelten regionalen und
sektoralen Krisenerscheinungen, hat sich so über zwei Jahrzehnte
hinweg eine expansive Dynamik entfaltet, die erst nach dem Platzen der
"Dotcom"-Blase Anfang der Nuller Jahre und dann nach dem
Platzen der kreditfinanzierten Immobilienblase im Jahr 2008/09 in den
kapitalistischen Kernländern zum Stillstand kam (Lohoff 2016: 27ff.).
Im Zuge dieser Krisen drohte der über rund drei Jahrzehnte aufgetürmte
Kredit- und Schuldenberg in sich zusammenzufallen. Doch in beiden
Situationen schafften es die Zentralbanken durch Öffnung der
Kreditschleusen einen Zusammenbruch der internationalen Finanz- und
Kreditströme zu verhindern. Zwar konnte auf diese Weise die
Zahlungsunfähigkeit von Geschäftsbanken, von Regierungen, Unternehmen
und Privatpersonen sowie die damit einhergehende Entwertung von Waren
und Produktionskapazitäten abgewendet werden. Allerdings droht mit der
Kreditschwemme der Zentralbanken die "Große Entwertung" auf das
Geldmedium selbst überzugreifen (Lohoff 2018: 104-107; 2016: 55f.;
Konicz 2015; Lohoff & Trenkle 2012: 256ff.; Jellen 2012), welche sich
über den Umweg von Staatsbankrotten und Währungsinflation bereits
ankündigt.

Strukturelle Zwänge der kapitalistischen Warenproduktion

Um die Krise der Geldwirtschaft zu überwinden, müsste nichts weiter
als das Geld selbst bzw. die Grundstruktur der kapitalistischen
Produktionsweise überwunden werden. Letztere basiert auf einer
Trennung der Gesellschaftsmitglieder in atomisierte
WarenproduzentInnen und Lohnabhängige, die ihren gesellschaftlichen
Zusammenhang über Waren- und Geldbeziehungen regeln. In der
Zersplitterung der gesellschaftlichen Produktions- und
Austauschbeziehungen und der Vermittlung über Waren und Geld entstehen
jedoch Konkurrenzverhältnisse, die mit Interessengegensätzen und
strukturellen Zwängen einhergehen. So produzieren Unternehmen nicht in
Absprache mit der Gesellschaft, sondern für einen anonymen Markt und
stets in Konkurrenz zu anderen Unternehmen. Die Unsicherheiten des
Absatzmarktes beherrschen dabei das Denken und Handeln der
ProduzentInnen. Wer nicht vom Markt verdrängt werden will, ist
gezwungen finanzielle Rücklagen zu bilden, Lohnkosten einzusparen oder
neue Produktionsmethoden einzuführen, um die Herstellungskosten der
Waren zu verringern.

Die Vermehrung des Geldes wird zum wichtigsten Hebel, um sich gegen
die Konkurrenz durchzusetzen, wobei die Herstellung von Waren nur
Mittel zum Zweck der Geldvermehrung ist. Ähnliches gilt für
Lohnabhängige, die in ständiger Konkurrenz zu anderen Lohnabhängigen
stehen und um eine begrenzte Anzahl an Arbeitsplätzen konkurrieren.
Sie müssen ihre Arbeitskraft verkaufen und Geld verdienen, um Zugang
zum Warenreichtum zu erhalten. Die Trennung der "atomisierten
Individuen" (Trenkle 1996: 75) und die "Konkurrenz zwischen den
Unternehmen stellen die Frage nur so: selbst ruiniert werden oder
andere ruinieren" (Lenin 1974: 362). Bereits Karl Marx notierte in
seinem Werk Das Kapital: "Die Konkurrenz herrscht jedem
individuellen Kapitalisten die immanenten Gesetze der kapitalistischen
Produktionsweise als äußere Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn, sein
Kapital fortwährend auszudehnen, um es zu erhalten, und ausdehnen kann
er es nur vermittelst progressiver Akkumulation." (Marx 1962: 618)

Neben solchen "äußeren Zwangsgesetzen" kommen innere Zwänge für
die WarenproduzentInnen, insbesondere für die große Industrie, hinzu:
ihr Primat der Profitmaximierung und Kapitalverwertung gerät konstant
in einen Widerspruch zu dem immanenten Drang, die neuesten
Produktionsmethoden einzuführen. Denn die Einführung der neuen
Produktionsmethoden, die mit der Verdrängung lebendiger Arbeitskraft
einhergeht, untergräbt die Profitmaximierung und Kapitalverwertung,
die auf der Ausbeutung der lebendigen Arbeitskraft und der Verwertung
der durch die Arbeitskraft geschaffenen Werte basiert. Mit jeder
Maschine, durch welche LohnarbeiterInnen in einem Unternehmen
verdrängt werden, sinkt der Umfang des Profits, den das Unternehmen im
Verhältnis zu seinen Gesamtausgaben macht. Dieser immanente
Widerspruch, den Marx (1983: 251-277) im Zusammenhang des
"tendenziellen Falls der Profitrate" beschreibt, zwingt die
Unternehmen beständig, den Umfang ihrer Produktion auszudehnen, um der
Verringerung ihrer Profitproduktion entgegenzuwirken. Dieser
Kompensations- bzw. "Akkumulationstrieb" (ebd.: 254) aus dem
Inneren der Kapitallogik heraus beschleunigt nicht nur den
Ressourcenverbrauch, entgegen der Vorstellungen vom "Grünen
Kapitalismus". Auch verschärft der Akkumulationstrieb die
Konkurrenz zwischen den Unternehmen in diesen oder jenen
Produktionssphären mit der Folge regelmäßiger Überproduktionskrisen,
also der Überfüllung der Märkte mit Waren und überschüssigen
Produktionskapazitäten: "Da nicht Befriedigung der Bedürfnisse,
sondern Produktion von Profit Zweck des Kapitals", schreibt Marx
im dritten Band des Kapitals, und da es diesen Zweck nur durch
Methoden der Akkumulation erreicht, in der der wachsende Umfang der
Maschinerie einen wachsenden Umfang des Warenausstoßes zur Folge hat,
"so muß beständig ein Zwiespalt eintreten zwischen den beschränkten
Dimensionen der Konsumption auf kapitalistischer Basis [also der
beschränkten zahlungsfähigen Nachfrage der fluktuierenden Masse an
LohnarbeiterInnen, Anm. des Verf.] und einer Produktion, die
beständig über diese ihre immanente Schranke hinausstrebt." (Ebd.:
267)

Grenzen der Staatlichen Planwirtschaft

Eine Wirtschaft jenseits der strukturellen Zwänge der kapitalistischen
Warenproduktion und Überproduktionskrisen muss schließlich die
Zersplitterung der gesellschaftlichen Produktions- und
Austauschverhältnisse über Waren- und Geldbeziehungen und die daraus
resultierenden Konkurrenzverhältnisse überwinden. Marx und Engels
forderten, die Produktionsmittel der privaten Hand zu entziehen und
unter gesellschaftliche Koordination und Verwaltung zu stellen.
Marxistisch inspirierte Bewegungen nahmen diese Forderung zum Anlass,
um die Wirtschaft ihrer Länder zu verstaatlichen und so der
privatwirtschaftlichen Konkurrenz den Boden zu entziehen. Wie die
historischen Erfahrungen z.B. in der Sowjetunion oder in Kuba zeigen,
konnten auf diese Weise zwar die blinde Konkurrenz des Marktes sowie
Überproduktionskrisen überwunden werden, jedoch traten mit der
zentralen Planung neue Probleme auf (Trenkle 1996; Kurz 1994;
Stahlmann 1991).

Eines dieser Probleme zeigte sich bei dem Versuch, die Arbeitsquanten
aller gesellschaftlich hergestellten Produkte und Zwischenprodukte zu
berechnen. Die Berechnung des "Werts" war jedoch nicht nur
wegen der gesamtwirtschaftlichen Komplexität unmöglich, sondern vor
allem weil er "keine real auffindbare Größe", sondern ein
gesellschaftliches Verhältnis darstellt (Stahlmann 1991: 46). Die
Planwirtschaft war dem Missverständnis unterlegen, "dass der Wert,
weil er in der Produktion entsteht, durch Verausgabung lebendiger
Arbeit, auch unmittelbar durch Feststellung des Produktionsaufwands
planbar sei. Zur Verwandlung lebendiger in tote Arbeit, also in Wert,
bedarf es aber der gesellschaftlichen, sprich: Marktvermittlung, also
der Herstellung der gesellschaftlich durchschnittlichen Arbeitszeit,
die wiederum nur indirekt über den Markt gemessen werden kann."
(Ebd.: 46)

Der Versuch, die Arbeitsquanten zu berechnen, war Ausdruck eines
tieferliegenden Problems: der Beibehaltung der Waren- und
Geldwirtschaft. Über das kollektive Eigentum war die Trennung der
Menschen zwischen Produktion und Konsum zwar juristisch aufgehoben,
nicht aber in der Praxis, insofern die wirtschaftliche Basisstruktur -
die Zersplitterung und Atomisierung der gesellschaftlichen
Produktions- und Austauschverhältnisse über Waren- und Geldbeziehungen
- unangetastet blieb. Damit einhergehend waren auch die
Interessengegensätze zwischen ProduzentInnen und Lohnabhängigen nicht
aufgehoben. Waren die Lohnabhängigen an guter Produktqualität und
niedrigen Preisen interessiert, so wollten die ProduzentInnen dagegen
ihren Arbeitseinsatz minimieren und hohe Einkommen erzielen (Trenkle
1996: 87). Anstatt der blinden Marktgesetze erhob sich nun eine
zentrale Planungselite und staatliche Gewalt über die Gesellschaft,
die über die Produktion und Verteilung der Produkte bestimmte und die
Preise der Waren festlegte. "Ein abstrakter Zwang wird also durch
einen anderen ersetzt. Den Partikularinteressen tritt an Stelle der
blinden unerbittlichen Marktgesetze nun die abstrakte
Allgemeinheitszumutung durch politische Institutionen gegenüber."
(Ebd.: 87) Im Zusammenhang dieser hier grob skizzierten Grundprobleme
war die staatliche Planwirtschaft weniger mit einer Überproduktion als
mit einer Unterproduktion konfrontiert, die sich über
planwirtschaftliche Unflexibilität, Mangelwirtschaft und Desinteresse
der Individuen an wirtschaftlicher Effizienz und Gestaltung äußerte.

Dezentrale Planung und Selbstorganisation in der Solidarischen
Landwirtschaft

Die staatliche Plan- und Kommandowirtschaft des "Realsozialismus"
ist "glücklicherweise auf dem Müllhaufen der Geschichte
gelandet", erklären Lohoff und Trenkle in Die Große Entwertung
(Lohoff & Trenkle 2012: 292). Ob sie wirklich der Vergangenheit
angehört, darf angesichts des fortschreitenden Zerfallsprozesses des
globalen warenproduzierenden Systems allerdings angezweifelt werden.
Denn sie stellt immer noch eine Alternative dar, um Krisen wie die
gegenwärtige strukturelle Überproduktionskrise unter Beibehaltung
staatlicher Autorität zu überwinden.

Eine andere Alternative, die auf Autonomie und Selbstbestimmung der
Gesellschaftsmitglieder setzt und die Probleme staatlicher
Planwirtschaft überwindet, bilden dagegen dezentrale,
bedürfnisorientierte und kooperative Formen gesellschaftlicher
Selbstorganisation. Solche Formen existieren beispielsweise in
Projekten der Solidarischen Landwirtschaft. In diesen ist die
Zersplitterung und Atomisierung der gesellschaftlichen Produktions-
und Austauschverhältnisse über Kooperationsverhältnisse zwischen
ProduzentInnen und KonsumentInnen praktisch aufgehoben - unabhängig
von den verschiedenen Rechtsformen der Projekte. Als Kollektive mit
bis zu mehreren Hundert Mitgliedern unterhalten sie gemeinsam die
Produktion und regeln über direkte Absprachen, wo, was, wie und
wieviel Nahrungsmittel produziert werden sollen. So entstehen lokale,
transparente und basisdemokratische Produktions- und
Verteilungskreisläufe als dezentrale Planwirtschaften, in denen sowohl
die strukturellen Zwänge und Interessengegensätze des Marktes als auch
die Herrschaft der abstrakten Allgemeinheit über die Interessen der
Einzelnen aufgehoben sind.

Solidarische Landwirtschaften agieren jedoch nicht vollkommen
unabhängig von den Zwängen des Marktes. So sind die Projekte
hochgradig abhängig von finanziellen Beiträgen der Mitglieder. Mit
diesen beziehen sie Maschinen, Treibstoff, Material und Rohstoffe auf
dem anonymen Markt und unterhalten ihre fest angestellten
Arbeitskräfte. Diese Abhängigkeit vom Geld äußert sich in tendenziell
hohen Mitgliedsbeiträgen, die für viele Menschen eine Hürde darstellen
und die Solidarischen Landwirtschaften zu einem Nischendasein
verurteilen.

Auf der anderen Seite jedoch ermöglicht die (finanzielle) Absicherung
durch das Kollektiv Planungssicherheit für die Produktion. Der
Kollektivbetrieb kann für ein Jahr die Produktion dezentral planen und
Anbaumethoden anwenden, die unter marktwirtschaftlichen
Konkurrenzverhältnissen nicht möglich wären. Er kann auf den Einsatz
von Pestiziden und Monokulturen verzichten, Bedarfsgehälter einführen
und die Produktion den Bedürfnissen von Menschen und Natur anpassen.

Geld spielt in Solidarischen Landwirtschaften also weiterhin eine
Rolle. Allerdings ist das Geld unter den veränderten Rahmenbedingungen
nicht mehr der eigentliche Zweck der Produktion, sondern ein Mittel
zum Zweck des Aufbaus, der Erhaltung und der Weiterentwicklung der
Bedarfsproduktion des Kollektivs. An diesem Punkt stellt sich die
Frage, wie diese Abhängigkeiten vom Geld bzw. von den Zwängen des
Marktes verringert werden können. Eine Möglichkeit innerhalb der
Solidarischen Landwirtschaften wäre, engere Kooperationsbeziehungen
zwischen den bestehenden Projekten anzustreben und auf gemeinsame,
vorgelagerte Maschinen- und Saatgutproduktionsstätten zurückzugreifen.
Diese könnten die Solidarischen Landwirtschaften nach Bedarf mit
Maschinen und Saatgut beliefern und ihre Abhängigkeiten von Märkten
und Geld reduzieren. Nicht mehr das Geld oder das Kriterium der
Finanzierbarkeit würde die gesellschaftlichen Produktions- und
Austauschbeziehungen regieren, sondern die Absprachen zwischen den
Menschen auf der Grundlage der Kooperation sowie des uneingeschränkten
Zugangs zu den Produktionsmitteln und Produkten. Das würde nicht nur
für Solidarische Landwirtschaften gelten, sondern auch für andere
Bereiche der gesellschaftlichen Reproduktion und Verteilung. Das
Zusammenspiel zwischen solchen lokalen und überregionalen
Kooperationsbeziehungen in einer dezentral, ohne Waren- und
Geldbeziehungen organisierten Gesellschaft könnten wir uns dann
"als ein gestaffeltes System aufeinanderbezogener lokaler,
regionaler und überregionaler Kreisläufe vorstellen, bildlich
gesprochen vielleicht wie eine stufenförmig aufgebaute Pyramide, bei
der die Dichte der stofflichen Verflechtungen mit zunehmender Höhe
abnimmt" (Trenkle 1996: 79).

Zugang zu Ressourcen, Produktionsstätten und Produkten

Die Projekte der Solidarischen Landwirtschaft und andere Beispiele -
wie die dezentrale Energieversorgung mit erneuerbaren Energien -
zeigen, dass die Möglichkeiten theoretisch vorhanden sind, "um eine
dezentrale, aber global vernetze und technisch effiziente
Produktionsweise aufzubauen" (Trenkle 2015). Eine
Produktionsweise, die auf der Grundlage der Kooperation organisiert
und mit dem Ziel vereinbar ist, die Bedürfnisse der Menschen zu
befriedigen und die natürlichen Grundlagen zu schützen.

Praktisch stößt diese Perspektive jedoch auf unterschiedliche Hürden.
Da ist zum einen die Frage der Organisation. Eine solche
gesellschaftliche Produktionsweise, die nicht über Geld- und Waren-,
sondern über Kooperationsbeziehungen organisiert ist, setzt komplexe
Organisationsstrukturen voraus, die schrittweise aufgebaut, erprobt,
eingespielt und vor Maßnahmen der Repression geschützt werden müssen.

Zum anderen besteht das Problem des uneingeschränkten Zugangs
zu den gesellschaftlich bereits vorhandenen Ressourcen,
Produktionsmitteln und Produkten. Die wachsenden Strukturen der
gesellschaftlichen Selbstorganisation - darunter auch die
Solidarischen Landwirtschaften - benötigen einen solchen Zugang, wenn
sie sich langfristig von ihrem Nischendasein sowie von ihrer
Abhängigkeit vom Geld und den strukturellen Zwängen der
kapitalistischen Warenproduktion emanzipieren wollen (Lohoff 1996;
Trenkle 2015). Der Zugang zu diesen Ressourcen wird umso notwendiger,
je weiter der Zerfallsprozess des warenproduzierenden Systems
voranschreitet und die Menschen vom Warenreichtum und der Sicherung
ihrer Grundbedürfnisse abschneidet.

In diesem Punkt unterscheidet sich der selbstorganisierte Sektor von
morgen von dem selbstorganisierten Sektor aus der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts. Letzterer konnte keinen Zugang zu gesellschaftlichen
Ressourcen, Produktionsmitteln und Produkten gewinnen und kam daher
über einen oberflächlichen Grad der Selbstorganisation nicht hinaus.
Viele dieser Organisationen wurden vom System der Geld- und
Warenbeziehungen vereinnahmt oder haben die Form sozialer
Armutsverwaltung im Zuge wachsender Privatisierungen angenommen
(Lohoff 1996). Die Vereinnahmungen konnten nach Lohoff u.a. deshalb
stattfinden, weil der globale Kapitalismus trotz seiner sich
anbahnenden Strukturkrise Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre
über die massive Ausdehnung der Kredit- und Schuldensphäre eine
erneute internationale Expansionsdynamik entfalten konnte. Diese
schuldenfinanzierte Expansionsdynamik stößt nun aber mit zunehmender
Geschwindigkeit an ihre Grenzen.

Der Prozess der Einengung des Marktes bahnt sich unauf haltsam seinen
Weg und wird zwangsläufig gesellschaftliche Konfliktfelder erzeugen,
die wiederum spontane Formen der Selbstorganisationen annehmen können.
Diese neuen Formen der Selbstorganisation befinden sich dann aber in
einem "gründlich veränderten Kontext" (ebd.: 102), da eine
fehlende Expansionsdynamik ihre erneute Vereinnahmung verhindert. In
diesem veränderten Kontext rückt der politische Kampf um die
gesellschaftlichen Ressourcen in den Mittelpunkt. Denn wenn die neuen
Formen der Selbstorganisation nicht zu einer massenhaften Form der
Armutsverwaltung mutieren wollen, dann müssen sie "so viele
stoffliche Ressourcen (Gebäude, Produktionsmittel etc.) und Finanzen
wie nur irgend möglich" erkämpfen und die Rahmenbedingungen
verbessern, damit der selbstorganisierte Sektor gestärkt und
weiterentwickelt werden kann (Trenkle 2015). Das bedeutet, dass die
gesellschaftlichen Emanzipationsbewegungen den uneingeschränkten
Zugang zu diesen Mitteln von der Politik und dem Staat einfordern
müssen, der die Kontrolle über diese verfügt. Auf der anderen Seite
könnte eine linke Politik und Partei eine solche Bewegung der
gesellschaftlichen Selbstorganisation auf lokaler und globaler Ebene
mit allen Kräften fördern.

Die strategische Zielsetzung linker, emanzipatorischer Arbeit würde
sich damit grundlegend ändern: War in der traditionellen Linken,
insbesondere im Leninismus, noch "jede Form der Selbstorganisation
dem Ziel der Eroberung der Staatsmacht untergeordnet und musste danach
verschwinden oder auch gewaltsam zum Verschwinden gebracht
werden", so muss heute umgekehrt "der Auf- und Ausbau des
selbstorganisierten Sektors als Basis für die Aufhebung der
kapitalistischen Produktions- und Lebensweise im Mittelpunkt des
politischen Handelns stehen. [...] Für Lenin und den traditionellen
Marxismus war das Absterben des Staates ferne Zukunftsmusik. Hingegen
hat gesellschaftliche Emanzipation heute von vornherein die sukzessive
Rücknahme des Staates in die Gesellschaft zum Inhalt." (Ebd.)

Die Landwirtschaft war das erste große Opfer in der Aufstiegsphase der
kapitalistischen Produktionsweise. In der "Ursprünglichen
Akkumulation des Kapitals" (Marx 1962: 741ff.) wurden große Teile
der Landbevölkerungen gewaltsam von Grund und Boden getrennt und zur
Lohnsklaverei verurteilt, während die privatisierte Landwirtschaft
fortan den wachsenden Bedarf an Rohstoffen in den industriellen
Zentren belieferte. In den Projekten der Solidarischen Landwirtschaft
dagegen entstehen heute erste Formen gesellschaftlicher
Selbstorganisation, die (in der Praxis) auf dem kollektiven Zugang zu
Land und dessen Produkten basieren und erste Ansätze einer
nicht-monetären und selbstbestimmten Produktion und Verteilung
aufzeigen. Eben darin liegt auch das größte Potential dieser Projekte.
Sie zeigen Perspektiven auf, die über die kapitalistische
Produktionsweise und ihre Kategorien Ware, Geld und Wert hinausweisen.
In dieser Hinsicht nehmen die Landwirtschaftsprojekte eine
Vorreiterrolle ein.

Wie sich diese Projekte jedoch weiterentwickeln, hängt von noch
ungeklärten Fragen ab: Werden die Menschen innerhalb der Projekte das
Potential der Solidarischen Landwirtschaften als Alternative zu
kapitalistischer Warenproduktion erkennen? Werden sie sich gemeinsam
sowie mit anderen selbstorganisierten Gruppen für einen
uneingeschränkten Zugang zu gesellschaftlichen Ressourcen,
Produktionsmitteln und Produkten einsetzen? Mit welchen aktuellen
Problemen, Widersprüchen und Grenzen sind die Projekte in der
praktischen Umsetzung der Kooperationsbeziehungen konfrontiert und wie
werden sie mit diesen umgehen? Und schließlich, kann die Solidarische
Landwirtschaft Perspektiven eröffnen, auch andere Lebensbereiche wie
zum Beispiel die Textil- und Kleidungsherstellung, die
Wohnungswirtschaft, die Pflegearbeit, die Energieversorgung usw. in
ein dezentrales, gestaffeltes System aufeinander bezogener lokaler,
regionaler und überregionaler Produktions- und Verteilungskreisläufe
zu übertragen? Könnten solche Kreisläufe über den uneingeschränkten,
kooperativen Zugang zu gesellschaftlichen Ressourcen,
Produktionsstätten und Produkten den Zwängen des Geldes und der
Finanzierbarkeit entzogen und den Gesellschaftsmitgliedern zur
Sicherung ihrer Grundbedürfnisse zu Verfügung gestellt werden?
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2000 Zeichen abwärts

Hotline-Spionage

Computerprogramme dringen immer weiter in unser Leben ein. Als ich in
der letzten Ausgabe der Streifzüge schrieb, dass Algorithmen
zunehmend an den Personalentscheidungen von Unternehmen beteiligt
werden, ahnte ich noch nicht, dass uns ähnliche Programme auch bald im
außerberuflichen Alltag belästigen könnten. Wie ich berichtete, kommt
das Personalauswahlprogramm "Precire" bereits in über 100 Unternehmen
zum Einsatz. Es soll die charakterliche Eignung von Bewerbern
feststellen, indem es mit ihnen am Telefon ein automatisiertes
Interview durchführt und dabei deren Wortwahl, Stimmlage, Betonung
etc. analysiert. Anschließend fällt es ein Urteil darüber, wie
neugierig und wie risikofreudig sein Gegenüber ist, ob es nach
Dominanz strebt etc.

Ähnliches ist jetzt mit den Anrufern bei Call-Centern geplant. Wer
schon einmal eine Hotline kontaktiert hat, kennt die automatische
Abfrage, die höflich dazu auffordert, der Aufzeichnung des Gesprächs
zuzustimmen - angeblich "zur Verbesserung der Servicequalität".
Künftig sollte man sich gut überlegen, ob man dem nachgibt. Es könnte
nämlich um mehr gehen als um die Überwachung des
Call-Center-Mitarbeiters, die ja schon Grund genug wäre, die Bitte
abzulehnen. Laut der Zeitschrift Technology Review (Ausgabe
2/2019) testen zur Zeit Unternehmen, wie man Sprache und Stimme des
Anrufers analysieren kann, um mit Hilfe einer mitlaufenden Software
ein Persönlichkeitsprofil von ihm zu erstellen. Das würde dann unter
anderem bestimmte Persönlichkeitsmerkmale sowie ein emotionales Profil
enthalten. Anschließend könnten diese Daten gehandelt werden.
Beispielsweise um Werbung passgenau auf die betreffende Person
zuzuschneiden oder sie bei anderen Entscheidungen zu beeinflussen,
beispielsweise vor Wahlen. Man darf außerdem davon ausgehen, dass die
dabei eingesetzten selbstlernenden Programme ständig anhand von
Verkaufszahlen und anderen Kennziffern geprüft und im Sinne des
Verwertungsgeschehens optimiert werden.

P.S.
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Die letzte Karte der Sozialdemokratie

von Lars Distelhorst

Wir leben in einer Leistungsgesellschaft. Über diese
Gesellschaftsdiagnose sind sich die meisten ebenso einig wie über die
Berechtigung der allseits erklingenden Forderung nach der gerechten
Anerkennung erbrachter Leistungen sowie der damit einhergehenden
Notwendigkeit gerechter Quantifizierung und Entlohnung. Nach
Konservativen und Liberalen finden nun langsam auch die
Sozialdemokraten zum Begriff der Leistung und versuchen ihn für eine
Revitalisierung ihrer Politik fruchtbar zu machen. Angesichts der
wenig erfreulichen Prognosen in Österreich und dem Sturz ins Bodenlose
in Deutschland ist diese Absicht mehr als verständlich und
entsprechend engagiert fallen die Wortmeldungen aus.

Pamela Rendi-Wagner wies klar darauf hin, es dürften nicht Faktoren
wie Geburt, Herkunft oder Hautfarbe sein, die über die Chancen eines
Menschen entscheiden. Gegen solche feudalen Atavismen Stellung
beziehend, forderte sie deswegen einen "fairen Leistungsbegriff", der
es den leistungsfähigen Menschen erlauben solle, gesellschaftlich
aufzusteigen. Reichtum und Privilegien dürfen demnach auf keinen Fall
mehr zählen als "Leistungsbereitschaft und Einsatzfreude", damit "hart
arbeitende Menschen" nicht ständig der Missachtung ihrer Anstrengungen
ausgesetzt sind und irgendwann vielleicht einfach nur noch
resignieren. Ins selbe Horn bläst auch die deutsche SPD, wenn sie eine
Grundrente oberhalb der bloßen Grundsicherung für all jene fordert,
die 35 Jahre in die Rentenkasse eingezahlt haben, damit Arbeit sich
lohnt und der Lebensleistung eines Menschen mit Wertschätzung begegnet
wird.

Dass es aktuell die Sozialdemokratie ist, die den Begriff der Leistung
so lautstark im Munde führt, verwundert allerdings nur bedingt. Schon
Paul Lafargue beklagte die Einfallslosigkeit der damaligen
Arbeiterbewegung, der nichts Besseres einfiel, als mehr Arbeit zu
fordern und dann noch für alle. Insofern hat Rendi-Wagner historisch
betrachtet vielleicht sogar Recht, wenn sie den Begriff der Leistung
als originär sozialdemokratisches Terrain bezeichnet und dürfte damit
wohl auch bei ihren deutschen Genossen und Genossinnen auf Zustimmung
stoßen. Ob diese Tristesse des politisch Imaginären indes geeignet
sein wird, die Wählergunst von rechts in Richtung Sozialdemokratie zu
verlagern, darf indes bezweifelt werden, da mit dem Leistungsbegriff
einige recht pikante Probleme einhergehen.

Unsinnig bis widersprüchlich

Dort, wo Leistung mehr sein soll als ein Aufruf wie: "Jetzt habt euch
mal nicht so und strengt euch gefälligst richtig an!", kommt sie um
inhaltliche Konkretion nicht herum. Dies trifft in besonders starkem
Maße zu, wenn sie nicht nur zur Messung von Arbeitsproduktivität
bemüht, sondern obendrein noch, wie es SPÖ und SPD vorschwebt, zum
Orientierungsprinzip sozialer Gerechtigkeit erhoben wird. In diesem
Fall wird sie von einer Bewertung individueller Tätigkeiten zu einem
gesellschaftlichen Verteilungsprinzip, dessen Legitimität unlösbar mit
der Möglichkeit verknüpft ist, eindeutig bestimmen zu können, was
Leistung ist und wie sie gemessen werden kann. An dieser Stelle fallen
drei Probleme direkt ins Auge.

Bevor überhaupt von Leistung gesprochen oder sie gemessen werden kann,
muss eine Einigung darüber erzielt werden, was denn als Leistung
gelten soll und kann. Sieghard Neckel zufolge besteht eine Leistung in
einem "individuell zurechenbaren Aufwand", der zu einem
"gesellschaftlich gewünschten Ergebnis" führt. (Welche Gleichheit,
welche Ungleichheit?, Hg. v. Berger, Peter A./Schmidt, Volker H.,
Wiesbaden 2004) Bereits hier wird die Relevanz gesellschaftlicher
Konstruktionsmechanismen deutlich, da die Frage nach dem
gesellschaftlich Wünschenswerten auf die konkrete Gestalt der
gesellschaftlichen Hegemonie zurückgeht. Die überwiegend von Frauen
geleistete Reproduktionsarbeit mag heute zwar mehr Anerkennung
genießen als früher (auch wenn diese in den meisten Fällen einen
deutlichen gönnerhaften Unterton hat), wird jedoch als Leistung nur
von den wenigsten mit Lohnarbeit auf eine Stufe gestellt. Doch sogar
wenn der Rahmen dessen, was als Leistung zählt und was nicht, einmal
abgesteckt ist und nicht weiter in Frage gestellt wird, reproduziert
sich das Konstruktionsproblem auf kleinerer Ebene.

Auch auf den ersten Blick so einfache Tätigkeiten wie das Verladen von
Paketen oder die Arbeit in einem Café entpuppen sich bei näherem
Hinsehen als unendlich komplexe soziale Phänomene. Sicherlich kann man
Pakete oder die durch Kaffee und Kuchen erwirtschafteten Einnahmen
zählen, doch umfasst dies nur einen sehr geringen Teil der erbrachten
Leistung. Jeder Arbeitsprozess setzt sich aus Faktoren wie sozialen
Kompetenzen, dem Umgang mit Stress, der individuellen Lebensführung
usw. zusammen, und jeder dieser Aspekte bildet einen Teil dessen, was
anschließend als Leistung bezeichnet wird. Dies auch nur annähernd
exakt zu quantifizieren, ist vollkommen unmöglich und müsste zudem für
jeden Arbeiter und jede Arbeiterin individuell durchgeführt werden.
Lässt man von der Leistung allerdings alles weg, was zu ihrer
Entstehung beiträgt, um sich stattdessen auf die Quantifizierung des
Endergebnisses zu konzentrieren, misst man nicht mehr Leistung,
sondern Produktivität. Damit aber ist man wieder bei der Ausbeutung
angekommen.

Das zweite Problem ist das der Koproduktion. In einer auf
Dienstleistungen, Arbeitsteilung und Spezialisierung basierenden
Arbeitswelt werden Arbeitsprozesse nicht von einer Person alleine
getragen. In der Regel setzt Arbeit heute Kooperation voraus, wodurch
es (wenn überhaupt) nur noch unter großen Schwierigkeiten möglich ist,
dem "gesellschaftlich gewünschten Ergebnis" einen entsprechenden
"individuellen Aufwand" zuzuordnen. Viele Köche verderben zwar
keineswegs den Brei, können aber vor dem Endprodukt ihrer Arbeit
stehend nicht sagen, wer welchen Teil des Kuchens gebacken hat.

Die Dynamik der Dienstleistungsgesellschaft bringt in den Faktor
Koproduktion noch eine weiter reichende Form der Komplexität ein. Wo
es innerhalb von Teams vielleicht noch ein Gefühl dafür geben mag, wer
wie viel zum Gelingen des gemeinsamen Arbeitsprozesses beiträgt, wird
dies bei Dienstleistungen nicht selten unmöglich. Eine gute Zahnärztin
wird auf eine korrekte Diagnose ebenso achten wie auf die möglichst
schmerzfreie Behandlung ihrer Patienten und Patientinnen. Ob ihr damit
Arbeit ebenso ab wie von der Bereitschaft ihres Gegenübers, sich
regelmäßig die Zähne zu putzen und Nachsorgetermine einzuhalten. Das
gleiche gilt im Falle von Grundschullehrern, Psychotherapeutinnen oder
Friseuren. Ohne die Mitwirkung der Konsumenten und Konsumentinnen
einer Dienstleistung ist deren Produktion in der Regel nicht möglich,
wodurch die Quantifizierung eines individuell messbaren Aufwands nicht
länger denkbar ist.

Das dritte Problem besteht in einer nicht aufzuhebenden
Gerechtigkeitsproblematik. Wenn aus den beiden vorhergehenden Gründen
Leistung weder zuverlässig definiert noch gemessen werden kann,
verwandelt sie sich in eine Zuschreibung, die, statt in objektiven und
nachvollziehbaren Kriterien zu wurzeln, das Produkt willkürlicher
Festlegungen ist. Ob die Konservativen, die Liberalen oder die
Sozialdemokratie hier über die Definitionsmacht verfügen, mag etwas am
Inhalt der Zuschreibung ändern, nimmt ihr jedoch keineswegs ihren
willkürlichen Charakter. Die unlösbar mit ihm verbundene Willkür
disqualifiziert den Leistungsbegriff für jede Diskussion über soziale
Gerechtigkeit.

Doch auch wenn eine genaue Quantifizierung von Leistung im Bereich des
Möglichen läge, bliebe noch immer ein Gerechtigkeitsproblem bestehen.
Selbst wenn alle Menschen unter Bedingungen von Chancengleichheit ihr
Bestes gäben, um ein gesellschaftlich gewünschtes Ergebnis zu erzielen
und ihre Anstrengungen zudem noch zuverlässig gemessen werden könnten,
würde dies nichts an der Tatsache ändern, dass dieser Prozess Gewinner
und Verlierer produziert. Auch im theoretisch unmöglichen Szenario
einer funktionierenden Leistungsgesellschaft bleiben die meisten im
Rennen um die Spitze auf der Strecke.

Früher war alles besser

Leistung ist aus diesem Blickwinkel ein Begriff, der sich vor allem
durch seine Inhaltsarmut auszeichnet. Das war indes keineswegs immer
so. In ihrer Studie "Die Erfindung der Leistung" (Berlin 2018)
zeichnet Nina Verheyen die geschichtliche Entwicklung und die
semantischen Verschiebungen des Leistungsbegriffs nach. Im 18.
Jahrhundert forderte der bürgerliche Bildungsbegriff von den Zöglingen
nicht die Konkurrenz um möglichst gute Noten, um diese anschließend
gegen entsprechende Plätze innerhalb der Karriere- und
Statushierarchie zu tauschen. Vielmehr ging es um die Herausbildung
eines "ganzen Menschen", der sich durch seine geschulten Sinne und
einen festen Platz im sozialen Gefüge auszeichnete. Natürlich sollte
dieser Mensch auch arbeiten und dabei erfolgreich sein, doch galt es
im Unterschied zu den Implikationen des heutigen Leistungsdiskurses
ein Übermaß an Verausgabung zu vermeiden, damit die anderen Aspekte
des Lebens und die mit ihnen einhergehenden Verantwortlichkeiten nicht
zu kurz kamen. Im Zweifelsfall konnte auf Arbeit sogar zugunsten der
sinnlichen Freuden und gesellschaftlicher Verpflichtungen verzichtet
werden, wie die aus schätzungsweise 10 % der Bürgerlichen bestehende
Gruppe der Rentiers bewies, die ausschließlich von ihrem (in den
meisten Fällen wohl geerbten) Vermögens lebten. Verheyen bringt die
tiefe Kluft zwischen dem damaligen und dem heutigen Leistungsbegriff
anschaulich auf den Punkt, wenn sie schreibt: "Leisten verwies weniger
auf die individuellen Möglichkeiten eines Menschen als vielmehr auf
seine Pflichten anderen gegenüber. Entsprechend verwendete man das
Verb im Deutschen lange nur in Zusammenhang mit einem bestimmten
Objekt. Der Mensch leistete stets 'etwas', etwas Konkretes, das von
ihm erwartet wurde, er leistete noch nicht an sich."

Geschichtlich betrachtet hat der Leistungsbegriff eine stetige
semantische Reduktion durchlaufen. Heute ist Leistung zwar ein positiv
besetzter Begriff, insofern es als tugendhaft gilt, früh aufzustehen,
arbeiten zu gehen und sich dabei anzustrengen, doch inhaltlich
betrachtet weist er eine deutliche Leerstelle auf, da er nicht mehr
mit konkreten Inhalten oder Zielen verbunden ist, um stattdessen die
Bereitschaft zur Verausgabung an sich zu bezeichnen. Als Leistung gilt
letztlich, was der Produktion von Waren dient, die sich am Markt
behaupten und dergestalt ihren Tauschwert realisieren.

Da es hier nicht auf gute Absichten, gesellschaftliche Nützlichkeit
(Erwünschtheit und Nützlichkeit sind keineswegs dasselbe) oder auch
nur die konkrete Art der Ware ankommt, ist es sinnvoll, mit Blick auf
das produzierende Individuum von Erfolg statt Leistung zu sprechen.
Erfolgreich ist das, was sich am Markt behauptet. Dies aber hat nichts
mit ethischen Erwägungen wie Gerechtigkeit zu schaffen und ist als
Prinzip gesellschaftlich gerechter Verteilung vollkommen ungeeignet.
Die Diskussion um Leistungsgerechtigkeit landet mit dem Erfolg
schließlich wieder bei einer Gesellschaft, in der die Menschen nach
ihrer Marktperformance statt ihres Engagements gewogen werden und
damit genau bei dem, was sie vorgeblich überwinden wollte.

Die aufs ökonomische Kalkül reduzierte Interpretation des
Leistungsbegriffs ist ein Zeichen dafür, wie weit die Ökonomisierung
der Gesellschaft heute bereits vorangeschritten ist. Zwar mag der
Begriff sich hier und da noch aus den Restbeständen anderer
gesellschaftlicher Lebensbereiche bedienen, indem er sich als
Verantwortung, sozialer Beitrag oder Artikulation von Solidarität
verkleidet. Doch bei näherer Betrachtung beschreibt er in letzter
Konsequenz immer nur die abstrakte Quantität der zur Produktion
abstrakter Werte investierten abstrakten Arbeitsleistung.

Die Leere des Leistungsbegriffs entspricht in diesem Sinne der Leere
der Gesellschaft. Der moderne Kapitalismus rechtfertigt sich in
zusehendem Maße nur noch durch seine Faktizität und verweist (was
genau genommen dasselbe ist) dabei gleichzeitig auf seine
Alternativlosigkeit. Leistung ist ein integraler Bestandteil dieser
Ideologie, da sie wie eine objektiv existierende Tatsache erscheint,
die exakt quantifiziert und verglichen werden kann. Wo die Ideologie
sich auf die Zahl zurückzieht, verliert sie in gleichem Maße an
konkretem Inhalt. Die Verbreitung des Leistungsdiskurses ist aus
diesem Grund ein Gradmesser für die Aushöhlung der Ideologie und die
ethische Gewalt eines Systems, das Sozialintegration nur noch durch
den Druck seiner Faktizität herstellen kann.

Wenn Autoren und Autorinnen wie Verheyen oder Honneth im Anschluss an
ihre kritischen Analysen des Leistungsbegriffs zu dem Schluss kommen,
dieser dürfte auf keinen Fall nur seinen Protagonistinnen und
Protagonisten überlassen werden, da er sich gegen den Kapitalismus
wenden ließe, indem die Frage gestellt wird, wer welchen Beitrag für
das Funktionieren der Gesellschaft leistet, ist Vorsicht angebracht.
Wie auch immer man es dreht, macht die Unbestimmtheit des
Leistungsbegriffs ihn für jede kritische Intention zunichte. Und
sogar, wenn es gelänge, diese Unbestimmtheit in den Griff zu bekommen:
Wer würde schon in einer Gesellschaft leben wollen, in der die Frage,
wer was vom Kuchen bekommt, stets mit der Frage verknüpft wird, wer
ihn unter welchen Anstrengungen gebacken hat? Eine funktionierende
Leistungsgesellschaft ist eine ebenso verheerende Dystopie wie eine
dysfunktionale. "Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen
Bedürfnissen!" - alles andere ist eine verzagte Forderung.

 * 

Geisterbahn der Sozialpolitik

von Nikolaus Dimmel

Ökonomisch und ökologisch betrachtet ist es zappenduster. Kein
Wachstum in Sicht. Das Zwei-Grad-Ziel in unerreichbarer Ferne. Die
Arbeit 4.0 drängt Schlechtqualifizierte in die abgehängte Prekarität.
Das Volumen geleisteter Arbeitsstunden sinkt oder stagniert. Die
bereinigten Nettolöhne fallen und fallen. Working Poor, Niedriglöhner,
Alleinerziehende, NEET, Asylberechtigte und Altersarme reichen
einander die Klinke auf den Sozialämtern. Die untersten 25 % der
Mieter geben 50 % des Haushaltsnettoeinkommens für den Wohnaufwand
aus. Selbstbehalte in der sozialen Sicherung steigen. Das Pflegegeld
hat 30 % seines Kaufkraftwertes gegenüber dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Pflegegeld-Regimes verloren. In den Hochburgen der
Vermarktlichung der Daseinsvorsorge sind 2,60 Euro aufzubringen, um
einen Kilometer mit dem öffentlichen Verkehrsmittel zu fahren.
Willkommen in der Geisterbahn der postpolitischen, postdemokratischen
und postwohlfahrtsstaatlichen Regulationsweise.

Bumsti-Basti-Tunnel

Quietschend biegt der Sozialstaatswagen um die Kurve hinein in den
Bumsti-Basti-Tunnel faschistoider Austerität. Dort dann grelles Licht,
ohrenbetäubender Marschmusiklärm, Videos mit Trachtenauflauf im
Schnellvorlauf. Im Hintergrund Burschenschafterchöre, die sich zur
siebten Million einen absingen. Der Wagen nähert sich einer
Sortierrampe. Links geht es zu einer Falltür mit der Aufschrift
§10-AlVG-Sperren, Mehrkindfamilien, AusländerInnen,
AsylwerberInnen, Langzeitarbeitslose & Schmarotzer. Rechts geht es zur
Versorgung von Personen, die zu einem imaginierten "Volk" zu zählen
sind.

Ins Rampenlicht treten weiße, normalisierte Mittelschichtfamilien mit
beschränkter Kinderanzahl, freiwilliger Bankkreditknechtschaft, hohem
Psychopharma-Konsum, moderater Daueralkoholisierung, verschämter
häuslicher Gewalt und einer noch von drastischen
Prekarisierungserfahrungen verschonten Erwerbsbiographie. Insbesondere
die als Ehrliche, Anständige, hart Arbeitende und Senioren mit
faschistischer Vergangenheit ("Trümmerfrauen") Etikettierten gehören
zum Zielpublikum dieser völkischen, benevolenten und paternalistischen
Sozialpolitik. Und über allem sitzen die ebenso geifernden wie
moralinsauren Frauen der Bourgeoisie im Gewölk der Charity. Ihr Motto
lautet: Ausspeisungstafeln für alle!

Derlei Sozialpolitik von rechts für die "Unseren" und gegen die
"Parasiten" versteht sich als lizenzierte Täuschung. Ein griffiges
Beispiel für diese Art von verquaster Benevolenz ist der Familienbonus
in Höhe von 1.500 Euro/Jahr ab dem 1.1.2019. Hier erzählt das Märchen
des BMF, dass 950.000 Familien und 1,6 Mio. Kinder von einer
Steuerlast von 1,5 Mrd. Euro befreit würden. Pars pro toto kann man
zeigen, wie hier gelogen wird: Zum Ersten lebten 2018 überhaupt nur
1,5 Mio. Kinder und Jugendliche in Österreich. Zum Zweiten profitieren
nur Lohn- bzw. Einkommensteuerzahler vom Bonus. Denn der Bonus
vermindert als Absetzbetrag unmittelbar die Einkommensteuer, kann aber
nicht zu einer Negativsteuer führen. Anspruch hat also, wer als
familienbeihilfenberechtigte Person mehr als 1200 Euro verdient. 40 %
der abhängig Beschäftigten aber zahlen gar keine Lohnsteuer. Für den
Rest gelten Einschleifregelungen. Voll ausschöpfen kann man den Bonus
indes erst mit 1750 Euro/Monat. Der Familienbonus ist also eine
Mittelschichtförderung. Nach wie vor unklar ist zudem, ob der als
Negativsteuer ausgestaltete Kinderabsetzbetrag 2019 gestrichen wird.

Mit der neuerlich zur Sozialhilfe zurückmutierten Mindestsicherung
wird den 330.000 armutsgefährdeten Kindern, Unqualifizierten und
ImmigrantInnen ökonomisch eine aufs Maul gegeben. Man verbrämt nicht
einmal mehr, dass man statt der Armut die Armen bekämpft; jetzt wird
je nach Sachlage mit heruntergelassenem Visier oder Hose gekämpft,
indem man Leistungen für Mehrkindfamilien, Unqualifizierte ohne
Pflichtschulabschluss und Personen mit eingeschränkten
Sprachkompetenzen reduziert.

In der Arbeitslosenversicherung "neu" steht der Entfall der
Notstandshilfe als Versicherungsleistung auf der Tagesordnung. In
einem degressiven Modell werden Arbeitslose mit längerer vorangehender
Beschäftigungsdauer auch länger Arbeitslosengeld erhalten. Für
Beschäftigte, für die kürzer eingezahlt wurde, sinkt die Bezugsdauer.
Zugleich gilt, dass die Bezugshöhe mit der Dauer der Arbeitslosigkeit
sinkt. Auch hier dasselbe antikonstitutionalistische Bild: Die
Notstandshilfe ist laut Judikatur des EGMR (1996) eine
Versicherungsleistung, daher ein "vermögenswertes Recht".
Verfassungswidrigerweise aber will das "Racket" an der Macht auf das
Vermögen von bisherigen (auch älteren) NotstandshilfebezieherInnen
greifen.

Dass damit Armut und der ganze Dreck an belastenden, entwürdigenden
Lebensbedingungen, die damit verbunden sind, sozial vererbt wird, ist
kein "übersehenes Faktum", sondern Intention. Das nämlich liefert das
Argument, dass alle sozialarbeiterisch-sozialpädagogische Intervention
nicht nur der letzten 45 Jahre ohnehin vergeblich war (und ist). So
kann man die soziale Hilfe neoliberal "gebrandet" als Mechanismus der
"welfarization" denunzieren. Die Armen, so der Tenor der
Marktfundamentalisten, erhalten mit sozialen Dienst- und
Transferleistungen doch nur falsche Anreize, in der aus 500-860
Euro/Monat sozialen "Hängematte" zu verweilen. Der Kalauer lautet: Wer
die faulen Armen bekämpft, bekämpft auch die Armut.

Von der Inklusion zum freien Fall

Dass die Unterschicht in Österreich zwölf Jahre kürzer lebt als die
Oberschicht und noch dazu weniger gesunde Lebensjahre aufweist, was
solls? Die bisherige Verbetriebswirtschaftlichung sozialer Dienste,
die Ökonomisierung sozialer Hilfen unter dem Stichwort "social return
on investment", aber auch die gerade vorbereitete Dezentralisierung
bzw. Föderalisierung der Kinder- und Jugendhilfe machen vor allem
eines deutlich: dass man sich vom wohlfahrtsstaatlichen
Inklusionsprinzip bereits sukzessive verabschiedet hat und nunmehr zu
einem liberalen, marktradikalen Modell der Selbsthilfe durchstoßen
möchte. Unter dem Regime festgelegter Tagsätze und zugleich
outputorientierter Leistungsverträge müssen die freien
Wohlfahrtsträger mit Strategien des "Creamings" reagieren, also nur
eingeschränkt betreubare Jugendliche den Jugendämtern zurückstellen.
Zurück bleiben depravierte Existenzen im freien Fall.

Auf diese Weise wird in der sozialpolitischen Geisterbahn eines
faschistoiden "Rackets", das nicht müde wird, auf Austrofaschismus und
Nationalsozialismus zu referenzieren, jenem, der hat, auch gegeben.
Wer hingegen so gut wie nichts mehr hat, dem wird genommen. Das
erstaunt nicht. Denn "hidden agenda" ist die Polarisierung der
Gesellschaft zwischen "uns" und "denen", "weiß" und "schwarz",
christlich und muslimisch, reich/vermögend und arm/verschuldet, in
Lohnknechtschaft arbeitend und arbeitslos herbeizuführen. Es geht
hierbei darum, jene Milieus gegen eine als homogen phantasierte
virtuelle Gruppe von "anderen" Trittbrettfahrern, Sozialschmarotzern,
langzeitarbeitslosen Arbeitsunwilligen sowie in Sozialsysteme
Einwandernden aufzuwiegeln, die sich von sozialer Stagnation oder
sozialem Abstieg bedroht fühlen.

Dass es nun zu radikalen Einschnitten im Sozialhilferichtsatz (aka
Mindeststandard) bei Menschen ohne Pflichtschulabschluss bzw. guten
Deutschkenntnissen kommt, dass die Notstandshilfe zerstört und
Zumutbarkeitsbestimmungen neuerlich verschärft werden, dass die Folgen
des Pflegenotstands refamilisiert werden, ist kein Betriebsunfall,
sondern drückt aus, dass der fordistische Kompromiss im Klassenkampf
aufgekündigt wurde. Das spiegelt sich auch in der Fusion der
Sozialversicherungsträger, in der künftig Arbeitgebervertreter
Leistungen für Arbeitnehmer determinieren werden.

Ordnung des Ressentiments

So gut wie nichts ist an den Narrativen der rechten
Sozial(reform)politik empirisch haltbar. Darum aber geht es gar nicht.
Vielmehr steht im Zentrum des Kalküls dieser Politik, sozialpolitische
Maßnahmen als Teil einer völkischen Identitätsbildung zu nutzen, die
gegenüber den sozialökonomischen Verwerfungen des Kapitalozän (=
Anthropozän plus gesellschaftliche Refeudalisierung plus digitaler,
repressiv aufgerüsteter Überwachungsstaat) immunisiert. Dabei geht es
also nicht um Sozial-, sondern um Ordnungspolitik.

Die vor dem Hintergrund Ordnungspolitik durchgesetzte kognitive
Lähmung und der vorläufige Endsieg der Politik des Ressentiments
basieren auf einer offen antikonstitutionalistischen sozialpolitischen
Positionierung. Deren Modus ist die kommissarische Verwaltung. Daher
ließ sich die Ministerin für Krankheit und Asoziales im November 2018
ein dem kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz nachempfundenes
Ermächtigungsgesetz zuschneidern, das es der Regierung ermöglicht,
jenseits des Art. 18 B-VG Rechtsakte ("Vorbereitungshandlungen") ohne
gesetzliche Grundlage zu verabschieden. Dollfuß lässt grüßen.

Ob dieser ordnungs- und sozialrechtspolitische Hyperaktivismus, der
mit satter Parlamentsmehrheit Verfassungswidriges und zur Not mit
einer über die NEOS beschafften Verfassungsmehrheit dekretiert, dann
auch hält, was angekündigt wird, ist indes eigentlich völlig egal.
Denn hier geht es nicht um sozialpolitische Regulierung, sondern um
die ordnungspolitische Durchsetzung eines residualen
Wohlfahrtsstaates. Kurz: Soziale Sicherheit soll vermarktlicht und
finanzialisiert werden. Dabei werden Instrumente des Bürgerkriegs "von
oben", des gramscianischen Bewegungskrieges, der
finanzkapitalistischen "Landnahme" der Daseinsvorsorge, die Symbolik
autoritärer Diskretion und ein Schmitt'sches Freund-Feind-Schema
verknüpft.

Dass diese kommissarische Symbolpolitik einmal mehr, dann wieder
weniger an den Klippen des Verfassungs- und Europarechts zerschellt,
ist egal. Tatsächlich wurden Teile der Reform der Mindestsicherung
bereits (abgesehen von Oberösterreich) als verfassungswidrig
aufgehoben. Auch der Organisationsreform der Sozialversicherung wird
dasselbe Schicksal beschieden sein. Die Europäische Kommission hat
angekündigt, die geplante Indexierung der Familienbeihilfe per
Vertragsverletzungsverfahren zu bekämpfen. Jegliche Indexierung der
Familienbeihilfe nach Lebenshaltungskosten in den Mitgliedsstaaten ist
europarechtlich unzulässig.

Gleichwohl gibt der Erfolg ihrer Frames den Rechten recht. Kaum jemand
fragt, wieso 900 Mio. Euro Brutto-Aufwand (Einnahmen von Dritten oder
Unterstützten sind hier nicht gegengerechnet) für die Mindestsicherung
bei einem Sozialaufwand von 108 Mrd. Euro ein Finanzierungsproblem
darstellen sollten. Kaum jemand versteht, dass Mindestsicherung nichts
anderes als Wirtschaftsförderung ist. Jeder Euro geht ohne Sparquote
in den Konsum, 20 % davon fließen an den Fiskus als Mehrwertsteuer
zurück. Kaum jemand fragt mehr, wo die Vermögens-, Erbschafts- und
Schenkungssteuer abgeblieben ist. Die Partei überwiegend pensionierter
Wohlfahrtschauvinisten einschließlich der Symbolagenten des 6. bis 9.
Wiener Gemeindebezirks, vertreten durch Frau Rendi, findet
Vermögenssteuern auch irgendwie prohibitiv. Einmal arriviert, will man
mit dem Pöbel nicht teilen.

Die Rechte darf sich sicher sein, dass die Verlierer dieser
Entwicklung - bereits 2000 bis 2016 haben die untersten 20 % der
EinkommensbezieherInnen 20 % ihrer Nettolöhne eingebüßt - entweder gar
nicht wählen (Wahlbeteiligung Nationalratswahl 2017: 80 %) oder rechts
wählen. Ihnen ist erinnerlich, dass das Lumpenproletariat immer schon
die Speerspitze der herrschenden Klasse in ihren Attacken auf die
Bastionen der Arbeiterbewegung war.

Die Symbolpolitik des "Rackets" ist erratisch. Denn das zentrale
Narrativ, der propagandistische Frame
rechtsextrem-rechtspopulistischer Politik, setzt voraus, dass die
Wahnvorstellung einer ethnisch, kulturell und sozial homogenen
"in-group" von arbeitsamen ÖsterreicherInnen einerseits und
andererseits einer "out-group" von Leuten, die Ersteren die hart
erarbeitete Butter vom Brot fressen, kontrafaktisch aufrechterhalten
bleibt. Daher muss derlei Politik strikt empiriebefreit vorgetragen
werden. Mit seinem "Nein" zum Migrationspakt hat das "Racket"
eindrücklich vor Augen geführt, dass ihm jede Debatte um ein
Management der Migration ein Legitimationsrisiko darstellt. Denn es
braucht (!) mangels anderer Themen die ungesteuerte, tödliche,
Gewalttraumata und religiöses Delirium mit sich schleppende, tunlich
illegale Immigration. Und es braucht die Arbeitslosen, Armen und
ImmigrantInnen, um die Angst der Mittelschichten vor dem Absturz
instrumentalisieren zu können.

 * 

Ein Leben in Stress

von Lorenz Glatz

"Politik" ist griechisch und meint die "Technik", das Leben der
politai/Bürger in der polis/dem (Stadt-)Staat zu regeln. In den
Politai wie den Bürgern steckt die Mauer, die der Stadt, die der Burg.
Verteidigung und Angriff, Gewalt und Krieg. Konstitutiv für "Politik"
ist der Stress des Fremden und des Feinds. Er begründet die
Komplizenschaft der bewaffneten "Bürger" und die Bereitschaft zu
Feindschaft. Den Mitbürger unterscheidet vom Feind und Konkurrenten,
dass er mit einem auf derselben Seite kämpft, nicht aber dass er
konkurriert und, wenn es sich ergibt, haut, sticht und schießt.

1. Nach über zweitausend Jahren hat sich dieses Muster in den
Alltag durchgeätzt. Er ist Politik geworden. Der Feind ist in
"Wettbewerb" und "Ranking" überall, Konkurrenz belebt schließlich das
Geschäft. Wir haben ein Leben im Gerangel mit Geld, mit Kaufen und
(sich) Verkaufen. Mit "Tausch" halt. Als "Tauschgegner" sind wir umso
besser dran, je mehr wir täuschen können. So ein Leben stellt uns
regelmäßig gegeneinander auf. Getauscht wird, wenn nehmen/rauben sich
nicht rentiert. Das erste ist die gebremste Form des zweiten. Die
Relation hat mit Macht zu tun. Politik und Staat regeln beides, unter
den Bürgern und mit ihnen gegen andere.

Von Kampf, Konkurrenz und Wettbewerb zu Bürgern gemachte Menschen tun
sich schwer, sich als Freunde arglos und fürsorglich aufeinander
einzulassen, leichter geht es als (Banden von) Subjekte(n) auf
Objekte. Statt um Lust und Freundschaft miteinander geht es darum,
wozu wir einander benutzen können und wer nutzlos oder schädlich ist.
Bürgerliches Recht regelt den Umgang von Gegnern, um deren Feindschaft
latent zu halten.

2. Politik gilt als souverän, an allem schuld und zu allem im
Gutem wie im Bösem fähig. Sie hängt an Geldvermehrung per
Kapitalverwertung. Politik kann deren Widerpart nicht sein, sie ist
die andere Seite der Medaille, Ausdruck desselben Stresses. Sie
formiert und verwaltet, ob demokratisch oder diktatorisch, die Staaten
als "Standorte" des konkurrenzfundierten Kapitals. Sie teibt die
Bürgerinnen gegen die Konkurrenz der andern Staaten, drückt unter
diesen die schwachen nieder, sucht Anschluss an die starken, geht
Bündnisse ein, führt Kriege oder vermeidet sie, betreibt alles, was
sich "rentieren" kann.

Als "business as usual" funktioniert nichts mehr. Die Verwertung
scheint dauerhaft zu stocken, die fünfte große Welle von
Kapitalverwertung, die Informationstechnologie, entwertet seit über
dreißig Jahren mehr variables Kapital, d.h. Arbeit, als sie neues
schafft. Verwertung gelingt in Summe nicht mehr über Arbeit in
Produktion und Verkauf, sondern fiktiv als Vorgriff auf die Zukunft,
als ungedeckte Spekulation. Der Kapitalismus mutiert zu einer
aggressiven Glaubensgemeinschaft für die wunderbare Wiederkehr des
fetten Mehrwerts. Zugleich setzt eine Flucht in Realien ein, die für
Menschen unverzichtbar und kaum vermehrbar sind: Grund und Boden, um
davon sich zu ernähren und darauf zu wohnen. Auch die Infrastruktur
wird vom großen Geld weltweit monopolisiert. Es will "auf der sicheren
Seite sein", was immer mit der Geldvermehrung durch Arbeit auch
geschieht.

An den sozialen Rändern schmilzt der industrielle Kapitalismus, er
setzt seinen Gewaltkern frei. Das treibt zig Millionen Menschen in die
Flucht. Die Politik als Verwalterin der Krise wird auch im Zentrum zu
einer Mischung von ratlos, wundergläubig, verrückt, brutal und blutig.
Ob liberal und reformerisch oder nationalistisch, faschistoid und
rassistisch, die Illusion, dass es mit Markt und Geld, mit Kapital und
Arbeit weitergehen kann, ist zäh. Der Lohn der Arbeit fällt, die
Schere zwischen reich und arm klafft immer weiter.

3. Die "mehr als menschliche Welt", die "Natur", "die Erde" ist
von uns "untertan zu machen", das ist die Berufung der "Krone der
Schöpfung", der "Ebenbilder Gottes", das gilt schon als biblisch und
ist weithin unbestritten. Es ist pure Hybris. Die Mitwelt ist dem
Menschen nicht untergeordnet. Es sind Wesen sui generis in ihrer
lebendigen, organischen und anorganischen Vielfalt, mit denen wir vor-
und rücksichtsvoll im Wissen um unseren Zusammenhang und die
Beschränktheit unseres Wissens umgehen müssten. Keines ihrer Geschöpfe
kann die Erde beherrschen. Ihre Reaktion auf die Lebensweise des
dominanten Teils der Menschheit zeigt das deutlich - Klimaerwärmung,
Artensterben, Rückgang der Bodenfruchtbarkeit, Erschöpfung von
Ressourcen usw.

Entweder wird die Lebensweise schleunig geändert, oder ein Großteil
der Menschheit wird an der Reaktion der Erde zugrundegehen, absaufen,
verhungern oder im Kampf ums Überleben sterben. Die Wirtschaftsweise,
die Mensch und Welt zum Rohstoff und Mittel für den Zweck grenzenlosen
Geldwachstums macht, fährt gegen die Wand. Für diesen absurden Zweck
werden wir einem wahnsinnigen Konkurrenzkampf unterworfen, wird unsere
Lebenszeit verschwendet, zahllose Lebewesen gemordet und die
Ressourcen der Erde für eine Produktion verschwendet, die zu einem
Großteil Ramsch und Gift ist und uns bestenfalls mit Surrogaten eines
guten Lebens abspeist.

4. Dieser Gang menschlicher Entwicklung der letzten paar
tausend Jahr war nie unbestritten. Bessere Lebensweisen wurden mit
Gewalt erstickt. Von der Luxus-Kritik der Kyniker und (vor allem)
häretischer Teile des Christentums und der Mystik über die
franziskanische Geschwisterlichkeit der ganzen Welt bis zur Konsum-
und Zivilisationskritik der Beatniks, Hippies und Kommunen, der
kritischen Theorie, der Versuche solidarischen Wirtschaftens und der
Verteidigung der Subsistenz liegen Gedanken und Praktiken zum
Entwickeln an. Eins muss sich bloß umschauen, die Versuche sind
unterwegs und haben Bedarf an Mittun und auch an jeder Menge
Korrektur.

Der Widerspruch und Widerstand gegen das üble Alte und der Lernprozess
mit den Experimenten, für das Neue Boden zu gewinnen, werden sich
angesichts der heraufziehenden multiplen Katastrophen noch sehr
verdichten, und es wird noch viel dafür zu lernen sein, wie eins die
Gewalttätigkeit der Verteidiger des tief gestaffelten Systems von
Herrschaft unterlaufen kann. Wenn uns das vorgefundene Leben schon
stressen muss, dann sollten wir uns doch lieber dafür stressen, da
heraus zu kommen. Das könnte auf dem Weg auch lustvoll sein.

 * 

Auslauf

Was heißt denn hier "anti-"?

von Petra Ziegler

Ach, wenn sie nur endlich begreifen würden! Endlich wieder die
Menschen - bevorzugt "die Unsrigen" - in den Mittelpunkt stellen,
endlich für Gerechtigkeit sorgen, endlich faire Rahmenbedingungen
schaffen, endlich Maßnahmen gegen den Klimawandel setzen, endlich das
Richtige tun ...! Aller stoßseufzenden Verdrossenheit zum Trotz,
scheint das Zutrauen in das, was Politik kann oder zumindest
potentiell könnte, beim Gros der Bevölkerung kaum Grenzen zu kennen.
Wäre da nur nicht das stets unfähige politische Personal, das dazu
noch, nicht selten, in die eigene Tasche wirtschaftet.

Die wiederholt Enttäuschten wenden sich frustriert ab, von "denen da
oben", die sich nur für ihresgleichen interessieren und die die Ängste
und Forderungen derer, die sich abgehängt fühlen, weder sehen noch
anerkennen wollen. So oder so ähnlich wird kurz gefasst der Zulauf
erklärt, den Typen wie Donald Trump oder Jair Bolsonaro haben, für die
sich in jüngster Zeit immer öfter die Zuschreibung "Antipolitiker" im
medialen Diskurs findet. Und nur zu gerne bedienen sie sich auch
selbst dieses Labels, um sich dergestalt als Gegner des jeweiligen
Polit-Establishments zu inszenieren.

Silvio Berlusconi könnte ein Beispiel für Italien sein, oder - folgt
man der Darstellung des französischen Politologen Jacques de Saint
Victor in seinem 2015 erschienenen Essay "Die Antipolitischen" - das
"MoVimento 5 Stelle" von Beppe Grillo mit seinem "Devono andare tutti
a casa" - "Sie sollen alle nach Hause gehen!" Saint Victor beschreibt
den "antipolitischen Reflex" als "eine Art moralische Entrüstung und
Rebellion vonseiten wachsender Randgruppen der Öffentlichkeit, die
bestrebt sind, sich von der alten Politik zu befreien", verbunden mit
Forderungen nach einer direkten Demokratie im Glauben, man "könne die
traditionellen Eliten durch eine neue digitale Polis ersetzen, die
ohne die alten, eingerosteten, überholten, delegitimierten
Institutionen der Repräsentativdemokratie auskäme". Als weitere
Beispiele nennt er die spanischen "Indignados", die "Aganaktismeni"
(die "Zornigen") in Griechenland, oder die Bewegung "Occupy Wall
Street", die sich als Vertreter der "99 % Habenichtse" gegenüber dem
"1 % Besitzenden" verstehen.

Was diese Gruppen verbindet ist eine vage "Systemverdrossenheit".
Adressat ihrer recht diversen Forderungen (von Umweltschutz und
Umverteilung bis hin zu einer, wie im Fall der Fünf-SterneBewegung,
deutlich regressiven Asylpolitik) ist freilich wiederum "die Politik".

Dem halten wir entgegen: Politik ist eine auf Staat und Markt bezogene
Handlung. Sie dient nicht der Entfaltung unserer Möglichkeiten und
Fähigkeiten, sondern in ihr nehmen wir nur die Interessen unserer
Rollen in der bestehenden Ordnung wahr. Durch die Politik können keine
Alternativen dazu geschaffen werden. Sie verwaltet die Gesellschaft,
ihr Medium ist das Geld. Staat, Markt und Politik gehören zusammen.
Das politische System gerät mehr und mehr aus den Fugen. Es ist keine
bloße Krise von Parteien und Politikern, sondern eine Erosion des
Politischen. Politik ist verkommen, aber nicht weil die Politiker
verkommen sind, sondern weil sie an ihre Schranken stößt. Ihr letzter
Horizont ist die Notstandsverwaltung ökonomischer, sozialer und
ökologischer Dauerkrisen. - Muss Politik sein?, fragen wir ketzerisch
und behaupten: Keine Politik ist möglich!

Antipolitik meint stattdessen, dass wir uns gegen unsere
sozialen Zwangsrollen aktivieren. Klar und unmissverständlich: Wir
wollen nicht die sein, zu denen wir gemacht werden. Dieses anti
setzt nicht auf Variation des Bestehenden, es sagt radikal
Nein! zur Notwendigkeit der Verhältnisse, so wie sie sind.

In der Bedeutung, in der das Attribut "antipolitisch" derzeit in den
Medien Einzug hält, scheint der Begriff im Sinne emanzipatorischer
Bestrebungen verloren. Die eigenen Lebensbedingungen bewusst und gemäß
freier Übereinkunft zu gestalten setzt jedenfalls den Ausbruch aus dem
Käfig der bürgerlichen Form und mithin den Abschied von der
Politik-Illusion voraus.

 * 

E-Mail-Container

Auch die Streifzüge verfügen über eine Art Newsletter, genannt
E-Mail-Container. Wer Lust hat, gelegentlich von uns belästigt zu
werden, der teile uns das bitte mit. Eine E-Mail mit dem Betreff
"E-Mail-Container" an Redaktion@streifzuege.org reicht.

 * 
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VORWÄRTS/1467: "Verenden der Revolutionen vermeiden"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 16. Mai 2019

"Verenden der Revolutionen vermeiden"

von Damian Bugmann



Anlässlich des 40-Jahre-Jubiläums der Stiftung für Psychotherapie
und Psychoanalyse Zürich wird das "Faschismus-Syndrom" erörtert: Der
Psychoanalytiker Emilio Modena organisiert am 1. Juni im Kosmos
Zürich die Tagung "Rechtspopulismus - Zur Analyse eines
Phänomens".


Emilio Modena ist Arzt und Psychoanalytiker, Dozent und
Supervisor. Er ist auch Mitbegründer der Fortschrittlichen
Studentenschaft, der Revolutionären Aufbau-Organisation Zürich, der
Gewerkschaft Kultur Erziehung Wissenschaft, des Psychoanalytischen
Seminars und der Stiftung für Psychotherapie und Psychoanalyse. Modena
veröffentlichte zahlreiche Texte zu Fragen der psychoanalytischen
Ausbildung, Theorie und Praxis sowie zu den subjektiven Faktoren in
Politik und Gesellschaft. 1998 und 2001 war er Herausgeber des im
Psychosozial Verlag erschienenen Sammelbands "Das Faschismus-Syndrom
- Zur Psychoanalyse der Neuen Rechten in Europa".


Brauner Keim

Am 1. Juni findet im Rahmen des 40-Jahre-Jubiläums der Stiftung für
Psychotherapie und Psychoanalyse in Zürich die Tagung
"Rechtspopulismus - Zur Analyse eines Phänomens" statt. Die Stiftung
beschreibt sich selbst und ihre Arbeit so: "Wir machen seit 1979
Psychoanalyse und Psychotherapie für alle. Damit die Krankenkassen die
Behandlungen bezahlen, haben wir die Delegierte Psychotherapie in der
Schweiz erfunden und durchgesetzt. Dabei arbeiten Ärzt*innen und
Psycholog*innen in unserer Praxisgemeinschaft gleichberechtigt
zusammen. Mit einem von Ängsten und Depressionen befreiten Seelenleben
kann man/frau sich besser gegen das 'normale Elend' (Sigmund Freud) in
der Gesellschaft zur Wehr setzen. In der Tradition von Wilhelm Reich
und der Freudomarxisten erforschen wir das Bewusstsein des 'kleinen
Mannes'. Nur die Aufklärung der Linken über ihre subjektiven Faktoren
kann unserer Meinung nach das stete Verenden der Revolutionen
vermeiden helfen. Wir unterstützen praxisnahe Forschungen und setzen
uns gegen autoritäre Strukturen ein, sowohl im Ich, als auch in der
Gesellschaft. Aktuell geht es uns um das Faschismus-Syndrom. Der
Rechtspopulismus trägt in ganz Europa diesen braunen Keim in sich und
strebt unter demokratischer Maske nach der Allein-Herrschaft im Staat.
Bürgerliche Parteien und Medien dienen ihm dabei als Steigbügelhalter.
In antifaschistischer Tradition sagen wir SVP, AfD, FPÖ und all ihren
Brüdern und Schwestern den Kampf an."

Informationen: 

www.psychoanalyse-stiftung.ch

 * 
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MELDUNG/1000: Beschwerde-Welle gegen "verhaltensorientierte" Google-Anzeigen (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Beschwerde-Welle gegen "verhaltensorientierte" Google-Anzeigen



Berlin/Bielefeld - Am Dienstag, 4. Juni werden zwölf Menschenrechts- und
Digitalrechtsorganisationen in neun EU-Ländern gleichzeitig bei
Datenschutzbehörden Beschwerden gegen rechtswidrige Techniken der
verhaltensorientierten Online-Werbung einreichen. Koordiniert wird die
Beschwerdewelle von Civil Liberties Union for Europe (Liberties).

In Deutschland reichen die Organisationen Digitale Gesellschaft e. V.,
Netzwerk Datenschutzexpertise, Digitalcourage e. V. und der
Datenschutzverband Deutschland e. V. Beschwerden bei den 16
Landesdatenschutzbehörden ein.

Übertragung von Massendaten bei "Real Time Bidding"

Die Beschwerden richten sich gegen zwei Hauptsysteme, die der
verhaltensbasierten Onlinewerbung zugrunde liegen. Beide arbeiten nach der
Spezifikation "Real Time Bidding" (RTB) und dienen dazu, personalisierte
Werbung auf Websites bereitzustellen:


	OpenRTB wird von praktisch jedem bedeutenden Unternehmen in der Online-Medien- und Werbebranche verwendet.

	Authorized Buyers ist Googles proprietäres RTB-System, das vor Kurzem von "DoubleClick Ad Exchange" (kurz "AdX") in "Authorized Buyers" umbenannt wurde.



Massive Datenschutzverletzung

Die Beschwerden markieren den Beginn der Kampagne #StopSpyingOnUs von
Liberties und ihren Partnern. Ziel der Kampagne ist es, die europäischen
Datenschutzbehörden über eine anhaltende, massive Datenschutzverletzung zu
informieren, die alle Nutzerinnen und Nutzer des Internets betrifft.

Elisabeth Niekrenz, Juristin und politische Referentin der Digitalen
Gesellschaft, erklärt: "Das Ausmaß an intimsten Informationen, die beim
Surfen entstehen und über deren weitere Verwendung Internetnutzerinnen und -
nutzer jede Kontrolle verlieren, ist immens."

Liberties Rechtsexpertin, Eva Simon, erklärt: "Jedes Mal, wenn eine Person
eine Website besucht und ihr eine 'verhaltensorientierte' Anzeige angezeigt
wird, werden ihre persönlichen Daten, wie z.B. Browserverlauf oder
Standort, aber auch sexuelle Orientierung oder sogar eindeutige ID-Codes,
in Echtzeit an Tausende von Unternehmen weitergereicht. Digitale
Werbeunternehmen können diese Daten durch eine 'Gebotsanfrage' (bid
request) übertragen, um den Werbeplatz auf der von Ihnen besuchten Website
zu verkaufen. Diese Werbemethode verstößt eindeutig gegen die
EU-Datenschutzverordnung (GDPR)."

"Das Internet ist nicht dafür da, um Menschen auf Schritt und Klick zu
überwachen", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage. "Google- und Co.
nutzen ihre Macht aus, um unter dem Deckmantel der Werbung Menschen
heimlich zu durchleuchten. Mit unserer Beschwerde wollen wir das stoppen."

Erhebliche Datenschutzbedenken 

Es gibt drei zentrale Gründe für erhebliche Datenschutzbedenken beim
Einsatz von verhaltensbasierter Internetwerbung:

(1) Eine massenhafte Übertragung von Informationen über Einzelpersonen.

(2) Der praktizierte Mechanismus der Branche ermöglicht es nicht, die
Kontrolle über die Verbreitung personenbezogener Daten nach deren
Übertragung (bzw. überhaupt) zu behalten.

(3) Die Verarbeitung betrifft sehr oft besondere Kategorien
personenbezogener Daten (Art. 9 Abs. 1 DS-GVO). Die besuchten Webseiten
können Indikatoren enthalten, die über Sexualität, Ethnizität, politische
Meinungen etc. Auskunft geben.

Es gibt keine rechtliche Grundlage für eine solche allgegenwärtige und
invasive Profilerstellung und Verarbeitung personenbezogener Daten aus
Profitgründen (Art. 22 Datenschutz-Grundverordnung - DS-GVO).

Alle Europäerinnen und Europäer können mitmachen

Zusätzlich zu den koordinierten Beschwerden wird #StopSpyingOnUs alle
Europäerinnen und Europäer ermutigen, sich der Kampagne anzuschließen,
indem sie selbst über eine von Liberties eingerichtete Kampagnen-Website
individuelle Beschwerden einreichen. Mittels vorbereiteter Einreichungen
können sich dort alle Interessierten an ihre nationalen Datenschutzbehörden
richten und sich so am Kampf zum Schutz ihrer Online-Daten beteiligen.

"Wir möchten die Menschen befähigen, die Verletzung ihrer Rechte im
'Ökosystem' der Online-Werbung zu stoppen, denn dieses bietet kaum
Instrumente, um uns selbst zu schützen", sagt Orsolya Reich, Advocacy
Officer bei Liberties.

Die bevorstehende Beschwerdewelle wird bereits die dritte seit September
sein. Die ersten Klagen wurden von Dr. Johnny Ryan von Brave, dem privaten
Webbrowser, Jim Killock, Geschäftsführer der Open Rights Group, und Michael
Veale vom University College London eingereicht. In Irland hat die
zuständige Datenschutzbehörde bereits eine Untersuchung eingeleitet.


Text der Beschwerde online:

https://digitalcourage.de/blog/2019/beschwerde-real-time-bidding

Text der Beschwerde als PDF:


https://digitalcourage.de/sites/default/files/2019-

06/Beschwerde_verhaltensbasierte_Werbung_04062019.pdf

 * 
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HÖRSPIEL/1942: Deutschlandfunk Kultur - "STOCKTAUB" von Helmut Oehring, 7.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

STOCKTAUB oder Eurydike und die unkontrollierbare Sehnsucht, den
Himmel zu berühren

Basierend auf Motiven aus Claudio Monteverdis Oper "L' Orfeo" und
Joseph Conrads Roman "Heart of Darkness", sowie auf Interviews mit
gehörlosen Geflüchteten und ihren Gebärdensprachdolmetschern

Von Helmut Oehring

Autorenproduktion für Deutschlandfunk Kultur 2018/45'31

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 7. Juni 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eurydike in der Unterwelt: Verdammt durch Orfeos Blick, schaut sie
hinter die Grenzen von Kommunikation. Der Komponist Helmut Oehring
schichtet Perspektiven fiktiver wie realer Eurydikes: die Trauernde in
Monteverdis Oper "L' Orfeo" und in Joseph Conrads Roman "Heart of
Darkness", eine gehörlose Musiktheater-Performerin und gehörlose
Geflüchtete aus dem Nahen Osten. Ihre Berichte bezeugen parallele
Realitäten: diesseits und jenseits von Heimat/Fremde, Klang/Stille,
Lieben/Verlieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2908: Deutschlandfunk - Folk von der Britischen Insel, 7.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen Tradition und Innovation

Folk von der Britischen Insel

Von Anke Behlert

Lied- und Folkgeschichte(n)

Freitag, 7. Juni 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



So mancher Schatz liegt noch unentdeckt in der Bibliothek des National
Centre for the Folk Arts in Halsway Manor. Die britische Band Faustus
war als Artist in Residence dort und hat in den Archiven gestöbert.
Auf ihrem neuen Album finden sich neben dem traditionellen englischen
Folkmusikkanon auch innovative Neuinterpretationen lyrischer Texte.
Ebenfalls tief verwurzelt in der Folktradition ist das Duo Josienne
Clarke und Ben Walker. In ihren Songs schälen sie das Material bis auf
den puren Kern: melancholischer Kammerfolk, den Josienne Clarke mit
ihrer ergreifend hohen und klaren Stimme zu den ausgefeilten
akustischen Arrangements von Gitarrist Ben Walker singt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/358: Bayern 2 - "Die Quellen sprechen", 7.-29.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

"Die Quellen sprechen. Die Verfolgung und Ermordung der
europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland
1933-1945"

Weitere Staffel der dokumentarischen Höredition

Regie: Ulrich Lampen

BR in Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte/Edition
"Judenverfolgung 1933-1945", 2019

7.-29.6.2019, Bayern 2
BR-Podcast: Nach Ausstrahlung verfügbar im Hörspielpool



Schauspieler und Zeitzeugen lesen Dokumente zum Holocaust, verfasst
von Tätern, Opfern und Beobachtern: Ab 7. Juni 2019 wird eine weitere
Staffel der dokumentarischen Höredition "Die Quellen sprechen. Die
Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das
nationalsozialistische Deutschland 1933-1945" auf Bayern 2 gesendet
und unter die-quellen-sprechen.de dauerhaft im Internet angeboten.

Die BR-Redaktion Hörspiel/Dokumentation/Medienkunst realisiert seit
2013 in Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte
München-Berlin "Die Quellen sprechen". Schauspieler und Zeitzeugen
lesen hunderte Originaldokumente wie Zeitungsberichte, Hilferufe,
Verordnungen, Befehle, Privatbriefe und Tagebuchaufzeichnungen.

Die Höredition basiert auf der im Verlag De Gruyter veröffentlichten
Edition "Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das
nationalsozialistische Deutschland 1933 - 1945", durchgeführt vom
Institut für Zeitgeschichte München-Berlin, dem Lehrstuhl für Neuere
und Neueste Geschichte der Universität Freiburg i.Br. und dem
Bundesarchiv. Sie giltals die weltweit umfassendste Sammlung und
wissenschaftliche Aufarbeitung von Dokumenten zur Judenverfolgung.

Im Juni 2019 wird die Höredition um vier neue Teile erweitert, mit
Dokumenten u.a. aus den Ländern Italien, Griechenland, Albanien,
Bulgarien, Rumänien, Slowakei. Neben der Lesung von Originalquellen
erläutern Historiker die politischen Hintergründe und diskutieren
Forschungsfragen.

Auf der Webseite die-quellen-sprechen.de ist das Material dauerhaft
verfügbar.


Alle Sendungen auf Bayern 2 in der Übersicht:

Freitag, 7. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Deutsches Reich und Protektorat Böhmen und
Mähren Oktober 1941 bis März 1943

Samstag, 8. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit Susanne Heim, Mitherausgeberin
und Koordinatorin der Edition "Die Verfolgung und Ermordung der
europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland
1933-1945". Ulrich Gerhardt im Gespräch mit den Zeitzeugen Salomea
Genin, Detlev Landgrebe, Fred Gottlieb, Kurt Roberg, Peter-Paul
Klinger, Horst Selbiger, Hans Herzberg.

Freitag, 14. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Sowjetunion mit annektierten Gebieten II

Samstag, 15. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit Bert Hoppe, Journalist,
Historiker und Bearbeiter von "Sowjetunion mit annektierten Gebieten
II". Kirsten Böttcher im Gespräch mit den Zeitzeugen Rudolf Gelbard,
Felix Lipski, Lucia Heilmann, Leon Henry Schwarzenbaum.

Freitag, 21. Juni 2019, 21.05 Uhr


Die Quellen sprechen: Slowakei, Rumänien und Bulgarien

Samstag, 22. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit den Historikerinnen und
Bearbeiterinnen von "Slowakei, Rumänien und Bulgarien": Barbara
Hutzelmann, Mariana Hausleitner, Souzana Hazan.

Freitag, 28. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Besetztes Südosteuropa und Italien

Samstag, 29. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit den Historiker/-innen und
Bearbeiter/-innen von "Südosteuropa, Italien, Albanien, Jugoslawien
und Griechenland": Sara Berger, Erwin Lewin, Sanela Schmid und Maria
Vassilikou.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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VORTRAG/244: Hanau - Thema "PC Hard- und Software" am 26. Juni 2019


Stadt Hanau

Vortrag zu PC Hard- und Software



Das Seniorenbüro Hanau bietet am Mittwoch, 26. Juni 2019 um 14 Uhr
einen Vortrag zum Verständnis von Hard- und Software eines PCs mit
Referent Jürgen Niederdräing an. Ziel ist es, ein allgemeines
Verständnis über die Systeme zu vermitteln, das bei der Nutzung der
Systeme helfen kann. 

Der Vortrag dauert rund 1,5 Stunden und findet im
Seniorenbüro Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1, 63450 Hanau statt.

Die Teilnahme ist kostenfrei und eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KINDER/489: Tierisch gesund - Der kleine Tiger bringt Kindern Gesundheit nahe (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 03.06.2019

Tierisch gesund - Der kleine Tiger bringt Kindern Gesundheit nahe!



Ab September sind in den Kindergärten bundesweit die "Tiger" los. Nach
inhaltlicher und graphischer Überarbeitungsphase wird das erfolgreiche
Programm "TigerKids - Kindergarten aktiv" durch die Kooperation der
Stiftung Kindergesundheit mit der Siemens-Betriebskrankenkasse (SBK)
wieder allen Kindergärten bundesweit kostenfrei angeboten. Das Programm
wurde kürzlich mit dem Best Practice-Award 2019 GESUND BLEIBEN der
Gesellschaft für Prävention e.V. ausgezeichnet.

Ziel des Programms ist die Stärkung der kindlichen Gesundheit und somit
die Vorbeugung von Übergewicht und Adipositas im Kindesalter. Gemeinsam
mit dem Tiger als Handpuppe lernen die Kinder auf spielerische Art und
Weise die wichtigsten Themen der Gesundheitsförderung kennen. Durch
gemeinsames Erleben und Ausprobieren in den Themenfeldern Ernährung,
Bewegung und Entspannung werden die Kinder für eine gesunde Lebensweise
begeistert. Die Erzieher*innen werden bei ihrer Arbeit mit umfangreichen
Programmmaterialien und ergänzenden Ideen zur Gestaltung eines gesunden
Umfeldes im Kindergarten unterstützt. Auch die Eltern werden über
Elternabende und Newsletter aktiv ins Programm einbezogen.

"Wir freuen uns sehr mit dem Programm "TigerKids" die Gesundheit von
Kindern frühzeitig zu fördern und somit einen wertvollen Beitrag zur
Kindergesundheit leisten zu können" sagt Eva Berninger, Fachexpertin für
Gesundheitsprävention der SBK.

Univ.-Prof. Dr. Berthold Koletzko, Vorsitzender der Stiftung
Kindergesundheit, ist es ein großes Anliegen, die Gesundheit schon im
Kindesalter zu fördern: "Angesichts der Zunahme von Übergewicht bei
Kindern und Erwachsenen ist es wichtiger denn je, Kindern schon in
Kindertageseinrichtungen Freude an regelmäßiger Bewegung mit
anschließender Entspannung und ausgewogener Ernährung nahe zu bringen."


Interessierte Kindergärten können die Materialien ab sofort auf der
Programmhomepage www.tigerkids.de bestellen.


Über die Stiftung Kindergesundheit

Die Stiftung Kindergesundheit engagiert sich seit 1997 aktiv für ein
gesundes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen. Stifter und
Vorstandsvorsitzender Univ.-Prof. Dr. Berthold Koletzko und sein Team
informieren die Öffentlichkeit zu wichtigen Gesundheitsfragen und
erarbeiten in Kooperation mit Kompetenzpartnern und anerkannten
Spezialisten Präventionsmaßnahmen, welche alle Alters- und Lebensbereiche
vom Säugling bis zum Jugendlichen umfassen. Darüber hinaus fördert die
Stiftung den fachlichen Austausch von Ärzten und Wissenschaftlern und
liefert Expertise auf dem Gebiet der pädiatrischen Prävention.

Die Stiftung wurde für gleich drei Präventionsprojekte von "IN FORM -
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung" des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft ausgezeichnet und ist
Partner des Bündnisses für Prävention.

Weitere Informationen über die Stiftung finden Sie unter:

www.kindergesundheit.de

Weitere Informationen über die SBK finden Sie unter:

www.sbk.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1159: Weil Gesundheit keine Selbstverständlichkeit ist - Physiotherapie gebührenfrei mit Stipendium studieren (idw)


SRH Hochschule Heidelberg - 03.06.2019

Weil Gesundheit keine Selbstverständlichkeit ist - Physiotherapie gebührenfrei mit Stipendium studieren



Im Oktober übernimmt das Land Baden-Württemberg wieder im Rahmen eines
Stipendiums die Studiengebühren für Physiotherapie-Studierende der SRH
Hochschule Heidelberg, die sich besonders engagieren oder besondere
persönliche Umstände vorweisen. Julia Weingärtner ist eine der aktuellen
Stipendiaten, die über "einen der schönsten Berufe der Welt" berichtet.

Häufig erkennt sie am Gang eines Menschen, ob er Schmerzen hat und in
welchem Gelenk sich diese vermutlich befinden - Julia Weingärtner hat
gerade an der SRH Hochschule Heidelberg ihren Bachelor-Abschluss in
Physiotherapie gemacht. "Es ist toll, gleich etwas über sein Gegenüber zu
wissen. Im Studium habe ich viel Menschenkenntnis gewonnen, aber auch
Wissen über mich selbst. Man hat mit so vielen verschiedenen Charakteren
zu tun", erzählt die 25-Jährige, deren Studium durch ein Stipendium des
Landes Baden-Württemberg finanziert wurde. Auch für das neue Semester, das
im Oktober startet, stehen wieder 15 Stipendien zur Verfügung.

Aufgewachsen in Iffezheim, hat Julia Weingärtner nach ihrem Abitur
zunächst eine Ausbildung zur Außenhandelskauffrau gemacht. "Dieser Beruf
hat mir nichts zurückgegeben", berichtet Julia Weingärtner heute. Sie
wollte selber denken, selbstständig arbeiten und Menschen helfen - und so
entschied sie sich noch zu studieren. Der Studiengang lag nahe: Ihre
Eltern haben eine Physiotherapie-Praxis.

Bereits während ihrer Ausbildung hatte sie als Reitlehrerin gearbeitet.
Dort lernte sie schließlich einen blinden Jungen kennen. Sie half bei der
Ausbildung des Kindes und des Ponys, erfolgreich, wie sie erzählt: "Es hat
uns dreien sehr viel Spaß gemacht, und wir erreichten auf
Handicap-Turnieren die vorderen Plätze." Diese Tätigkeit war die Initialzündung für
das Stipendium des Landes Baden-Württemberg. Mit diesem Stipendium werden
Physiotherapie-Studierende gefördert, die sehr gute Leistungen erbracht
haben, einen besonderen Lebenslauf vorweisen, sich außerschulisch oder
-fachlich engagieren oder besondere persönliche und familiäre Umstände
vorweisen. Im Falle von Julia Weingärtner verfasste der Blindenverein ein
Empfehlungsschreiben.

Die Studieninhalte haben sie begeistert: "Motorisches Lernen ist sehr
spannend - also wie unser Gehirn Bewegungen erlernt, wie es dieses Wissen
erneuert und wie wir Therapeuten dieses Lernen am besten unterstützen
können. Innere Medizin, Pathologie, Psychologie: Das war keine graue
Theorie, sondern sehr viel Praxis und Selbsterfahrung. Die Praxis stand
immer im Bezug zu den theoretischen Themen." Fünf Praktika haben die
Studierenden während ihres Studiums absolviert.

Nun hat Julia Weingärtner ihr Studium erfolgreich abgeschlossen und wird
zunächst bei ihren Eltern in der Praxis einsteigen, aber auch Reisen
unternehmen und eine Weiterbildung zur Hippotherapeutin machen, um damit
ihrer Leidenschaft, dem Reiten, treu zu bleiben. Die Welt steht ihr offen,
denn ihr Studienabschluss ist auch international anerkannt. "Die
Physiotherapie ist ein wunderschönes Berufsfeld. Man sieht, dass man etwas
bewirken kann. Der Beruf lehrt mich jeden Tag zu schätzen, dass Gesundheit
keine Selbstverständlichkeit ist. Der Gesellschaft ist überhaupt nicht
klar, was für ein wichtiger und anspruchsvoller Beruf die Physiotherapie
ist. Physiotherapeuten sind eben nicht nur Masseure!"

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochschule-heidelberg.de/de/academics/bachelorstudium/physiotherapie/stipendium-physiotherapie/?L=1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Heidelberg - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4049: Ein angeborener zusätzlicher Finger bringt motorische Vorteile (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 03.06.2019

Ein angeborener zusätzlicher Finger bringt motorische Vorteile



Menschen mit Polydaktylie besitzen von Geburt an mehr als die üblichen
fünf Finger oder Zehen an Händen oder Füßen. Welche Bewegungsfertigkeiten
besitzen Menschen mit Polydaktylie und wie sehen deren sensomotorische
Hirnregionen aus? Das haben Wissenschaftler der Universität Freiburg, des
Imperial College London/England, der Universität Lausanne und der École
Polytechnique Fédérale de Lausanne/Schweiz nun erstmals in einer
Fallstudie untersucht. Ihre Ergebnisse sind im Fachjournal "Nature
Communications" veröffentlicht worden.

Sie zeigen, dass ein zusätzlicher Finger die Bewegungsfähigkeiten der
jeweiligen Hand deutlich erweitern kann. So sind Menschen mit sechs
Fingern in der Lage, Bewegungen mit nur einer Hand auszuführen, für die
Menschen mit fünf Fingern beide Hände benötigen. Die erweiterten
motorischen Fähigkeiten werden durch spezialisierte Areale in den
sensomotorischen Hirnregionen ermöglicht. Die neuen Erkenntnisse könnten
auch als Grundlage für die Entwicklung von zusätzlichen künstlichen
Gliedmaßen dienen.

Die Forscher aus Freiburg, London und Lausanne untersuchten in ihrer
Fallstudie zwei Probanden, die an beiden Händen jeweils einen zusätzlichen
Finger zwischen Daumen und Zeigefinger voll ausgebildet haben. "Wir
wollten herausfinden, ob die motorischen Fähigkeiten dieser Personen über
diejenigen von Menschen mit fünf Fingern hinausgehen und wie das Gehirn in
der Lage ist, diese zusätzlichen Freiheitsgrade zu kontrollieren", erklärt
Prof. Dr. Carsten Mehring von der Universität Freiburg und dem Bernstein
Center Freiburg.

Dazu ließen die Wissenschaftler die Probanden mehrere
Verhaltensexperimente ausführen und beobachteten mittels funktionaler
Magnetresonanztomographie (fMRT) die Gehirnaktivität. Die Ergebnisse
zeigen, dass die zusätzlichen Finger mithilfe von eigenen Muskeln und
Nerven bewegt werden. Dadurch können die Personen sie weitestgehend
unabhängig von allen anderen Fingern bewegen. "Unsere Probanden können
ihre zusätzlichen Finger frei einsetzen, ähnlich wie einen weiteren Daumen
- und das allein oder zusammen mit den anderen fünf Fingern. Dadurch
können sie ihre Hand außergewöhnlich vielseitig und geschickt nutzen",
fasst Mehring zusammen. "Zum Beispiel können sie in unseren Versuchen eine
Bewegungsaufgabe mit nur einer Hand ausführen, für die andere Menschen
normalerweise zwei Hände benötigen."

Überraschend dabei: "Obwohl das Gehirn diesen höheren Freiheitsgrad
kontrollieren muss, haben wir keine Nachteile festgestellt im Vergleich zu
Menschen mit fünf Fingern. Kurz gesagt, es ist erstaunlich, dass das
Gehirn genug Kapazität dafür hat, ohne an anderer Stelle etwas opfern zu
müssen", sagt Prof. Dr. Etienne Burdet vom Imperial College London.

Um zu verstehen, wie das Gehirn von Menschen mit Polydaktylie die
zusätzlichen Finger steuert, verwendeten die Forscher hochauflösende fMRT.
"Wir konnten dezidierte neuronale Aktivitäten finden, die den sechsten
Finger kontrollieren, und der somatosensorische und motorische Kortex sind
genau so organisiert, dass sie die beobachteten zusätzlichen motorischen
Fähigkeiten ermöglichen", kommentieren Prof. Dr. Andrea Serino und Dr.
Michael Akselrod, die für die bildgebenden neurowissenschaftlichen Studien
an der École Polytechnique Fédérale de Lausanne (EPFL) und am
Universitätsklinikum Lausanne verantwortlich waren.

Die vorliegende Studie könnte die Entwicklung von zusätzlichen künstlichen
Gliedmaßen zur Erweiterung von Bewegungsfähigkeiten vorantreiben -
beispielsweise einen zusätzlichen Arm, der es erleichtert, alleine statt
mit einem Assistenten oder einer Assistentin zu arbeiten oder der es
Chirurginnen und Chirurgen ermöglicht, Operationen ohne Assistenz
auszuführen.

Die Wissenschaftler betonen allerdings, dass Menschen mit Polydaktylie den
Umgang mit ihren zusätzlichen Gliedmaßen von Geburt an gelernt haben. Das
bedeutet, dass eine ähnliche Funktionalität nicht zwingend erreicht werden
kann, wenn zu einem späteren Zeitpunkt im Leben künstliche Gliedmaßen
ergänzt werden. Dennoch eröffnen Menschen mit Polydaktylie eine
einzigartige Chance, die neuronale Kontrolle zusätzlicher Gliedmaßen und
die Möglichkeiten sensomotorischer Fertigkeiten zu analysieren.


Originalpublikation:

C. Mehring, M. Akselrod, L. Bashford, M. Mace, H. Choi, M. Blüher, A-S.
Buschhoff, T. Pistohl, R. Salomon, A. Cheah, O. Blanke, A. Serino and E.
Burdet (2019): Augmented manipulation ability in humans with six fingered
hands. In: Nature Communications. 

doi: 10.1038/s41467-019-10306-w

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/sechs-an-einer-hand?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/4048: Einblicke in mögliche Ursprünge des Immungedächtnisses (idw)


Technische Universität München - 03.06.2019

Einblicke in mögliche Ursprünge des Immungedächtnisses



Natürliche Killerzellen sind Teil des angeborenen Immunsystems. Sie
erkennen Virus-infizierte Zellen und zerstören sie. Bei einer Infektion
wird ein kleiner Teil der effektivsten Killerzellen ausgewählt und
selektiv vermehrt. Das zeigte nun erstmals ein Team der Technischen
Universität München (TUM). Es könnte sich dabei um eine einfache und
evolutionär alte Form des Immungedächtnisses handeln.

Mehr als die Hälfte der Menschen weltweit sind mit dem Cytomegalievirus
(CMV) infiziert, das lebenslang im Körper bleibt. Normalerweise verlaufen
diese Infektionen symptomlos. Natürliche Killerzellen (NKs) halten die
Viren zusammen mit T-Zellen effektiv in Schach. Bei Menschen mit
geschwächtem Immunsystem können aber schwere Erkrankungen auftreten. NKs
besitzen Oberflächenmoleküle, die CMV-infizierte Zellen erkennen. In
Mäusen übernimmt diese Erkennung der Rezeptor Ly49H. Es ist bekannt, dass
NKs, die ihn besitzen (Ly49H-NKs), besonders effektiv in der Zerstörung
CMV-befallener Zellen sind.

Rezeptormenge entscheidet über Effektivität

Dr. Veit Buchholz, Arbeitsgruppenleiter am Institut für Medizinische
Mikrobiologie, Immunologie und Hygiene der TUM, und sein Mitarbeiter Dr.
Simon Grassmann wollten herausfinden, was genau mit diesen Ly49H-NKs
während einer CMV-Infektion geschieht. Sie verfolgten dafür in
CMV-infizierten Mäusen Immunreaktionen die von einzelnen Ly49H-NKs ausgingen.

Sie stellten fest, dass sich einzelne Ly49H-NKs extrem unterschiedlich
vermehrten. Dieses unterschiedliche Verhalten wurde von der Menge der
Ly49H-Rezeptoren bestimmt, die auf der Außenhülle vorhanden waren. Zellen,
die viel Ly49H hatten, vermehrten sich deutlich besser und bekämpften CMV
damit effektiver. Diese Eigenschaft schien vererbbar zu sein. Die
Nachkommen einer NK glichen in der Menge von Ly49H ihrer 'Elternzelle'.
Eine derartige Vererbung von quantitativen Merkmalen war bisher bei NKs
noch nicht beobachtet worden.

Hinweis auf "altes" immunologisches Gedächtnis

"Wirklich interessant war aber, dass auch nach dem Höhepunkt der
Immunantwort die Killerzellen, die eine hohe Anzahl von Ly49H hatten,
vermehrt nachweisbar blieben", erklärt Grassmann. Das sei ein wichtiger
Hinweis für die Existenz eines einfachen immunologischen Gedächtnisses auf
Basis von NKs, ergänzt er.

Denn das Prinzip eines Immungedächtnisses kann nur funktionieren, wenn es
einen Selektionsmechanismus gibt, der die effektivsten Zellen für die
Bekämpfung einer Infektion vervielfältigt und diese dann erhalten bleiben.
"Wir zeigen, dass bei NKs, die ein Teil des evolutionär alten, angeborenen
Immunsystems sind, allein die Rezeptormenge als Merkmal ausreicht, um
Selektion auf simpler Ebene zu erreichen", erklärt Buchholz. Auch für den
Menschen könnten diese Erkenntnisse wichtig sein. Dort gibt es in NKs
einen entsprechenden Rezeptor, der bei CMV-Infektionen eine wichtige Rolle
spielt.

"Strichcode" aus Fluoreszenzproteinen

Das passende Werkzeug, um erstmals einzelne NKs in Lebewesen zu verfolgen,
hatte Grassmann zusammen mit dem Medizindoktoranden Ludwig Pachmayr im
Rahmen des Promotionsprogramms "Translationale Medizin" der TUM
entwickelt: Mit Hilfe eines aus Fluoreszenzproteinen bestehenden
"Strichcodes" ließen sich bis zu 30 einzelne NKs und ihre Nachkommen
voneinander unterscheiden und verfolgen. Als nächstes wollen die Forscher
verstehen, wie NKs die Information über die Menge des Rezeptors an ihre
"Nachkommen" weitergeben. NKs gelten als mögliche Alternative zu T-Zellen
in der Immuntherapie von Infektionen und Tumorerkrankungen.


Originalpublikation:

Simon Grassmann*, Ludwig O. Pachmayr*, Justin Leube, Lorenz Mihatsch,
Immanuel Andrae, Sophie Flommersfeld, Jennifer Oduro, Luka Cicin-Sain,
Matthias Schiemann, Michael Flossdorf and Veit R. Buchholz: Distinct
surface expression of activating receptor Ly49H drives differential
expansion of NK cell clones upon murine cytomegalovirus infection,
Immunity, June 18, 2019

DOI: 10.1016/j.immuni.2019.04.015


*These authors contributed equally

https://www.cell.com/immunity/pdfExtended/S1074-7613(19)30195-5

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/article/35473/ 

(Dieser Text im Web)

https://www.mikrobio.med.tum.de/node/122 

(Forschungsgruppe von Dr. Veit Buchholz)

http://www.mgc.med.tum.de/node/11571

Das Promotionsprogramm "Translationale Medizin"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 03.06.2019
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ARTIKEL/1507: Ambulante Versorgung in ländlichen Regionen - verschiedene Sichtweisen beim Norddeutschen Dialog (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2019

Ambulante Versorgung

Landleben durch verschiedene Brillen

von Dirk Schnack



Der norddeutsche Dialog der Barmer in Lübeck zeigte
unterschiedliche Sichtweisen auf die Versorgung ländlicher Regionen.
Deutlich wurde: Regionen brauchen spezifische Lösungen.


Gibt es schon bald keine Ärzte mehr auf dem Land? Wie lässt sich
gegensteuern und wer ist in der Verantwortung? Macht dies vor dem
Hintergrund der Urbanisierung überhaupt Sinn? Über solche Fragen
diskutierten Akteure aus der Gesundheitsversorgung beim Norddeutschen
Dialog der Barmer. Weil die Krankenkasse dazu Teilnehmer aus den drei
Bundesländern Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg
nach Lübeck eingeladen hatte, fielen die Sichtweisen auf dieses Thema
je nach Herkunft unterschiedlich aus.

- Zum Beispiel die Sicht des in Hamburg niedergelassenen HNO-Arztes
Dr. Dirk Heinrich, der u. a. Vorsitzender der Vertreterversammlung und
Bundeschef des NAV Virchowbundes ist. Heinrich riet, den "weltweiten
Trend zur Urbanisierung" als gegeben zu akzeptieren und sich nicht mit
Fragen und Lösungsansätzen aufzuhalten, die dieser Entwicklung
entgegenlaufen. Heinrich kann sich vorstellen, dass Ärzte künftig von
Städten aus als "flying doctors" das Land mit versorgen. Solche
Angebote an junge Kollegen hält er für vielversprechender, als diese
mit immer neuen Varianten auf das Land zu locken, wo eine Mehrzahl von
ihnen nach seiner Wahrnehmung nicht arbeiten möchte. "Das werden wir
auch nicht mit ein paar Kindergärten auf dem Land ändern", ist er
überzeugt. Heinrich empfahl der Politik Niederlassungsfreiheit und
Aufhebung der Budgets. In der Zahnmedizin habe sich dies vor zehn
Jahren bewährt - dort reguliert der Markt die Niederlassungen nach
seiner Beobachtung erfolgreich, Lücken seien kaum festzustellen.

- Anders die Perspektive in Mecklenburg-Vorpommern. Stefan Sternberg,
Landrat des zweitgrößten deutschen Landkreises Ludwigslust-Parchim,
wehrte sich gegen eine Wortwahl, die ländliche Regionen als weniger
attraktiv abstempelt als Städte. "Wir reden über ländliche Räume, als
wäre das etwas schlechtes", sagte Sternberg. Für ihn ist das Gegenteil
der Fall. Er beschrieb seinen Kreis in warmen Farben und entgegen der
landläufigen Meinung als wachsende Region mit steigenden
Bevölkerungszahlen. Nur: An Ärzten mangelt es trotzdem. "Jede
Bürgersprechstunde dreht sich um das Thema", sagte Sternberg. Ständige
Verweise auf die Verantwortung der Kommunalpolitik, mit Infrastruktur
und finanziellen Vorteilen Ärzten eine höhere Attraktivität als andere
Regionen zu bieten, hält er für ungerechtfertigt. "Welcher
ehrenamtliche Bürgermeister soll das lösen?", fragte der Landrat. Er
spielte den Ball in Richtung Politik und Selbstverwaltung. Die KV
Mecklenburg-Vorpommern beschrieb er als wenig entgegenkommend, wenn
man flexible Lösungen sucht: "Wir rennen dort gegen Wände." Das
selbstverwaltete Gesundheitswesen nimmt er als verkrustet wahr.

- In Schleswig-Holstein gibt es Modelle, mit denen die ambulante
Versorgung auf dem Land neu erprobt wird. Ein Beispiel ist die
kommunale Eigeneinrichtung der Gemeinde Büsum, wo Christopher Schultz
derzeit seine Weiterbildung absolviert. Schultz ist einer von sechs
Ärzten, die derzeit im Ärztezentrum der Gemeinde angestellt sind. Das
Arbeiten im Team mit jungen und erfahrenen Kollegen empfindet er als
Gewinn: "Man lernt jeden Tag dazu", sagte Schultz in der
Podiumsdiskussion. Gefragt nach dem Grund, aus dem er sich nicht für
Hamburg oder Berlin, sondern für Büsum entschieden hat, verwies er auf
seine Herkunft: "Ich stamme aus der Region." Das Angestelltendasein
empfindet er keineswegs als Bevormundung, sondern als Möglichkeit,
sich auf seinen Beruf konzentrieren zu können: "Es ist ein Vorteil,
nur Arzt sein zu können. Alles andere machen andere Leute für mich."
Mitverantwortlich für Modelle wie Büsum ist die Ärztegenossenschaft
Nord. Deren erster Sprecher Dr. Svante Gehring, der auch Vorstand der
Ärztekammer Schleswig-Holstein ist, brach eine Lanze für
regionsspezifische Modellprojekte, die die Gegebenheiten vor Ort
berücksichtigen. "Regionale Lösungsansätze sind wichtig, man kann
Modelle nicht eins zu eins übertragen", sagte Gehring. Er machte auch
deutlich, wen er für Lücken in der ambulanten Versorgung für
verantwortlich hält: "Es war eine politische Entscheidung, den
ambulanten Sektor abzurüsten." Die jetzt bestehenden Probleme in der
Gesundheitsversorgung hält er für hausgemacht und vorhersehbar: "Es
hätte nicht so weit kommen müssen."

Und wie sehen es die künftigen Ärzte? Die vom Veranstalter
eingespielten Statements von Medizinstudierenden aus Lübeck, Hamburg
und Greifswald zeigten, wie unterschiedlich auch bei ihnen die
Sichtweisen sind. Zur Frage, ob Klinik oder Praxis, Stadt oder Land,
Allgemeinmedizin oder ein anderes Fach gab es zahlreiche Meinungen
unter den angehenden Ärzten, die mit einer einheitlichen
Lösungsstrategie nicht einzufangen wären.

Wenig Neues brachte die anschließende Diskussion über die
sektorenübergreifende Versorgung in Deutschland - ein Thema, bei dem
das Gesundheitswesen schon seit Jahrzehnten auf der Stelle tritt. Die
wichtigsten Botschaften kamen in dieser Diskussion von den Ärzten: Der
Hamburger Chirurg Dr. Gerd Fass beschrieb, wie die Bedingungen
ausgerechnet für belegärztlich tätige Ärzte - also für die Gruppe, die
sektorenübergreifend arbeitet - vom Gesetzgeber verschlechtert wurden.
Heinrich forderte den Gesetzgeber auf, mehr Modellprojekte zuzulassen,
damit niedergelassene Ärzte und Kliniken kooperieren könnten. Gehrings
Forderung ging in die gleiche Richtung: "Das gesetzliche Korsett ist
zu eng, um neue Wege gehen zu können. Der Gesetzgeber muss den
übergreifenden Sektor für uns öffnen", lautete sein Appell.


Info

Der Norddeutsche Dialog fand zum siebten Mal statt. Er ist eine
gemeinsame Veranstaltung der drei Barmer Landesvertretungen in
Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201905/h19054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/091: Versorgungsforschung evaluiert Einsatz von Babycams auf Frühchenstationen (idw)


Universität zu Köln - 03.06.2019

Versorgungsforschung evaluiert Einsatz von Babycams auf Frühchenstationen

Kölner Forschungsprojekt "Neo-CamCare" gestartet 

Dreijährige Förderung durch Innovationsfonds mit rund zwei Millionen Euro



Das Institut für Medizinsoziologie, Versorgungsforschung und
Rehabilitationswissenschaft der Universität zu Köln startet gemeinsam mit
der Neonatologie der Uniklinik Bonn und mit der Uniklinik Köln ein neues
Forschungsprojekt auf der Frühchenstation. Bei "Neo-CamCare" wird erstmals
der Einsatz von Webcams für die ortsunabhängige, virtuelle
Echtzeit-Beobachtung der Kinder evaluiert. Dabei sollen rechtliche
Rahmenbedingungen wie der Datenschutz geklärt, die Bedürfnisse der Eltern
erfragt und eine Handlungshilfe für die Betroffenen entwickelt werden. Das
Projekt wird vom Innovationsfonds des Gemeinsamen Bundesausschusses zur
Erforschung neuer Versorgungsformen mit 1,9 Millionen Euro gefördert.
Jährlich kommen in Deutschland knapp 10.500 sehr kleine "Frühchen" mit
einem Geburtsgewicht von unter 1.500 Gramm auf die Welt. Um ihnen einen
Lebensstart zu ermöglichen, werden sie meist über einen langen Zeitraum in
den sogenannten Perinatalzentren intensivmedizinisch versorgt.
"Mütter und Väter haben nicht immer die Möglichkeit, dauerhaft im
Krankenhaus bei ihrem Kind zu sein. Diese räumliche Trennung bringt oft
eine Belastung für die Eltern und die Eltern-Kind-Beziehung mit sich. Sein
Kind aber über eine Webcam jederzeit sehen zu können, kann auch psychisch
herausfordern", erklärt Projektleiterin Dr. Nadine Scholten von der
Universität zu Köln. "Unsere versorgungswissenschaftliche Studie soll das
Potenzial abschätzen, das Webcams bieten, um die Eltern-Kind-Beziehung zu
verbessern und psychische Belastungen durch die Trennung von Eltern und
Kind abzubauen."

Der Webcam-Service steht bisher nur auf einigen wenigen
Frühgeborenen-Intensivstationen in Deutschland zur Verfügung. Neo-CamCare wird die
aktuelle Verbreitung und die Einstellung hinsichtlich der Nutzung von
Webcams erfassen und ihren Einsatz aus Perspektive der Kliniken
evaluieren. Gleichzeitig sollen auf der anderen Seite auch Bedarf,
mögliche Hürden und die Bedenken der Eltern untersucht werden. Ziel ist
es, auf Basis der erhobenen Daten und der gewonnenen Erkenntnisse eine
Handlungshilfe für Eltern und Klinikmitarbeiter zu entwickeln.
Das Projekt "Neo-CamCare" wird am Institut für Medizinsoziologie,
Versorgungsforschung und Rehabilitationswissenschaft (IMVR) der
Universität zu Köln in Kooperation mit dem Universitätsklinikum Bonn, der
Goethe-Universität Frankfurt und der dortigen Forschungsstelle Datenschutz
sowie der Techniker Krankenkasse und der DAK-Gesundheit durchgeführt.

Weitere Informationen:

https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/neo-camcare-einsatz-von-webcams-auf-neonatologischen-intensivstationen.238

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 03.06.2019
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MELDUNG/997: Wie können ländliche Regionen von der Digitalisierung im Gesundheitsbereich und in der Pflege in Europa profitieren? (idw)


FOM Hochschule - 03.06.2019

Wie können ländliche Regionen von der Digitalisierung im Gesundheitsbereich und in der Pflege in Europa profitieren?



Die ländervergleichende Erfassung der Rahmenbedingungen für und
Anforderungen an ein digitales Expertensystem zur Unterstützung der
Gesundheitsversorgung und Pflege auf dem Land - das ist das
wissenschaftliche Arbeitsziel, das sich die FOM Hochschule gemeinsam mit
ihren Partnern und Partnerinnen im Rahmen eines neuen Forschungsprojektes
gesteckt hat.

Das Projekt ist am 1. Mai gestartet und trägt den Titel "Ländliche
Regionen im Fokus der Implementierung digitaler gesundheitlicher und
pflegerischer Versorgung", kurz: DigiCare country (FKZ: 01DS19034).
Projektpartnerinnen und -partner sind die Fakultät für deutsche
Ingenieurs- und Betriebswirtschaftsausbildung (FDIBA) der bulgarischen TU
Sofia, die polnische Uniwersytet Pedagogiczny sowie hulp bij demenie
Noord-Limburg, das Netzwerk von Gesundheitsdienstleistern im Raum
Nord-Limburg, Niederlande. Eine Kick-off-Veranstaltung wird am 14. Juni 2019 am
FOM Hochschulzentrum Köln stattfinden.

Ein grundlegendes Teilziel von DigiCare country ist die Identifizierung
und Einbindung weiterer Konsortialpartner und Stakeholder aus Wissenschaft
und Gesundheitswirtschaft. Strukturelles Arbeitsziel ist der Auf- und
Ausbau von Strukturen und Prozessen für die Entwicklung und Einreichung
eines Förderantrags in einem relevanten europäischen Förderprogramm,
vorzugsweise im EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation Horizont
2020.

Die FOM Hochschule und die TU Sofia im Zielland Bulgarien forschen bereits
gemeinsam im Themenbereich Gesundheitsversorgung. Zur Erreichung des
Projektziels erfolgt der Ausbau dieser Partnerschaft zu einem europäischen
Projektkonsortium, in dem die grundlegende Konzeption eines digitalen
Expertensystems zur Unterstützung der Gesundheitsversorgung und Pflege auf
dem Land erfolgen soll.

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
DigiCare country löst am ifgs Institut für Gesundheit & Soziales der FOM
Hochschule direkt das soeben abgeschlossene, ebenfalls BMBF-geförderte
Projekt Arteria Danubia ab. Dabei ging es um die Bündelung von Kompetenzen
im Gesundheitsbereich in ausgewählten europäischen Regionen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fom.de/forschung/institute/ifgs/forschungsprojekte.html#!acc=laendliche-regionen-im-fokus-der-implementierung-digitaler-gesundheitlicher-und-pflegerischer-versorgung-digicare-country

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution812

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

FOM Hochschule - 03.06.2019
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STATISTIK/301: OP ohne Routine - 40 Prozent der Kliniken operieren Patienten, ohne die Mindestmengen einzuhalten (idw)


Bertelsmann Stiftung - 03.06.2019

OP ohne Routine: 40 Prozent der Kliniken operieren Patienten, ohne die Mindestmengen einzuhalten



Viele Krankenhäuser halten die gesetzlich vorgegebenen Mindestmengen für
komplexe Operationen nicht ein. Wie eine aktuelle Analyse des Science
Media Centers (SMC) und der Weissen Liste der Bertelsmann Stiftung zeigt,
erreichten 40 Prozent der deutschen Kliniken, die solche Eingriffe
durchführen, eine oder mehrere der verbindlichen Fallzahlen im Jahr 2017
nicht. Dadurch ergeben sich für die Patienten unnötige Risiken.

Gütersloh, 3. Juni 2019. Damit schwierige Operationen nur noch in Kliniken
mit einem Mindestmaß an Erfahrung stattfinden, wurden seit 2004
Mindestmengen für sieben planbare Eingriffe festgelegt. Ziel der Regelung
war es, die Qualität der stationären Behandlungen zu verbessern. Denn es
ist belegt, dass es in Krankenhäusern mit höheren Fallzahlen seltener zu
Komplikationen und Todesfällen kommt. Doch wie die aktuelle Analyse des
SMC und der Weissen Liste der Bertelsmann Stiftung verdeutlicht, hat die
geltende Mindestmengen-Regelung auch 15 Jahre nach ihrer Einführung kaum
Wirkung in der Versorgung: 458 von 1.152 Kliniken (39,7 Prozent) führten
2017 komplexe Eingriffe durch, obwohl sie die vorgegebenen Fallzahlen
unterschreiten. Das entspricht bundesweit rund 4.300 Operationen.

Unterschiede nach Bundesländern und Art der Operation

Beim Blick auf die einzelnen Bundesländer sind erhebliche Unterschiede
sichtbar. Während in Mecklenburg-Vorpommern 29,2 Prozent und in
Baden-Württemberg 30,7 Prozent der Kliniken eine oder mehrere der
Mindestfallzahlen nicht erreichen, sind es in Brandenburg 56,7 Prozent und
in Bremen sogar 62,5 Prozent. Auch je nach Art des Eingriffs finden sich
deutliche Unterschiede. Bei Bauchspeicheldrüsen-OPs liegen 34 Prozent und
bei Speiseröhren-OPs sogar 52,6 Prozent der Häuser unter den gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestmengen. Brigitte Mohn, Vorstand der Bertelsmann
Stiftung: "Dass in Deutschland komplizierte OPs trotz fehlender Routine
durchgeführt werden, darf nicht zum Klinikalltag gehören."

Kliniken liefern unvollständige Qualitätsberichte

In der Datenanalyse kam auch ans Licht, dass ein Viertel der Kliniken, die
Mindestmengen-Eingriffe durchführen, 2017 unvollständige Qualitätsberichte
abgaben. Die Kliniken äußerten sich nicht dazu, ob sie die Mindestmengen
erfüllt haben. Den Recherchen zufolge erreichte ein Großteil dieser
Kliniken die gesetzlichen Vorgaben nicht. So hielten nur sechs von 112
Kliniken, die keine Angaben zur Einhaltung der Mindestmengen bei
Speiseröhren-OPs machten, die vorgegebenen Fallzahlen ein. Bislang wird
die fehlerhafte Dokumentation in den Qualitätsberichten auch nicht
sanktioniert. Roland Rischer, Geschäftsführer der Weissen Liste:
"Patienten sollten grundsätzlich auf eine überdurchschnittlich hohe
Fallzahl beim Krankenhaus der Wahl achten - so können sie problematische
Kliniken umschiffen."

Mindestmengen-Regelungen müssen durchgesetzt werden

Damit die am 1.1.2018 in Kraft getretene Neufassung der
Mindestmengen-Regeln tatsächlich dazu führt, dass schwierige Eingriffe nur in Kliniken
mit entsprechender Erfahrung erfolgen, braucht es folgende Maßnahmen:

Der Gemeinsame Bundesausschuss von Ärzten, Krankenhäusern und
Krankenkassen (G-BA) sollte die Qualitätsberichte und
Mindestmengen-Angaben der Krankenhäuser auf Vollständigkeit und Plausibilität prüfen.

Bei Nichteinhaltung von vorgegebenen Fallzahlen sollten Sanktionen
erfolgen: Kliniken, die Mindestmengen nicht einhalten, dürfen von den
Krankenkassen keine Vergütung für die erbrachten Eingriffe erhalten dürfen
die Leistung künftig nicht mehr erbringen

Der G-BA sollte die derzeitigen Mindestmengen-Vorgaben erheblich erhöhen.
In England und Finnland sind die Mindestmengen zum Teil fünf- bis zehnmal
so hoch wie in Deutschland und gelten oft pro Arzt und nicht pro Klinik.

Der G-BA sollte Mindestmengen für weitere Eingriffe festlegen, bei denen
die Qualität des Behandlungsergebnisses nachweislich von der Menge der
erbrachten Leistungen abhängig ist.

"Jeder, der in Deutschland operiert wird, sollte sicher und gut versorgt
sein. Die Verschärfung der Mindestmengen ist ein wichtiger Schritt auf dem
Weg zu diesem Ziel", so Mohn. "Für eine umfassend bessere
Gesundheitsversorgung brauchen wir jedoch eine tiefgreifende Veränderung:
eine Krankenhauslandschaft mit erfahreneren und spezialisierteren
Kliniken", so Mohn weiter. Was das für die Krankenhäuser in Deutschland
und in einer Modellregion bedeutet, wird die Bertelsmann Stiftung Mitte
Juli in einer weiteren Studie veröffentlichen.


Zusatzinformationen

Die Bertelsmann Stiftung und das Science Media Center (SMC) sind
unabhängige Partner mit dem gemeinsamen Ziel, Missstände in der
Gesundheitsversorgung aufzuzeigen und ihnen auf den Grund zu gehen. Zwei
Projekte wurden bislang gemeinsam realisiert: 2017 stand der Anstieg von
Rückenoperationen im Fokus, 2018 die Zunahme von
Knieprothesen-Operationen. In der aktuellen Analyse haben das SMC und die Weisse Liste
der Bertelsmann Stiftung die aktuellsten von den Krankenhäusern selbst
erhobenen strukturierten Qualitätsberichte (SQB) von 2017 hinsichtlich
folgender sechs Mindestmengen-Bereiche analysiert:


	Einsatz von künstlichen Kniegelenken (50 Fälle/Jahr)

	Stammzellentransplantation (25 Fälle/Jahr)

	Nierentransplantation (25 Fälle/Jahr)

	Lebertransplantation (20 Fälle/Jahr)

	Komplexe Eingriffe an der Speiseröhre (10 Fälle/Jahr)

	Komplexe Eingriffe an der Bauchspeicheldrüse (10 Fälle/Jahr)



Die Versorgung von Frühgeborenen (14 Fälle/Jahr) wurde in diese Analyse
nicht einbezogen. Gesundheitsökonom Prof. Dr. Thomas Mansky und
Versorgungsforscher Prof. Dr. Max Geraedts haben das Konzept der
Auswertung wissenschaftlich geprüft.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/mindestmengen-im-krankenhaus/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.weisse-liste.de; www.sciencemediacenter.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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NIERE/084: 166 neue Risiko-Gene für Nierenkrankheiten entdeckt (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 03.06.2019

166 neue Risiko-Gene für Nierenkrankheiten entdeckt

Forscher des Universitätsklinikums Freiburg haben im Rahmen einer
internationalen Kollaboration Studiendaten von rund einer Million
Patienten ausgewertet und dabei viele neue genetische Ursachen für
Nierenkrankheiten entdeckt / Publikation in Nature Genetics



Rund acht Millionen Menschen in Deutschland haben eine chronische
Nierenkrankheit, etwa 8.000 von ihnen warten auf eine
Nierentransplantation. Nun haben Forscherinnen und Forscher des
Universitätsklinikums Freiburg gemeinsam mit internationalen
Kollaborationspartnern in einem mehrjährigen Projekt Daten von weltweit
1,05 Millionen Studienteilnehmern ausgewertet, um neue Risikogene für
Nierenerkrankungen zu identifizieren. Dabei haben sie 166 Genorte erstmals
nachgewiesen. Risikovarianten in elf dieser Gene sind nach Ansicht der
Forscher besonders relevant und könnten unter anderem für die
Medikamenten-Entwicklung wichtig sein. Für ihre Studie, die am 31. Mai
2019 im Fachmagazin Nature Genetics erschien, leiteten die Freiburger
Wissenschaftler ein Konsortium mit mehr als 270 Forschungsabteilungen
weltweit.

"Unsere Studie hilft zu verstehen, wie Nierenschäden entstehen und sie
liefert dringend benötigte Ansätze für neue Therapien", sagt Erstautor Dr.
Matthias Wuttke, Arzt und Wissenschaftler am Institut für Genetische
Epidemiologie des Universitätsklinikums Freiburg. "Chronische
Nierenkrankheiten gehören zu den am stärksten ansteigenden Todesursachen
der letzten zehn Jahre. In der Öffentlichkeit werden sie aber kaum
wahrgenommen", so Wuttke.

Größe entscheidet: Gigantische Datenberge ermöglichen Ursachenforschung

Der Nachweis, dass das Auftreten bestimmter Gen-Varianten im Zusammenhang
mit einer Erkrankung steht, ist wissenschaftlich hochkomplex und erfordert
umfassende Datenanalysen. Dafür werteten die Forscher Datensätze des
internationalen "Chronic Kidney Disease Genetics (CKDGen) Consortiums" und
des US-amerikanischen "Million Veteran Program" aus. "Nur aufgrund der
enormen Größe unserer Studie war es uns möglich, so viele neue Genorte zu
finden, die sehr wahrscheinlich Nierenkrankheiten begünstigen", sagt
Studienleiterin Prof. Dr. Anna Köttgen, Direktorin des Instituts für
Genetische Epidemiologie am Universitätsklinikum Freiburg. Für 166 der
insgesamt 264 gefundenen Genveränderungen war bislang kein Einfluss auf
die Nierenfunktion bekannt. "Elf der identifizierten Gene scheinen für
einen Therapieansatz besonders vielversprechend. Wir haben die Hoffnung,
dass sich so neue Wege finden lassen, um Nierenkrankheiten ursächlich
behandeln zu können", sagt Ko-Erstautor Dr. Yong Li vom Institut für
Genetische Epidemiologie.

Besonders im Blick hatten die Forscher solche Gene, welche die Fähigkeit
der Niere beeinflussen, das Blut durch Filtration von Schadstoffen zu
befreien. Außerdem verglichen sie die Genaktivität von 46 Gewebetypen des
gesamten Körpers und konnten zeigen, dass viele relevante Genveränderungen
zu einer Veränderung der Genaktivität im Gewebe der Nieren und des
Urogenitaltrakts führen. "Das spricht stark dafür, dass auch neue
Therapien direkt in diesen Geweben ansetzen sollten", sagt Wuttke.

Chronische Nierenkrankheiten - wenn sich der Körper selbst vergiftet

Die Nieren filtern täglich etwa 1.500 Liter Blut. Sie steuern maßgeblich
den Wasser- und Mineralstoffhaushalt und sind zentrale Entgiftungsorgane
des Körpers. Sind diese Funktionen gestört, kann es zu vielfältigen
Beschwerden kommen. Dazu gehören Schwellungen der Beine oder des Gesichts,
Müdigkeit, Übelkeit, Gewichtsverlust oder Muskelkrämpfe. Die wichtigsten
Risikofaktoren für eine chronische Nierenkrankheit sind Diabetes mellitus
und Bluthochdruck. Im Endstadium, dem Nierenversagen, können Patienten mit
einer Dialyse, auch Blutwäsche genannt, und langfristig mittels
Nierentransplantation behandelt werden.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: A catalog of genetic loci associated with
kidney function from analyses of a million individuals

DOI: 10.1038/s41588-019-0407-x


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41588-019-0407-x

Link zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/025: Importierte Arzneimittel - Ein Risiko für die Arzneimittelsicherheit (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.06.2019

Ein Risiko für die Arzneimittelsicherheit

Ein Expertentreffen des House of Pharma & Healthcare der Goethe-Universität empfiehlt die Abschaffung der Importförderklausel.



FRANKFURT. Parallel importierte Arzneimittel bergen erhebliche Risiken für
die Therapiesicherheit. Ihr wirtschaftlicher Nutzen für das
Gesundheitssystem ist demgegenüber gering. Die Importförderklausel für
Arzneimittel sollte deshalb aus dem Sozialgesetzbuch V gestrichen werden.
Das empfehlen Experten, die das House of Pharma & Healthcare gemeinsam mit
der Deutschen Pharmazeutischen Gesellschaft zu einem Treffen in die
Hessische Landesvertretung nach Berlin eingeladen hatte, in ihrem heute
veröffentlichten Abschlussstatement.

Die weltweit einmalige Importförderklausel verpflichtet Apotheken in
Deutschland zur Abgabe einer Mindestmenge von preisgünstig importierten
Medikamenten. In seinem Entwurf des Gesetzes für mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung (GSAV) hatte das Bundesgesundheitsministerium
ursprünglich die Abschaffung der Importförderklausel vorgesehen. Dafür
hatte sich zuvor bereits auch der Bundesrat ausgesprochen. Nach Abstimmung
des Gesetzentwurfs mit anderen Ressorts der Bundesregierung plant das BMG
inzwischen allerdings, an der Importförderklausel - zumindest in
modifizierter Form - festzuhalten.

Das Abschlussstatement des Expertentreffens finden Sie hier:

www.uni-frankfurt.de/78466849

Das House of Pharma & Healthcare verfolgt das Ziel, den
Pharma-Kompetenzcluster Hessen weiterzuentwickeln und die Innovationslücke in der
Arzneimittelentwicklung zu schließen. Zu diesem Zweck fördert es die
Zusammenarbeit zwischen allen Akteuren der Gesundheits- und Pharmabranche
in Deutschland und bietet ihnen eine neutrale Diskussionsplattform. Es
wird geleitet von Professor Manfred Schubert-Zsilavecz
(Goethe-Universität) und Professor Jochen Maas (Sanofi).

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in GOETHE-UNI online 

(www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main. 

www.goethe-universitaet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1004: Braunschweig und Internet - Wissenschaft im Dialog. Cannabis ... Medikament oder gefährliche Droge?, 13.06.2019


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 03.06.2019

Cannabis - Medikament oder gefährliche Droge?

Nutzen und Risiken von Cannabis - was sagt die Wissenschaft?

Diskussionsforum Die Debatte in Braunschweig



Manche sehen Cannabis vor allem als gefährliches Rauschmittel, andere
dagegen als wirksames Schmerzmedikament. Hier die Angst vor einem
Suchtpotential, da die Forderung, den Cannabiskonsum zu
entkriminalisieren. Das Thema Cannabis-Legalisierung erhitzt die Gemüter.
"Cannabis - Medikament oder gefährliche Droge?" fragt deshalb Die Debatte
und lädt ein zur Live-Diskussion mit Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern am 13. Juni 2019, ab 19 Uhr im Haus der Wissenschaft,
Pockelsstraße 11, 38106 Braunschweig. Der Eintritt ist frei. 
Im Vorfeld können Interessierte sich auf der Projektseite über aktuelle Zahlen und
Fakten informieren, Fragen stellen und mitdiskutieren.

Seit 2017 können Menschen mit chronischen Schmerzen in Deutschland
Cannabis auf Rezept bekommen. Eine vollständige Legalisierung wird derzeit
kontrovers diskutiert. Dabei ist die Debatte stark ideologisch und kaum
wissenschaftlich geprägt. Doch wie wirkt die Pflanze eigentlich genau? Wie
sind die Nutzen und die Risiken abzuwägen? Und welche wissenschaftlichen
Studien gibt es zum Cannabiskonsum?

Auf dem Podium zu Gast sind der Public-Health-Forscher PD Dr. Tobias
Effertz von der Universität Hamburg, die Neurologin und Psychiaterin Prof.
Dr. Ursula Havemann-Reinecke von der Universitätsmedizin Göttingen und der
Mediziner und Schmerzforscher Prof. Dr. Michael Schäfer von der Charité
Berlin. Moderiert wird die Veranstaltung von Christoph Koch (Stern) und
Lisa Ruhfus (freie Wissenschaftsjournalistin).

Die Veranstaltung wird auf der Online-Plattform www.die-debatte.org  und
auf FAZ Online (www.faz.net) per Livestream übertragen. Auch während des
Events ist es möglich, in den Sozialen Medien mitzudiskutieren.

Die Debatte ist ein Projekt von Wissenschaft im Dialog, dem Science Media
Center Germany und der Technischen Universität Braunschweig. Die Debatte
wird gefördert von der VolkswagenStiftung, dem Stifterverband, der Klaus
Tschira Stiftung und der Schering Stiftung. Die Frankfurter Allgemeine
Zeitung ist Medienpartner.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.die-debatte.org/cannabis/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH - 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLASSIK/10213: Herten - Querflöte und Klavier beim Schlosskonzert am 30.6.2019


Stadt Herten

Querflöte und Klavier beim Hertener Schlosskonzert

Künstlergespräch im Anschluss



Herten. Mit eleganten Querflötenklängen und stilvoller
Klavierbegleitung bezaubern Michael Faust und Dana Ciocarlie am
Sonntag, 30. Juni, ab 11 Uhr die Gäste beim WDR3-Kammerkonzert im
Festsaal des Hertener Schlosses. Nach dem Konzert folgt ein
Künstlergespräch mit dem Duo im Barocksaal.

Mit einer Auswahl von Sonaten, Balladen und weiteren klassischen
Stücken weltberühmter Komponisten, wie Franz Schubert oder Robert
Schumann, begeistern Michael Faust mit der Querflöte und Dana
Ciocarlie am Klavier ihr Publikum. Seit sie 2016 bei den "Pro 
Musicis-Awards" in Paris auftraten, sind sie gemeinsam unterwegs.

Michael Faust bekam schon zahlreiche nationale und internationale
Preise: 1986 gewann er als erster Deutscher den angesehenen "Pro
Musicis-Award" in New York und schon mit 20 Jahren wurde er
Soloflötist beim Orchestra di Santa Cecilia in Rom. Seit 1988 ist er
zudem Soloflötist des WDR Sinfonieorchesters Köln und reist für
Solokonzerte um die ganze Welt. Faust lehrt an der Musikhochschule
Düsseldorf und gibt Meisterkurse auf mehreren Kontinenten.

Dana Ciocarlie lebt als gebürtige Rumänin in Paris und hat sich zur
Aufgabe gemacht, das gesamte Soloklavierwerk Robert Schumanns auf 
Live-Konzerten zu spielen. Sie ist Professorin an der École Normale de
Musique in Paris und Professorin für Kammermusik am Nationalen
Konservatorium für Musik und Tanz in Lyon.

Auch für Schülerinnen und Schüler lohnt sich ein Besuch ganz sicher:
gerade die Querflöte ist bei Anfängerinnen und Anfängern ein beliebtes
Instrument zum Einstieg in die Musik. Beim Probeunterricht in Schulen
erfreut sich das Instrument großer Beliebtheit. Während des Konzertes
können sich die Schülerinnen und Schüler das eine oder andere von den
Profis abschauen und im anschließendem Künstlergespräch Michael Faust
und Dana Ciocarlie Fragen stellen.

Kartenvorverkauf und Preise

Karten sind ab Dienstag, 23. April, in der Geschäftsstelle der
Musikschule, Konrad-Adenauer-Str. 23, 45699 Herten erhältlich. Der
Eintrittspreis ist für alle Sitzkategorien einheitlich und beträgt 16
Euro. Schülerinnen und Schüler bis 14 Jahre haben freien Eintritt. Der
"After Concert Talk" ist im Preis inbegriffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. April 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KLASSIK/10212: Borken - Reihe "Klassik im Westmünsterland" startet am 16.6.2019


Kreis Borken

Klassische Musik an historischen Orten

"Sommer - Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" startet
am 16. Juni in die neue Saison / Deutsche Kammerakademie Neuss am
Rhein ist "Orchester in Residence"



Kreis Borken. Ein Stammorchester und unterschiedliche Solisten: Mit
diesem bewährten Konzept startet die Konzertreihe "Sommer - Schlösser -
 Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" in die Saison 2019. Im
Mittelpunkt der Konzerte, die vom 16. Juni bis zum 14. Juli jeweils
sonntags um 17 Uhr stattfinden, steht die klassische Musik. Diese
findet im stilvollen Ambiente historischer Gebäude wie der
Barockkirche in Vreden-Zwillbrock, der Jugendburg in Borken-Gemen, den
Schlössern Ahaus und Raesfeld sowie der Stiftskirche St. Margareta in
Legden-Asbeck ausgezeichnete Aufführungsmöglichkeiten.

Als "Orchester in Residence" ist in diesem Jahr bereits zum dritten
Mal nach 2007 und 2014 die Deutsche Kammerakademie Neuss am Rhein
unter der Leitung von Marc Coppey und Andres Mehne bei allen Konzerten
der Reihe dabei. Das Ensemble wird in den historischen Räumen
gemeinsam mit besonders talentierten jungen Solistinnen und Solisten
wie Marceau Lefèvre (Fagott), Seif El Din Sherif (Klavier), Judith
Stapf (Violine), Paul Böhme (Cello) und Armin Khihel (Klarinette)
auftreten.

Veranstalter von "Sommer - Schlösser - Virtuosen" ist der Kreis
Borken. Möglich gemacht wird die Reihe, die 2019 bereits zum 17. Mal
durchgeführt wird, durch das großzügige Engagement der Werner Richard -
 Dr. Carl Dörken-Stiftung aus Herdecke, der die Pflege des
Kulturlebens in Westfalen ein besonderes Anliegen ist. Zudem
unterstützen die Sparkasse Westmünsterland sowie die Hilde und Bodo
Crone-Stiftung aus Gronau die Konzertreihe.

Das Programmfaltblatt liegt in allen Filialen der Sparkasse
Westmünsterland, in den Rathäusern und Tourismusinformationen im Kreis
Borken und im Kreishaus Borken aus. Zum Download steht es im Internet
bereit unter:

https://www.kult-westmuensterland.de/kult/kultur/konzertreihen/sommer-schloesser-virtuosen/

Der Eintritt beträgt für Erwachsene 15 Euro, Schüler, Studenten und
Auszubildende zahlen 10 Euro. Das Konzert in Vreden-Zwillbrock kostet
jeweils die Hälfte. Karten-Reservierungen sind in der Kulturabteilung
des Kreises Borken im kult Westmünsterland in Vreden, Kirchplatz 14,
unter Tel. 02564/9899-111 oder per E-Mail an 
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich.

Zum Hintergrund:

Der Cellist und Dirigent Johannes Goritzki gründete 1978 die Deutsche
Kammerakademie Neuss am Rhein (dkn). Sie gestaltete bereits zahlreiche
Konzerte im In- und Ausland und brachte inzwischen mehr als vierzig 
CD-Produktionen heraus. Die jungen Künstlerinnen und Künstler kommen aus
unterschiedlichen Ländern der ganzen Welt.

Dirigenten

Andres Mehne absolvierte seine Ausbildung zum Bratschisten an der
Hochschule der Künste Berlin, dem Königlichen Konservatorium Den Haag
und der Folkwang Hochschule Essen. Dort schloss er sein Studium mit
dem Konzertexamen ab. Neben reger Kammermusiktätigkeit wirkte er bei
namhaften Orchestern unter anderem in Amsterdam, Berlin und Essen mit.
Zusätzlich schloss er eine Ausbildung zum Dirigenten ab.

Marc Coppey wurde in Straßburg geboren. Er studierte am Konservatorium
von Paris und in den USA. Er ist unter anderem Preisträger des
Internationalen Bachwettbewerbs Leipzig und gastierte bereits auf
zahlreichen namhaften Festivals sowie in großen Konzertsälen weltweit.
Er unterrichtet an der Musikhochschule Paris und ist musikalischer
Leiter des Kammermusikfestivals "Les Musicales" in Colmar.

Das Programm:

- Sonntag, 16. Juni, dkn unter Leitung von Andres Mehne gemeinsam mit
Marceau Lefèvre (Fagott) in der Stiftskirche St. Margareta in 
Legden-Asbeck. In Zusammenarbeit mit dem Heimatverein Asbeck und der
Katholischen Kirchengemeinde - St. Brigida - St. Margareta / Legden

- Sonntag, 23. Juni, dkn unter Leitung von Andres Mehne gemeinsam mit
Seif El Din Sherif (Klavier) im Rittersaal Schloss Raesfeld. In
Zusammenarbeit mit Kulturkreis Schloss Raesfeld

- Sonntag, 30. Juni, dkn unter Leitung von Andres Mehne gemeinsam mit
Judith Stapf (Violine) in der Barockkirche Vreden-Zwillbrock. In
Zusammenarbeit mit der Barockkirche St. Franziskus und der Pfarrei St.
Georg Vreden

- Sonntag, 7. Juli, dkn unter Leitung von Marc Coppey gemeinsam mit
Paul Böhme (Cello) im Fürstensaal Schloss Ahaus. In Zusammenarbeit mit
den Schlosskonzerten Ahaus

- Sonntag, 14. Juli, dkn unter Leitung von Marc Coppey gemeinsam mit
Armin Khihel (Klarinette) im Rittersaal Jugendburg Gemen. In
Zusammenarbeit mit der Jugendburg Gemen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9087: Aus aller Welt - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA belegen Kuba mit neuen Sanktionen

Neue Strafmaßnahmen der USA gegen Kuba sollen der Tourismusbranche
des Karibikstaates schaden. Unter anderem sind US-Bürgern
Gruppenreisen zu Bildungszwecken nach Kuba untersagt. Auch
Kreuzfahrtschiffe und Jachten aus den USA dürfen die Insel künftig
nicht mehr ansteuern. Das Anreisen mit Privat- und Firmenflugzeugen
ist US-Bürgern ebenfalls verboten. US-Finanzminister Steven Mnuchin
begründete die Sanktionen mit der destabilisierenden Rolle, die Kuba
in der Region spiele.

5. Juni 2019
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JUSTIZ/9087: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Messerattacke in Bremen-Vahr

Nach einem Messerangriff auf einen Jugendlichen in einer Straßenbahn
im Bremer Stadtteil Vahr haben Spezialkräfte der Polizei einen
Tatverdächtigen in seiner Wohnung festgenommen. Da sich der 27jährige
bei seiner Festnahme der Polizei zufolge psychisch auffällig
verhalten hat, wurde er in eine psychiatrische Klinik eingewiesen.
Gegen den Mann wird wegen gefährlicher Körperverletzung ermittelt. Er
hatte einem 16-Jährigen am vergangenen Freitag in einer Straßenbahn
von hinten in den Hals gestochen.

5. Juni 2019
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MILITÄR/9084: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Generalsekretär sagt Ukraine Unterstützung zu

Für Juli plant die NATO ein Seemanöver im Schwarzen Meer. Daran soll
auch die Ukraine teilnehmen. Das gab der Generalsekretär des
Bündnisses, Jens Stoltenberg, nach Informationen des ZDF im Anschluß
an ein Treffen mit dem neuen ukrainischen Präsidenten Wladimir
Selenski in Brüssel bekannt. Die NATO unterstütze die Souveränität
und die territoriale Integrität der Ukraine und verurteile aggressive
Handlungen Rußlands in der Schwarzmeerregion, betonte Stoltenberg. Es
war der erste Auslandsbesuch Selenskis als Staatschef.

5. Juni 2019
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POLITIK/9086: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Barley hält an Wechsel ins EU-Parlament fest

Trotz der jüngsten Turbulenzen in der SPD wird Bundesjustizministerin
Katarina Barley zum 1. Juli ihr Bundestagsmandat niedergelegen, um in
die Europapolitik zu wechseln. Barley steht damit als mögliche
Nachfolgerin von Andrea Nahles im Amt der SPD-Fraktionsvorsitzenden
nicht mehr zur Verfügung. Das Europaparlament kommt ab dem 2. Juli zu
seiner konstituierenden Sitzung zusammen.

5. Juni 2019
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SONSTIGES/9085: Tragisches und Kurioses - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heißluftballon im Sauerland abgestürzt

In Marsberg im Sauerland ist ein Heißluftballon während der Landung
ins Trudeln geraten und abgestürzt. Die zehn Passagiere und der Pilot
wurden nach Behördenangaben verletzt. Zwei von ihnen, ein 52jähriger
Mann und eine 51jährige Frau, erlitten lebensgefährliche
Verletzungen. Diese entstanden offenbar durch den
Gasbrenner des Luftgefährts. Die Unglücksursache war zunächst unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8170: Aus Forschung und Technik - 05.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ausgedientes Frachtraumschiff in der Atmosphäre verglüht

Das mit Stationsmüll beladene russische Frachtraumschiff Progress
MS-10 ist in den dichteren Schichten der Erdatmosphäre verglüht. Vier
Stunden nach dem Abdocken vom Swesda-Modul der Internationalen
Raumstation ISS stürzten übriggebliebene Teile des Transportschiffs
in eine nicht befahrene Region des Pazifiks. Das teilte das Central
Research Institute of Machine-Building in Koroljow bei Moskau am
Dienstag der Agentur Tass mit. Progress MS-10 war am 16. November vom
Kosmodrom Baikonur in Kasachstan gestartet und hatte zwei Tage später
an der ISS angedockt. Das Frachtschiff hatte rund 2,5 Tonnen
Versorgungsgüter, darunter Lebensmittel, Treibstoff, Wasser und
Druckgase, zur Orbitalstation gebracht. Der nächste Start eines
Progress-Raumschiffs zur ISS ist für den 31. Juli geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8183: Aus aller Welt - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Chile legt Fahrplan für Kohleausstieg vor

Chiles Präsident Sebastián Piñera hat am Dienstag den Fahrplan seines
Landes für den Kohleausstieg vorgestellt. In gut 20 Jahren soll das
südamerikanische Land gänzlich ohne die Verbrennung von Kohle
auskommen und ab 2050 klimaneutral sein. Zur Zeit sind in Chile 28
Kohlekraftwerke in Betrieb, die rund 40 Prozent des im Land
verbrauchten Stroms liefern. Die Kraftwerke laufen durchschnittlich
seit zwölf Jahren. Die acht ältesten Kohlekraftwerke sollen bis 2024
abgeschaltet werden, so Piñera. Deren Leistung macht 20 Prozent der
chilenischen Stromkapazitäten aus. Sieben dieser Kraftwerke sind
bereits über 40 Jahre alt. Chile wird im Dezember die 25.
Uno-Klimaschutzkonferenz (COP25) ausrichten. Deutschland arbeitet mit
Chile auf dem Energiesektor, insbesondere in den Bereichen
erneuerbare Energien und Energieeffizienz zusammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8142: Medizin und Gesundheitswesen - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Übergewicht erhöht Dickdarmkrebsrisiko

Dicke und Blutzuckerpatienten tragen ein erhöhtes
Dickdarmkrebsrisiko. Zu diesem Ergebnis gelangten Forscher um
Heiner Boeing und Krasimira Aleksandrova vom Deutschen Institut für
Ernährungsforschung (DIfE). Wer ab dem 20. Lebensjahr jährlich mehr
als 300 Gramm Körpergewicht zulegt, hat im Vergleich zu Personen,
die unter diesem Wert bleiben, ein um 54 Prozent erhöhtes Risiko,
an Dickdarmkrebs zu erkranken. Dabei zeigte sich, daß die Zunahme
des Taillenumfangs eine wichtige Rolle spielte. Auch ein erhöhter
HbA1c-Wert, der auf eine anhaltende Störung des Zuckerstoffwechsels
schließen läßt, war häufig festzustellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8171: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Daten netzgängiger Haushaltsgeräte sollen beweiskräftig werden

Schleswig-Holsteins Innenminister Hans-Joachim Grote (CDU) hat für
die Innenministerkonferenz (IMK) in der kommenden Woche in Kiel eine
Beschlußvorlage vorbereitet, wonach Strafermittler sogenannte
digitale Spuren vernetzter Geräte wie Sprachassistenten, Kühlschränke
und Fernseher unter Richtervorbehalt auswerten dürfen. Die gewonnenen
Daten sollen als Beweismittel vor Gericht zugelassen werden. Die
Vorschläge werden von mehreren Ministern von CDU und SPD unterstützt,
wie zuerst das Redaktionsnetzwerk Deutschland am Mittwoch berichtete.
Laut Bundesinnenministerium muß der von den Ermittlungsbehörden
gewünschte Datenzugriff noch gesetzlich geregelt werden. Das Portal
tagesschau.de meldete unter Berufung auf den Sprecher des
Innenministeriums in Kiel, Dirk Hundertmark, Schleswig-Holstein habe
für das Erkennen, Sichern und Auswerten solcher digitaler Spuren ein
"Kompetenzzentrum Digitale Spuren" eingerichtet, wie im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, FDP und Grünen vereinbart.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8094: Sprache, Kunst und Medium - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Fabrik der Künste zeigt, was Otto Dix bewegte

In Hamburgs "Fabrik der Künste" läuft anläßlich des 50. Todestags eine
Ausstellung, die den Hintergrund des Malers und Grafikers Otto Dix
(1891-1969) ausleuchtet. Zu sehen sind bis zum 7. Juni in der privaten
Galerie rund 80 Werke, das meiste davon Grafiken.

Inspiriert wurde der in der Nähe von Gera geborene kritische Künstler
durch Menschen seines Umfelds. Gezeigt werden Szenen aus dem
Rotlichtmilieu sowie Porträts von Matrosen und Prostituierten,
erotische und biblische Szenen. Aber auch Bilder rund um den Tod waren
immer wieder Thema, die den freiwilligen Teilnehmer am Ersten
Weltkrieg erschüttert hatten.

Die Werke stammen aus der Galerie Nierendorf in Berlin. Neben George
Grosz und Max Beckmann war Dix Mitglied der Bewegung Neue
Sachlichkeit, die häufig sozial- und gesellschaftskritische Themen
aufgriff.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8161: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



NATO sagt Ukraine weitere Unterstützung zu

Der NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg hat dem ukrainischen
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj die Unterstützung des
nordatlantischen Militärbündnisses im Konflikt mit Rußland zugesagt.
Laut Stoltenberg werden die Alliierten die Annexion der Krim durch
Rußland nicht anerkennen und Moskau klar machen, daß es seinen
internationalen Verpflichtungen nachkommen muß. Im Juli werden
NATO-Einheiten im Schwarzen Meer zusammen mit der Ukraine ein
Marinemanöver abhalten. Selenskyjs erster Auslandsbesuch als
Staatspräsident hatte der NATO in Brüssel gegolten. Er versicherte
der Allianz und der EU auf einer Pressekonferenz am Dienstag, daß er
den prowestlichen Kurs der Ukraine fortsetzen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8175: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Altmaier stellt Richtlinien für Hochspannungsnetzausbau vor

Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat sich mit den Länderkollegen
von Bayern, Hessen und Thüringen auf Vorschläge zum Ausbau der
Stromtrassen verständigt, wie sie für die Umsetzung der Energiewende
errichtet werden sollen. Die Bundesnetzagentur wird die Pläne als
nächstes prüfen. Laut Altmaier sollen so wenige Trassen wie möglich
gebaut werden. Über weite Strecken kommt die Erdverkabelung zur
Anwendung. Dafür gibt es die größere Zustimmung bei den vom
Leitungsbau betroffenen Bürgern. Bayern und Thüringen sollen
entlastet werden, ohne daß in Hessen weitere Hochspannungstrassen
angelegt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8144: Tragisches und Kurioses - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Endlich freie Fahrt über den Großen St. Bernhard-Paß

Kürzlich war die Straße über den Großen St. Bernhard-Paß in der
Schweiz noch unter fast 15 Metern Schnee begraben. Gut einen Monat
brauchten die Schneeräumkommandos, um den Weg über den 2476 Meter
hohen Bergrücken mit ihrem schweren Gerät freizulegen, wie die
ARD-Nachrichten aus dem Schweizer Kanton Wallis meldeten.

Wenn kein früherer Wintereinbruch kommt, wird die Paßstraße
voraussichtlich bis Mitte Oktober befahrbar bleiben.

Einen Rekordwinter gab es im Jahr 1885. Damals lag die Straße sogar
unter 26 Metern Schnee.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8172: Arbeit, Soziales und Familie - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Mieterbund fordert Grundrecht auf bezahlbares Wohnen

Der Deutsche Mieterbund hat zum Treffen des Deutschen Städtetags am
Mittwoch in Dortmund vorgeschlagen, ein Grundrecht auf bezahlbares
Wohnen ins Grundgesetz aufzunehmen. Das könnte den Wertecharakter der
Verfassung stärken und den Sozialstaatsgedanken verdeutlichen.
Außerdem sollte die Bundesregierung mehr gegen Wohnungsnot und
steigende Mieten unternehmen, weil ansonsten der Zerfall der
Gesellschaft insbesondere in den Großstädten droht, erklärte der
Mieterbund-Präsident Franz-Georg Rips.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8153: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Temperaturen in Europas Großstädten steigen immer weiter an

Die Zeiten gehören der Vergangenheit an, als in den Metropolen noch
ein kühles Lüftchen wehte. Niederländische Forscher kamen bei ihren
Untersuchungen zu dem Ergebnis, daß die Hitze in den Großstädten
immer weiter zunimmt. Bis 2100 soll in Europas Großstädten sogar eine
Gluthölle herrschen. Der Grund: Unter anderem die zunehmende
Versiegelung der Grünflächen durch Straßen, die Verwendung von Beton
als Baumaterial und die mangelnde Begrünung ungenutzter Freiflächen.
Die Forscher rechneten hoch, daß sich die urbanen Zentren mit den
höchsten Einwohnerzahlen auf Temperatursteigerungen von acht Grad und
mehr einstellen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8160: Märkte und Finanzen - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Entwicklungshilfe in der Hand mittelständischer Investoren

Entwicklungsminister Gerd Müller hat am Dienstag das Förderprogramm
für Privatinvestitionen in Afrika (AfricaConnect) im Rahmen
sogenannten Entwicklungsinvestitionsfonds gestartet. Demnach soll an
die Stelle der bisherigen Subventionsmentalität eine
Mittelstandsförderung in Afrika treten. Die Bundesregierung stellt
dazu deutschen und europäischen Unternehmen Darlehen zwischen 750.000
und vier Millionen Euro für drei bis sieben Jahre zur Verfügung. Der
CSU-Politiker verwies in diesem Zusammenhang darauf, daß sechs der
zehn am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften in Afrika liegen.
Bei einem Wirtschaftswachstum in einigen Ländern von sieben Prozent
sollte die deutsche Wirtschaft dabei sein, so Müller. Die
Bundesregierung ist bereit, bis zu einer Milliarde Euro für
Investitionen des Mittelstands in Afrika zur Verfügung zu stellen.
Nach AfricaConnect sollen noch in diesem Jahr die
Entwicklungsinvestitionsfonds AfricaGrow und das Wirtschaftsnetzwerk
Afrika aufgelegt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8176: Aus Forschung und Technik - 05.06.2019 (SB)




VOM TAGE



EU: Erst einmal kein freies WLAN auf öffentlichen Plätze

Die Bürokratie mahlt nicht nur langsam, manchmal ist sie auch ein
regelrechter Hemmschuh. So hat die EU die Bewerbungsphase für
kostenloses WLAN an öffentlichen Orten in Europa annulliert. Grund:
Durch einen Fehler hatten sich einige Gemeinden schon vor Start der
offiziellen Frist für Finanzspritzen zur Einrichtung von WLAN-Hotspot
bewerben können. Da sich nach EU-Recht aber jeder auf Grundlage der
gleichen Bedingungen bewerben können soll, ist die Bewerbungsrunde
ungültig. Ergebnis: Die Pläne der EU-Kommission, in der EU bis 2020
bis zu 8000 kostenlose WLAN-Zugänge an öffentlichen Plätzen, in
Bibliotheken, Museen oder in Parks entstehen zu lassen, liegen somit
erst einmal auf Eis.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/427: Die Bausteine der Erde - Forschungsteam berechnet Häufigkeit flüchtiger Elemente neu (idw)


Universität zu Köln - 03.06.2019

Die Bausteine der Erde: Forschungsteam berechnet Häufigkeit flüchtiger
Elemente neu

Forscherinnen und Forscher der Universitäten Köln und Bonn liefern durch
Analysen von Meteoriten wichtige neue Hinweise auf die Zusammensetzung der
Erde / Veröffentlichung in "Nature Geoscience"



Chemische Untersuchungen an Meteoriten erlauben eine bessere Abschätzung
der Elementzusammensetzung der Erde und ihrer möglichen Bausteine. Das
fand ein Forschungsteam der Universitäten Köln und Bonn der Institute für
Geologie und Mineralogie heraus. Die Ergebnisse der Studie sind in der
aktuellen Ausgabe des internationalen Wissenschaftsmagazins "Nature
Geoscience" veröffentlicht.

Im Fokus der Studie steht die Häufigkeit und der Ursprung von so genannten
flüchtigen Elementen wie Zink, Blei und Schwefel, die im Weltraum niedrige
Siedetemperaturen haben. Die neu bestimmten Häufigkeiten von flüchtigen
Elementen in der Erde zeigen nun, dass einige dieser Bausteine eine
ähnliche chemische Zusammensetzung haben wie kohlige Chondrite, eine
wasserhaltige Gruppe primitiver Meteorite. Diese Meteorite kommen der
Zusammensetzung des ursprünglichen Sonnennebels, aus dem sich unser
Sonnensystem entwickelte, am nächsten. Die Studie liefert also indirekt
auch einen weiteren wertvollen Hinweis auf die Quelle lebenswichtiger
Komponenten wie Wasser, Kohlenstoff und Stickstoff auf der Erde.
Die chemische Zusammensetzung der Erde ist nicht leicht zu bestimmen.
Geologische Prozesse wie die Bildung des metallischen Kerns und der
äußeren Erdkruste führten zu einer Umverteilung der Elemente im Erdkörper.
So sind etwa eisenliebende Elemente in den Erdkern gewandert, während
silikatliebende Elemente die Gesteine des Erdmantels und der Erdkruste
aufbauen. "Heute haben wir nur Zugriff auf Proben aus dem silikatischen
Teil der Erde, weshalb wir die chemische Zusammensetzung der gesamten Erde
nur durch die zusätzliche Analyse von primitiven Meteoriten, den
potentiellen Bausteinen der Erde, abschätzen können", so der Kölner
Professor Carsten Münker. Die aktuelle Publikation liefert einen wichtigen
Beitrag zum Verständnis der chemischen Zusammensetzung der tieferen
Erdschichten.

Das Forschungsteam fokussierte sich bei den Untersuchungen der Meteoriten
auf die Häufigkeit von flüchtigen Spurenelementen, wie z.B. die seltenen
Metalle Indium, Cadmium und Tellur. Dies ist eine besondere
Herausforderung, da diese Metalle aufgrund ihrer Flüchtigkeit schon zu
Beginn des Sonnensystems teilweise verloren gegangen sind und heute sowohl
in Meteoriten als auch in der Erde extrem selten vorkommen - weniger als
ein Gramm pro Tonne Gestein. "Bisher sind wir immer davon ausgegangen,
dass die Häufigkeit dieser Elemente linear abnimmt, je flüchtiger sie
sind", erklärt der Geochemiker Dr. Frank Wombacher, einer der Initiatoren
der Studie.

Durch den Einsatz hochpräziser Methoden gelangten die Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen nun aber zu einem überraschenden Ergebnis. "Während
die Häufigkeiten zunächst linear abnehmen, sind die flüchtigsten Elemente
überraschenderweise entgegen der Erwartungen alle gleich stark verarmt",
erläutert Ninja Braukmüller, die als Doktorandin die Studie in Köln
durchführte. Auch die silikatliebenden flüchtigen Elemente im Erdmantel,
Indium und Zink, zeigen dieses Muster. "Dies scheint unter den möglichen
Bausteinen der Erde einzigartig zu sein", sagt Dr. Claudia Funk, eine
Mitautorin der Studie. Das erlaubt die Schlussfolgerung, dass die
Bausteine, die flüchtige Elemente auf die Erde gebracht haben, eine
ähnliche chemische Zusammensetzung haben wie die primitiven kohligen
Chondrite haben.


Zur Publikation:

Ninja Braukmüller, Frank Wombacher, Claudia Funk, Carsten Münker: Earth's
volatile element depletion pattern inherited from a carbonaceous
chondrite-like source. Nature Geoscience.

http://dx.doi.org/10.1038/S41561-019-0375-X

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1605: Neue Wechselwirkung zwischen dünnen Magneten (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 03.06.2019

Neue Wechselwirkung zwischen dünnen Magneten

Physiker der Johannes Gutenberg-Universität Mainz legen Basis für neue
dreidimensionale Spinstrukturen



Wir streamen Videos, ziehen Hörbücher auf mobile Geräte und legen ein
Fotoarsenal auf unseren Speichermedien an. Kurzum: Die Speicherkapazität,
die wir brauchen, nimmt stetig zu. Forscher arbeiten daher daran, neue
Möglichkeiten der Datenspeicherung zu entwickeln. Eine Möglichkeit dafür
sind Racetrack-Speicher. Die Daten werden dabei in Nanodrähten gespeichert
und zwar in Form von gegensätzlich magnetisierten Bereichen, sogenannten
Domänen. Die Ergebnisse der internationalen Forschergruppe wurden kürzlich
im wissenschaftlichen Journal Nature Materials veröffentlicht.

Wissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) haben nun
eine Entdeckung gemacht, die diese Racetrack-Speicher langfristig
entscheidend verbessern könnte - gemeinsam mit Kollegen der
niederländischen Eindhoven University of Technology sowie des Daegu
Gyeongbuk Institute of Science and Technology und der Sogang University in
Südkorea. Statt der einzelnen Domänen könnte man die Informationen künftig
in dreidimensionalen Spinstrukturen speichern und die Speicher auf diese
Weise schneller, größer und robuster werden lassen.

"Wir konnten eine bisher unentdeckte Wechselwirkung nachweisen", erläutert
Dr. Kyujoon Lee von der JGU. "Sie tritt zwischen zwei dünnen magnetischen
Schichten auf, die durch eine nicht-magnetische Schicht getrennt sind."
Üblicherweise richten sich Spins parallel oder antiparallel zueinander
aus. Genau dies würde man auch für die Spins in den beiden magnetischen
Schichten erwarten. Doch tatsächlich verhält es sich anders, wie die
Forscher zeigen konnten: Die Spins in den beiden Schichten richten sich
gegeneinander verdreht aus, genauer gesagt versuchen sie, sich in einem
Winkel von 90 Grad senkrecht zueinander auszurichten. Durch theoretische
Berechnungen konnten die weiteren Projektpartner, das Peter Grünberg
Institut (PGI) und das Institute for Advanced Simulation (IAS) am
Forschungszentrum Jülich, die Ursache für diese versteckte
Interlayer-Interaktion nachweisen.

Die Mainzer Forscher untersuchten zahlreiche verschiedene Kombinationen
von Multi-Schicht-Systemen und konnten zeigen, dass diese bis dato
unbekannte Interaktion in verschiedenen Systemen existiert und durch das
Design der Schichten maximiert werden kann.

Mit ihren Ergebnissen decken die Forscher eine Komponente in der
Zwischenschicht-Interaktion auf. "Die Ergebnisse sind äußert interessant
für das wissenschaftliche Umfeld, zeigen sie doch, dass das bislang
fehlende antisymmetrische Element der Interlayer-Wechselwirkung
existiert", erklärt Dr. Dong-Soo Han von der JGU. Dies eröffnet die
Möglichkeit, verschiedene neue dreidimensionale Spinstrukturen zu
entwerfen, was langfristig zu neuen magnetischen Speichereinheiten führen
könnte.

Prof. Dr. Mathias Kläui, Senior-Autor der Veröffentlichung, betont: "Ich
bin sehr glücklich darüber, dass diese kollaborative Arbeit in einem
internationalen Team einen neuen Weg zu dreidimensionalen Strukturen
eröffnet hat, die ein Key-Enabler für neue 3-D-Geräte werden könnten. Über
die finanzielle Unterstützung der DFG und des DAAD war es uns möglich,
Studenten, Mitarbeiter und Professoren mit den ausländischen Partnern
auszutauschen, um diese spannende Arbeit zu realisieren."


Lesen Sie mehr:


http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/8323_DEU_HTML.php 

- Pressemitteilung "Rechnen mit dem Zufall: Skyrmionen finden Anwendung in
neuartiger Computer-Technologie" (24.04.2019)

http://www.uni-mainz.de/presse/77371.php 

- Pressemitteilung "Untersuchungen des Skyrmion-Hall-Effekts zeigen
überraschende Ergebnisse" (27.12.2016)

http://www.uni-mainz.de/presse/74601.php 

- Pressemitteilung "Internationalem Forscherteam gelingt kontrollierte
Bewegung von Skyrmionen" (02.03.2016)

http://www.uni-mainz.de/presse/74531.php 

- Pressemitteilung "EU-Förderung für herausragende Nachwuchswissenschaftler
in der Physik vergeben" (23.02.2016)

http://www.uni-mainz.de/presse/53396.php 

- Pressemitteilung "Ursache der ultraschnellen Manipulation von
Domänenwänden entdeckt" (05.10.2012)


Originalpublikation:

Dong-Soo Han et al., Long-range chiral exchange interaction in synthetic
antiferromagnets, Nature Materials, 3. Juni 2019,

DOI:10.1038/s41563-019-0370-z

https://www.nature.com/articles/s41563-019-0370-z

Weitere Informationen unter:

https://www.klaeui-lab.physik.uni-mainz.de/

- Kläui-Lab am Institut für Physik der JGU

https://www.iph.uni-mainz.de/

- Institut für Physik der JGU

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 03.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1635: Schwimmende Kraftwerke (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 04.06.2019

Schwimmende Kraftwerke



Riesige schwimmende Solarinseln auf dem Meer, die genügend Energie
produzieren, um einen CO2-neutralen globalen Güterverkehr zu ermöglichen -
was wie «Science Fiction» klingt haben Forschende der ETH Zürich, des Paul
Scherrer Instituts (PSI), der Empa, der Universitäten Zürich, Bern und der
National University of Science and Technology (NTNU) Trondheim nun
erstmals durchgerechnet, wie sie in der jüngsten Ausgabe der
Fachzeitschrift «Proceedings of the National Academy of Sciences» (PNAS)
schreiben.

Papier, Blechdosen, Glas - die Welt recycelt so viel wie nur irgendwie
möglich. Warum also nicht auch das Treibhausgas Kohlendioxid (CO2) zum
Recyclingprodukt erklären? Denn flüssige Kraftstoffe auf Kohlenstoffbasis
werden in Zukunft - trotz internationaler Bestrebungen zu deren Senkung -
nach wie vor eine wichtige Rolle spielen. So erscheint es sinnvoll, das
ausgeschiedene CO2 aus der Umwelt zurückzugewinnen und erneut zu nutzen.

Forschende der ETH Zürich, des PSI und der Universitäten Zürich, Bern und
der Norwegischen Universität für Forschung und Technologie (NTNU) haben
gemeinsam mit einem Team der Empa diese Idee durchgerechnet und zeigen in
ihrer Studie auf, das solare Methanol-Inseln langfristig genügend
Treibstoff produzieren könnten, um die gesamte Mobilität CO2-neutral zu
gestalten - weltweit. Inmitten der Ozeane soll aus Solarenergie (und
Wasser) Wasserstoff (H2) hergestellt werden, der dann vor Ort mit aus dem
Meerwasser gewonnenen CO2 zu Methanol umgewandelt wird. Dazu analysierten
die Forschenden detailliert ein Szenario, das zwar noch rein hypothetisch
scheint, aber bereits die Planungsgrundlagen für eine mögliche Umsetzung
bietet. Ihre Resultate präsentieren sie kürzlich in der Fachzeitschrift
«Proceedings of the National Academy of Sciences» (PNAS).

Aus Sonne wird Strom wird Wasserstoff wird Methanol

Ausgangspunkt der Idee sind Solarinseln, also schwimmende Plattformen,
ausgestattet mit Photovoltaikanlagen. Da aber Solarstrom nicht gespeichert
und von dort nur schlecht abtransportiert werden kann, macht ein
Solarkraftwerk auf dem Meer keinen Sinn. Allerdings kann man aus
Kohlendioxid und Wasserstoff flüssiges Methanol (CH3OH), aber auch
gasförmiges Methan (CH4) herstellen. Die Ausgangsstoffe könnten also
direkt aus dem Ozean gewonnen beziehungsweise dort hergestellt werden, so
die Idee der Forschenden.

Es existieren bereits grosstechnische «Power-to-Gas-Anlagen, die
Wasserstoff und CO2 zu Treibstoff umwandeln - unter anderem die
Demonstrationsplattform «move» auf dem Empa-Campus in Dübendorf. Daher
stellt sich die Frage: Warum damit aufs Meer? Warum nicht, wie dies
bestehende Anlagen tun, das CO2 aus der Luft gewinnen? Die Antwort ist
simpel: Die dafür benötigte Anlagenfläche für eine weltweite Versorgung
von Treibstoff wäre gewaltig. «Eine Fläche von rund 170'000 km2 wäre
nötig, um den jährlichen Bedarf für den globalen Güterverkehr zu
produzieren», erklärt Andreas Borgschulte von der Empa-Abteilung «Advanced
Analytical Technologies». Das liesse sich am ehesten durch Solaranlagen
auf dem Meer realisieren; bislang ungenutzte Fläche, die niemandem gehört.
Auch auf dem Meer kann man das CO2 aus der Luft gewinnen; eine attraktive
- und erst noch naheliegende - Alternative wäre aber, die rund 125-mal
höhere CO2-Konzentration des Meerwassers für die «Kohlendioxidernte»
auszunutzen.

Mehr Möglichkeiten für Methanol

In bestehenden Anlagen wird das aus der Atmosphäre gewonnene CO2 meist zur
Herstellung von Methan verwendet, was auch auf den Solarinseln möglich
wäre. Im Rahmen ihrer Überlegungen entschieden sich die Forschenden
allerdings für die Herstellung eines flüssigen Brennstoffs, da sich dieser
besser transportieren lässt. Ausserdem kann Methanol nicht nur als
Treibstoff eingesetzt werden, sondern auch zur Herstellung weiterer
chemischer Produkte, etwa Vorprodukte für die Polymerherstellung. Die
Möglichkeiten für dessen Verwendung (und den damit erzielbaren Gewinnen)
sind also wesentlich höher.

Eine solche «Methanol-Insel» hat jedoch ihren Preis: Rund 80 Millionen 
US-Dollar würde der Bau einer solchen Chemiefabrik auf dem Ozean kosten.
Diese bestünde aus rund 70 Photovoltaikinseln mit einem Durchmesser von
rund 100 m2 und einem Schiff mit den Elektrolyse- und Syntheseanlagen.
Insgesamt ergäbe dies eine Fläche von rund 550.000 m2. Doch ein einzelner
Cluster genügt bei weitem nicht, um eine Null-Bilanz von CO2 zu erreichen.
Insgesamt 170'000 solcher Inseln wären nötig, um so viel CO2 zu recyceln,
wie zurzeit ausgestossen wird - ein utopisches Ziel, aber eines, das es
sich zu verfolgen lohnt. «Grosse Ideen sind notwendig - Bullerbü-Lösungen
versorgen nur Bullerbü, aber nicht den Rest der Welt», so Borgschulte.


Originalpublikation:

BD Patterson, F Mo, A Borschulte, M Hillestad, F Joos, T Kristiansen, S
Sunde, JA van Bokhoven; Renewable CO2 recycling and synthetic fuel
production in a marine environment; 2019; PNAS; DOI:

https://doi.org/10.1073/pnas.1902335116

Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/floating-power-plants

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 04.06.2019
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EUROPA/1794: Defizitverfahren gegen Italien - Regeln in der Eurozone müssen für alle gelten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Defizitverfahren gegen Italien: Regeln in der Eurozone müssen für alle gelten



Zur Entscheidung der EU-Kommission im Haushaltsstreit mit Italien
erklären Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik, und
Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Dass die EU-Kommission ein Defizitverfahren gegen Italien eingeleitet
hat, ist richtig. Die Regeln in der Eurozone gelten für alle. Nur wenn
sich alle Mitgliedsstaaten an ihre Verabredungen halten, kann eine
stabile und solidarische Währungsunion funktionieren. Matteo Salvini
von der rechtsextremen Lega provoziert die Europäische Kommission
gezielt und stellt gemeinsam verabredete europäische Regeln aus rein
innenpolitischen Motiven in Frage.

Die Wahlgeschenke der italienischen Regierung sind teure
Klientelpolitik und Populismus in Reinform. Sie haben nichts mit dem
notwendigen Spielraum für ökologisch-soziale Investitionen zu tun.
Denn Italien braucht dringend neue wirtschaftliche Impulse. Neue
Investitionen in eine moderne Infrastruktur können die wirtschaftliche
Dynamik verbessern. Das senkt auch die dramatisch hohe
Arbeitslosigkeit. Auch sinnvolle Sozialausgaben müssen im
italienischen Haushalt gerecht gegenfinanziert werden.

Die Kommission handelt mit der Entscheidung zur Einleitung eines
Defizitverfahrens im Interesse aller Euromitglieder, um eine stabile
Währung zu garantieren. Die Kommission muss nun weiter mit der
italienischen Regierung im Gespräch bleiben. Eine weitere Eskalation
des Streits ist schlecht für die Eurozone und schlecht für Italien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3158: Sichere IoT-Geräte und klare Rechtsgrundlagen statt millionenfacher Wanzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Sichere IoT-Geräte und klare Rechtsgrundlagen statt millionenfacher Wanzen



Zu den Plänen von Unions- und SPD Innenministern der Länder, digitale
Spuren von internetfähigen Geräten in Privathaushalten auch als
Beweismittel vor Gericht zu verwenden, erklärt Konstantin von Notz,
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Natürlich müssen Strafverfolgungsbehörden zur Aufklärung von
Straftaten auch moderne Ermittlungsmöglichkeiten haben. Aber es gelten
eben die Grenzen unseres Grundgesetzes. Die Digitalisierung unseres
Lebens darf nicht dazu führen, dass der Einzelne den Ausforschungs-
und Kontrollwünschen des Staates gerade in dem von Art. 13 GG
besonders geschützten Bereich der eigenen Wohnung schutzlos
ausgeliefert ist. So stellt sich auch die Frage immer drängender, ob
die Auswertung von durch sogenannte Smart-Home-Geräte gesammelten
Daten nicht gegen den Grundsatz verstößt, dass ein Beschuldigter sich
nicht selbst belasten muss. Denn dieser eiserne Rechtsstaatsgrundsatz
wird ad absurdum geführt, wenn der Staat sehr umfänglich auf
Datenträger zugreifen darf, die präziser und umfassender Daten und
Informationen preisgeben, an die sich ein Mensch kaum erinnern könnte.
Nicht ohne Grund hat das Bundesverfassungsgericht in diesem Bereich
mit dem Schutz der Integrität informationstechnischer Systeme ein
neues Grundrecht geschaffen. Dies muss rechtlich weiter ausgestaltet
werden.

Darüber hinaus stellen sich bezüglich der rasant voranschreitenden
Verbreitung "smarter" Geräte im privaten Lebensumfeld von
Abermillionen von Nutzerinnen und Nutzern zahlreiche weitergehende
Fragen, die die Bundesregierung endlich mit der angemessenen
Notwendigkeit bearbeiten muss. Ihre bisherigen Versäumnisse sind ganz
massiv. Statt millionenfacher Wanzen in unseren Wohnungen brauchen wir
sichere IoT-Geräte und endlich klare rechtliche Vorgaben,
beispielsweise was Mindeststandards für die IT-Sicherheit
entsprechender Geräte, verpflichtende Sicherheitsupdates und neue
Haftungsregelungen angeht. Auf diese warten wir seit Jahren. Sie
wurden vom federführend zuständigen Innenminister immer wieder
versprochen. Dennoch liegt dem Parlament bis heute kein Vorschlag für
ein "IT-Sicherheitsgesetz 2.0" vor. Das ist ein echtes Problem nicht
nur bezüglich des Grundrechtsschutzes der Bürgerinnen und Bürgern,
sondern auch für die Digitalwirtschaft, die dringend einen
verlässlichen Rechtsrahmen für den Einsatz von Geräten des "Internet
of things" (IoT) braucht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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UMWELT/1851: Artensterben stoppen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Artensterben stoppen!



Zum heutigen Internationalen Tag der Umwelt, der unter dem
diesjährigen Motto "Insekten schützen - Vielfalt bewahren!" steht,
erklären Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik, und Bettina
Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Der massive Schwund der Artenvielfalt ist neben der Klimakrise die
zweite große Bedrohung unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Wir
erleben ein sechstes Massenaussterben, diesmal rasend schnell und vom
Menschen gemacht. Wir brauchen ein Nothilfeprogramm, damit wir den
Verlust an Artenvielfalt endlich stoppen.

Dazu gehört es, die EU-Agrarpolitik so zu reformieren, dass die
öffentlich finanzierten Gelder an den Natur- und Artenschutz gekoppelt
sind und die subventionierte Naturzerstörung ein Ende hat. Solange die
Bundesregierung die EU-Agrarpolitik nicht grundlegend reformiert und
Naturschutz nicht besser finanziert, geht das Insektensterben weiter.

Der Zustand der biologischen Vielfalt hat sich in Deutschland seit
Regierungsantritt von Union und SPD rapide weiter verschlechtert. Es
wurde keine einzige der notwendigen wichtigen Maßnahmen zum
grundsätzlichen Stopp des Artensterbens angepackt. Die vielen Stimmen
aus der Wissenschaft für den Schutz der Insekten erreichen zwar das
Umweltressort, prallen jedoch am Landwirtschaftsministerium ab. Das
ist unverantwortlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/2870: Mehr Wohnraum schaffen - Dachgeschossausbau fördern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Mehr Wohnraum schaffen - Dachgeschossausbau fördern



Anlässlich der Anhörung zum Thema Dachgeschossausbau im Bauausschuss
des Deutschen Bundestages erklärt Daniela Wagner, Sprecherin für
Stadtentwicklung:

Die Anhörung hat verdeutlicht, dass die wir die Möglichkeiten von
Dachausbau und Aufstockung für den Wohnungsbau verstärkt nutzen
sollten. Hierfür wollen wir mit einem speziellen Förderprogramm
zusätzliche Anreize schaffen und 800 Millionen Euro bis 2021 in die
Hand nehmen.

Studien zeigen, dass auf Wohnimmobilien, Parkhäusern in Innenstädten,
Büro- und Verwaltungsgebäuden, eingeschossigem Einzelhandel,
Discountern und Märkten oder der mit der Umnutzung von Leerständen von
Verwaltungsgebäuden bundesweit bis zu 2,7 Millionen Wohnungen
realisiert werden könnten.

Das ist besser als jedes Baukindergeld, das Investitionen auf die
grüne Wiese lockt und keinen neuen Wohnraum in den Innenstädten
schafft. Deswegen wollen wir ein Programm, das die Innenentwicklung im
Bestand stärkt, eine Antwort auf die steigenden Baulandpreise gibt und
einen Wohnungsbau ohne zusätzlichen Flächenfraß ermöglicht. Wir
schaffen so auch Raum für mehr Grün in der Stadt und machen unsere
Städte so widerstandsfähiger gegen extreme Hitze und Starkregen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2869: Entwicklungsinvestitionsfonds darf keine Luftnummer werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2019

Entwicklungsinvestitionsfonds darf keine Luftnummer werden



Zum Launch des Entwicklungsinvestitionsfonds der Bundesregierung
erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Die Ausgestaltung des Entwicklungsinvestitionsfonds lässt befürchten,
dass der Großteil der Mittel letztlich vor allem europäischen
Unternehmen zu Gute kommt. Der Fonds sichert unternehmerische Risiken
mit Steuergeldern ab, um Gewinne für Privatunternehmen zu ermöglichen.
Inwieweit positive Entwicklungseffekte entstehen, bleibt unklar.
Entwicklungsprioritäten der Partnerländer spielen kaum eine Rolle. Der
bisherige Ansatz zur Einbindung der Privatwirtschaft durch das
Programm DeveloPPP, bei dem es sogar Zuschüsse und nicht nur billige
Kredite gab, konnte jedenfalls nicht überzeugen.

Zu loben ist hingegen, dass auch afrikanische kleine und
mittelständische Unternehmen unterstützt werden sollen. Das dynamische
und kreative Unternehmertum in Afrika wird bei der Schaffung von Jobs
und Perspektiven eine Schlüsselrolle spielen. Daher sollte der
Schwerpunkt des Fonds auf die Unterstützung lokaler Unternehmen gelegt
werden.

Denn die Förderung von Privatinvestitionen kann durchaus zu einer
nachhaltigen Entwicklung beitragen. Aber: Privatinvestitionen sind
kein Selbstzweck, sondern müssen sich positiv auf das Gemeinwohl
auswirken. Die Mittel des Entwicklungsfonds scheinen jedoch nicht an
Umwelt- und Sozialstandards gebunden zu sein. Die Fonds-Struktur
verschlechtert die Transparenz und schwächt die Kontrollmöglichkeiten
der Bundesregierung über die eigene Entwicklungszusammenarbeit. Der
Fokus auf die Partnerländer des Compact with Africa führt dazu, dass
die am wenigsten entwickelten Länder nicht in ausreichendem Maße von
der Initiative profitieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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AUSSEN/1842: Blutiges Tiananmen-Massaker vor 30 Jahren in Peking niemals vergessen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Juni 2019

Blutiges Tiananmen-Massaker vor 30 Jahren in Peking niemals
vergessen 

China bleibt aufgefordert, die Aufarbeitung dieses dunklen Kapitels
endlich zu beginnen



Die blutige Niederschlagung der friedlichen Proteste rund um den
Platz des Himmlischen Friedens in Chinas Hauptstadt Peking am 4. Juni
1989 jährt sich zum 30. Mal. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Menschenrechte und humanitäre Hilfe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Die Bilder vom Tiananmen-Massaker haben sich ins kollektive
Gedächtnis eingebrannt. Hunderttausende Menschen haben 1989
wochenlang ein Zeichen für Demokratie und Freiheit und gegen
Korruption gesetzt.

30 Jahre nach der blutigen Niederschlagung der Proteste bleibt die
chinesische Regierung aufgefordert, dieses dunkle Kapitel endlich
offen aufzuarbeiten. Es wäre ein Zeichen der Stärke, Aktivisten und
Bürgerrechtsanwälten, die im Zusammenhang mit den Ereignissen 1989
oder wegen ihres Einsatzes heute für Menschenrechte und Demokratie
festgenommen oder verurteilt wurden, endlich freizulassen.

Die Opfer der blutigen Niederschlagung der Demokratiebewegung, die
sich im Frühsommer 1989 von Peking über weite Teile des Landes
ausbreitete, sind nicht vergessen, auch wenn die chinesische Führung
versucht, den Militäreinsatz rund um den Platz des Himmlischen
Friedens aus dem kollektiven Gedächtnis der Chinesen zu streichen.

Die CDU/CSU-Fraktion fühlt sich den Opfern verbunden, deren Zahl noch
immer nicht bekannt ist. Menschenrechtsverletzungen anzuprangern kann
nicht als Einmischung in innere Angelegenheiten zurückgewiesen werden
- Menschenrechte gelten universell."

 * 
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BILDUNG/1029: Deutschland für Künstliche Intelligenz fit machen bedeutet Zukunft gestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Juni 2019

Deutschland für Künstliche Intelligenz fit machen bedeutet Zukunft
gestalten

Unsere Wirtschaft stärken - KI in die digitale Bildung integrieren



Die Junge Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat sich im Rahmen
ihrer Netzwerktagung am gestrigen Montag mit jungen Mandatsträgern
aus den Ländern und Europa getroffen. Themenschwerpunkt war
Künstliche Intelligenz. Dazu erklären der Vorsitzende der Jungen
Gruppe, Mark Hauptmann, und die Obfrau der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz und stellvertretende
Vorsitzende der Jungen Gruppe, Ronja Kemmer:

"Wir wollen die künstliche Intelligenz jetzt nach vorne bringen,
bevor wir im internationalen Wettbewerb den Anschluss verlieren. Im
Gespräch mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft
haben wir gelernt, dass Künstliche Intelligenz (KI) bereits sehr viel
präsenter in unserem Alltag ist, als die meisten von uns wissen. KI
ist jetzt schon Realität und keine Zukunftsmusik! Gleichzeitig ist
klar geworden, dass KI als Schlüsseltechnologie der Zukunft alle
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereiche durchdringen wird.
Wenn wir diese Zukunft erfolgreich gestalten wollen, dann müssen wir
hierfür schnell die Weichen stellen.

Dies macht die Junge Gruppe auch in ihrem KI Positionspapier
deutlich. Gerade als junge Politiker fordern wir ein viel stärkeres
Umdenken: Deutschland braucht eine breite und starke digitale
Bildung. Hier haben wir mit dem Digitalpakt Schule die
Voraussetzungen geschaffen. Aber das kann nur der Anfang sein. Wir
fordern die Lernfächer Coding und Robotik spätestens ab Sekundarstufe
1. Gemeinsam mit einer innovationsfreundlichen Datenpolitik und einer
soliden Wachstumsförderung für den digitalen Mittelstand können wir
so im internationalen Wettbewerb bestehen und Deutschland als
Spitzenstandort für KI fit machen.

Hier haben wir die Unterstützung unserer jungen Kolleginnen und
Kollegen aus den Landtagen. Auch deshalb ist die Netzwerktagung so
wichtig, um Zukunftsthemen auf den unterschiedlichen
Verantwortungsebenen miteinander abzustimmen."

Hintergrund: 

Das Positionspapier "Deutschland als Spitzenstandort für Künstliche
Intelligenz fit machen!" der Jungen Gruppe finden Sie hier:

www.cducsu.de/fraktion/junge-gruppe

 * 
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FINANZEN/1260: Besserer Schutz vor illegalen Lohnpraktiken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2019

Besserer Schutz vor illegalen Lohnpraktiken

Kampf gegen unberechtigten Bezug von Kindergeld wird ebenfalls
verstärkt



Der Finanzausschuss des Bundestags hat am heutigen Mittwoch das
Gesetz gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch
abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und die zuständigen
Berichterstatter Thomas de Maizière und Johannes Steiniger:

"Mit dem Gesetz gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch werden die Prüfungs- und
Ermittlungstätigkeiten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) weiter
verbessert. So können Arbeitnehmer künftig noch stärker gegen
illegale Lohnpraktiken im Bereich des Menschenhandels und der
Arbeitsausbeutung geschützt werden. Dies ist vor dem Hintergrund
wichtig, dass die Missbrauchsformen in den letzten Jahren immer
komplexer geworden sind und einen überwiegend grenzüberschreitenden
Charakter angenommen haben. Die FKS kann in Zukunft bereits bei der
Anbahnung sowie Täuschung und nicht erst beim Vollzug von illegaler
Beschäftigung, z. B. direkt an den sogenannten Tagelöhnerbörsen,
tätig werden. Dies schützt die Arbeitnehmer und sichert einen fairen
Wettbewerb. Die geplante Erweiterung der Befugnisse der FKS geht mit
einer erheblichen personellen Stärkung einher.

Das Gesetz schafft auch eine bessere Grundlage zur Bekämpfung einer
missbräuchlichen Inanspruchnahme von Kindergeld. Hier geht es um
Fälle, in denen durch Vorlage gefälschter Dokumente und
Scheinarbeitsverträge unberechtigt Kindergeld gezahlt wird. Diese
Zahlungen kamen dabei nicht den Kindern zugute, sondern meist
kriminellen Banden.

Mit dem Gesetz wird eine eigene Prüfungskompetenz der Familienkassen
für die Frage der Freizügigkeitsberechtigung eingeführt und
Zahlungseinstellung bereits bei Betrugsverdacht ermöglicht. Auch
besteht fortan für neu zugezogene Unionsbürger in den ersten drei
Monaten nur dann Anspruch auf Kindergeld, wenn sie Einkünfte
nachweisen. Diese Maßnahmen setzen ein klares Stoppschild gegen
Sozialleistungsmissbrauch und verhindern Anreize, nur wegen des
Kindergeldes nach Deutschland zu kommen.

Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes muss es nun von den Behörden und
Verantwortlichen vor Ort zügig umgesetzt werden."

 * 
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INNEN/3474: Herbst 1989 gehört zum Gedächtnis der Nation


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2019

Herbst 1989 gehört zum Gedächtnis der Nation

Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft brauchen Anerkennung



Am morgigen Donnerstag würdigt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
gemeinsam mit ihrem Koalitionspartner mit dem Antrag "30 Jahre
Friedliche Revolution" die Helden der Einheit von 1989. Dazu erklärt
die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Gitta Connemann:

"Wo waren Sie am 9. November 1989? Jeder wird es wissen. Denn das
Datum gehört zum gemeinsamen Gedächtnis unserer Nation.

Vor 30 Jahren brachten mutige Menschen die Mauer zum Einsturz. Ihre
Sehnsucht nach Freiheit und Demokratie war stärker als die Angst. Die
Bürger in der DDR trieb der Mut der Verzweifelten auf die Straße. Wir
als CDU/CSU-Bundestagsfraktion wollen diesen Mut würdigen.

Denn viele bezahlten dafür einen hohen persönlichen Preis. Eltern,
die der SED ein Dorn im Auge waren, wurden ihre Kinder entrissen, in
Heime gesteckt oder zwangsadoptiert. Menschen wurden bespitzelt und
inhaftiert. Biographien wurden gebrochen. Die Schicksale wirken bis
heute nach.

Das SED-Unrecht können wir nicht ungeschehen machen. Doch wir wollen
Anerkennung und Gerechtigkeit für die Opfer - auch nach 30 Jahren.
Viele Entscheidungen sind hierzu in den letzten Jahrzehnten getroffen
worden. Die größte Not konnte abgefedert werden. Das war und ist eine
Gemeinschaftsleistung der Menschen in Ost und West.

Doch wir wollen für die Opfer der DDR-Diktatur auch in Zukunft
Gerechtigkeit. Deshalb machen wir uns für die Entfristung der
Rehabilitierungsgesetzte stark. Mit einem Härtefallfonds wollen wir
für Gerechtigkeit im Einzelfall sorgen. Wir wollen Kindern politisch
verfolgter Eltern die Rehabilitierung ermöglichen. Zwangsadoptionen
müssen soweit wie möglich aufgeklärt werden. Der Bundesbeauftragte
für die Stasiunterlagen soll zu einem unabhängigen Ansprechpartner
für die Opfer weiterentwickelt werden.

Wenn die Opfer verstummen, brauchen wir das Erinnern und Mahnen für
die Zukunft. Wir setzen uns deshalb für ein Denkmal der Opfer
kommunistischer Gewaltherrschaft. Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
war und ist die Mahnung an das DDR-Unrecht zentral. Unrecht hat kein
Verfallsdatum."

 * 
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MILITÄR/665: Einsatz zählt und zahlt sich aus


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2019

Einsatz zählt und zahlt sich aus

Neues Gesetz - Freiwillig Wehrdienstleistende bekommen mehr Geld



Im Bundestag wird am morgigen Donnerstag das Gesetz zur nachhaltigen
Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr
("Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz") abschließend beraten. Dazu
erklärt der verteidigungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Henning Otte:

"Für neue Soldaten, die sich als freiwillig Wehrdienstleistende
verpflichten, steigt mit dem Gesetz der Wehrsold. Einem Freiwilligen,
der seinem Land dienen möchte, gebührt wie allen anderen
Bundeswehrangehörigen Respekt und Anerkennung. Aus diesem Grund ist
es uns ein besonderes Anliegen, diese Wertschätzung sichtbar und
spürbar zu machen.

Denn nur wenn es uns gelingt, motivierte junge Menschen anzusprechen
und dauerhaft für den Arbeitgeber Bundeswehr zu gewinnen, können wir
die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr nachhaltig erhöhen. Nur eine
starke Bundeswehr ist ein wirklicher Beitrag für Frieden und Freiheit
in Europa.

Außerdem möchten wir hervorheben, dass wir gemeinsam mit der SPD den
ohnehin schon sehr guten Gesetzesentwurf im parlamentarischen
Verfahren noch verbessert haben. So sind bürokratische Hürden bei der
Einsatzversorgung weggefallen. Fürsorge üben wir aus, indem wir an
gesetzlich festgelegten Arbeitszeiten festhalten. Mehrarbeit kann
nach wie vor durch Zeitausgleich kompensiert werden. Um den
Datenschutz zu optimieren, sollen persönliche Informationen gar nicht
oder nur unter strengen Auflagen erhoben werden. Reservisten werden
für ihre Bereitschaft zu dienen noch attraktiver besoldet.
Einsatzgleiche Verwendungen werden Einsätzen auch in den
Versorgungsansprüchen gleichgestellt.

Mit dem Gesetz ebenen wir den Weg hin zu einer personell robusteren
Bundeswehr, um die sicherheitspolitischen Herausforderungen
konsequent anzugehen. Diese Richtung gilt es mit Nachdruck zu
verfolgen - für ein sicheres und freies Deutschland in Europa."

Hintergrund:

Das Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz umfasst Änderungen an über 30
Gesetzen und Verordnungen. Unter anderem sollen die Altersvorsorge
und die sozialen Absicherungen für Bundeswehrangehörige verbessert
werden. Berufsfördernde Maßnahmen werden ausgeweitet. Ferner sollen
die Soldaten ihren Dienst flexibler gestalten können.

 * 
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WIRTSCHAFT/2832: Globale Sozialstandards sichern - Belastungen für Unternehmen vermeiden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2019

Globale Sozialstandards sichern - Belastungen für Unternehmen
vermeiden

Unser Ziel sind freiwillige Selbstverpflichtungen



Über die sogenannte Corporate Social Responsibility (CSR) - die
Verantwortung von Unternehmen für nachhaltige Entwicklung in
Lieferländern - diskutieren Politik und Wirtschaft seit Längerem.
Dazu erklären aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion der wirtschafts- und
energiepolitische Sprecher, Joachim Pfeiffer, und der
entwicklungspolitische Sprecher, Volkmar Klein:

"Dass deutsche Unternehmen in ihren Wirtschaftsbeziehungen mit
Entwicklungs- und Schwellenländern ökologische und soziale Standards
einhalten, ist wichtig. Denn Deutschland ist daran gelegen, über
nachhaltige Produktionsbedingungen zu Wohlstand in Entwicklungs- und
Schwellenländern beizutragen. Dies fördert auch stabile Verhältnisse
vor Ort. Viele deutsche Kunden möchten Produkte kaufen, die unter
Beachtung ökologischer und sozialer Standards hergestellt wurden.
Unternehmerische Verantwortung wahrzunehmen kann daher auch
Wettbewerbsvorteile bieten. Deutsche Unternehmen zeigen bereits heute
- auch im internationalen Vergleich - einen hohen Grad an
unternehmerischer Verantwortung.

Wir fordern die Unternehmen auf, im Bereich CSR weiter freiwillig
aktiv zu sein. Zugleich fordern wir die Bundesregierung auf, alle
Unternehmen darin zu unterstützen, ihre gesellschaftliche
Verantwortung wahrzunehmen.

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung soziale und ökologische
Kriterien in der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr
2020 thematisieren will. Aber auch global muss dieses Thema
weiterverfolgt werden. Wichtig ist, dass nicht nur die Mitarbeiter im
Verantwortungsbereich deutscher Unternehmen, sondern möglichst alle
Arbeitnehmer in Entwicklungs- und Schwellenländern von eingehaltenen
Standards profitieren. Hier sind vor allem die Entwicklungs- und
Schwellenländer selbst in der Pflicht, vor Ort für bessere Arbeits-
und Umweltbedingungen zu sorgen - nicht zuletzt, weil sich alle 187
Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeitsorganisation zur
Einhaltung von deren Kernarbeitsnormen bekannt haben. Zudem haben
sich alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im September 2015 in
der Agenda 2030 zur Abschaffung von Kinder- und Zwangsarbeit
verpflichtet.

Der Nationale Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte ist in diesem
Zusammenhang ein wichtiges Element. Wir setzen uns für seine
konsequente Umsetzung ein. 2020 werden wir prüfen, ob weitere
Maßnahmen erforderlich sind. Sofern dies der Fall ist, plädieren wir
für ein Vorgehen mit Augenmaß. Wir sollten übermäßigen und unnötigen
Bürokratie- und Verwaltungsaufwand, insbesondere für kleinere und
mittlere Unternehmen, vermeiden, das Verhältnismäßigkeitsprinzip
wahren und das Engagement deutscher Unternehmen in Entwicklungs- und
Schwellenländern nicht gefährden. Maßnahmen, die unverhältnismäßig
oder einseitig über das hinausgehen, was andere Länder beschlossen
haben, lehnen wir ab."

 * 
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WIRTSCHAFT/2831: Dachgeschossausbau - Erhebliches Potential für mehr bezahlbaren Wohnraum


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2019

Dachgeschossausbau - Erhebliches Potential für mehr bezahlbaren
Wohnraum



Zu der am heutigen Mittwoch stattgefundenen Anhörung zum Thema
Dachgeschossausbau im Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und
Kommunen können Sie den für Bauen und Wohnen zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Im Mix für mehr bezahlbaren Wohnraum bietet der Dachgeschossausbau
ein erhebliches Potential. Dazu wollen wir die baurechtlichen
Regelungen zu den Baugrenzen flexibilisieren. Eine Investitionszulage
im Rahmen einer steuerlichen Förderung würde einen zusätzlichen Push
geben. Die Nachverdichtung von Bauflächen in den Innenstädten wollen
wir durch eine Änderung im Bauplanungsrecht verbessern."

 * 
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AUSSEN/1871: Völkerrechtswidriger US-Blockade gegen Kuba entgegentreten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Völkerrechtswidriger US-Blockade gegen Kuba entgegentreten



"Die Bundesregierung muss die weitere Verschärfung der
völkerrechtswidrigen US-Blockade gegen Kuba umgehend verurteilen und
in der EU effektive Schritte gegen diese Erpressungspolitik
unterstützen. Die US-Sanktionen nehmen durch die finanzielle
Austrocknung eines ganzen Landes Elend und Tod billigend in Kauf, um
einen Regime-Change zu erreichen, damit darf die Führung von Donald
Trump nicht durchkommen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die zunehmenden
US-Sanktionen gegen Kuba. Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Bundesregierung darf deutsche Unternehmen, die von dem illegalen
Helm-Burton-Blockadegesetz oder anderen US-Regelungen betroffen sind,
nicht weiter alleine lassen. Mit den gezielten Maßnahmen gegen die
Tourismusbranche sind nachweislich auch deutsche Anbieter betroffen.
Die Bundesregierung muss angesichts dieser indirekten Sanktionen gegen
deutsche und europäische Unternehmen die Wiederaufnahme eines seit
1999 ruhenden Klageverfahrens bei der Welthandelsorganisation
entschieden unterstützen.

Die US-Blockade gegen Kuba ist die am längsten andauernde
völkerrechtswidrige Sanktion gegen ein Land. Die aggressive US-Politik
hat Kuba nach Angaben aus Havanna in 60 Jahren fast 934 Milliarden
US-Dollar gekostet und vor allem den Nahrungsmittel- und
Gesundheitsbereich getroffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juni 2019
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EUROPA/1717: EU-Kommission erinnert GroKo an überfällige Hausaufgaben


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

EU-Kommission erinnert GroKo an überfällige Hausaufgaben



Anlässlich der heute veröffentlichten Empfehlungen der EU-Kommission
für Deutschland sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Es ist bemerkenswert, wenn ausgerechnet die EU-Kommission, die andere
Länder gezwungen hat, sich in die Krise zu sparen, der großen
Koalition in Deutschland jetzt mitteilt, dass diese ihren Kurs nach
links korrigieren muss. Dahinter hängen natürlich auch Lobbyinteressen
der Wirtschaft, trotzdem ist die Forderung richtig.

Es gibt einen riesigen Investitionsbedarf in Deutschland. Klimaschutz,
Wohnungsbau und Gesundheit, Verkehr, Bildung und Digitalisierung: Die
Menschen verlangen dringend nach funktionierender Infrastruktur, und
die Wirtschaft hungert nach Investitionen. Gleichzeitig müssen
Menschen mit geringem und mittlerem Einkommen endlich entlastet
werden. Das alles ist überfällig. Wenn die Große Koalition sich von
der EU daran erinnern lassen muss, ist das ein Armutszeugnis.

Wahr ist aber auch: Das alles ist nur finanzierbar, wenn man bereit
ist, die Reichen und Konzerne konsequent zu besteuern und sich vom
Fetisch der schwarzen Null zu verabschieden. Dazu scheint diese
Regierung unter keinen Umständen bereit zu sein.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019
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GESUNDHEIT/1111: Solidarität mit den Protesten bei der Gesundheitsministerkonferenz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Solidarität mit den Protesten bei der Gesundheitsministerkonferenz



"Wer sich nicht kümmert, der erntet Protest. Weder die Arbeitgeber
noch die Bundesregierung werden aus eigener Überzeugung den
Pflegenotstand lösen. Umso besser, dass Beschäftigte aus der
Altenpflege, den Krankenhäusern und der Psychiatrie gemeinsam Druck
machen. DIE LINKE erklärt sich solidarisch mit den Protestierenden",
kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag, die heutigen Proteste bei der
Gesundheitsministerkonferenz in Leipzig. Weinberg weiter:

"Seit Jahren sind die immer schlechter werdenden Arbeitsbedingungen im
Gesundheitsbereich bekannt: Pflege im Minutentakt, Personalmangel,
Kostendruck und Wettbewerb. Leidtragende sind sowohl die
Beschäftigten, als auch Patientinnen und Patienten. Es ist beschämend,
dass gerade im Gesundheitssektor die Kommerzialisierung Einzug in alle
Bereiche gehalten hat und die entsprechenden Folgen von den
Beschäftigten und den Patientinnen und Patienten ausgebadet werden
müssen.

Der Fisch stinkt vom Kopf her: Statt schnell und entschlossen zu
handeln, hat Gesundheitsminister Jens Spahn eine Krankenhausreform
losgetreten, die den Pflegenotstand nicht beseitigen wird. Zu Recht
sind die Beschäftigten der Gesundheitsbranche sauer. Die bloße
Festlegung von Personaluntergrenzen ist nicht ausreichend. Wir
brauchen verbindliche Vorgaben, wie viele Pflegekräfte für wie viele
Patienten und Patientinnen benötigt werden. Dazu brauchen wir ein
pflegewissenschaftliches Instrument zur Ermittlung des
Personalbedarfs. Das wäre ein erster und überfälliger Schritt für eine
echte Lösung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1110: Zu den Protesten bei der Konferenz der Gesundheitsminister


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Zu den Protesten bei der Konferenz der Gesundheitsminister



Heute treffen sich die Gesundheitsminister zu ihrer Jahreskonferenz in
Leipzig. Ver.di hat zu Protesten gegen die Arbeitsbedingungen in der
Gesundheitsbranche aufgerufen. Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE, dazu:

Die Proteste der Beschäftigten aus dem Gesundheitsbereich machen doch
einmal mehr deutlich, dass das halbherzige Herumdoktern von Herrn
Spahn völlig an dem Alltag in Alten- und Krankenpflege vorbei geht.
Wir unterstützen die Forderung der Beschäftigten nach einem
flächendeckenden Tarifvertrag und einem verbindlichen
Personalschlüssel für alle Pflegeberufe. Deshalb fordern wir 100.000
zusätzliche Stellen in der Krankenpflege und 40.000 zusätzliche
Stellen in der Altenpflege. Außerdem benötigt die Altenpflege endlich
einen verbindlichen Mindestlohn von 14,50 Euro. So lange Herr Spahn
die Privatisierung und den Konkurrenzdruck in der Branche weiter
befeuert, werden wir weder zu guten Arbeitsbedingungen noch zu einer
guten Pflege für Betroffene kommen. Mit Pflege und Gesundheit darf
kein Profit gemacht werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5047: Enquete-Kommission KI des Deutschen Bundestags verpasst Partizipation und lässt Bevölkerung weiterhin außen vor


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Enquete-Kommission KI des Deutschen Bundestags verpasst Partizipation und lässt Bevölkerung weiterhin außen vor



"Wir haben uns sehr dafür eingesetzt, dass die Kommission sich
entscheidet, die Bevölkerung rechtzeitig, umfassend und unmittelbar in
ihre Arbeit einzubeziehen. Die Kommission hat sich nun für ein
Partizipations-Feigenblatt entschieden damit erneut die Chance
verpasst, die Öffentlichkeit an der politischen Ausrichtung zum
wichtigen Zukunftsthema Künstliche Intelligenz teilhaben zu lassen. Es
ist und bleibt schwierig, bei Anhörungen Vertreterinnen
zivilgesellschaftlicher Organisationen mit ihrer kritischen
Perspektive und Vorschlägen beispielsweise zu Forschungsschwerpunkten
zu Wort kommen zu lassen", erklärt Petra Sitte, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE und ordentliches Mitglied sowie
Obfrau in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz. Am Montag hat
die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche
Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale"
in ihrer monatlichen Sitzung beschlossen, ein Gutachten in Auftrag zu
geben, wie die Öffentlichkeit die Thesen und Handlungsempfehlungen
einschätzt, die die Kommission bis 2020 erarbeiten soll. Sitte weiter:

"Was zunächst nach einer wünschenswerten Beteiligung der
Zivilgesellschaft aussieht, offenbart sich bei genauem Hinsehen als
halbherziger Versuch, die größtenteils nicht-öffentliche
Kommissionsarbeit nachträglich zu legitimieren. DIE LINKE hatte sich
seit der Einsetzung der Enquete bei der Verhandlung zum Gegenstand und
Umfang des Gutachtens intensiv eingebracht und konkrete Vorschläge
unterbreitet, wie die Zivilgesellschaft schon während der
Kommissionsarbeit einbezogen werden kann, so dass die Wünsche,
Vorschläge und auch Bedenken der Bevölkerung noch in die laufende
Arbeit der Kommission aufgenommen werden können. Die übrigen
Mitglieder der Kommission entschieden sich nun jedoch für ein Konzept,
dass lediglich vorsieht, Meinungen zu den fertigen
Handlungsempfehlungen der Kommission einzuholen, wobei offen bleibt,
wie die Kommission mit diesen Meinungen konkret umgeht.

Zudem kritisiert DIE LINKE die mangelnde Öffentlichkeit der
Kommissionsarbeit. Es ist einfach nicht nachvollziehbar, warum die
Kommission nicht vollständig öffentlich tagt. Wir haben bei jeder
Sitzung interessierte Gäste und Pressevertreter auf der Tribüne. Die
Debatten zu den Themen bleiben der Öffentlichkeit vorenthalten. Das
ist in diesen Zeiten hoch umstrittener und sensibler Zukunftsfragen
das völlig falsche Zeichen an die gesellschaftliche Öffentlichkeit.
Bleibt zu hoffen, dass sich für die zweite Phase der Enquetekommission
ein Umdenken einstellt."
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RECHT/574: Spekulation verhindern, Recht auf Wohnen einführen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Spekulation verhindern, Recht auf Wohnen einführen



"Es ist höchste Zeit, das Recht auf Wohnen im Grundgesetz zu
verankern. Ich begrüße die Forderungen des Deutschen Mieterbundes. Ich
hoffe die Koalition wacht nach diesem Weckruf endlich auf. Der
Mietenwahnsinn geht mit der Großen Koalition ungebremst weiter",
erklärt Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. im Bundestag, zu den aktuellen wohnungspolitischen Forderungen
des Deutschen Mieterbundes. Lay weiter:

"Im letzten Jahr waren mehr als eine Million Menschen in Deutschland
wohnungslos. Mehr als 50.000 Menschen leben ohne Unterkunft auf der
Straße. Insbesondere für Menschen, die ihre Miete nicht mehr zahlen
können, wird das Recht auf Wohnen nicht gewährleistet.

Neben der Grundgesetzänderung brauchen wir vor allem Wohnungen mit
bezahlbaren Mieten. In den letzten fünf Jahren sind über 60.000
Sozialwohnungen jährlich aus der Sozialbindung gefallen. Der geringe
Neubau kann das nicht kompensieren. DIE LINKE plädiert für ein
öffentliches Wohnungsbauprogramm nach Wiener Vorbild. Mit zehn
Milliarden Euro pro Jahr sollen Bund und Länder 250.000 neue
Sozialwohnungen und zusätzlich 130.000 kommunale und
genossenschaftliche Wohnungen bauen.

Darüber hinaus unterstützt DIE LINKE die weiteren Forderungen des
Mieterbunds. Die Abschaffung der Modernisierungsumlage würde die
Mieten für viele bezahlbar halten. Insbesondere die Forderung nach
einem besseren Kündigungsschutz unterstützt DIE LINKE, denn dadurch
kann Wohnungslosigkeit vermieden werden."
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RECHT/573: Katja Kipping zur Petition "Containern ist kein Verbrechen! Wir brauchen eine Gesetzesänderung!"


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Kipping zur Petition 'Containern ist kein Verbrechen! Wir brauchen eine Gesetzesänderung!'



Zur Überreichung der Petition "Containern ist kein Verbrechen! Wir
brauchen eine Gesetzesänderung!", im Rahmen der
Justizminister-Konferenz, erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der
Partei DIE LINKE:

"Das breite Interesse der Zivilgesellschaft ist ein deutliches Zeichen
und Handlungsauftrag zugleich: Containern darf nicht kriminalisiert
werden. Es braucht ein Anti-Wegwerf-Gesetz und ein Verbot für
Großunternehmen, Lebensmittel ungenießbar zu machen. Die weitere
Verwendung von genießbaren Lebensmitteln muss geregelt werden. Andere
EU-Länder zeigen, dass dies möglich und notwendig ist, um Profitgier
und Verschwendungswahn Grenzen aufzuzeigen. Leider führt die Debatte
auch vor Augen, dass es in Deutschland noch immer Menschen gibt, für
die Containern keine Haltungsfrage, sondern existenzielle Grundlage
ist. Ein Armutszeugnis für den Sozialstaat."
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RECHT/572: Jörg Schindler zum Migrationspaket


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Jörg Schindler zum Migrationspaket



Zur Einigung der Bundestagsfraktionen Union und SPD, auf ein
umfassendes Gesetzespaket zur Migration, erklärt Jörg Schindler,
Bundesgeschäftsführer der DIE LINKE.:

"Union und SPD wollen diese Woche im Eiltempo einen Gesetzeskatalog
umsetzen, der einmal mehr deren höchstfragwürdiges Rechtsverständnis
zum Ausdruck bringt. Massive Grundrechtseinschränkungen und
verfassungswidrige Regelungen sollen im Schnellverfahren und ohne
Kritik verabschiedet werden.

Das gesamte Kriminalisierungs-Gesetz steht auf tönernen Füßen.
Asylsuchende sollen in normalen Haftanstalten inhaftiert werden. Ein
Novum. Bisher galt der Grundsatz, dass Straftäter getrennt von
Asylsuchenden inhaftiert werden. Union und SPD wollen diesen
abschaffen und geltendes Verfassungsrecht ignorieren. Nein, hier liegt
keine - wie Seehofer sagte - Notlage vor. Diese Aussage zeigt einmal
mehr, wie wenig Horst Seehofer vom Grundgesetz hält.

Auch das Vorhaben, Asylsuchenden Sozialleistungen zu streichen, ist
ein Verfassungsbruch mit Ansage. Bereits vor Jahren regelte das
Bundesverfassungsgericht, dass einem Menschen in Deutschland
unabhängig vom Aufenthaltsstatus ein Existenzminimum zusteht
(1 BvL 10/10). Es ist erstaunlich und dreist, mit welcher Offenheit
Verfassungsbrüche in ein Gesetz gegossen werden sollen.

DIE LINKE lehnt dieses Gesetzesvorhaben, wie im Übrigen auch alle
vorherigen Gesetzesvorhaben dieser Art ab. Wir fordern Union und SPD
auf, dieses Gesetzesvorhaben zurückzuziehen. Asylsuchende dürfen nicht
weiter kriminalisiert werden. Der Schutz von Menschen auf der Flucht
muss im Fokus einer humanen Asylpolitik stehen und nicht deren
Kriminalisierung. Union und SPD sind angehalten, dass Grundgesetz zu
achten und dieses Gesetzespaket nicht zur Abstimmung zu stellen."
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SOZIALES/2631: Bernd Riexinger zu den Forderungen des Deutschen Mieterbundes


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Bernd Riexinger zu den Forderungen des Deutschen Mieterbundes



Zu den Forderungen des Deutschen Mieterbundes erklärt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Der Deutsche Mieterbund hat den Weg für die Politik aufgezeigt: Es
bedarf eines radikalen Umdenkens in der Wohnungsbau- und
Mietenpolitik. Es besteht akuter Handlungsbedarf, um eine der
wichtigsten sozialen Fragen unserer Zeit zu beantworten. Die Probleme
müssen dringend angegangen werden. Dazu gehören Enteignung der
Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen durch explodierende
Mieten, Verdrängung von Mieterinnen und Mietern, stagnierender
Sozialwohnungsbau und Immobilienfirmen, die Milliardengewinne
abgreifen. Der Staat ist jetzt gefordert, Lösungskonzepte umzusetzen
und die Marktmacht der Immobilienfirmen zu brechen. Der Markt kann und
wird dieses Problem nicht lösen.

Ein Teil der Lösung liegt klar auf der Hand: Das Grundrecht auf
bezahlbaren und angemessenen Wohnraum muss in den Landesverfassungen
verankert werden. Dies ist möglich und notwendig. Lediglich der
politische Wille zur Umsetzung muss parteiübergreifend vorhanden sein.
Die Zeit des Stillstandes, die Zeit wirtschaftsgefälliger Reformen ist
vorbei. Horst Seehofer hat nicht begriffen, dass es eine zentrale
politische Aufgabe ist, den öffentlichen Wohnungs- und
Sozialwohnungsbau zu fördern.

Es müssen jedes Jahr 400.000 Wohnungen gebaut werden, davon mindestens
250.000 Sozialwohnungen. Um die Mieten in den Städten und
Ballungszentren zu senken, bedarf es eines Mietmoratoriums. Kurz: Der
Mietwahnsinn muss gestoppt werden."
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UMWELT/685: Wenn alles brennt, hilft nur noch Waldumbau


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Wenn alles brennt, hilft nur noch Waldumbau



"In Brandenburg stehen bereits am Ende dieses Frühjahrs über 500
Hektar Wald in Flammen. Das entspricht der Fläche, die im Mittel im
gesamten Bundesgebiet jährlich von Waldbränden betroffen ist. Der
ökologische Zustand vieler Wälder ist höchst problematisch. Der
Brandgeruch aus dem Landkreis Teltow-Fläming erreichte gestern
zeitweise sogar das Berliner Regierungsviertel. Der Klimawandel
überfordert die Wald-Monokulturen zusehends. Dass die Menschen in der
Bundeshauptstadt im brütenden Sommer aufgefordert werden müssen,
Fenster und Türen geschlossen zu halten, wird bald zur Normalität
gehören, wenn wir nicht ökologisch gegensteuern. Anlässlich des
heutigen Weltumwelttages erneuern wir deshalb unsere Forderung nach
einem ökologischen Waldumbau", erklärt Ralph Lenkert,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Lenkert weiter:

"Monokulturen müssen sukzessive durch Laubmischwälder ersetzt werden.
Diese können nachgewiesenermaßen wesentlich mehr Feuchtigkeit
aufnehmen, was sowohl bei Dürre hilft, als auch bei Hochwasser
schützt. Laubwälder binden mehr Kohlenstoff als Nadelwälder, sie sind
resistenter gegenüber Wetter-Eskapaden und brennen nicht so leicht.
Ein solcher Umbau ist in wenigen Jahrzehnten möglich und gut für die
Artenvielfalt, vor allem bei Vögeln und Insekten, die sehr
unterschiedliche Lebensräume benötigen. Der Bund sollte hier 30
Millionen Euro als Starthilfe zur Verfügung stellen und den Umbau
zukünftig je nach Bedarf mit bis zu 200 Millionen Euro jährlich
unterstützen. Zusätzlich muss die Bundesregierung endlich die
Verantwortung für die Räumung von Altmunition in den Wäldern
übernehmen, sodass die Feuerwehr dort nicht länger am Löschen
gehindert wird.

Der ökologische Waldumbau wäre im Übrigen mittelfristig sogar für die
Forstwirtschaft lukrativer. Ein bestehender Laubmischwald, der
ökologisch bewirtschaftet wird, wirft mehr und qualitativ
hochwertigeres Holz ab, als die einfachen Monokulturen."
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WIRTSCHAFT/2164: Müllers Entwicklungsinvestitionsfonds - leere Versprechen und falsche Hoffnungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juni 2019

Müllers Entwicklungsinvestitionsfonds: leere Versprechen und falsche Hoffnungen



"Mit der Gründung des Entwicklungsinvestitionsfonds macht
Entwicklungsminister Müller leere Versprechen und weckt falsche
Hoffnungen", kommentiert Eva-Maria Schreiber, für die Fraktion DIE
LINKE Obfrau im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, anlässlich des Startschusses des
Entwicklungsinvestitionsfonds mit dessen zwei Finanzierungselementen
Africa Grow und Africa Connect in Berlin. "Weder ist sicher, dass der
Entwicklungsminister die versprochene Milliarde Euro für den Fonds in
den nächsten Jahren aufbringen wird, noch generiert dieses Geld
automatisch einen entwicklungspolitischen Mehrwert. Vielmehr setzt die
Bundesregierung mit der Gründung des Fonds einen weiteren Schritt
Richtung Privatisierung der Entwicklungszusammenarbeit." Schreiber
weiter:

"Seit einem halben Jahr spricht Entwicklungsminister Müller davon,
dass der Entwicklungsinvestitionsfonds mit einer Milliarde Euro
Haushaltsmittel ausgestattet sein wird. Damit plant Müller mit
Finanzmitteln, die er noch gar nicht hat, da bisher erst die
Startphase des Fonds ausfinanziert ist. Problematischer ist jedoch,
dass die Bundesregierung den Entwicklungsinvestitionsfonds
insbesondere an den Bedürfnissen deutscher Unternehmen und
internationalen Investoren ausrichtet. So zweckentfremdet die
Bundesregierung mit Africa Connect staatliche Entwicklungsgelder für
die Förderung deutscher Unternehmen in Afrika. Bei Africa Grow, der
eigentlich dem afrikanischen Mittelstand stärken soll, arbeitet die
Bundesregierung mit Fondsstrukturen, deren oberste Priorität die
Wahrung der Renditeerwartung von privaten, internationalen Investoren
ist. Zudem kooperiert die Bundesregierung im Rahmen des Fonds mit
autoritären Regimen wie der Militärregierung Ägyptens.

Statt als Außenhandelskammer für die deutsche Wirtschaft zu fungieren,
sollte Entwicklungsminister Müller seine Kräfte darauf konzentrieren,
die Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Entwicklung in Afrika zu
fördern - durch den Aufbau öffentlicher Gesundheitssysteme, der
Förderung demokratischer Teilhabe oder der Stärkung vorhandener
wirtschaftlicher Strukturen, beispielsweise im Agrarsektor."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8509: Heute im Bundestag Nr. 652 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 652

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 14.39 Uhr

1. Anträge zur Grundsteuer abgelehnt

2. Experten: Baurecht hemmt Dachausbau

3. FDP fordert Schutz der sexuellen Vielfalt

4. Staatsvertrag über Militärrabbiner

5. Grüne fragen nach Übungsflügen

6. Linke fragt nach Drohnen der Bundeswehr

7. Wachschutz in der Kinder- und Jugendhilfe



1. Anträge zur Grundsteuer abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am Mittwoch
zwei Anträge von Oppositionsfraktionen zur Grundsteuer abgelehnt. In beiden
Fällen stimmte jeweils nur die den Antrag stellende Fraktion dafür, alle
anderen Fraktionen lehnten ab. Die AfD-Fraktion hatte eine Abschaffung der
Grundsteuer verlangt. In ihrem Antrag (19/8556) heißt es, bei der
Grundsteuer handle es sich faktisch um einen Unterfall der Vermögensteuer.
Während die Vermögensteuer jedoch nicht mehr erhoben werde, solle die
Grundsteuer aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts sogar
reformiert werden. Von den bisher entwickelten Modellen zur Reform der
Grundsteuer lasse sich angesichts von 35 Millionen neu zu bewertenden
Immobilien keines schnell und ohne großen Aufwand umsetzen, schreibt die
AfD-Fraktion. "Unabhängig davon, für welches Modell sich der Gesetzgeber
entscheiden würde, muss davon ausgegangen werden, dass sowohl die
Finanzverwaltung als auch die Finanzgerichte mit der Umsetzung und den
anschließenden gerichtlichen Auseinandersetzungen überlastet wären, so dass
dadurch erhebliche Zusatzkosten entstünden. Die Steuergerechtigkeit im
Einzelfall könnte dabei nicht mehr gewährleistet werden", heißt es in dem
Antrag. Die Steuermindereinnahmen in Höhe von 14 Milliarde
n Euro für Städte und Gemeinden will die AfD-Fraktion mit einem erhöhten
Anteil für die Kommunen an der Lohn und Einkommensteuer kompensieren.

Die FDP-Fraktion hatte eine Grundsteuerreform ohne bürokratische
Belastungen gefordert. In ihrem Antrag (19/8544) heißt es, weder Bürger
noch die Finanzverwaltung dürften administrativ überlastet werden.
"Umfangreiche, kostspielige und gegebenenfalls streitanfällige Bewertungen
von Grundstücken und Gebäuden helfen nicht weiter und können neue Probleme
und Rechtsunsicherheiten eröffnen", schreiben die Abgeordneten. Zu den
weiteren Forderungen der FDP-Fraktion gehört, dass die Reform der
Besteuerung des Grundvermögens aufkommensneutral erfolgen soll. Das Modell
für die Grundsteuer soll rein flächenbasiert sein, wobei einerseits der
Grund und Boden und andererseits die Gebäudenutzfläche in die Bewertung mit
einfließen sollen.

Das Bundesverfassungsgericht hatte am 10. April 2018 die Vorschriften zur
Einheitsbewertung für die Bemessung der Grundsteuer mit dem allgemeinen
Gleichheitssatz als unvereinbar und damit als verfassungswidrig bezeichnet.
Die bisherigen Regeln dürfen allerdings noch bis spätestens zum 31.
Dezember 2024 angewandt werden. Eine Neuregelung muss bis zum Ende dieses
Jahres beschlossen werden. Aus der Koalition hieß es, bis zur Sommerpause
werde sich das Bundeskabinett mit der Neuregelung befassen.

 * 

2. Experten: Baurecht hemmt Dachausbau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Anhörung

Berlin: (hib/fla) Lockerungen bei der Anwendung von Baurecht werden von
Experten als wichtige Schritte bei der Förderung des Ausbaus von
Dachgeschossen eingestuft. Das hat eine Anhörung im Ausschuss für Bau,
Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen ergeben. Die Sitzung unter der
Leitung von Mechthild Heil (CDU) kreiste um zwei Anträge der FDP-Fraktion
(19/6219) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6499).

Die FDP fordert: "Wohnungsmangel bekämpfen - Dachgeschosse nutzen". Die
Grünen propagieren ein "Sofortprogramm Bauflächenoffensive - Hunderttausend
Dächer und Häuser Programm".

Professor Arno Bunzel vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) verwies
auf Untersuchungen, denen zufolge ein quantitativ sehr großes Potenzial für
Dachgeschossausbau und Aufstockung vorhanden ist. Doch sage dies wenig
darüber, wie dieses Potenzial auch tatsächlich nutzbar gemacht werden
könne. Er warnte davor, die Erwartungen solcher Vorhaben zur Lösung der
drängenden Wohnraumversorgungsprobleme zu überschätzen. Mit Blick auf die
Nachbarschaften seien solche Maßnahmen in der Regel außerordentlich
konfliktbehaftet.

Ingeborg Esser (Bundesverband deutscher Wohnungsunternehmen - GdW) verwies
auf einen in der Regel erhöhten Abstimmungs- und Planungsaufwand und setzte
sich für Erleichterungen im Genehmigungsverfahren ein. Sie regte
finanzielle Anreize für flächenschonende Wohnbaumaßnahmen an. Bei
Förderprogrammen solle Kombination und Kumulierung möglich sein, verwies
sie beispielhaft auf altersgerechtes Wohnen oder Sanierungsmaßnahmen.

Klaus Ewald (Wigger & Ewald Projektmanagement für Immobilien GmbH) vertrat
die Ansicht, mindestens in Städten sei es bereits heute baurechtlich
möglich, beim Dachflächenausbau einen vorgezogenen Baubeginn zu gestatten.
Das Problem liege nicht nur in den baurechtlichen Möglichkeiten, sondern in
den kommunal sehr individuell ausgestalteten Handlungsbevollmächtigungen
für die Mitarbeiter in den Genehmigungsbehörden. Die müssten
professionalisiert werden.

Andrej Holm vom Institut für Sozialwissenschaften der Berliner
Humboldt-Universität kritisierte, beiden Anträgen fehle es an sozialer
Präzision. Zwar könne der Dachgeschossausbau als Instrument einer
stadträumlichen Innenverdichtung zur Erweiterung leistbarer Wohnbestände in
den Städten beitragen. Dazu müssten aber die entsprechenden
planungsrechtlichen und förderrechtlichen Bedingungen geschaffen werden.
Auf den Dachgeschossausbau sollten Sozialbauquoten Anwendung finden wie es
sie in vielen Städten für Neubauprojekte gebe.

Thomas Kaup, Bund Deutscher Architekten (BDA), nahm als ein besonderes
Problem die Aufstellflächen für Hubrettungsgeräte der Feuerwehr ins Visier.
Statt finanzieller Anreize für die Dachaufstockungen selbst sollten besser
Berufsfeuerwehren zielgerichtet gefördert werden, um über geeignete
Hubrettungsgeräte flächendeckend verfügbar zu machen. So könne eines der
größten Hemmnisse gegen Dachaufstockungen beseitigt werden. Dies nütze auch
gegen brandschutztechnische Missstände in bestehenden Bauten.

Reiner Nagel (Bundesstiftung Baukultur) befand, Dachaufstockungen
scheiterten häufig an einer restriktiven Verwaltungspraxis und Widerständen
im Umfeld. In den seltensten Fällen seien fehlende finanzielle Mittel
verantwortlich. Fördermaßnahmen seien nur da gefragt, wo sozial gebundener
Wohnraum entstehen soll. Wichtiger sei die Schaffung einer
Unterstützerstruktur, etwa wenn es um Bestandsschutz oder Brandschutz oder
um die Befreiung von der Stellplatzverpflichtung gehe. Der Bund könnte nach
seiner Ansicht kommunale Leitstellen für Wohnungsbau und
Dachgeschoßaufstockungen fördern.

Professor Karsten Tichelmann (Institut für Leichtbau Trockenbau Holzbau an
der Technischen Universität Darmstadt) merkte an, das Bauordnungsrecht und
das Bauplanungsrecht berücksichtigten nicht hinreichend die besonderen
Rahmenbedingungen von Aufstockungen und Nachverdichtungen. Er machte klar,
dass Mieter und auch Nachbarn angemessen beteiligt werden müssen, um
Aufstockungen zu akzeptieren. Dazu zählte er ein Vorzugsrecht für
Bestandsmieter für den Bezug der neu geschaffenen Wohnungen, überdies
Mietergarantien und den Verzicht auf Modernisierungsumlagen.

Kai H. Warnecke (Haus und Grund Deutschland) meinte, Bauvorschriften würden
immer wieder seitens der Bauämter restriktiv ausgelegt. Es sei richtig, die
Hürden für Dachgeschossausbau und Aufstockung zu senken, bevor man über
eine ebenso notwendige Förderung nachdenke. Er sprach sich für politische
Unterstützung solcher Maßnahmen auf kommunaler Ebene aus, mit der Fragen
nach städtebaulichen Qualitäten und nach sozialer sowie verkehrlicher
Infrastruktur mitgedacht und beantwortet werden.

Nach dem Willen der FDP soll der Ausbau genehmigungsfrei werden, sofern aus
statischer und konstruktiver Sicht keine Einwände bestehen und
Treppenbreiten sowie Fluchtmöglichkeiten eingehalten werden. Die zulässige
Geschossflächenzahl für Dachausbau und -aufstockung soll überschritten
werden dürfen, ohne dass Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden müssen. Bei
der Stellplatzverordnung soll es Ausnahmen geben.

Die Grünen möchten mit einem verstärkten Ausbau von Dachgeschossen gegen
die Wohnungsnot in Ballungsräumen vorgehen. Auf dem Land wiederum sollen
Anreize zur Neunutzung leerstehender Häuser gesetzt werden. Die
Bundesregierung solle - etwa über die KfW-Bankengruppe - Förderprogramme
auflegen. Dachflächen sollten besser für die Produktion von Energie genutzt
werden.

 * 

3. FDP fordert Schutz der sexuellen Vielfalt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion setzt sich für den Schutz der
geschlechtlichen und sexuellen Vielfalt in der Europäischen Union ein. In
einem Antrag (19/10553) fordert sie die Bundesregierung auf, sich im
Ministerrat der EU dafür einzusetzen, dass die Grund- und Menschenrechte
von Lesben, Schwulen, Bi-, Trans- und Intersexuellen (LSBTI) unionsweit
geachtet werden. Zudem sollen die bestehenden gleichgeschlechtlichen Ehen
und Lebenspartnerschaften mit allen Rechtsfolgen in allen
EU-Mitgliedsstaaten anerkannt werden und alle Rechtsakte, die in der EU
gegen Diskriminierung aufgrund von Rassismus gelten, auch für
Diskriminierung von LSBTI gelten. Nach dem Willen der Liberalen sollen
zudem Flüchtlinge, die wegen ihrer sexuellen Orientierung der
geschlechtlichen Identität verfolgt werden, unionsweit anerkannt werden.

Die Fraktion weist in ihrem Antrag darauf hin, dass die Menschenrechte von
LSBTI weltweit in vielen Ländern noch immer missachtet werden. In mehr als
75 Staaten sei Homosexualität noch immer strafbar, in sieben Staaten gelte
für sexuelle Handlungen die Todesstrafe.

 * 

4. Staatsvertrag über Militärrabbiner

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung strebt bis Ende des Jahres den
Abschluss eines Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik und dem
Zentralrat der Juden über den Einsatz von Militärrabbinern in der
Bundeswehr an. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/10428) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9882) mit. Die Gespräche
über den Staatsvertrag seien Ende Mai aufgenommen worden. Ebenso sei die
Einrichtung einer muslimischen Seelsorge geplant. Die Wahl der
Vertragsform, der Verhandlungspartner sowie die Anzahl der benötigten
muslimischen Militärseelsorger seien Teil der vorbereitenden Prüfungen.
Derzeit dienen nach Angaben der Regierung schätzungsweise etwa 300 Soldaten
jüdischen Glaubens und 3.000 muslimische Soldaten in den Streitkräften.
Konkrete Angaben über die Religionszugehörigkeit liegen nicht vor, da diese
nur auf freiwilliger Basis erfasst werden.

 * 

5. Grüne fragen nach Übungsflügen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über militärische
Übungsflüge informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/10490) will sie
unter anderem erfahren, für wie viele Tage die militärischen Lufträume 2018
aktiviert waren und wie viele Übungsflüge monatlich stattfanden. Zudem
möchte sie wissen, wie viele Ausnahmeanträge zur Durchführung von
Übungsflügen während der Ruhezeiten gestellt und bewilligt wurden.

 * 

6. Linke fragt nach Drohnen der Bundeswehr

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über den Einsatz
und die Entwicklung von Drohnen der Bundeswehr. In einer Kleinen Anfrage
(19/10488) will sie unter anderem wissen, wann der Betreibervertrag mit
Rheinmetall Airborne Systems für den Betrieb der Drohne "Heron 1" in
Afghanistan endete und aus welchen Gründen dieser anschließend mit
Cassidian beziehungsweise Airbus abgeschlossen wurde. Zudem möchte sie
erfahren, ob die "Heron 1" mit einem Laserzielmarkierer ausgerüstet ist und
welche Lenkwaffen der Bundeswehr die Signale eines Laserzielmarkierers
verarbeiten können.

 * 

7. Wachschutz in der Kinder- und Jugendhilfe

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über den Einsatz
von privaten Wachschutzunternehmen in Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe. In einer Kleinen Anfrage (19/10479) will sie von der
Bundesregierung wissen, ob diese Kenntnisse über den Einsatz von
Security-Firmen seit 2009 hat und wie sie diesen bewertet. Zudem möchte sie
erfahren, ob Aufgaben des pädagogischen Personals durch Wachpersonal
übernommen wurde und welche Anforderungen die Security-Firmen erfüllen
mussten.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 651

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 14.06 Uhr

1. Anträge zum Kohleausstieg abgelehnt

2. Kampf gegen Herz-Kreislauf-Krankheiten

3. Wissenschaftspakte schaffen Sicherheit

4. Kinderrechte im Grundgesetz

5. FDP will Update für Schuldenbremse



1. Anträge zum Kohleausstieg abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat ihr Bekenntnis zu den Ergebnissen
der Kohle-Kommission bekräftigt. Man werde den Bericht in seinen Punkten so
umsetzen, erklärte der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium, Oliver Wittke (CDU), im Wirtschaftsausschuss
am Mittwoch. Auch die Revisionsklauseln würden berücksichtigt. Gleichzeitig
bleibe es bei der Reihenfolge, zunächst den Menschen in den betroffenen
Regionen eine Perspektive zu geben und in einem zweiten Schritt den
Ausstieg aus der Kohleverstromung zu forcieren. Nach der Sommerpause solle
demnach ein Gesetzentwurf eingebracht werden, der den Strukturwandel regelt
und konkrete Fragen zu dessen Ausgestaltung beantwortet. Ein
Kohleausstiegsgesetz werde in der zweiten Jahreshälfte vorgelegt, sagte
Wittke.

Der Ausschuss beschloss in dem Zusammenhang die Ablehnung mehrerer
Oppositionsanträge rund um das Thema. Weder der AfD-Antrag
"Deindustrialisierung Deutschlands stoppen - Ausstieg aus dem
Kohleausstieg" (19/7720) noch der Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel
"Kohleausstieg mit Verantwortung und Weitsicht - Sicher, bezahlbar und
europäisch", der Linksfraktion-Antrag für einen schnellen und
sozialgerechten Ausstieg (19/7703) oder der Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen zu einem sofortigen Einstieg in den Ausstieg (19/7733) fanden eine
Mehrheit.

Vertreter der Regierungsfraktionen erklärten dazu, mit der Verabschiedung
von Eckpunkten des Strukturstärkungsgesetzes sei inzwischen ein
Sofortprogramm auf den Weg gebracht. Die AfD-Fraktion bekräftigte ihr Nein
zum Ausstieg aus der Kohleverstromung, während ein Vertreter der
FDP-Fraktion mahnte, das Vertrauen der Wirtschaft wiederzuerlangen. Ein
Abgeordneter der Linksfraktion erklärte, Nichtstun sei die teuerste Option,
während die Grünen die Bundesregierung zum schnellen Handeln aufriefen.

Zur Kenntnis nahm der Ausschuss einen als Unterrichtung vorgelegten Bericht
des Bundesrechnungshofs über die Koordination und Steuerung zur Umsetzung
der Energiewende durch das Bundeswirtschaftsministerium (19/4550), in dem
die Behörde dem Ministerium Versagen vorwirft.

 * 

2. Kampf gegen Herz-Kreislauf-Krankheiten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Die Patientenbeauftragte der Bundesregierung, Claudia
Schmidtke (CDU), hat im Gesundheitsausschuss des Bundestages ihre
Arbeitsschwerpunkte erläutert. Es gehe ihr im Wesentlichen um Qualität,
Sicherheit und Transparenz im Gesundheitswesen, sagte die Ärztin, die seit
Januar 2019 im Amt ist, am Mittwoch im Ausschuss.

Als einen Schwerpunkt nannte die Herzchirurgin den Kampf gegen
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Dieser "Volkskrankheit" fielen in Deutschland
jährlich mehr als 300.000 Menschen zum Opfer. Die Zahl der Todesfälle liege
damit höher als bei Krebserkrankungen. Ein Expertengremium befasse sich mit
Empfehlungen für eine bessere Versorgung dieser Patientengruppe.

Schmidtke sprach sich ferner für eine Stärkung der geschlechtergerechten
Gesundheitsversorgung aus. So gebe es beispielsweise Unterschiede zwischen
Frauen und Männern, was Symptome und Therapien bei einem Herzinfarkt
betrifft. Bei solchen geschlechtsspezifischen Unterschieden sei mehr
Aufklärung nötig.

Was die Sicherheit betrifft, nannte Schmidtke die Versorgung mit
Arzneimitteln und Implantaten. Das geplante Implantateregister werde mehr
Sicherheit bringen, vorausgesetzt, es würden möglichst schnell viele
Produkte aufgenommen.

Chancen biete auch die Digitalisierung, jedoch sei klar, dass die sensiblen
Gesundheitsdaten sicher sein müssten und den Patienten gehörten, die selbst
entscheiden könnten, für wen sie ihre Daten sichtbar machen wollten. Die
Nutzung der geplanten elektronischen Patientenakte (ePA) müsse freiwillig
sein.

Nach Ansicht Schmidtkes ist das Gesundheitssystem so komplex, dass viele
Patienten nicht überblicken könnten, welche Leistungen ihnen zustünden.
Aufklärung und Information seien daher besonders wichtig, hier seien auch
Ärzte und Krankenkassen gefordert. Das Ziel sei der mündige Patient, der
über die Behandlung mitentscheiden dürfe. Aus ihrer Sicht sinnvoll wäre
überdies ein "Patientenlotse", der sich auch um bürokratische Fragen
kümmern sollte.

Thema in der Aussprache war auch die künftige Gestaltung der Unabhängigen
Patientenberatung Deutschland (UPD).

 * 

3. Wissenschaftspakte schaffen Sicherheit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Bund und Länder hatten in einer Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz am 3. Mai eine Einigung zu den drei
Wissenschaftspakten - "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken"
(Nachfolge Hochschulpakt), Pakt für Forschung und Innovation IV,
"Innovation in der Hochschullehre" (Nachfolge Qualitätspakt Lehre) - bis
2030 erzielt. Das begrüßte die Mehrheit der Fraktionen in der Sitzung des
Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am
Mittwochvormittag. Die FDP kritisierte scharf, dass es bei so einer langen
Festlegung zu wenige Sanktionsmöglichkeiten durch den Bund gebe.

Insgesamt stellen Bund und Länder 160 Milliarden Euro bereit. Auf den
bisherigen Hochschulpakt soll der "Zukunftsvertrag Studium und Lehre"
folgen. Damit sollen die Qualität von Studium und Lehre verbessert werden,
ein bedarfsgerechter Erhalt von Studienkapazitäten und Planungssicherheit
für Hochschulen geschaffen werden. Der Zukunftsvertrag sieht bis 2023
jährlich eine gemeinsame Investition von Bund und Ländern in Höhe von rund
3,8 Milliarden Euro und ab 2024 jährlich insgesamt 4,1 Milliarden Euro vor.

Mit dem "Pakt für Forschung und Innovation" stellten Bund und Länder von
2021 bis 2030 insgesamt rund 120 Milliarden Euro für die außeruniversitären
Forschungseinrichtungen bereit. So soll die Stärkung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wissenschaft geschaffen werden und die
strategische Weiterentwicklung der Wissenschaftsorganisationen erreicht
werden.

Beim dritten Pakt "Innovation in der Hochschullehre" (Nachfolge des
Qualitätspakts Lehre) soll die Förderung der Weiterentwicklung der
Hochschullehre und ihre Stärkung im Hochschulsystem gesichert werden. Bei
diesem Pakt wurde gekürzt. Nun werden dafür jährlich 150 Millionen Euro
bereitgestellt, 50 Millionen Euro weniger als zuvor, was vor allem die
Fraktionen von FDP, Linken und Bündnis 90/Die Grünen in der
Ausschusssitzung kritisierten.

Die FDP hatte in einem Antrag mit dem Titel "Forschungsoutput stimulieren -
Pakt für Forschung und Innovation neu justieren" (19/8957) die Pakte als
solches zwar begrüßt, aber die lange Ausfinanzierung abgelehnt. "Fette
Katzen legen sich in die Sonne", sagte der Vertreter der FDP. Die lange
Finanzierung führe zu einem Zurücklehnen der Forschungsinstitutionen. Zudem
kritisierte die FDP genauso wie die Linke, dass es nicht genug
Frauenförderung im Hochschulsystem gibt. Die AfD sprach sich gegen eine
explizite Frauenförderung aus. Es sollten die besten Köpfe bevorzugt
werden, egal ob Mann oder Frau.

Für die große Koalition lobten sowohl der Sprecher der CDU/CSU wie auch der
SPD die Ergebnisse. Der Vertreter der CDU sagte: "Wir haben eine guten
Forschungsstandort. Die Welt beneidet uns darum." Der Vertreter der SPD
sagte, die Vereinbarung sei ein wichtiges und gutes Signal an das deutsche
Wissenschaftssystem. Der Vertreter der AfD sprach sich vor allem für die
Freiheit von Forschung und Lehre und eine ausreichende Grundfinanzierung
der Hochschulen aus. Die Bundestagsabgeordnete der Linken mahnte eine
bessere Kommunikation von Regierung zu Parlament an, gerade während eines
solchen Verhandlungsprozesses. Kritisch sah sie, dass bei den Pakt das
Thema unbefristete Stellen zu sehr aus dem Augenmerk geraten sei.

Der Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen lobte die Einigung ausdrücklich.
"Stellen Sie sich mal vor, was passiert wäre, wenn es keine Einigung
gegeben hätte", sagte er. Das hätte den Wissenschaftsstandort Deutschland
erheblich geschädigt. Er begrüßte zudem, dass sich die außeruniversitären
Forschungseinrichtungen durch den Pakt für Forschung und Innovation bis
2030 auf jährlich dreiprozentige Aufwüchse verlassen können.

Michael Meister (CDU), Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesministerium für Bildung und Forschung, verwehrte sich gegen den
Vorwurf der FDP, dass die Finanzierung der Pakte bis 2030 dazu führen
werde, dass das Wissenschaftssystem zu träge werde. Er glaube im Gegenteil,
dass die langjährige Finanzierung für den Wissenschaftsstandort Deutschland
die notwenige Sicherheit schaffe. Es gebe regelmäßig Monitorings. Über die
Wissenschaftler und ihre Institutionen sagte Meister: "Man muss in die
Menschen auch ein Grundvertrauen haben."

 * 

4. Kinderrechte im Grundgesetz

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Aufnahme eines eigenständigen Kindergrundrechts in
das Grundgesetz fordert die Fraktion die Linke. Ein von den Abgeordneten
vorgelegter Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes
(19/10622) soll das Kindeswohlprinzip, ein Beteiligungsrecht für Kinder und
Jugendliche sowie das Recht auf die Entwicklung beziehungsweise die
Entfaltung einer eigenständigen Persönlichkeit unter altersgerechten
Lebensbedingungen sicherstellen. Zur Begründung heißt es unter anderem, der
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes habe in der Vergangenheit wiederholt
gravierende Mängel bezüglich der Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in
Deutschland dokumentiert. So würden beispielsweise die in den sogenannten
Hartz IV-Gesetzen vorgeschriebenen Sanktionen kritisiert, in deren Folge
Kinder unterhalb des gesetzlichen Existenzminimums leben müssten. Weiter
heißt es mit Blick auf die Fridays-for-Future-Bewegung, junge Menschen
hätten eine Stimme. Damit diese auch Gehör findet, sei eine
Grundgesetzänderung unabdinglich.

Die Vorlage steht bereits am 6. Juni zusammen mit einem Gesetzentwurf der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10552) zum selben Thema auf der
Tagesordnung des Bundestages.

 * 

5. FDP will Update für Schuldenbremse

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion spricht sich für ein "Update" und eine
Stärkung der sogenannten Schuldenbremse für Bund und Länder aus. In einem
Antrag (19/10616), der am Donnerstag im Plenum beraten werden soll, fordert
die Fraktion von der Bundesregierung, einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorzulegen. Nach Willen der Liberalen soll damit erstens sichergestellt
werden, dass die Schuldenbremse nicht durch den Einsatz einer
privatrechtlichen Beteiligungsgesellschaft der öffentlichen Hand umgangen
werden kann. Zweiten verlangt die Fraktion "einheitliche und öffentlich
kontrollierte Maßstäbe und Berechnungsmethoden"für die Schuldenbremse. Die
Liberalen kritisieren in diesem Zusammenhang, dass die Länder aktuell
versuchen würden, über die Festlegung eigener Berechnungsmethoden die
Schuldenbremse aufzuweichen. Dritten soll eine "wirksame
Tilgungsverpflichtung auch für ausnahmsweise zulässige Schulden" eingeführt
werden, fordert die Fraktion mit Verweis auf die noch nicht zurückgezahlten
Kredite im Zusammenhang mit dem Investitions- und Tilgungsfonds. Viertens
verlangen die Abgeordneten, einen Verstoß gegen die Schuldenbremse
automatisch zu sanktionieren.

Mit dem Antrag sprechen sich die Liberalen gegen Überlegungen aus, die
Schuldenbremse, die seit 2016 für den Bund und ab 2020 für die Länder gilt,
aufzuweichen. Die im Artikel 109 Grundgesetz normierte Regelung gibt vor,
dass die Neuverschuldung grundsätzlich nicht über 0,35 Prozent des
nominellen Bruttoinlandsprodukts steigen darf. Die Schuldenbremse habe
nicht nur den öffentlichen Haushalten, "sondern auch der politischen Kultur
unseres Landes gutgetan", schreiben die Liberalen. Haushaltsdefizite und
öffentlicher Schuldenstand seien deutlich gesunken. Zudem habe die Regel
dazu geführt, dass "die Politik dank der Schuldenbremse heute auf die
Prinzipien von Generationengerechtigkeit und Bürgersouveränität
verpflichtet" sei. Rufe nach einer Aufweichung oder Abschaffung der Regel
kündeten hingegen von einem "Rückfall in kurzfristige Lobby-Politik".
Grundsätzlich sprechen sich die Liberalen zudem gegen zusätzliche
konsumtive Ausgaben aus. Stattdessen solle auf Investitionen gesetzt
werden. Statt die Zinsersparnisse durch die Schuldenbremse dafür zu nutzen,
"versucht diese Bundesregierung, ihre abnehmende Popularität mit immer
neuen Wohlfühl-Programmen zurückzukaufen", kritisiert die FDP-Fraktion in
dem Antrag.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. Drei Gesetze: für Azubis und Asylbewerber

2. Härtere Maßnahmen gegen Schwarzarbeit

3. Migrationspakt passiert Rechtsausschuss

4. Experten: Klimawandel verstärkt Hunger



1. Drei Gesetze: für Azubis und Asylbewerber

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag mehrere Gesetzesprojekte der Bundesregierung auf den Weg
gebracht: Er stimmte sowohl der Erhöhung des Ausbildungsgeldes zu, wie auch
der Anhebung und Neustrukturierung der Regelsätze im
Asylbewerberleistungsgesetz und einem erleichterten Zugang von Ausländern
zu einer Berufsausbildung.

Mit dem Gesetzentwurf (19/9478) zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe
und des Ausbildungsgeldes sollen die jüngsten Änderungen beim
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) nach- und mitvollzogen werden. Im
Detail sieht der Entwurf unter anderem vor, die Unterkunftskosten in der
Berufsausbildungsbeihilfe und im Ausbildungsgeld einheitlich zu
pauschalieren. Außerdem soll die Bedarfsstruktur des Ausbildungsgeldes
deutlich vereinfacht und an jene der Berufsausbildungsbeihilfe angeglichen
werden. Die Höhe des Ausbildungsgeldes soll an die BAföG-Bedarfssätze
angeglichen werden. Erhöhungen soll es auch im Bereich der Werkstätten für
Menschen mit Behinderungen geben, dies allerdings in mehreren Stufen ab
August 2019.

Den Zugang von Ausländern zur Förderung einer Berufsausbildung oder
Berufsvorbereitung nach dem SGB II und SGB III (Zweites und Drittes Buch
Sozialgesetzbuch) vereinfachen, sieht der Gesetzentwurf für ein
Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz (19/10053) vor. Außerdem soll die
Sprachförderung des Bundes für weitere Personengruppen geöffnet werden. Mit
dem Gesetz sollen vor allem Asylbewerber mit Aufenthaltsgestattung und
Geduldete stärker unterstützt werden, die sich um Ausbildung und Arbeit
bemühen. Auch Flüchtlinge, bei denen noch nicht klar ist, ob sie dauerhaft
in Deutschland bleiben, sollen ihren Lebensunterhalt möglichst selbst
verdienen können. Für Ausländer, die vor dem 1. August 2019 nach
Deutschland eingereist sind, wurde die Mindestaufenthaltsdauer als
Bedingung für eine Förderung durch einen Änderungsantrag auf drei Monate
festgelegt.

Mit Änderungen im Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) will die
Bundesregierung den Lebensunterhalt von Asylbewerbern, Geduldeten und
Menschen mit Aufenthaltserlaubnis, die eine Ausbildung absolvieren, besser
absichern. Außerdem werden die Grundleistungen des AsylbLG neu berechnet
und eine neue Bedarfsstufe für die Unterbringung in Sammelunterkünften
eingeführt. Das sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/10052) für
ein Drittes Gesetz zur Änderung des AsylbLG vor. Bisher werden nach Ablauf
der Aufenthaltsdauer von 15 Monaten die Leistungssätze im AsylbLG so
berechnet wie in der Sozialhilfe (SGB XII). Wer sich in einer Ausbildung
befindet oder ein Studium absolviert und auf finanzielle Unterstützung
angewiesen ist, muss anstelle von Sozialhilfe eine Ausbildungsförderung
(BAföG oder Berufsausbildungsbeihilfe) beantragen. Diese steht allerdings
vielen Flüchtlingen nicht offen - sie fallen in eine "Förderlücke" und
brechen oft ihre Ausbildung ab. Mit dem Gesetzentwurf will die
Bundesregierung diese Situation beenden.

 * 

2. Härtere Maßnahmen gegen Schwarzarbeit

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes gegen illegale
Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch (19/8691, 19/9768) zugestimmt.
In der von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) geleiteten
Sitzung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD für den Entwurf,
an dem sie zuvor eine Reihe von Änderungen vorgenommen hatten. Auch die
AfD-Fraktion stimmte zu. Die Fraktion die Linke war dagegen, während sich
die FDP-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthielten. Ein
Entschließungsantrag der FDP-Fraktion wurde abgelehnt.

Mit dem Gesetz kann die Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls (FKS) nicht
nur Fälle von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit prüfen, bei denen
tatsächlich Dienst- oder Werkleistungen erbracht wurden, sondern sie soll
in Zukunft auch die Fälle prüfen, bei denen Dienst- oder Werkleistungen
noch nicht erbracht wurden, sich aber bereits anbahnen. Prüfen soll die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit auch die Fälle, in denen Dienst- oder
Werkleistungen nur vorgetäuscht werden, um zum Beispiel unberechtigt
Sozialleistungen zu erhalten. Zusätzliche Kompetenzen sollen die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit in die Lage versetzen, Ermittlungen im
Bereich Menschenhandel im Zusammenhang mit Beschäftigung, Zwangsarbeit und
Ausbeutung der Arbeitskraft zu führen, um so die Strafverfolgung in diesem
Deliktfeld weiter zu stärken. Besonders ins Visier nehmen soll die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit auch sogenannte Tagelöhner-Börsen. Zur
Bekämpfung des Missbrauchs beim Kindergeldbezug ist vorgesehen, dass neu
nach Deutschland zugezogene Bürgerinnen und Bürger aus EU-Ländern während
der ersten drei Monate von Kindergeldleistungen ausgeschlossen werden
sollen, sofern keine inländischen Einkünfte erzielt werden.

In der Aussprache erklärte ein Sprecher der CDU/CSU, in den
Änderungsanträgen gehe es unter anderem um die rückwirkende Beantragung von
Kindergeld und um einen besseren Datenaustausch zwischen Behörden. Das
Gesetz müsse nach Inkrafttreten mit Leben erfüllt werden, verlangte er. Die
SPD-Fraktion schloss sich an und gab noch eine Erklärung der Koalition zum
Umgang mit sensiblen Daten aus dem Bereich Prostitution zu Protokoll. Ziel
müsse es sein, mehr gegen den Menschenhandel zu tun.

Die AfD-Fraktion forderte eine Personalbedarfsermittlung und mehr
Kosteneffizienz in der Verwaltung. Außerdem verlangte ein Sprecher eine
Evaluierung des Gesetzes.

Die FDP-Fraktion unterstützte die Absicht, mehr gegen illegale
Beschäftigung zu tun und bezeichnete die Datenvernetzung als wichtigsten
Punkt. Ein schärferes Vorgehen gegen den Missbrauch beim Kindergeld sei
überfällig.

Ganz anders beurteilten die Fraktion die Linke und die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen den Ausschluss von EU-Bürgern vom Kindergeldbezug in den
ersten drei Monaten in bestimmten Fällen. Diese Aussetzung sei eine
unzulässige Diskriminierung, hieß es von der Linksfraktion unter Hinweis
auf die Erklärungen mehrerer Sachverständiger in der öffentlichen Anhörung
des Finanzausschusses zu dem Gesetzentwurf. Auch die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen nannte diesen Passus europarechtswidrig.

Die Stärkung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls wurde aber auch on
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen begrüßt. Die FKS müsse aber mehr
Personal bekommen, und die strukturellen Probleme müssten angegangen
werden. Die Linksfraktion wollte sich die positiven Einschätzungen mehrerer
anderer Fraktionen zu dem Entwurf nicht zu Eigen machen. Die zentrale
Ursache für illegale Beschäftigung liege in der Deregulierung des
Arbeitsmarktes.

 * 

3. Migrationspakt passiert Rechtsausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Knapp 40 Tagesordnungspunkte behandelte der Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz in seiner rund dreistündigen 53. Sitzung unter
Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am Mittwoch. Zu Beginn
beschlossen die Abgeordneten die Durchführung einer öffentlichen Anhörung
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung von Vorschriften über
die außergerichtliche Streitbeilegung in Verbrauchersachen und zur Änderung
weiterer Gesetze (19/10348) am 26. Juni 2019. Hintergrund des Entwurfs ist
ein Nachbesserungsbedarf beim Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) von
2016, mit dem erstmalig die Rahmenbedingungen für Schlichtungsstellen
geschaffen wurden. Ein Terminvorschlag für eine dem Gunde nach beschlossene
öffentliche Anhörung zu einem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Änderung
des Aktiengesetzes (19/8233) wurde abgelehnt. Ebenfalls abschlägig
beschieden wurde nach längerer Diskussion ein Antrag der FDP-Fraktion zur
Verbesserung der Entschädigung für Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (19/9927).
Abgeordnete der anderen Fraktionen unterstützten zwar die Stoßrichtung,
werteten den Antrag aber als nicht ausgereift. Für die Bundesregierung
verwies die Parlamentarische Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl (SPD) auf
weiterreichende Verhandlungen im EU-Rahmen. Zu einigen Aspekten sei die
Abstimmung innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.

Weiter nahm das Gremium eine Empfehlung des Unterausschusses Europarecht zu
fünf EU-Drucksachen an und beschloss die Abgabe einer Stellungnahme und die
Bestellung eines Prozessbevollmächtigten zu dem Organstreitverfahren und
dem Antrag auf einstweilige Anordnung 2 BvE 3/19 vor dem
Bundesverfassungsgericht. Dabei geht es um eine Klage der AfD gegen den
Bundestag betreffend die Finanzierung von Stiftungen. Breiten Raum in der
Sitzung nahm der Bericht der Bundesregierung über den Inhalt und die
Beschlüsse der 15. Verbraucherschutzministerkonferenz vom 22. bis 24. Mai
2019 ein. Staatssekretärin Hagl-Kehl informierte über die
Verbraucherschutz-Beschlüsse der Konferenz und beantworte Fragen der
Abgeordneten. Die Beschlüsse betreffen unter anderem die Digitalisierung,
Finanzen und Versicherungen, das Reiserecht, den Schutz vor unseriösen
Geschäftspraktiken sowie Maßnahmen gegen für Verbraucher nachteiligen
Algorithmen. Das Justizministerium werde die Beschlüsse prüfen, sagte
Hagl-Kehl. Eine Reihe von Eckpunkten, die verschiedene Probleme aufgriffen,
sei bereits vorgelegt worden, und Gesetze zum Schutz der Verbraucher vor
Kostenfallen im Internet und vor ungerechtfertigten Inkassoforderungen
seien in Vorbereitung.

Ausführlich diskutierte der Ausschuss über eine Reihe von
Gesetzesentwürfen, Anträgen und weiteren Vorlagen, bei denen er nicht
federführend ist. So nahmen die Abgeordneten unter anderem Gesetzentwürfe
aus dem sogenannten Migrationspaket an, wobei es zu einem erbitterten
Schlagabtausch zwischen Linken und Grünen auf der einen Seite und
Vertretern der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD kam. Konkreter Anlass
war der Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht (19/10047). Zunächst forderte Die Linke
die Absetzung beziehungsweise Vertagung dieses und weiterer Gesetze mit
Verweis auf die Kürze des Gesetzgebungsverfahrens, was mit der Mehrheit der
Koalition abgelehnt wurde. In der folgenden Diskussion warfen Abgeordnete
der Linken und Grünen der Bundesregierung vor, mit dem Gesetz einen
drastischen Eingriff in Grundrechte vorzunehmen und die Menschenwürde zu
verletzen. Es schaffe neue Integrationshindernisse, dehne staatliche
Repression bis weit in die Gesellschaft aus und sei verfassungsrechtlich
bedenklich. Vertreter von CDU/CSU und SPD wiesen die Kritik zurück und
betonten, die große Mehrheit der Zuwanderer würde mit diesem und den
anderen Gesetzen, über die der Bundestag am Freitag abstimmt, gefördert,
und Fehlanreize würden vermieden. Der Parlamentarische Staatssekretär
Christian Lange (SPD) erklärte, die Bundesregierung betrachte das
Gesetzespaket als eine zentrale Weichenstellung. Es gewähren denjenigen
Schutz, die ihn brauchen, und ermögliche Zugang zum Arbeitsmarkt.
Gleichzeitig müssten diejenigen, die nicht anerkannt werden und kein
Bleiberecht haben, das Land verlassen.

Unter dem Tagesordnungspunkt Verschiedenes stellte Manuela Rottmann (Grüne)
die Frage, wie der Stand bezüglich der Leitung des Justizministeriums ist.
Staatssekretär Lange erwiderte, Bundesministerin Katarina Barley (SPD) sei
nach wie vor im Amt.

 * 

4. Experten: Klimawandel verstärkt Hunger

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/JOH) Der Klimawandel stellt nach Ansicht zahlreicher Experten
eine große Herausforderung für die ohnehin schon problematische
Ernährungssituation der Weltbevölkerung dar. Er führe zu vermehrten
Landverlusten und werde in der Folge die Konflikte um knappe Ressourcen
massiv verstärken, warnten sie am Mittwochmorgen in einer öffentlichen
Anhörung im Entwicklungsausschuss zum Thema "Welternährung und
Klimawandel".

Es gebe schon jetzt nicht genug Nahrung, um die Weltbevölkerung gesund zu
ernähren, betonte der Direktor des Zentrums für Entwicklungsforschung
(ZEF), Professor Joachim von Braun, in der dreistündigen Diskussion.
Frühere Berechnungen hätten ergeben, dass jährlich rund 22 Milliarden
Dollar für Ernährungshilfen und Investitionen in die Landwirtschaft der
Entwicklungsländer nötig seien, um bis 2030 eine Welt ohne Hunger zu
schaffen. Durch die wachsenden Klimarisiken müssten nun noch mehr Mittel
aufgewendet werden. Investitionen in Klimaschutz und
Agrarentwicklungspolitik sollten dabei ganz oben auf der Agenda stehen.

Die Landwirtschaft müsse weltweit ökologischer und nachhaltiger werden,
urteilte der Generalsekretär der Deutschen Welthungerhilfe, Mathias Mogge.
Vor allem durch den steigenden Fleischkonsum würden immer mehr Flächen für
Viehhaltung und Futterproduktion verbraucht. Er nannte es auch Aufgabe der
Politik, dem ordnungspolitisch entgegenzuwirken, etwa durch die Einführung
einer CO2-Steuer.

Laut dem Agrarreferenten des FoodFirst Informations- und Aktionsnetzwerks
FIAN, Roman Herre, wird der Klimawandel bis zum Jahr 2100 zu einem
Netto-Land-Verlust von 3,5 Millionen Quadratkilometern führen. Dies
entspreche etwa der doppelten Agrarfläche der Europäischen Union. Besonders
massiv betroffen würden davon die am wenigsten entwickelten Länder sein.
Herre betonte, der Freihandel spiele zwar eine zentrale Rolle bei der
Ernährungssicherung. Aufgrund negativer Effekte - beispielsweise verteuerte
Nahrungsmittel durch hohe Importkosten - sei es jedoch notwendig, den Fokus
stärker auf die Entwicklung lokaler Ernährungsysteme legen.

Gegen die Aussagen der drei Sachverständigen stellte sich der Journalist
Edgar Ludwig Gärtner. Er nannte den Treibhausgaseffekt "nicht nachweisbar"
und die in der Debatte oft genannten Klimaflüchtlinge "Wetterflüchtlinge".
Die Öko-Landwirtschaft sah er als nicht geeignet an, um mehr
Ernährungssicherheit zu schaffen. Wenn die Produktivität der Landwirtschaft
verdoppelt werden müsse, gebe es keine Alternative zu "Kunstdünger und
moderner Gentechnik".

 * 
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Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.54 Uhr

1. Zustimmung zu EU-Richtlinien-Umsetzung

2. Strategie zur Künstlichen Intelligenz

3. Auflistung institutioneller Zuwendungen

4. Förderung von Technik zur Düngung

5. Reduktion von Zucker, Fetten und Salz

6. Geschlechtergerechte Agrarpolitik



1. Zustimmung zu EU-Richtlinien-Umsetzung

Berlin: (hib/HAU) Der Verkehrsausschuss hat am Mittwoch seine Zustimmung zu
einem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/9738) erteilt, mit dem die
Änderung der EU-Richtlinie "bezüglich der Öffnung des Marktes für
inländische Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der
Eisenbahninfrastruktur" in nationales Recht umgesetzt werden soll. Mit der
Änderungsrichtlinie (EU) 2016/2370 sollen die Regelungen zur Unabhängigkeit
von Betreibern der Schienenwege auf Grund der Neuregelung des 4.
Eisenbahnpakets grundlegend neu gestaltet werden. Die Fraktionen von
CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen stimmten für den durch einen
Antrag der Koalitionsfraktion leicht abgeänderten Regierungsentwurf. Die
AfD-Fraktion und die Linksfraktion stimmten dagegen.

Laut der Vorlage muss künftig ein Betreiber von Schienenwegen (EIU)
rechtlich getrennt von Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) - also den
Anbietern der Dienstleistung - sein. In vertikal integrierten Unternehmen -
wie etwa der Deutschen Bahn AG (DB AG) - muss der Neuregelung zufolge der
Infrastrukturbereich von anderen Bereichen innerhalb des Unternehmens
getrennt sein. Keiner der anderen Bereiche dürfe einen bestimmenden
Einfluss auf die Entscheidungen des Betreibers der Schienenwege
hinsichtlich der wesentlichen Funktionen ausüben, heißt es in dem Entwurf.
Geregelt wird auch die Pflicht der Eisenbahnverkehrsunternehmen zur
Aufstellung von Notfallplänen für Fahrgäste im Falle einer Verspätung von
mehr als 60 Minuten.

Während der Debatte im Ausschuss verwies ein Vertreter der Unionsfraktion
darauf, dass ein Großteil der Regelungen schon lang geltendes Recht in
Deutschland sei. Die fehlenden Regelungen seien weitestgehend eins-zu-eins
umgesetzt worden. Das sei gut für die Rechtssicherheit und ein Beitrag
gegen überbordende Bürokratie. Im Änderungsvorschlag von Union und SPD
seien zudem zwei Vorschläge des Bundesrates aufgenommen worden, mit denen
eine Klarstellung bei der Umsetzung der Richtlinie erfolge.

Aus Sicht der FDP-Fraktion ist die begrüßenswerte Idee des 4.
Eisenbahnpakets, zu mehr Wettbewerb auf der Schiene zu kommen, schon im
Vorfeld von mehreren EU-Staaten unterlaufen worden. Zudem habe die
Bundesregierung eben keine eins-zu-eins Umsetzung vorgelegt, was erst durch
den Koalitionsantrag geheilt worden sei. Durch den Gesetzentwurf, so
urteilte der FDP-Vertreter, seien keine wesentlichen Verbesserungen der
Wettbewerbsbedingungen zu erwarten.

Die AfD unterstütze den in der Richtlinie deutlich werdenden
Trennungsgedanken von Netz und Betrieb, sagte ein Fraktionsvertreter. In
keiner Weise sei es jedoch zufriedenstellend, was aktuell an Transparenz
bei der Bahn erreicht worden sei - verglichen mit dem, was bei der
Richtlinienumsetzung möglich gewesen wäre, wurde kritisiert.

Es sei zu begrüßen, dass in der Richtlinie die Möglichkeit geschaffen
worden sei, mit der Deutschen Bahn AG einen integrierten Konzern in
Deutschland zu haben, hieß es von Seiten der SPD. Gut sei auch, dass mit
der Richtlinie und ihrer Umsetzung die Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen Bund und Bahn etabliert worden
sei. Es gebe inzwischen viele andere europäische Staaten, die versuchen
würden, sich an den LuFV zu orientieren, sagte der SPD-Vertreter.

Nach Auffassung der Linksfraktion ist es widersinnig, die Eisenbahnen in
Europa in Konkurrenz zueinander aufzustellen anstatt
Kooperationsvereinbarungen zu treffen. Bei der Eisenbahn handle es sich
nicht um einen beliebigen Markt, sondern um ein öffentliches Gut, sagte die
Fraktionsvertreterin. Das Gesetz führe aber zu einer Verschärfung des
Wettbewerbs, was die Linksfraktion nicht unterstütze.

Auch im Wettbewerb gebe es Kooperationsmöglichkeiten, entgegnete der
Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Er begrüßte die
Richtlinienumsetzung insbesondere angesichts der vorgeschriebenen
Notfallpläne und der vorgesehenen Stärkung der Regulierungsbehörde.

 * 

2. Strategie zur Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Strategie Künstliche Intelligenz (KI) der
Bundesregierung formuliert nicht nur eigene Ziele und Maßnahmen der
Bundesregierung, sondern sie fordert auch explizit die
Wissenschaftsorganisationen und die Wirtschaft auf, durch eigene Beiträge
zur Verwirklichung der strategischen Ziele beizutragen. Dieser
Verantwortung stellen sich die vom Bund geförderten außeruniversitären
Forschungseinrichtungen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10511) auf die Kleine Anfrage der Linken (19/9707).

Die Forschungseinrichtungen arbeiteten im Rahmen ihres jeweiligen Auftrags
und Portfolios an der Weiterentwicklung von KI-Methoden und der Nutzung von
KI für Wissenschaft und Gesellschaft. Dies täten sie im Rahmen ihrer
eigenen Verantwortung und im Rahmen der von Bund und Ländern
bereitgestellten Mittel.

Diese grundfinanzierten Aufwendungen der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen seien nicht in den in der KI-Strategie genannten 3
Milliarden Euro enthalten. Die im Rahmen der 3 Milliarden Euro zur
Verfügung stehenden Mittel für Forschung sollten vor allem für den Ausbau
der Kompetenzzentren für Maschinelles Lernen und Big Data an den
betreffenden Hochschulen aufgewandt sowie für die Gewinnung von
KI-Professorinnen und -Professoren aus dem Ausland eingesetzt werden.

Ein erheblicher Beitrag sei zudem für Anwendungen der KI speziell in den
Bereichen Lebenswissenschaften, Autonomes Fahren und Logistik vorgesehen.
Die Mittel würden hier im wettbewerblichen Verfahren vergeben. Auch
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen könnten sich beteiligen.

 * 

3. Auflistung institutioneller Zuwendungen

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Auf rund 970 Seiten listet die Bundesregierung in einer
Antwort (19/10481) unter anderem Höhe und Empfänger institutioneller
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt zwischen 2013 und 2019 auf. Danach hatte
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8746) erkundigt.

 * 

4. Förderung von Technik zur Düngung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Mithilfe des Agrarinvestitionsförderprogramms (AFP)
können Investitionen in Lagerstätten, Maschinen und Geräte, die zu einer
Emissionsminderung bei Wirtschaftsdüngern führen, bis zum Jahr 2020
gefördert werden. Das teilt die Bundesregierung in einer Antwort (19/10516)
auf eine Kleine Anfrage (19/10112) der FDP-Fraktion zu den Folgen der
Verschärfung durch die Novellierung der Düngeverordnung für die
Landwirtschaft mit. Demnach können unter anderem neue Maschinen und Geräte
zur Aufbringung von flüssigen Wirtschaftsdüngern, wie Injektionsgeräte für
die Aufbringung von Gülle, Gärresten, Jauche und Sickersaft, an Tankwagen
eingebaute Geräte zur Direkteinarbeitung wie Grubber, Scheibeneggen und
Scheibenschlitzgeräte sowie Schleppschuhverteiler gefördert werden.

 * 

5. Reduktion von Zucker, Fetten und Salz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Linksfraktion interessiert sich für den Stand der
Umsetzung der nationalen Strategie zur Reduktion von Zucker, Fetten und
Salz in Lebensmitteln. Die Abgeordneten wollen in einer Kleinen Anfrage
(19/10504) von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche konkreten
Ziele zur Reduktion in Gramm oder Prozent in Fertigprodukten sich jeweils
aus den Prozess- und Zielvereinbarungen des Bundesverbandes des Deutschen
Lebensmittelhandels, des Deutschen Tiefkühlinstituts, des Verbandes der
Getreide- Mühlen und Stärkewirtschaft, des Deutschen Bäckerhandwerks sowie
der Wirtschaftsvereinigung alkoholfreie Getränke ergeben, die bei der
ersten Sitzung des Begleitgremiums zur Reduktionsstrategie am 12. Februar
2019 vorgestellt wurden. Darüber hinaus soll Auskunft darüber erteilt
werden, welche weiteren Maßnahmen geplant sind, wenn die festgelegten Ziele
der Reduktionsstrategie bis zum Jahr 2025 nicht erreicht werden.

 * 

6. Geschlechtergerechte Agrarpolitik

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die aktive Gleichstellungspolitik für Frauen in den
ländlichen Räumen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/10509) der Fraktion
Die Linke. Die Abgeordneten wollen unter anderem von der Bundesregierung
wissen, wie die aktuelle Lebens- und Einkommenssituation von Frauen auf dem
Land sowie in der Landwirtschaft zu bewerten ist und welche
Schlussfolgerungen daraus gezogen werden können.

 * 
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BUNDESTAG/8505: Heute im Bundestag Nr. 648 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 648

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.49 Uhr

1. Plastik-Anträge der Opposition abgelehnt

2. Strategie zum Kunststoffrecycling erfragt

3. Klimaschutzmaßnahmen im Fokus

4. Einsatz von Schwefelhexafluorid

5. Fragen zur aquatischen Biodiversität

6. Fundamentalistische Schulbuchinhalte



1. Plastik-Anträge der Opposition abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit haben sich am Mittwochmorgen mit diversen Anträgen
der Fraktionen AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen zum Umgang mit
Kunststoffabfällen und der Verschmutzung der Meere befasst. Sämtliche
Anträge der Oppositionsfraktionen wurden mehrheitlich abgelehnt.

Die AfD-Fraktion fordert in ihrem Antrag (19/9237) unter anderem ein
Exportverbot für Plastikmüll. Die Bundesregierung soll nach Willen der
Fraktion den Export von Plastikmüll in Staaten, in denen eine
Abfallwirtschaft mit vollumfänglichem Sammeln, Lagern und Verwerten des
Plastikmülls nicht gewährleistet ist", unterbinden. Diese Staaten seien die
Hauptemittenten des Plastikeintrages in Flüsse und Meere, heißt es zur
Begründung. Die Bundesregierung soll sich demnach unter anderem auch für
Wissenstransfer, den Aufbau thermischer Verwertungsanlagen sowie den Aufbau
von Infrastrukturen des dualen Systems in diesen Ländern einsetzen. Der
Antrag wurde mit Stimmen der Vertreter von CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen bei Zustimmung der AfD abgelehnt.

Die FDP-Fraktion fordert in ihrem ersten Antrag (19/3172) unter anderem
mehr Mittel für die "Forschung und Erprobung innovativer Techniken zur
Entfernung von Meeresplastik". Zudem soll sich die Bundesregierung nach
Willen der Liberalen "für eine europäische Strategie zur Reduzierung von
Mikroplastik und Substitution in Wasch- und Reinigungsmitteln sowie
Kosmetika" einsetzen. In einem zweiten Antrag (19/7695) fordert die
Fraktion, die Chancen der Digitalisierung zu nutzen. Zudem soll sich die
Bundesregierung nach Willen der FDP-Fraktion dafür einsetzen, dass
"Konsumgüterproduzenten, die Plastik in ihren Produkten oder Verpackung
ihrer Produkte verarbeiten, in die Pflicht genommen werden, um den Eintrag
von Kunststoffen in die Ozeane maßgeblich zu reduzieren". Beide Anträge
wurden jeweils bei Zustimmung der FDP und Enthaltung der AfD mit Stimmen
der Vertreter der übrigen Fraktionen abgelehnt.

Die Grünen fordern in ihrem ersten Antrag (19/5230) die Bundesregierung
dazu auf, "sich für eine internationale Konvention zur Beendigung des
Eintrags von Plastikmüll" in die Meere einzusetzen. Weiterhin soll die
Bundesregierung nach Willen der Grünen ein "sofortiges Moratorium für
jegliche Plastikmüllexporte in Länder mit nachweislich schlechteren
Müllentsorgungssystemen" aussprechen und perspektivisch ein generelles
Exportverbot von Müll und Schrott beschließen. In einem zweiten Antrag
(19/6129) fordert die Fraktion ein verbindliches Abfallvermeidungsziel,
eine Abgabe auf Wegwerfprodukte, eine Verschärfung der Pfandregelungen und
die deutschlandweite Einführung einer Wertstofftonne. In Deutschland
bestehe riesiger Handlungsbedarf, da Deutschland europaweit "das
Schlusslicht bei der Vermeidung von Verpackungsmüll" sei, heißt es in dem
Antrag. Beide Anträge wurden bei Zustimmung von Grünen und Linken mit
Stimmen der Vertreter der übrigen Fraktionen abgelehnt.

 * 

2. Strategie zum Kunststoffrecycling erfragt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Verwertung von Kunststoffabfällen thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10538). Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem wissen, unter welchen Voraussetzungen in
Deutschland Kunststoffabfälle energetisch verwerten werden. Zudem
interessieren sich die Abgeordneten für Details zu Exporten von
Kunststoffabfällen.

 * 

3. Klimaschutzmaßnahmen im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen Anfrage
(19/10450) nach "Referenzgrößen der geplanten 'Klimaschutzmaßnahmen'". Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, welches
"Restbudget an CO2-äquivalenten Emissionen" für den Klimaschutzplan 2050
und das in Vorbereitung befindliche Klimaschutzgesetz zugrunde gelegt wird.

 * 

4. Einsatz von Schwefelhexafluorid

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Den "Einsatz von Schwefelhexafluorid in der
Energiewirtschaft" thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleine Anfrage (19/10468). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem Auskunft darüber, ob sie Handlungsbedarf sieht, die gestiegene
Verwendung von Schwefelhexafluorid in der Energiewirtschaft zu reduzieren.

 * 

5. Fragen zur aquatischen Biodiversität

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR Die "aquatische und wasserabhängige Biodiversität" ist
Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10487).
Die Grünen interessieren sich darin unter anderem für die Erkenntnisse der
Bundesregierung zum Zustand der aquatischen und wasserabhängigen
Biodiversität und zu den Ursachen für die jeweilige Entwicklung.

 * 

6. Fundamentalistische Schulbuchinhalte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Schulbuchinhalte in Ländern, die mit deutschen
Entwicklungsleistungen unterstützt werden, sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/10528) der AfD-Fraktion. Unter anderem will sie wissen, ob die
Bundesregierung Kenntnis hat von Inhalten, die allgemeinen Fakten,
Grundwerten und Menschenrechten widersprechen. Die Fragesteller beziehen
sich insbesondere auf Afghanistan, Iran, Ägypten, dem palästinensischen
Autonomiegebiet und die Türkei. Hintergrund ist der Beitrag eines
Journalisten in der "Welt", in dem von bisweilen starken
fundamentalistischen Inhalten in den Schulbüchern dieser Länder die Rede
ist.

 * 
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BUNDESTAG/8504: Heute im Bundestag Nr. 647 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 645

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.06 Uhr

1. Verbesserungen bei rechtlicher Betreuung

2. GSG-9-Präsenz in Berlin

3. Minority-SafePack-Initiative

4. Einnahmen durch Luftsicherheitsgebühren

5. Kopftuchverbot für Kinder thematisiert

6. Führung von lnformanten thematisiert



1. Verbesserungen bei rechtlicher Betreuung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich für Änderungen im
Betreuungsrecht ein, um die Qualität der rechtlichen Betreuung zu
verbessern. Während der Sitzung des Ausschusses am Mittwochmorgen wurde mit
den Stimmen aller Fraktionen eine Beschlussempfehlung an den Bundestag
verabschiedet, eine dahingehende Petition dem Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz "als Material" zu überweisen und sie den
Fraktionen des Bundestags zur Kenntnis zu geben.

In der Petition wird unter anderem angeregt, das Betreuungsgesetz um die
Forderung des regelmäßigen Nachweises der Eignung und der Kompetenz in der
Pflichterfüllung der Betreuer zu erweitern. Zur Begründung wird angeführt,
dass Betreuer für die von ihnen Betreuten eine herausragend wichtige
Aufgabe übernehmen würden. Nach geltendem Recht werde aber die Eignung
eines bestellten Betreuers lediglich im Zusammenhang mit seiner Bestellung
überprüft.

In seiner Beschlussempfehlung verweist der Petitionsausschuss auf Paragraf
1897 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), wonach das Betreuungsgericht vor
Bestellung eines Betreuers dessen Eignung zu prüfen habe. Im Hinblick auf
die Vielgestaltigkeit der Betreuungsanlässe und der Unterschiedlichkeit der
Betreuten habe der Gesetzgeber darauf verzichtet, bestimmte formelle
Qualifikationsanforderungen festzulegen, schreibt der Ausschuss unter
Bezugnahme auf Auskünfte der Bundesregierung. Dadurch werde dem
Betreuungsgericht ein möglichst großer Spielraum eingeräumt, für den
einzelnen Betreuten den passenden Betreuer zu finden, heißt es in der
Vorlage.

Das Gericht könne den Betreuer durch geeignete Ge- und Verbote,
erforderlichenfalls auch durch Androhung von Zwangsgeld, zu pflichtgemäßen
Handeln anhalten, wenn es dazu Anlass sehe. Es könne den Betreuer auch
entlassen, wenn seine Eignung nicht mehr gewährleistet ist, heißt es in der
Beschlussempfehlung. Darin werden noch weitere gesetzliche Verpflichtungen
der Betreuer aufgeführt, wie etwa die jährliche Berichtspflicht über die
persönlichen Verhältnisse des Betreuten gegenüber dem Betreuungsgericht.
Nach Auffassung des Petitionsausschusses ermöglichen es diese Instrumente
dem Betreuungsgericht, die Ausübung der Betreuung durch den Betreuer "auch
laufend zu beaufsichtigen und zu kontrollieren".

Gleichwohl seien im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD strukturelle
Verbesserungen bei der rechtlichen Betreuung geplant, schreiben die
Parlamentarier. Dazu sei das Forschungsvorhaben "Qualität der rechtlichen
Betreuung" durchgeführt worden. Nach Angaben des Bundesministeriums der
Justiz und für Verbraucherschutz werden die notwendigen Gesetzesänderungen
im Betreuungsrecht in einem interdisziplinären und partizipativen
Diskussionsprozess zu "Selbstbestimmung und Qualität im Betreuungsrecht"
vorbereitet, der bis Ende 2019 laufen werde, heißt es in der
Beschlussempfehlung. Die Petition, so befinden die Abgeordneten, sei
geeignet, in diese Diskussion mit einbezogen zu werden.

 * 

2. GSG-9-Präsenz in Berlin

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Standortplanungen für die GSG 9 der Bundespolizei
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10514) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10132). Wie die
Bundesregierung darin darlegt, ist die GSG 9 der Bundespolizei in Sankt
Augustin stationiert und die Einrichtung eines zusätzlichen Standortes in
Berlin geplant. Für eine beabsichtigte dauerhafte Unterbringung in der
Liegenschaft Schmidt-Knobelsdorf-Kaserne in Berlin sei die Durchführung von
Baumaßnahmen erforderlich, "mit deren Abschluss nach derzeitiger
Einschätzung nicht vor dem Jahr 2026 zu rechnen ist". Bis dahin werde "eine
Präsenz der GSG 9 der Bundespolizei in Berlin durch Interim-Unterbringungen
ermöglicht".

 * 

3. Minority-SafePack-Initiative

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Minority-SafePack"-Initiative ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/10513) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10117). Wie die Fraktion darin schreibt, fordert
die Europäische Bürgerinitiative "Minority SafePack - eine Million
Unterschriften für die Vielfalt Europas" die Stärkung der Rechte von
sprachlichen und ethnischen autochthonen, nationalen Minderheiten in den
EU-Staaten.

In ihrer Antwort führt die Bundesregierung aus, dass sie grundsätzlich
stets weitere Bestrebungen zum Schutz und zur Förderung nationaler
Minderheiten befürwortet. Zu den einzelnen Forderungen der Europäischen
Bürgerinitiative ,Minority SafePack' gibt es noch keine Position der
Bundesregierung", heißt es in der Antwort weiter. Es bleibe zunächst
abzuwarten, "ob und wann die Organisatoren der Initiative diese mit den
validierten Unterschriften der Europäischen Kommission offiziell vorlegen
und inwieweit die Kommission gegebenenfalls die einzelnen Forderungen der
Initiative aufgreift".

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass das Rahmenübereinkommen
des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten und die Europäische
Charta der Regional- oder Minderheitensprachen bereits ein hohes
Schutzniveau für die nationalen Minderheiten in Europa gewährleisteten.
Beim Umgang mit der "Minority SafePack"-Initiative werde daher zu
berücksichtigen sein, "dass auf Ebene der Europäischen Union kein
,Konkurrenzregime' zu diesen beiden Europaratsabkommen etabliert werden
sollte, durch das ineffektive Parallelstrukturen geschaffen werden".

 * 

4. Einnahmen durch Luftsicherheitsgebühren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte von der
Bundesregierung erfahren, in welcher Höhe in den vergangenen fünf Jahren an
den 13 von der Bundespolizei kontrollierten Flughäfen
Luftsicherheitsgebühren eingenommen worden sind. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/10500) unter anderem danach,welche Ausgaben aus
dem Bundeshaushalt für die Luftsicherheitskontrollen diesen Einnahmen
gegenüber stehen.

 * 

5. Kopftuchverbot für Kinder thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, ob es nach Auffassung
der Bundesregierung gegen das Diskriminierungsverbot und das Grundrecht der
Religionsfreiheit verstößt, ein Kopftuchverbot für Kinder zu fordern.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/10551) unter anderem
danach, ob es nach Auffassung der Bundesregierung gegen das
Diskriminierungsverbot und das Grundrecht der Religionsfreiheit verstößt,
ein Verbot der Vollverschleierung im öffentlichen Raum zu fordern,

 * 

6. Führung von Informanten thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, ob das Bundeskriminalamt (BKA), die Bundespolizei oder der Zoll
Informanten zur Gewinnung von Informationen führte oder führt. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/10508) unter anderem
danach, wie viele Informanten BKA, Bundespolizei oder Zoll gegebenenfalls
seit 2015 führten oder führen.

 * 
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BUNDESTAG/8503: Heute im Bundestag Nr. 646 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 646

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.29 Uhr

1. Alternative Wohnformen bedeutsam

2. Haushalt des Patentamts

3. Linke fragt nach Terrorismusverfahren

4. Folgen von Eon-RWE-Transaktion

5. Folgen des Schornsteigerfegergesetzes

6. Europäische Arzneimittelpreise



1. Alternative Wohnformen bedeutsam

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Ansicht der Bundesregierung kann der Ausbau
alternativer Wohnformen zusätzliche Kapazitäten auf dem Wohnungsmarkt
schaffen und kann somit auch einen Beitrag zur Verbesserung der
Wohnungssituation in Ballungsgebieten und in den Universitätsstädten
leisten. Diese Auffassung vertritt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10486) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10032), die sich
nach sogenannten "Wohnpaaren auf Zeit" erkundigt hatte. In der Antwort
erläutert die Regierung auch, wie Wohnraumüberlassungen und im Gegenzug
erbrachte Dienstleistungen steuerlich behandelt werden.

 * 

2. Haushalt des Patentamts

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Einen detaillierten Überblick über die Verwendung der
Haushaltsmittel des Deutschen Patent- und Markenamts (DPMA) gibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10466) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9473). Die Abgeordneten hatten bemängelt, dass die
Haushaltspläne aus ihrer Sicht nicht alle Fragen über Ausgaben und
Anschaffungen beantworten und sich die tatsächliche Verwendung der Mittel
nicht nachvollziehen lässt. In der Antwort begründet die Bundesregierung
den Anstieg der Ausgaben des DPMA in den Jahren 2014 bis 2019 und belegt
mit sich auf über 40 Seiten erstreckenden Tabellen die Verwendung der
Mittel im Bereich Informationstechnik sowie im Bereich Verwaltung in den
jeweiligen Jahren. In einer separaten Vorbemerkung zu ihren Antworten auf
mehrere Fragen schreibt die Bundesregierung, nach Maßgabe der einschlägigen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sei der Aufwand zur
Beantwortung dieser Fragen in dem von den Fragestellern geforderten
Detaillierungsgrad - auch unter Berücksichtigung der Möglichkeit einer
weiteren Fristverlängerung - unzumutbar. Die Aufbereitung der gewünschten
Informationen würde eine Bindung von Arbeitskraft der Mitarbeiter des DPMA
in einem immensen Umfang erfordern. Demnach wären allein für die
Haushaltsjahre 2014 bis 2018 rund 50 000 Rechnungen durchzusehen und
auszuwerten. Insgesamt wäre danach auf der Grundlage einer sehr
vorsichtigen Schätzung ein Arbeitsaufwand von rund 518 Personentagen
anzusetzen, den das DPMA kurzfristig nicht zu leisten vermöge.

 * 

3. Linke fragt nach Terrorismusverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach Einzelheiten zu drei Gruppierungen aus dem Bereich
"politisch motivierte Kriminalität - ausländische Ideologie", gegen die im
vergangenen Jahr Verfahren nach Paragraf 129b des Strafgesetzbuches geführt
wurden, fragt die Fraktion Die Linke die Bundesregierung. Dabei handelt es
sich der Kleinen Anfrage (19/10498) zufolge um die in Nigeria aktiven
Gruppierungen Niger Delta Militants (Iceland-Kult) und Niger Delta Avengers
sowie das der pakistanischen Regierung angehörende Mutahida Qaumi Movement
(MQM). Dass das deutsche Staatsschutzrecht nun auch gegen Milizen im
erdölreichen Nigerdelta und eine liberale Regierungspartei in Pakistan zur
Anwendung komme, heißt es in der Anfrage, bestärke die Fragesteller in der
Auffassung, dass es sich beim Paragrafen 129b, dessen Anwendung einer
Verfolgungsermächtigung der Bundesregierung bedürfe, in erster Linie um ein
Instrument deutscher Außenpolitik handelt. Die Abgeordneten beziehen sich
auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zu
Terrorismusverfahren im Jahr 2018 (19/8732, 19/9773).

 * 

4. Folgen von Eon-RWE-Transaktion

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Auswirkungen der geplanten Transaktion zwischen den
Konzernen Eon und RWE auf den Energiemarkt geht es in einer Kleinen Anfrage
(19/10469) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten
interessieren sich für die Verschiebung von Marktanteilen, wenn die
Unternehmen wie beabsichtigt Vermögenswerte und Geschäftsbereiche
austauschen. Sie verweisen ausdrücklich auch auf die Folgen für regionale
und lokale Märkte, auf denen sich Konzentrationen erhöhen würden.

 * 

5. Folgen des Schornsteigerfegergesetzes

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt, welche Folgen die Reform des
Schornsteinfegergesetzes für Wettbewerb und Verbraucherschutz hat. In einer
Kleinen Anfrage (19/10472) erkundigen sich die Abgeordneten außerdem nach
Kerndaten der Branche seit Inkrafttreten einer Gesetzesnovelle 2013, mit
der die Monopolstellung von Bezirksschornsteinfegern aufgelöst werden
sollte.

 * 

6. Europäische Arzneimittelpreise

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die europäische Preis- und Erstattungspolitik für
Arzneimittel ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/10510) der AfD-Fraktion.
Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem danach, ob die EU-Kommission
die jetzige Regelung, wonach die Preispolitik für Medikamente nationale
Angelegenheit der EU-Staaten ist, ändern will und wie die Bundesregierung
dazu stünde.

 * 
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BUNDESTAG/8502: Heute im Bundestag Nr. 645 - 05.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 645

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittoch, 5. Juni 2019, Redaktionsschluss: 09.44 Uhr

1. AfD-Kandidaten für Hischfeld-Stiftung

2. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung

3. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

4. Glaser für Sondergremium vorgeschlagen

5. Gremium des Bundesschuldenwesens

6. Mittel für Transparency International



1. AfD-Kandidaten für Hischfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Für das Kuratorium der "Bundesstiftung Magnus Hirschfeld"
schlägt die AfD-Fraktion erneut Uwe Witt als Mitglied und Petr Bystron als
Stellvertreter vor (19/10567). Beide Abgeordnete hatten bereits im Mai für
das Gremium kandidiert, die erforderliche Stimmenmehrheit jedoch verpasst.
Zweck der Stiftung ist die Förderung von Bildung, Wissenschaft und
Forschung, um vor allem die nationalsozialistische Verfolgung Homosexueller
und das Leben und Werk des Arztes und Sexualwissenschaftlers Magnus
Hirschfeld (1868-1935) in Erinnerung zu halten, sowie das Leben und die
gesellschaftliche Lebenswelt Homosexueller zu erforschen und ihrer
Diskriminierung entgegenzuwirken.

 * 

2. AfD-Kandidatin für Mahnmal-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Als Mitglied des Kuratoriums der "Stiftung Denkmal für die
ermordeten Juden Europas" schlägt die AfD-Fraktion erneut die Abgeordnete
Nicole Höchst vor (19/10566). Höchst hatte bereits im Mai für das Gremium
kandidiert, die erforderliche Stimmenmehrheit jedoch nicht erreicht. Das
Kuratorium beschließt über alle grundsätzlichen Fragen, die zum
Aufgabenbereich der Stiftung gehören. Es bestellt den Direktor und den
Beirat. Alle Fraktionen des Bundestages, die Bundesregierung, das Land
Berlin, der Förderkreis Denkmal für die ermordeten Juden Europas, der
Zentralrat der Juden in Deutschland, die Jüdische Gemeinde zu Berlin, das
Jüdische Museum Berlin, die Stiftung Topographie des Terrors und die
Arbeitsgemeinschaft der KZ-Gedenkstätten in Deutschland entsenden
Vertreter.

 * 

3. AfD-Vorschlag für Vertrauensgremium

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat Birgit Malsack-Winkemann erneut als
Mitglied des Vertrauensgremiums gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der
Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. (19/10563). Malsack-Winkemann hatte
in einem ersten Anlauf Mitte Mai keine Mehrheit erhalten.

 * 

4. Glaser für Sondergremium vorgeschlagen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Albrecht
Glaser als Mitglied und den Abgeordneten Volker Münz als Stellvertreter zur
Wahl als Mitglied des Sondergremiums gemäß Paragraf 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen (19/10565). Glaser und
Münz hatten in einem ersten Anlauf Mitte Mai keine Mehrheit erhalten.

 * 

5. Gremium des Bundesschuldenwesens

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat die Abgeordneten Marcus Bühl und
Wolfgang Wiehle erneut als Mitglieder des Gremiums gemäß Paragraf 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes vorgeschlagen (19/10564). Bühl und Wiehle
hatten in einem ersten Anlauf Mitte Mai keine Mehrheit erhalten.

 * 

6. Mittel für Transparency International

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung und
Transparency International Deutschland erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/10471). Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, ob und in welcher Höhe der Organisation zwischen 2008
und 2018 Mittel aus dem Bundeshaushalt zugeflossen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8501: Heute im Bundestag Nr. 644 - 04.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 644

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 4. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.51 Uhr

1. AfD-Kandidat Otten tritt erneut an

2. Geringe Palmölimporte aus Afrika

3. Rückkehrprogramm zeigt gute Ergebnisse

4. Hilfe für Flüchtlingslager in Nahost

5. Kooperation mit al-Quds-Universität

6. 135 Europarats-Übereinkommen ratifiziert



1. AfD-Kandidat Otten tritt erneut an

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion schlägt zum dritten Mal ihren
Abgeordneten Gerold Otten als Bundestagsvizepräsidenten vor. Das geht
aus einem Wahlvorschlag (19/10562) der Fraktion hervor. Otten war
zuvor in zwei Wahlgängen gescheitert.

Der 63 Jahre alte ehemalige Berufsoffizier stammt aus Bayern und
vertritt im Bundestag den Wahlkreis München-Land.

Die AfD ist bereits mit zwei Wahlvorschlägen gescheitert. Weder die
Rechtsanwältin Mariana Iris Harder-Kühnel noch der Jurist Albrecht
Glaser erhielten in jeweils drei Wahlgängen die nötige Mehrheit.

 * 

2. Geringe Palmölimporte aus Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die deutschen Importe an Palmöl und Palmkernöl aus
afrikanischen Staaten sind nach Angaben der Bundesregierung "relativ
gering". So seien in den vergangenen Jahren nennenswerte Mengen an
Palmkernöl lediglich aus Côte d'Ivoire sowie aus Nigeria importiert
worden, schreibt sie in einer Antwort (19/10484) auf eine Kleine
Anfrage (19/9646) der AfD-Fraktion.

Palmöl gelte als Rohstoff mit hohem Risiko indirekter
Landnutzungsänderung. Seine Anrechnung als Biokraftstoff werde auf den
Stand von 2019 eingefroren. Ab 31. Dezember 2023 solle dieser
sukzessive verringert und ab 31. Dezember 2030 nicht mehr als
Biokraftstoff auf die Ausbauziele für Erneuerbare Energien
beziehungsweise Treibhausgasminderungsziele angerechnet werden, betont
die Bundesregierung.

 * 

3. Rückkehrprogramm zeigt gute Ergebnisse

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die im Rahmen des Rückkehrprogramms "Perspektive
Heimat" des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) unterstützten Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen haben
laut Bundesregierung im Anschluss in mehr als 50 Prozent der Fälle zu
einem dauerhaften Beschäftigungsverhältnis geführt. Durch das Programm
seien außerdem bis Ende März 2019 zirka 270.000 Bleibeperspektiven und
konkrete Reintegrationsangebote in den Herkunftsländern geschaffen
worden, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/10485) auf
eine Kleine Anfrage (19/10018) der AfD-Fraktion. Sie bewertet die
Arbeit der im Zuge der Initiative geschaffenen
Migrationsberatungszentren daher positiv.

 * 

4. Hilfe für Flüchtlingslager in Nahost

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Für die Ursachen der humanitären Krise in den
Flüchtlingslagern im Nahen Osten 2014 und 2015 interessieren sich die
Abgeordneten der AfD. Mittels einer Kleinen Anfrage (19/10470) möchten
sie unter anderem erfahren, welche Mittel speziell des Ministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) von 2013 bis 2018
für das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen und das
UN-Welternährungsprogramm zur Verfügung gestellt hat und für welche
Empfängerstaaten dieses bestimmt war. Außerdem wollen sie wissen, was
2015 zur Kürzung der Mittel führte.

 * 

5. Kooperation mit al-Quds-Universität

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Entwicklungsleistungen für die al-Quds-Universität
mit Standorten in und um Jerusalem sind wiederholt Gegenstand einer
Kleinen Anfrage (19/10446) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten berufen
sich auf Zeitungsberichte, denen zufolge die Universität am 13.
Februar 2016 den Terroristen B.A., der am 13. Oktober 2015 mit Schuss-
und Stichwaffen einen Anschlag auf einen Bus in Jerusalem verübt
hatte, mit einer Gedenkveranstaltung geehrt habe. Die Fragesteller
interessieren sich nun für das Ergebnis der Prüfung des Sachverhalts
durch die Bundesregierung sowie die möglich hieraus erwachsenen
Konsequenzen für die weitere Zusammenarbeit mit der
al-Quds-Universität.

 * 

6. 135 Europarats-Übereinkommen ratifiziert

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Bis Februar 2019 hat Deutschland von den 223
Übereinkommen des Europarates 135 ratifiziert, 44 unterzeichnet, 46
nicht unterzeichnet und fünf aufgekündigt. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/10411) der Bundesregierung zum Stand der
Unterzeichnung und Ratifizierung europäischer Abkommen und
Konventionen durch die Bundesrepublik Deutschland hervor.

Das System der Übereinkommen des Europarats solle weiterhin mit Blick
auf Relevanz und Modernisierungsbedarf überprüft werden und sich an
den Kernkompetenzen des Europarats - Schutz und Förderung von
Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in ganz Europa -
ausrichten, heißt es darin weiter. Das Ministerkomitee habe sich
anlässlich seines Jahrestreffens im Mai 2016 erneut für die Stärkung
des Konventionssystems ausgesprochen und die Verpflichtung der
Mitgliedstaaten zur nationalen Umsetzung von Urteilen des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte unterstrichen.

 * 
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BUNDESTAG/8500: Heute im Bundestag Nr. 643 - 04.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 643

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 4. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.54 Uhr

1. Hilfe für Opfer der Colonia Dignidad

2. Deutsch-polnisches Gedenkjahr

3. Rolle der US-Airbase Ramstein

4. Digital-Koordinierung im Kanzleramt



1. Hilfe für Opfer der Colonia Dignidad

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Für die Opfer der "Colonia Dignidad" soll ein
Hilfsfonds für Individualleistungen eingerichtet werden mit dem Ziel,
die Folgen zu mildern, die den Betroffenen aufgrund ihres Aufenthalts
dort entstanden sind. Das geht aus dem als Unterrichtung (19/10410)
vorliegendem Hilfskonzept der Gemeinsamen Kommission von Deutschem
Bundestag und Bundesregierung hervor. Basierend auf einem
Zwei-Säulenmodell sollen demnach Opfer pro Person bis zu 10.000 Euro
für Ausgaben für Gesundheit, Pflege und Bildung erhalten können: Bis
zu 7.000 Euro in einem vereinfachten Verfahren, bis zu 3.000 Euro bei
Vorlage konkreter Verwendungsnachweise.

Empfänger seien deutsche und chilenische Staatsangehörige, die in der
"Colonia Dignidad" seinerzeit "ihren tatsächlichen Lebensmittelpunkt
hatten, ohne dem Täterkreis zugerechnet zu werden". Die Kosten
beziffert die Gemeinsame Kommission für den Zeitraum 2019 bis etwa
2024 auf rund 3,5 Millionen Euro. Vorgesehen werden sollen diese
Gelder für den Hilfsfonds selbst sowie für die Errichtung und den
Betrieb von Anlauf- und Beratungsstellen.

Laut Gemeinsamer Kommission wurden in der "Colonia" Frauen, Männer und
Kinder über Jahrzehnte hinweg Opfer entsetzlicher Verbrechen. Der 1961
aus Deutschland geflohene ehemalige Jugendpfleger Paul Schäfer und
seine Vertrauten hätten eine kriminelle Sekte errichtet, deren
Machtstruktur sich auf psychische und physische, einschließlich
schwerster sexueller Gewalt, auf Sklavenarbeit und Denunziantentum,
auf ständige Überwachung und systematische Einschüchterung gegründet
habe. "Schäfer riss Familien auseinander, missbrauchte zahllose Kinder
und arbeitete aktiv mit den Schergen der Pinochet-Diktatur bei Folter,
Mord und Verschwindenlassen von Regimegegnern zusammen." Die
Überlebenden würden bis heute massiv unter den schweren psychischen
und körperlichen Folgen nach jahrelang zugefügten Verletzungen durch
Gewalt, Missbrauch, Ausbeutung und Sklavenarbeit leiden. "Die
vielfältigen Formen der gezielten Entwürdigung in der 'Kolonie Würde'
haben Wunden gerissen, die bis heute nur schwer oder überhaupt nicht
verheilen." Das gemeinsame Hilfskonzept von Bundestag und
Bundesregierung sei "in Anerkennung der erlittenen körperlichen und
seelischen Verletzungen der Betroffenen und in Respekt vor der Würde
des Menschen" entwickelt und beschlossen worden.

 * 

2. Deutsch-polnisches Gedenkjahr

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Über die Planungen zum Gedenken an den deutschen
Überfall auf Polen und den Beginn des Zweiten Weltkriegs im Jahre 1939
gibt die Bundesregierung in der Antwort (19/10406) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9426) Auskunft. "80 Jahre nach
Kriegsbeginn, 30 Jahre nach den friedlichen Revolutionen in
Mitteleuropa und 15 Jahre nach dem EU-Beitritt Polens ist es der
Bundesregierung ein Anliegen, sich mit dem Nachbarn Polen noch stärker
um eine gemeinsame Erinnerungskultur zu bemühen und die Aufarbeitung
der deutschen Schreckensherrschaft in Polen zu vertiefen."

In diesem Sinne unterstütze die Bundesregierung eine
zivilgesellschaftliche Initiative zur Errichtung eines Denkmals in der
Mitte Berlins zum Gedenken an die polnischen Opfer der deutschen
Besatzung 1939 bis 1945. Teil der von den Regierungen Deutschlands und
Polens angestrebten gemeinsamen Erinnerungskultur seien im Jahr 2019
die zentralen Gedenkveranstaltungen in Polen an historischen Orten
deutscher Schreckensherrschaft. Der polnische Staatspräsident Andrzej
Duda habe Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier zur Teilnahme an den
zentralen Gedenkveranstaltungen am 1. September 2019 nach Wielun sowie
nach Warschau eingeladen. Außerdem habe der polnische Außenminister
Jacek Czaputowicz seinen deutschen Amtskollegen Heiko Maas zum 75.
Jahrestag des Beginns des Warschauer Aufstands am 1. August 2019 nach
Warschau eingeladen.

 * 

3. Rolle der US-Airbase Ramstein

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt nach eigenem Bekunden "den
intensiven Dialog mit den USA zu Fragen des Drohneneinsatzes und der
Rolle des Luftwaffenstützpunkts Ramstein fort". Wie sie in der Antwort
(19/10477) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10071)
schreibt, bringe sie im Rahmen des Dialogs mit den USA regelmäßig die
Forderung zum Ausdruck, dass sich die US-Streitkräfte in Deutschland
gemäß ihrer Verpflichtungen aus dem Nato-Truppenstatut, insbesondere
Artikel II, verhalten und in Deutschland geltendes Recht,
einschließlich des relevanten Völkerrechts, achten. "Die US-Seite
bestätigt regelmäßig, sich der Erfüllung dieser Forderung verpflichtet
zu sehen."

 * 

4. Digital-Koordinierung im Kanzleramt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hält die Digitalisierung für
eines der wichtigsten Themen überhaupt. In einer Antwort (19/10426)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9310)
heißt es, für die Koordinierung des Themas Digitalisierung sei in
dieser Legislaturperiode ein Kabinettsausschuss gebildet worden.
Dieses "Digitalkabinett" solle das zentrale Gremium für
digitalpolitische Fragen auf höchster politischer Ebene sein, bereite
Entscheidungen der Bundesregierung vor und begleite deren Fortschritt.
Außerdem sei der politische Bereich durch die Berufung von
Staatsministerin Dorothee Bär als Beauftragte der Bundesregierung für
Digitalisierung erweitert worden. In der Antwort werden außerdem die
Digitalisierungsstrategien von Ministerien und obersten Bundesbehörden
vorgestellt.

 * 
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EUROPA/1625: Scholz muss sich für Defizitverfahren gegen Italien einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Juni 2019

DÜRR: Scholz muss sich für Defizitverfahren gegen Italien
einsetzen



Zur Empfehlung der EU-Kommission, ein Defizitverfahren gegen Italien
einzuleiten, erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Christian Dürr:

"Es ist ein wichtiges Zeichen, dass sich die Europäische Kommission
für ein Defizitverfahren gegen Italien ausgesprochen hat. Es gibt
Regeln, an die sich alle Mitgliedstaaten halten müssen, um die
Stabilität der Eurozone zu gewährleisten. Das gilt auch für Italien.
Statt teure Wahlgeschenke zu versprechen, hätte die italienische
Regierung schon längst grundlegende Reformen anpacken sollen, um die
hohen Schulden ab- und die Wettbewerbsfähigkeit aufzubauen.
Bundesfinanzminister Scholz muss sich nun im Rat der Finanzminister
dafür einsetzen, dass die Mitgliedstaaten dem Verfahren zustimmen.
Ein Bruch der Fiskalregeln darf nicht folgenlos bleiben."

 * 
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INNEN/4762: Verwendung digitaler Spuren ist generelles Ausspionieren aller Bürger


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Juni 2019

THOMAE: Verwendung digitaler Spuren ist generelles Ausspionieren
aller Bürger



Zu den Medienberichten über die geplante Verwendung von digitalen
Spuren erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan
Thomae:

"Es ist erschreckend, dass inzwischen offen über ein generelles
Ausspionieren aller Bürger nachgedacht wird. Da mittlerweile nahezu
jedes technische Gerät mit einem Mikrofon ausgestattet ist, wäre dies
das Einfallstor für eine Welt voller Wanzen. Zu einem solch
unverhältnismäßigen staatlichen Eingriff in die Freiheit der Bürger
darf es nicht kommen. Die Verwendung von digitalen Spuren schafft
nicht mehr Sicherheit und ist in erster Linie Ausdruck der
Überwachungsfantasien einzelner Innenminister. Die Bürgerrechte
müssen geachtet und dürfen von Union und SPD nicht weiter Stück für
Stück beschnitten werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4761: Deutschland braucht einen neuen Aufbruch


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Juni 2019

LINDNER-Statement: Deutschland braucht einen neuen Aufbruch



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Vieles verändert sich. Es gibt technologischen Wandel. Wir
stehen am Ende einer erfolgreichen Wachstumsphase. Wir haben einen
Handelskonflikt zwischen den USA und China. Wir haben eine
Protestbewegung auf der Straße für mehr Klimaschutz. Aber was wir
nicht haben, ist eine handlungsfähige Regierung. Deutschland ist
gelähmt.

Die SPD ist in einer schwierigen Lage. Von unserer Seite gibt es da
keinen Spott, keine Häme und keine Schadenfreude. Wir waren selbst in
einer solchen Situation. In ihrer Lage ist die SPD aber nicht
regierungsfähig. Wir haben keinen Optimismus, dass sich dies
kurzfristig ändern kann. Im Gegenteil: Das Ende der Großen Koalition
ist nur eine Frage der Zeit. Deutschland braucht deshalb einen neuen
Aufbruch. Das Heft des Handelns dazu liegt bei der Union.

Wir als Freie Demokraten wären jetzt und in der Zukunft bereit,
wesentliche notwendige Vorhaben im Deutschen Bundestag zu
unterstützen.

Erstens, wir sind am Ende eines Konjunkturzyklus und es droht eine
wirtschaftliche Abkühlung. Die FDP wäre sofort bereit, im Deutschen
Bundestag eine Unternehmenssteuerreform zu unterstützen, die
Arbeitsplätze und Wachstum in Deutschland sichert. Dazu müsste die
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags gehören.

Zweitens, die Große Koalition plant, im wichtigen Bildungsbereich in
den nächsten Jahren zu kürzen. Sollte die Union anbieten, stattdessen
in Bildung und in Zukunftschancen zu investieren, eine
Exzellenzinitiative berufliche Bildung beispielsweise auf den Weg zu
bringen, dann würden wir dem im Deutschen Bundestag zustimmen.

Wir sehen drittens, dass es einen Wunsch gibt nach mehr wirksamen
Klimaschutz. Auch wir teilen das Ziel, in Deutschland die
internationalen Vereinbarungen, die unser Land geschlossen hat, zu
erfüllen. Gegenwärtig haben wir die höchsten Energiepreise Europas,
die höchsten CO2-Vermeidungskosten weltweit und erreichen trotzdem
die Klimaziele nicht. Wenn es also einen Vorschlag gibt,
marktwirtschaftlich und mit Technologieoffenheit auf einem
günstigeren Weg die Klimaziele zu erreichen, dann würden wir dem im
Deutschen Bundestag zustimmen.

Und wir brauchen eine Antwort auf der europäischen Ebene. In vielen
Fragen, Migration, digitaler Binnenmarkt, Handelspolitik, Europäische
Verteidigungsgemeinschaft, Energie- und Klimaunion, sind wir
sprachlos. Auch das soll und muss sich verändern.

Wenn entsprechende Anfragen an uns gerichtet werden, wir sind bereit,
sachorientiert zu entscheiden und einen neuen Aufbruch im Deutschen
Bundestag zu unterstützen. [...]"

 * 
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VERKEHR/585: Digitale Mobilität ist ein Schlüssel zu mehr Nachhaltigkeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Juni 2019

LUKSIC: Digitale Mobilität ist ein Schlüssel zu mehr Nachhaltigkeit



Zur Forderung des Deutschen Städtetags nach einer schnelleren
Verkehrswende erklärt der verkehrspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Digitale Mobilität ist ein Schlüssel zu mehr Nachhaltigkeit. Hier
besteht dringender Handlungsbedarf: Wir brauchen eine vernetzte und
intelligente Verkehrslenkung und -infrastruktur, um den Verkehr zu
verflüssigen. Wer Staus und Behinderungen auflöst, senkt die
Belastung bei Anwohnern, Fußgängern und weiteren Verkehrsteilnehmern.
Dazu ist auch eine massive Beschleunigung beim Glasfaser- und
Mobilfunkausbau notwendig. Deutschland braucht digital vernetzte
Städte und keine Verbots- und Verteuerungskultur mit dem Zweck, Autos
aus den Städten zu verbannen und die individuelle Mobilität der
Bürger einzuschränken."
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1112: Bäume und Hecken an Straßen liefern Beitrag zur Artenvielfalt (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 58/2019

In seiner Sitzung am 28. Mai:

Vorsitzender Rombach: Bäume und Hecken an Straßen liefern Beitrag
zur Artenvielfalt



Stuttgart. Der Ausschuss für Verkehr war Ende Mai 2019 auf
Informationsfahrt in Merklingen und Münsingen. In seiner Sitzung am
Dienstag, 28. Mai, beschäftigten sich die Mitglieder des Ausschusses
auf Antrag der CDU-Fraktion mit der Bedeutung von Bäumen und Hecken,
die entlang von Straßen gepflanzt sind. "Bäume, Sträucher und Gebüsche
an Straßen und anderen Verkehrswegen bieten einer Vielzahl an Vögeln,
Insekten, Kleinsäugern, Reptilien und Pflanzenarten einen Lebensraum",
erklärte der Ausschussvorsitzende Karl Rombach (CDU). Dabei müssten
die Belange des Betriebs und der Verkehrssicherheit aber
selbstverständlich berücksichtigt werden.

Wenn Straßen neu- oder ausgebaut werden, würden Hecken und Bäume am
Straßenrand in der Regel neu gepflanzt, wie Rombach berichtete. Um die
Verkehrssicherheit zu gewährleisten, müsse dabei auf einen ausreichend
großen Abstand zur Fahrbahn geachtet werden. Insbesondere Gehölze mit
Stammumfängen von mehr als 25 Zentimetern könnten nämlich Hindernisse
darstellen, da nicht selten zu schwersten oder gar tödlichen
Verletzungen führten. Die Abstände zum Fahrbahnrand liegen dabei
zwischen 4,5 und 12 Metern, abhängig von der Höchstgeschwindigkeit auf
der Strecke.

Wie der Ausschussvorsitzende mitteilte, sei es Ziel der Bepflanzungen
an den Verkehrswegen, die Gras- und Grünholzflächen so zu gestalten
und zu pflegen, dass sie zugleich Lebensraum für vielfältige Tier- und
Pflanzenarten seien. Damit leiste man einen Beitrag zur Artenvielfalt.
Gleichzeitig müssten auch die Belange der Verkehrssicherheit
berücksichtigen werden. So müssten Verkehrsknotenpunkte zwingend
erkennbar sein und Verkehrszeichen und Sichtmöglichkeiten an
Kreuzungen freigehalten werden. Eine weitere Pflegemaßnahme sei es,
den Straßenraum von überhängenden Ästen zu befreien und Totholz zu
entfernen. Diese Pflege naturverträglich zu gestalten, sei ein Ziel
der "Naturschutzstrategie Baden-Württemberg", so der
Ausschussvorsitzende abschließend.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1111: Diätenanpassung zum 1. Juli 2019 (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 56/2019

Diätenanpassung zum 1. Juli 2019

Nach Maßgabe der allgemeinen Einkommens- und Kostenentwicklung



Stuttgart. Orientiert an den vom Statistischen Landesamt
festgestellten Daten zur allgemeinen Einkommens- und Kostenentwicklung
werden die Diäten der Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg
zum 1. Juli 2019 angepasst. Grundlage hierfür ist das sogenannte
Indexierungsverfahren, das vom Landtag im Jahr 2005 eingeführt und im
Juni 2016 für die 16. Wahlperiode bestätigt wurde. Nach Angaben der
Landtagspressestelle erhöht sich entsprechend dieser Bemessungsmethode
die steuerpflichtige Grundentschädigung für die Parlamentarierinnen
und Parlamentarier um 3,1 Prozent auf 8.210 Euro.

Wie die Landtagspressestelle weiter bekannt gibt, werden zudem die
Kostenpauschale um 2,0 Prozent auf 2.252 Euro und der Vorsorgebeitrag
für die eigenständige Altersvorsorge um 3,08 Prozent auf 1.805 Euro
erhöht. Bemessungszeitraum für die aktuelle Anpassung ist das Jahr
2018.

Indexierungsverfahren bedeutet, dass die Entschädigung auf der
Grundlage von statistischen Maßzahlen angepasst wird. Für die
Grundentschädigung teilt das Statistische Landesamt die Veränderung
des Nominallohnindex für Baden-Württemberg mit, der die allgemeine
Einkommensentwicklung in Baden-Württemberg abbildet. Für die
Kostenpauschale ermittelt das Statistische Landesamt den Wert anhand
der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes für Baden-Württemberg,
während sich der Vorsorgebeitrag an der Entwicklung des Höchstbeitrags
zur allgemeinen Rentenversicherung ausrichtet.

Auf der Grundlage dieser Werte werden die neuen
Entschädigungsleistungen errechnet und von der Landtagspräsidentin im
Gesetzblatt für Baden-Württemberg veröffentlicht.

Bekanntmachung der Landtagspräsidentin vom 4. Juni 2019

https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/bekanntmachungen/Bekanntmachung%20der%20Landtagspr%c3%a4sidentin%20vom%204.%20Juni%202019.pdf
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RHEINLAND-PFALZ/5163: Wie gelingt ein Gedenken ohne Zeitzeugen? (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Wie gelingt ein Gedenken ohne Zeitzeugen?

Rheinland-Pfalz setzt Gedenkarbeit von Parlamenten auf Tagesordnung
von Präsidentenkonferenz



Wie kann ein Gedenken an historische Ereignisse gelingen, wenn es
keine Zeitzeugen mehr dafür gibt? Diese Frage hat Landtagspräsident
Hendrik Hering in dieser Woche auf der Konferenz der Präsidentinnen
und Präsidenten der deutschen Landesparlamente, des Bundestages und
des Bundesrates in Würzburg aufgeworfen. Er regte an, dass sich die
Parlamente auf dem Feld der Gedenkarbeit stärker vernetzen und
regelmäßig in einer Arbeitsgruppe "Zukunft der Gedenkarbeit"
austauschen.

"Das Begehen von Gedenktagen wie beispielsweise der Gedenktag für die
Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar hat in der
Erinnerungskultur der Parlamente glücklicherweise bundesweit seinen
festen Platz gefunden", sagte Hendrik Hering. Dabei komme insbesondere
bei Gedenktagen an die Opfer der NS-Zeit den Berichten von Zeitzeugen
eine zentrale Rolle zu. Die Zahl derjenigen, die diese Zeit vor rund
80 Jahren noch persönlich erlitten und in Parlamenten oder auch in
Schulen davon berichten könnten, nehme jedoch kontinuierlich ab.


Mehr Einbindung von jungen Menschen und Medien

Um zu erfahren, wie die Parlamente bundesweit mit dieser Thematik
umgehen, hatte der rheinland-pfälzische Landtag im Vorfeld der
Präsidentenkonferenz eine Umfrage bei Landesparlamenten, Bundestag und
Bundesrat gestartet. Erste wesentliche Erkenntnisse hieraus sind, dass
nahezu sämtliche Parlamente Zeitzeugenberichte in ihre Gedenkarbeit
einbinden und diese eine zentrale Rolle spielen. Teilweise haben
Parlamente bereits heute Schwierigkeiten, Zeitzeugen zu finden.

Wie gehen die Parlamente nun mit dieser Herausforderung um? Die
Mehrheit der Parlamente sieht in der Einbeziehung von Zeitzeugen und
Zeugen der zweiten und dritten Generation eine Möglichkeit, das
Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus lebendig zu halten. Auch
sollen verstärkt junge Menschen in der Gedenkarbeit eingebunden
werden. Auch der verstärkte Einsatz von digitalen Medien für
Interviews uns Aufnahmen von Zeitzeugen der ersten Generation wird als
eine Lösungsmöglichkeit gesehen. Und auch der Einsatz von
biografischen Ausstellungen, Tagebüchern und Stolpersteinen soll die
Erinnerung authentisch wachhalten.


Tagung zu Gedenken in Ruanda und Israel

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass Zeitzeugen nicht nur bei der
Erinnerung an die NS-Zeit eine wichtige Rolle spielten, sondern auch
bei anderen historischen Ereignissen wie dem Tag der Deutschen
Einheit, die Erinnerung an die Opfer der SED-Diktatur, dem
Volkstrauertag oder auch bei landestypischen Ereignissen.

"Unsere Umfrage bestätigt, dass die Erinnerungskultur eine wesentliche
Aufgabe unserer Parlamente ist und Gedenkarbeit insbesondere die
Geschichte für junge Menschen erlebbar machen kann", sagte Hendrik
Hering. Parlamente seien dafür wichtige außerschulische Lernorte.
Zudem plane der rheinland-pfälzische Landtag im kommenden Jahr eine
Tagung zum Umgang mit dem Gedenken im rheinland-pfälzischen
Partnerland Ruanda infolge des dortigen Genozids 1994 und in Israel
nach der Shoah am Beispiel der Gedenkstätte Yad Vashem.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5162: Landtag weist auf Rolle der Archive hin (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 4. Juni 2019

Fenster zur rheinland-pfälzischen Demokratiegeschichte

Landtag weist auf Rolle der Archive hin

Internationale Archiv-Woche vom 3. bis 9. Juni 2019



Anfang Juni feiern Archive auf der ganzen Welt auf Anregung des
Internationalen Archivrats (https://www.ica.org/en/deutsch) die
Internationale Archiv-Woche vom 3. bis 9. Juni. Die Veranstaltung soll
auf die Rolle der Archive in der Gesellschaft aufmerksam machen und
auf die Bedeutung der Archivarbeit hinweisen. "Auch die Archive der
Parlamente, die Entscheidungsprozesse im Parlament dokumentieren und
dauerhaft zugänglich machen, sind hierbei von herausragendem Wert",
betonte Landtagspräsident Hendrik Hering. Mit ihrer Arbeit stellten
sie langfristig die Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Legitimität
von demokratischen Entscheidungen sicher. "Parlamentsarchive sind
darüber hinaus ein Fenster zur rheinland-pfälzischen
Demokratiegeschichte".

Das Archiv des Landtags Rheinland sammelt und dokumentiert
insbesondere Drucksachen, Protokolle und sonstige parlamentarische
Unterlagen und führt die Datei der Abgeordneten seit der ersten
Wahlperiode. Es bewahrt damit die Geschichte der rheinland-pfälzischen
Demokratie. Zahlreiche Dokumente aus dem Archiv können als PDF-Scans
im Internet abgerufen werden. Die Unterlagen sind unter anderem über
das online abrufbare Offene Parlamentssystem "OPAL" 

(http://opal.rlp.de/starweb/OPAL_extern/index.htm) erschlossen.

Während der Öffnungszeiten kann das Archiv nach Anmeldung (Telefon:
06131-208-2404/E-Mail: archiv@landtag.rlp.de) öffentlich genutzt
werden. Für Fragen steht fachkundiges Personal gerne bereit.

Das Aufgabenspektrum des Parlamentsarchivs ist vielfältig. Dazu
gehören beispielsweise die Betreuung von Archivnutzern, die
Bestandserhaltung der Parlamentsmaterialien und Sammlungen, das
Erstellen digitaler Fassungen, die Videodokumentation oder die
Information der Öffentlichkeit bei Tagungen und
Landtagsveranstaltungen.

Mehr Informationen und die Öffnungszeiten finden sich auf der Homepage
des Landtags unter:

https://www.landtag.rlp.de/Dokumente/Archiv-Bibliothek/
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FINANZEN/1845: Illegale Beschäftigung, Schwarzarbeit und Sozialleistungsmissbrauch bekämpfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Illegale Beschäftigung, Schwarzarbeit und Sozialleistungsmissbrauch bekämpfen



Ingrid Arndt-Brauer, zuständige Berichterstatterin;

Michael Schrodi, zuständiger Berichterstatter:

Der Finanzausschuss hat heute das Gesetz gegen illegale Beschäftigung
und Sozialleistungsmissbrauch beschlossen. Der Zoll kann nunmehr
effektiver gegen illegale Beschäftigung vorgehen. Es werden wirksame
Maßnahmen zur Verhinderung der unberechtigten Inanspruchnahme von
Kindergeld eingeführt.

"Der Finanzausschuss hat heute das Gesetz gegen illegale Beschäftigung
und Sozialleistungsmissbrauch beschlossen. Es bündelt Aufgaben und
Befugnisse zur Bekämpfung von Schwarzarbeit in der Finanzkontrolle
Schwarzarbeit (FKS). Künftig kann die FKS konsequenter gegen das
Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen, Sozialleistungsbetrug
und illegale Beschäftigung vorgehen sowie die Einhaltung gesetzlicher
Mindestlohnverpflichtungen überprüfen. Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer können so besser vor illegalen Lohnpraktiken geschützt
werden. Im parlamentarischen Verfahren haben wir Vorschläge des
Bundesrates umgesetzt, mit denen der behördenübergreifende
Datenaustausch weiter gestärkt wird.

Das Gesetz sieht auch umfassende Maßnahmen zur Bekämpfung der
unberechtigten Inanspruchnahme von Kindergeld vor. Die Familienkassen
sollen überprüfen können, ob Antragsteller über ein für die
Leistungsgewährung ausreichendes Aufenthaltsrecht verfügen. Der
Kindergeldanspruch wird stärker mit dem Freizügigkeitsrecht verknüpft.
Neu zugezogene und nicht erwerbstätige EU-Bürgerinnen und Bürger haben
künftig in den ersten drei Monaten keinen Anspruch auf Kindergeld.

Für die Familienkasse wird die Möglichkeit geschaffen, laufende
Kindergeldzahlungen in begründeten Zweifelsfällen vorläufig
einzustellen. Diese bereits im Bereich der Arbeitsförderung vorhandene
Verfahrensweise wird auf das Kindergeldrecht übertragen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3061: Digitale Kommunikation muss vertraulich bleiben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Inneres

Digitale Kommunikation muss vertraulich bleiben



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Saskia Esken, zuständige Berichterstatterin:

In den Beschlussvorlagen für die Konferenz der Innenminister werden
zahlreiche neue Überwachungsmaßnahmen gefordert, die über jedes Maß
hinauszielen. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert Innenminister
Seehofer auf, die vom Bundesverfassungsgericht angemahnte
Überwachungsgesamtschau vorzulegen.

"Wir sprechen uns in aller Deutlichkeit gegen eine Ausweitung der
Überwachung und die Beschränkung von
Ende-zu-Ende-Verschlüsselungsverfahren aus. Die Beschlussvorlagen
sehen vor, dass digitale Spuren aus dem Bereich "Smart Home",
beispielsweise Sprachassistenten, als Beweismittel vor Gericht
verwendet werden dürfen. Das meint nichts anderes als eine
beispiellose Ausweitung der akustischen Wohnraumüberwachung, ein
Lauschangriff 4.0. Zugleich sollen die Anbieter von Mobilfunk- und
Messengerdiensten verpflichtet werden, Daten auf Anforderung
unverschlüsselt auszuleiten. Das stellt die sichere
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung grundsätzlich in Frage. Diese ist aber
Grundvoraussetzung für vertrauliche, digitale Kommunikation und
IT-Sicherheit.

Statt immer weitergehende Überwachungsmöglichkeiten zu fordern,
sollten die Ermittlungsbehörden endlich technisch und personell besser
ausgestattet werden, um eine effektive Strafverfolgung
sicherzustellen. Zudem bedarf es einer Überprüfung der vom
Bundesverfassungsgericht angemahnten Überwachungsgesamtrechnung. Die
geforderten Maßnahmen übersteigen in der Überwachungsgesamtrechnung
das für eine Demokratie und einen Rechtsstaat verträgliche Maß."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/479: Schutzrechte von Journalistinnen und Journalisten ausbauen, nicht einschränken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Schutzrechte von Journalistinnen und Journalisten ausbauen, nicht einschränken



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat heute in ihrer Fraktionssitzung das
"Aktionsprogramm für freie und unabhängige Medien" beschlossen. Darin
bekennen wir uns uneingeschränkt zur Presse- und Medienfreiheit. Kern
des Konzepts sind erweiterte Auskunfts- und Schutzrechte für
Journalistinnen und Journalisten, damit sie ihre so wichtige Arbeit
für unsere Gesellschaft und unsere Demokratie erfolgreich leisten
können.

"Das verfassungsrechtlich geschützte Redaktionsgeheimnis und das
Vertrauensverhältnis zwischen Presse und ihren Informationsquellen
bedeuten ein hohes Gut. Ihr Schutz ist unentbehrlich, weil
vertrauliche Hinweise für den investigativen Qualitätsjournalismus
unverzichtbar sind. Diese Informationen fließen nur dann ungehindert,
wenn sich die Quellen grundsätzlich auf die Wahrung des
Redaktionsgeheimnisses verlassen können. Der Schutz von
Journalistinnen und Journalisten sowie von Redaktionen darf daher
nicht durch gesetzliche Regelungen eingeschränkt werden. Im Gegenteil.
Vielmehr muss die Unterstützung des Staates und die Auskunft von
Behörden für Medienschaffende eine Selbstverständlichkeit sein. Nur so
können Journalistinnen und Journalisten ihren verfassungsgemäßen
Auftrag entsprechend frei und ungehindert arbeiten. Gesetzliche
Vorhaben, die das Ausspähen von Medienschaffenden und ihrer Quellen
ermöglichen sollen, lehnen wir kategorisch ab.

Mit dem Aktionsprogramm fordert die SPD-Bundestagsfraktion, den
Berufsgeheimnisschutz und den Quellenschutz zu stärken und auszubauen,
die Informationspflicht von Behörden des Bundes gegenüber den Medien
zu erweitern und gesetzlich sicherzustellen, den freien investigativen
Qualitätsjournalismus zu fördern und mehr Hilfe und Schutz für
Medienschaffende bei der Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags durch
die Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern zu ermöglichen.

Die SPD-Bundestagsfraktion verweist auf Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des
Grundgesetzes. Er gewährleistet den im Bereich von Presse und Rundfunk
tätigen Personen und Organisationen Freiheitsrechte, schützt die
institutionelle Eigenständigkeit der Presse und des Rundfunks und
verpflichtet den Gesetzgeber, einen Rahmen zu schaffen, der dies
sicherstellt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2773: Schwund von sozialen Wohnungen abgebremst


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Schwund von sozialen Wohnungen abgebremst



Bernhard Daldrup, bau- und wohnungspolitischer Sprecher;

Ulli Nissen, zuständige Berichterstatterin:

Heute wurde im Kabinett der Bericht über die Verwendung der
Kompensationsmittel für die soziale Wohnraumförderung 2018
beschlossen. Der geförderte Neubau von Mietwohnungen stieg demnach um
rund drei Prozent. Knapp 27.000 Sozialwohnungen wurden neu errichtet,
zugleich entfielen aber fast 49.000 Wohnungen aus der
Mietpreisbindung.

"Der Abbau von Sozialwohnungen wurde bundesweit verlangsamt. Im
Vergleich zum Vorjahr wurden mehr geförderte Mietwohnungen gebaut.
Unterm Strich steht ein Plus beim sozialen Wohnungsbau. Aber das ist
nicht genug. Während einige Länder die Trendwende beim sozialen
Wohnungsbau einleiten, müssen andere noch mehr tun. Insbesondere
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Sachsen gehören zu den Verlierern.
Hier ist die Zahl der Neubauförderungen von Mietwohnungen im Vergleich
zum Vorjahr deutlich gesunken.

Die soziale Wohnraumförderung gehört in die gemeinsame Verantwortung
von Bund und Ländern. Dafür haben wir im Februar dieses Jahres im
Deutschen Bundestag das Grundgesetz angepasst. Wir wollen einen
soliden Bestand an Sozialwohnungen in angespannten Wohnungsmärkten. Um
das zu erreichen, müssen die Gelder des Bundes dort eingesetzt werden,
wo der Mangel an bezahlbaren Wohnungen am größten ist. Insgesamt
stellen wir in dieser Wahlperiode fünf Milliarden Euro bereit.

Denn der Bedarf an bezahlbaren Wohnungen ist riesig. Um den
Wohnungsmarkt zu entlasten, brauchen wir mehr staatliche Steuerung.
Daher wollen wir die Privatisierungsbremse anziehen, Mieten deckeln
und die Entwicklung der Bodenpreise dämpfen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1178: Atomausstieg steht - keine Rolle rückwärts


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Atomausstieg steht - keine Rolle rückwärts



Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin;

Timon Gremmels, zuständiger Berichterstatter:

Der Atomausstieg ist in Deutschland beschlossene Sache. Spätestens
Ende 2022 wird das letzte deutsche Atomkraftwerk abgeschaltet werden.
Doch nach prominenten Wirtschaftsmanagern und der traditionell
atomkraftfreundlichen internationalen Energieagentur offenbart nun
auch die konservative Werteunion ihre energiepolitische Ideenlosigkeit
- und fordert eine Laufzeitverlängerung der deutschen Atomkraftwerke.
Die SPD-Bundestagsfraktion erteilt den rückwärtsgewandten
Gedankenspielen eine unmissverständliche Absage.

"Die SPD-Bundestagsfraktion steht für einen unumkehrbaren Atomausstieg
bis 2022. Der Atomausstieg steht in keinerlei Widerspruch zu dem nun
einzuleitenden und spätestens bis 2038 zu vollendenden Kohleausstieg.

Die CDU und ihre Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer sollten sich
klar und deutlich von den Forderungen der Werteunion distanzieren.
Schwarz-gelbe Experimente in der Vergangenheit kommen Deutschland noch
heute teuer zu stehen: Der Ausstieg aus dem Ausstieg der
schwarz-gelben Regierungsjahre kostet Entschädigungszahlungen in
Milliardenhöhe.

Nicht zuletzt der Blick über die Landesgrenzen zeigt: Die Atomkraft
birgt unkalkulierbare technologische Risiken und ist auch mit Blick
auf Folgekosten nicht bezahlbar. Bereits die heute anfallenden
Endlagerkosten werden die nachfolgenden Generationen noch mit zu
tragen haben. Ganz zu schweigen von den teilweise versteckten
Subventionen, etwa durch Versicherungshöchstgrenzen. Im Stammland der
Atomkraft, Frankreich, laufen die Kosten der Atomkraftwerke derart aus
dem Ruder, dass sie eher früher als später verstaatlicht werden
müssen.

Die technologischen Risiken und die gigantischen unkalkulierbaren
Kosten der Atomenergie lassen nur einen logischen Schluss zu: Die
Nutzung der Atomenergie hat keine Zukunft und sollte weltweit beendet
werden. Den Erneuerbaren Energien gehört die Zukunft."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AFRIKA/1444: Sudan - Stabilität statt Demokratie (medico international)


medico international - 3. Juni 2017

Sudan

Stabilität statt Demokratie

Die EU trägt Mitverantwortung für die Repression gegen die Protestierenden
im Sudan. 


Von Julius Bücher und Ramona Lenz



"Khartum-Prozess" wird die Einbindung der Staaten Ostafrikas in das
europäische Grenzregime ab 2014 genannt. Dabei scheut die Europäische Union
auch Kooperationen mit diktatorisch regierten Ländern wie Eritrea oder
Sudan nicht, um Flucht und Migration nach Europa einzudämmen. Nun finden in
der sudanesischen Hauptstadt Khartum seit Monaten Proteste statt, zuerst
gegen den langjährigen Gewaltherrscher Omar al-Bashir und anschließend
gegen das Militär, das nach dem Sturz al-Bashirs die Führung an sich
gerissen hat. Die Demokratiebewegung wurde von den Sicherheitskräften
teilweise brutal niedergeschlagen.

Daran ist die EU nicht unschuldig: Die Kooperation der EU mit dem Sudan in
Fragen des Migrationsmanagements und die Unterdrückung der sudanesischen
Demokratiebewegung hängen zusammen. Und Deutschland spielt dabei eine
entscheidende Rolle, u.a. aufgrund der Leitung des umstrittenen Projektes
"Better Migration Management" durch die deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) sowie aufgrund der Kooperation der
Bundespolizei mit den sudanesischen Sicherheitskräften.

Sudanesischer Frühling?

Was seit Dezember 2018 im Sudan passiert, weckt Erinnerungen an die Bilder
des Arabischen Frühlings. Unerwartet bringt der entschlossene Protest
Abertausender einen Despoten ins Wanken, der so lange an der Macht war,
dass eine ganze Generation Sudanes*innen unter seiner Herrschaft aufwuchs.
Noch vor wenigen Monaten hätte niemand damit gerechnet, dass im Mai 2019
Omar al-Bashir im Gefängnis von Khartum sitzen würde. Doch das tut er,
letzten Endes abgesetzt durch den Putsch einer Gruppe hochrangiger
Militärs, die die Proteste nutzten, um ihrerseits nach der Macht zu
greifen. Auch das erinnert in Form und Verlauf in tragischer Weise an den
arabischen Frühling.

Seither ringen Militär und Zivilgesellschaft um die Gestaltung einer
Übergangsregierung. Nach erneuten erfolglosen Verhandlungen rief eine
Oppositionsgruppe Ende Mai zum Generalstreik auf. Noch ist offen, wohin der
sudanesische Aufbruch gehen wird, doch es deutet Vieles darauf hin, dass
nicht zuletzt der Einfluss Ägyptens, Saudi-Arabiens und der Vereinigten
Arabischen Emirate die autoritären Kräfte stärken und die
Demokratiebewegung zum Scheitern verurteilen wird. Auch Europa mit seiner
Furcht vor neuen Flucht- und Migrationsbewegungen Richtung Norden hat ein
großes Interesse an Stabilität in der Region - zur Not auf Kosten der
Demokratie.

Die "Rapid Support Forces": Alte völkermordende Bekannte

Die Proteste, die eine Reaktion auf eine immense Verteuerung des
Brotpreises im Sudan waren und bei denen das Gewerkschaftsbündnis SPA eine
wichtige Rolle spielt, kosteten bisher Dutzende Menschen das Leben, die
allermeisten davon waren Demonstrant*innen. Bei der Berichterstattung über
die Gewalt des Regimes gegen Demonstrant*innen fällt immer wieder der Name
"Rapid Support Forces" (RSF) - eine Miliz, deren Führungsstruktur sich vor
allem aus den berüchtigten Dschandschawid rekrutiert. Die Dschandschawid,
eine arabische Reitermiliz, gelten als eine der Hauptaggressoren in der
sudanesischen Krisenregion Darfur und werden beschuldigt, nach der
Eskalation des Konflikts 2003 im Auftrag von al-Bashir immer wieder
Kriegsverbrechen an der Zivilbevölkerung begangen zu haben - von
Massenexekutionen und -vergewaltigungen bis hin zum Völkermord. Das ist
auch der Grund für den Haftbefehl, den der internationale Gerichtshof in
Den Haag 2009 gegen al-Bashir ausgestellt hat.

Die RSF kann als professionalisierte Weiterentwicklung der Dschandschawid
verstanden werden. Dank der Unterstützung al-Bashirs und des sudanesischen
Geheimdienstes NISS reitet man nicht mehr mit Kalaschnikows bewaffnet auf
Kamelen und Pferden, sondern düst auf schwerbewaffneten Jeeps, ausgerüstet
mit modernen Sturmgewehren und Granatwerfern, durch die Wüste und lässt
sich dabei gerne auch mal von Al-Jazeera filmen [1].

Die Spezialkräfte der RSF sind auch mit dem Grenzschutz beauftragt. Als
Ergebnis des Khartum-Prozesses sind sie seit 2015 vor allem für die
Überwachung der sudanesisch-libyschen Grenze verantwortlich. Dabei wird den
RSF vorgeworfen, Migrant*innen an der lybischen Grenze zu misshandeln.
Außerdem sollen sie selbst in den Menschenschmuggel involviert sein und zum
Teil mit libyschen Schleppern zusammenarbeiten. Der Anführer der RSF-Miliz,
Mohammed Hamdan Daglu, spielt mittlerweile eine wichtige Rolle im
Militärrat, der aktuell versucht, das durch den Sturz von al-Bashir
entstandene Machtvakuum zu füllen.

Über welche Leichen ist die EU bereit zu gehen?

Auf europäischer bzw. deutscher Seite scheint man sich durchaus bewusst zu
sein, welche Akteur*innen im Sudan am Werke sind. Daher schließt das
umstrittene GIZ Projekt "Better Migration Management" offiziell aus, dass
EU-Gelder an die RSF fließen. Indirekt profitieren sie jedoch durchaus.
Genauso wie von der Polizeikooperation mit der Bundespolizei. Diese
Zusammenhänge nicht sehen zu wollen, zeugt einmal mehr von der Bereitschaft
der europäischen Entscheidungsträger*innen, bei der Durchsetzung ihrer
Interessen mehr als beide Augen zuzudrücken.

Wenn nun die von der EU und der Bundesregierung unterstützte sudanesische
Polizei Demonstrant*innen in Khartum niederschießt, zeigt sich einmal mehr
die Skrupellosigkeit, mit der die 2014 in der Khartum-Erklärung festgelegte
und 2015 mit dem Aktionsplan von Valletta bekräftigte migrationspolitische
Leitlinie der EU umgesetzt wird. Der "Fall Khartum" zeigt deutlich, über
welche Leichen die EU für ihre Abschottungspolitik bereit ist zu gehen. Wer
auf autoritäre Regime zur Durchsetzung eigener Interessen baut, nimmt
wissentlich Menschenrechtsverletzungen in Kauf und darf sich nicht wundern,
wenn die Begünstigten mit den Zuwendungen aus Europa ganz eigene Ziele
verfolgen.


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=AjRz26PPiRQ
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ASYL/1379: Nach Gewaltexzess des Militärs im Sudan - Abschiebungsstopp gefordert (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 5. Juni 2019

Nach Gewaltexzess des Militärs im Sudan:

Flüchtlingsrat fordert sofortigen Abschiebungsstopp



Angesichts des Gewaltexzesse des Militärs gegen oppositionelle
Zivilist_innen im Sudan sowie der Aufkündigung der Abkommen mit der
Opposition durch die Militärregierung erneuert der Flüchtlingsrat
Niedersachsen seine Forderung an die Landesregierung, einen
Abschiebungsstopp zu erlassen.

Laut Medienberichten hatte das Militär am Montag ein Protestcamp in
Khartoum gestürmt und dabei mehrere Dutzend Menschen getötet.

"Angesichts der Tatsache, dass die Militärregierung die Situation im Sudan
wieder eskaliert, wäre es absolut verantwortungslos, nun Menschen dorthin
abzuschieben. Ein sofortiger Abschiebungsstopp durch die Landesregierung
ist daher die notwendige Konsequenz", fordert Sigmar Walbrecht vom
Flüchtlingsrat Niedersachsen.

Die Landesregierung hat bisher keinen Abschiebungsstopp erlassen mit der
Begründung, dass sie eine Lageeinschätzung der Bundesregierung bzw. des
Bundesinnenministeriums abwarten wolle. Zudem hat die Landesregierung das
Thema auf die Tagesordnung der Innenministerkonferenz (IMK) in der nächsten
Woche gesetzt und will abhängig von dem Beschluss der IMK die
Ausländerbehörden darüber informieren, ob und in welcher Form Abschiebungen
in den Sudan umgesetzt werden, wie das Innenministerium dem Flüchtlingsrat
mitteilte.

Das aktuelle Vorgehen der Militärregierung lässt befürchten, dass sich die
Situation im Sudan weiter verschärft. Die Tatsache, dass die
Bundesregierung in Funktion als vorübergehendes Mitglied im
UN-Sicherheitsrat zusammen mit Großbritannien eine Untersuchung der
Vorfälle im Sudan durch die Vereinten Nationen eingefordert hat und
überdies ein Treffen des Sicherheitsrates zum Thema beantragt hat, macht
deutlich, dass der Bundesregierung die Brisanz der Lage im Sudan bewusst
ist und die weitere Entwicklung dort nicht einzuschätzen ist.

"Es ist offensichtlich, dass die Bundesregierung für die nähere Zukunft
keine verlässlichen Aussagen zur Sicherheitslage im Sudan treffen kann.
Daher ist es notwendig, dass sich die Landesregierung über einen
Abschiebungsstopp für Niedersachsen hinaus auf der IMK für einen
dauerhafteren Abschiebungsstopp auf Bundesebene einsetzt!", stellt Sigmar
Walbrecht fest.

Gleichzeitig erwartet der Flüchtlingsrat, dass das Niedersächsische
Innenministerium die Ausländerbehörden informiert, dass
aufenthaltsbeendende Maßnahmen in absehbarer Zeit nicht umgesetzt werden
können und daher mit dieser Begründung entzogene Duldungen und
Beschäftigungserlaubnisse wieder umgehend erteilt werden müssen.

Nachdem einige sudanesische Geflüchtete im März einem Botschaftsdelegierten
vorgeführt wurden, um ggf. Passersatzpapiere auszustellen, sind dem
Flüchtlingsrat mehrere Fälle bekannt geworden, in denen Sudanesen
Beschäftigungsverbote verhängt oder Duldungen entzogen wurden. Die
Ausländerbehörden begründen dies sinngemäß damit, dass aufenthaltsbeendende
Maßnahmen unmittelbar bevorstünden.

 * 
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MILITÄR/957: Fest verankert (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 5. Juni 2019

german-foreign-policy.com

Fest verankert



BERLIN - Mit dem diesjährigen "Tag der Bundeswehr" wollen die deutschen
Streitkräfte erklärtermaßen die soziale Militarisierung weiter
vorantreiben. Es gehe darum zu demonstrieren, dass die Truppe "aus der
Gesellschaft heraus für die Gesellschaft da ist", heißt es in den
zugehörigen Propagandapublikationen. Dabei kann sich die Armee insbesondere
auf willfährige Landes- und Kommunalpolitiker stützen. Mehrere Regional-
und Gemeindefeste wurden eigens auf den "Tag der Bundeswehr" verlegt; neben
Waffen und Kriegsgerät werden flächendeckend Einsatzfahrzeuge von
Polizeibehörden, Technischem Hilfswerk (THW) und Rettungsdiensten zu sehen
sein. Das hierin zum Ausdruck kommende Vorgehen korrespondiert mit einer
deutlichen Zunahme sogenannter freilaufender Übungen der deutschen
Streitkräfte. Dabei trainieren Kampfeinheiten inmitten der Zivilbevölkerung
unter anderem Operationen zur Aufstandsbekämpfung in Afghanistan. Die
betroffenen Bürger werden schon im Vorfeld auf die entsprechenden Manöver
eingestimmt - und erhalten zugleich Informationen über den "Arbeitgeber
Bundeswehr".

"Mama und Papa im Panzer"

Wie die deutschen Streitkräfte mitteilen, gehe es beim diesjährigen
nationalen "Tag der Bundeswehr" am 15. Juni darum zu demonstrieren, dass
die Truppe "aus der Gesellschaft heraus für die Gesellschaft da ist".[1]
Das Programm der Propagandaveranstaltung trägt diesem Ziel Rechnung:
Während "Mama und Papa im Panzer mitfahren", stehe ein eigens dafür
eingesetztes "Team" von Militärs "den gesamten Tag den Kindern zur
Verfügung", heißt es. Auch für Jugendliche sei schlicht "alles möglich",
erklären die Verantwortlichen: Sie "können Soldaten bei ihrer eigentlichen
Arbeit beobachten - sei es in einer Einsatzübung oder im nachgestellten
Einsatzgebiet". Wer sich dann, durch diese Art von "Action und Spaß"
ermuntert, für eine berufliche Tätigkeit bei der Armee interessiere, dem
stehe das "Fachpersonal" eines "Karrieretruck(s)" ganztägig "Rede und
Antwort", lässt die Bundeswehr wissen.[2]

Feldpost in den Weltkriegen

Betont wird dabei immer wieder, die Truppe sei "gesellschaftlich fest" in
den deutschen Regionen "verankert" und "eng" mit den jeweiligen Gemeinden
"vernetzt".[3] Zum Beleg können die Militärs etwa auf die brandenburgische
Kommune Schlieben verweisen, deren Verwaltung das örtliche Stadtfest nach
eigenem Bekunden "zum ersten Mal in seiner über 500-jährigen Geschichte"
bewusst verschoben hat - auf den "Tag der Bundeswehr". Man wolle nach 2016,
als die Veranstaltung ebenfalls in Schlieben stattfand, auch dieses Jahr
die "Verbundenheit der Bundeswehr mit der Bevölkerung ... aufleben lassen",
heißt es zur Begründung.[4] Gleiches gilt für die Gemeinde Bad Hersfeld, wo
der "Tag der Bundeswehr" - wie bereits 2017 in Rüsselsheim - fest in die
Feierlichkeiten zum sogenannten Hessentag integriert ist. Dort soll laut
Programm unter anderem ein "Sonderfeldpostamt" eingerichtet werden, das
Besuchern die Möglichkeit bietet, mit Sonderstempeln versehene Postkarten
in alle Kriegsgebiete zu verschicken, in denen deutsche Soldaten
operieren.[5] Die Bundeswehr gibt sich in diesem Zusammenhang gleichermaßen
volksnah wie traditionsbewusst: "In den beiden Weltkriegen war die Feldpost
ein wichtiges Mittel, um die Moral der Soldaten aufrecht zu erhalten."[6]

Die Blaulichtmeile

Passend dazu wird die Truppe am "Tag der Bundeswehr" einmal mehr die von
ihr seit langem propagierte "zivil-militärische Zusammenarbeit"
öffentlichkeitswirksam in Szene setzen. An nahezu allen Veranstaltungsorten
soll eine sogenannte Blaulichtmeile eingerichtet werden, auf der sich
Repressionsbehörden und Rettungsdienste präsentieren. Beteiligt sind unter
anderem das Technische Hilfswerk (THW), das Deutsche Rote Kreuz, die
Johanniter Unfallhilfe, die Feuerwehr und verschiedene Dienststellen der
Bundespolizei -inklusive "Spezialeinheiten".[7] Zum Zeichen ihrer
gesellschaftlichen "Verwurzelung" planen die deutschen Streitkräfte zudem,
den öffentlichen Raum zu besetzen. So wird die in Bayern stationierte
Panzerbrigade 12 am "Tag der Bundeswehr" laut Programm "direkt in die Stadt
Cham um(ziehen)". An der dortigen Stadthalle sei dann sowohl der "einzige
Ausstellungs-Tornado" der Truppe zu sehen wie auch der Schützenpanzer
"Puma", die "neue 'Raubkatze auf Ketten'".[8] In Stralsund 
(Mecklenburg-Vorpommern) wiederum will die dortige Technikschule der deutschen
Kriegsmarine nach eigener Darstellung ihre enge "Verbundenheit" mit der
Kommune durch eine öffentliche Rekrutenvereidigung zum Ausdruck bringen -
unmittelbar "vor der Backsteingotik der Hansestadt".[9]

Freilaufende Manöver

Die Okkupation öffentlicher Straßen und Plätze durch die Streitkräfte am
"Tag der Bundeswehr" geht einher mit einer deutlichen Zunahme sogenannter
freilaufender Übungen. Dabei trainieren mit schwerem Kriegsgerät
ausgestattete Kampfeinheiten inmitten der Zivilbevölkerung 
(german-foreign-policy.com berichtete [10]). Ein entsprechendes Manöver, bei dem sich
Soldaten des Panzergrenadierbataillons 411 auf ihre Besatzungstätigkeit in
Afghanistan vorbereiteten, fand erst unlängst in Pasewalk 
(Mecklenburg-Vorpommern) statt. Dem Szenario zufolge ging es dabei darum, den Kommandeur
der Aufstandsbekämpfungsoperation "Resolute Support" bei seinen Treffen mit
afghanischen Behördenvertretern zu begleiten und gegen Angriffe zu sichern.
Um die hierfür notwendigen Aktionen so "realitätsnah" wie möglich
umzusetzen [11], wurden laut Bundeswehr sowohl die lokale Polizeistation
als auch die Wache der Freiwilligen Feuerwehr durch Panzerwagen vom Typ
"Dingo" handstreichartig "abgeriegelt".[12] Parallel dazu holten die
beteiligten Militärs nach eigenem Bekunden bei den in der Region lebenden
Menschen "Informationen über die Ortslage" ein - "ähnlich wie es Soldaten
im Auslandseinsatz tun, wenn sie auf Patrouille gehen und Ortsansässige
befragen".[13] Die Soldaten sollten einmal "abseits der Übungskünstlichkeit
auf dem Truppenübungsplatz gefordert werden", hieß es zur Begründung.[14]

"Berglöwe 2019"

Ein ganz ähnliches Manöver fand in der Zeit vom 11. bis zum 23. Mai unter
der Bezeichnung "Berglöwe 2019" in den bayerischen Landkreisen Traunstein,
Rosenheim und Berchtesgadener Land statt. Angehörige der
Gebirgsjägerbrigade 23 trainierten dabei laut Bundeswehr den Kampf gegen
"reguläre feindliche Streitkräfte" und mit diesen verbündete "Milizen"
[15]; beteiligt waren etwa 1.200 Soldaten sowie rund 250 Gefechtsfahrzeuge,
Hubschrauber und Drohnen. Für die ortsansässige Bevölkerung dürfte die
Übung alles andere als ungefährlich gewesen sein, wie aus den an sie
gerichteten "Sicherheitshinweisen" der Truppe hervorgeht. Darin heißt es
unter anderem, die in den Landkreisen operierenden "Militärkolonnen" seien
"befugt, rote Ampeln zu überfahren", und könnten nicht vollständig "durch
Polizei und Feldjäger abgesichert werden". Auch wird darauf hingewiesen,
dass das "Berühren und Aneignen von Munition und Munitionsteilen" strikt
verboten sei: "Sollten Sie Munition finden, wenden Sie sich bitte an das
Bürgertelefon, damit eine fachgerechte Beseitigung erfolgen kann."[16]

Rekrutierungspropaganda

Gleichwohl hält sich die Bundeswehr zugute, die im Gebiet von "Berglöwe
2019" lebenden Bürger mit Hilfe von Broschüren, Flugblättern und digitalen
Medien umfassend "informiert und in die Vorbereitungen der Übung
eingebunden" zu haben. Zudem sei der Ablauf des Manövers Vertretern der
betroffenen Landkreise und Gemeinden, der Polizei sowie des Bayerischen
Bauernverbands, der Bayerischen Staatsforsten, der Bergwacht und der
Sektion Traunstein des Deutschen Alpenvereins bereits weit im Vorfeld
"erklärt" worden, heißt es.[17] Analog zu den für den "Tag der Bundeswehr"
geplanten Aktionen nutzten die deutschen Streitkräfte nach eigenem Bekunden
die geschilderten Gelegenheiten, um gleich noch etwas
Rekrutierungspropaganda zu betreiben: "Karriereberater aus München und Bad
Reichenhall gaben interessierten Bürgern Auskunft über Berufsmöglichkeiten
bei der Bundeswehr."


Anmerkungen:

[1] "Die Bundeswehr ganz nah am Bürger" - Schliebener Stadtfest wird auf
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Tag der Bundeswehr gelegt. tag-der-bundeswehr.de 21.02.2019.

[5] Vom Diensthund bis zum Tiger: Spannendes erleben am Tag der Bundeswehr
in Bad Hersfeld. tag-der-bundeswehr.de 21.02.2019.

[6] Sonderfeldpost aus Hamburg. tag-der-bundeswehr.de 23.05.2019.

[7] Spezialkräfte ganz nah erleben. tag-der-bundeswehr.de 19.02.2019.

[8] "CHAMeradschaft" erleben - Der Tag der Bundeswehr 2019 in Cham.
tag-der-bundeswehr.de 21.02.2019.

[9] Erneut ist die Marinetechnikschule Gastgeber. tag-der-bundeswehr.de
19.02.2019.

[10] Siehe hierzu Manöver in zivilem Umfeld.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7657/

[11] Patrouillenfahrt mit Sprengsatz und Gefecht: Panzergrenadiere üben
einsatznah. deutschesheer.de 16.05.2019.

[12] Training für Afghanistan: Grenadiere und Dingos in Pasewalk.
bundeswehr.de 08.05.2019.

[13] Patrouillenfahrt mit Sprengsatz und Gefecht: Panzergrenadiere üben
einsatznah. deutschesheer.de 16.05.2019.

[14] Training für Afghanistan: Grenadiere und Dingos in Pasewalk.
bundeswehr.de 08.05.2019.

[15] Übung Berglöwe: Technik wird per Bahn transportiert. deutschesheer.de
14.05.2019.

[16], [17] Übung Berglöwe: Gebirgsjäger kämpfen unter realen Bedingungen.
deutschesheer.de 10.05.2019.

[18] Übung Berglöwe: Technik wird per Bahn transportiert. deutschesheer.de
14.05.2019.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





SICHERHEIT/191: Neue Studie zu Investitionen in Atomwaffen - Rüstungswettlauf in vollem Gange (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Neue Studie zu Investitionen in Atomwaffen

Rüstungswettlauf in vollem Gange



Laut der heute veröffentlichten Studie der ICAN-Partnerorganisation pax
christi "Shorting our security - Financing the companies that make nuclear
weapons" [1] finanzieren deutsche Kreditinstitute die Herstellung von
Atomwaffen mit Milliardenbeträgen. Elf deutsche Finanzdienstleister haben
den Atomwaffen-Produzenten seit Januar 2017 insgesamt rund 11,67 Milliarden
US-Dollar (10,36 Milliarden Euro) zur Verfügung gestellt. Spitzenreiter ist
weiterhin die Deutsche Bank mit 6,757 Dollar, die ihre Investitionen
gegenüber den Vorjahren sogar noch gesteigert haben. Im Mai letzten Jahres
hatte die Deutsche Bank angekündigt ihre Geschäftsbeziehungen zu 
Atomwaffen-Herstellern beenden zu wollen. Platz 2 nimmt die DZ-Bank mit 1,525
Milliarden Dollar ein, gefolgt von der Commerzbank mit 1,322 Mrd. Dollar.
Die DZ Bank, die Zentralbank für alle Volks- und Raiffeisenbanken, hat die
Finanzierung von Atomwaffensystemen von 470 Mio. US-Dollar (Januar 2014)
auf 1,525 Milliarden Dollar (Januar 2017) gesteigert.

Die Studie geht auch auf in Deutschland tätige Unternehmen ein. Im Rahmen
der nuklearen Teilhabe der NATO stationieren die USA in fünf europäischen
Ländern etwa 180 Atomwaffen des Typs B-61 - Italien, Niederlande, Belgien,
Türkei und Deutschland. Derzeit laufen die Modernisierungsmaßnahmen, um die
B-61 mit der neueren B-61-12 zu ersetzen. Unter anderem produziert das
Unternehmen Boeing für die in den Teilhabestaaten der NATO stationierten
Bomben Heckbauteile in einem Auftragsvolumen von 163 Millionen Euro. Diese
sollten im Mai 2019 auftragsgemäß fertiggestellt werden, unklar bleibt wann
die modernisierten Waffen in die europäischen Stützpunkte ausgeliefert
werden.

Deutsche Friedensforschungsinstitute warnten in ihrem gestern
veröffentlichten Friedensgutachten, dass die nukleare Weltordnung in akuter
Gefahr sei und mit ihr die Stabilität des internationalen Systems. "Die
Aufträge für eine Modernisierung der Atomwaffen zeigen, dass wir uns
bereits mitten in einem neuen Rüstungswettlauf befinden. Deutschland
unterstützt dies durch nukleare Teilhabe und Stationierung von
US-Atomwaffen in Büchel. Wer sich jedoch weltweit glaubhaft für nukleare
Abrüstung einsetzen will, darf selbst keine Atomwaffen stationieren und
modernisieren lassen", so Anne Balzer, Referentin bei ICAN-Deutschland. Die
Bevölkerungen der NATO-Teilhabe-Staaten sprechen sich seit Jahren
mehrheitlich gegen die Stationierung von US-Atomwaffen aus, wie eine
aktuelle Umfrage im April 2019 bestätigt.

Übersicht über die deutschen Investitionen in Atomwaffentechnologie seit
Januar 2017:


	Deutsche Bank: 6,757 Mrd. Dollar

	DZ-Bank: 1,525 Milliarden Dollar

	Commerzbank: 1,322 Mrd. Dollar

	Allianz: 936 Mio Dollar

	BayernLB: 518,6 Mio Dollar

	IKB Deutsche Industriebank: 163,2 Mio Dollar

	Landesbank Hessen-Thüringen: 148,1 Mio Dollar

	Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 115,1 Mio Dollar

	Landesbank Baden-Württemberg (LBBW): 115,1 Mio Dollar

	Siemens: 114,1 Mio Dollar

	Munich Re: 43 Mio Dollar



[1] Die ICAN-Studie "Shorting our security - Financing the companies that
make nuclear weapons finden Sie unter:

https://www.dontbankonthebomb.com/wp-content/uploads/2019/06/2019_HOS_web.pdf

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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SICHERHEIT/190: Friedensgutachten 2019 - Bundesregierung muss mehr friedenspolitische Initiative ergreifen (idw)


Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) /
Peace Research Institute Frankfurt (PRIF) - 04.06.2019

Friedensgutachten 2019 - Die Bundesregierung muss mehr friedenspolitische
Initiative ergreifen



Berlin, 4. Juni 2019. Am 4. Juni stellten die führenden deutschen
Friedensforschungsinstitute auf der Bundespressekonferenz in Berlin das
Friedensgutachten 2019 vor. Sie fordern von der Bundesregierung, sich
aktiver in die internationale Sicherheitspolitik einzubringen. Deutschland
sollte seinen Einfluss in der North Atlantic Treaty Organization (NATO)
und der Europäischen Union (EU) nutzen, um konkrete Schritte zur nuklearen
Abrüstung vorzuschlagen und zudem dabei mithelfen, aktuelle militärische
Krisen zu lösen. Unter der Überschrift "Vorwärts in die Vergangenheit /
Frieden braucht Partner" rufen die Institute dazu auf, neue
Partnerschaften einzugehen, um das bedrohte multilaterale Regelwerk zu
erhalten. Die jährlich erscheinende Publikation des BICC (Bonn
International Center for Conversion), des Leibniz-Instituts Hessische
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK), des Instituts für
Entwicklung und Frieden (INEF) und des Instituts für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg (IFSH) analysiert aktuelle
Gewaltkonflikte, zeigt Trends der internationalen Außen-, Sicherheits- und
Entwicklungspolitik auf und gibt Empfehlungen für die Politik.


Fokusthema: Nukleare Abrüstung

Einen besonderen Fokus legt das Friedensgutachten 2019 auf die nukleare
Abrüstung und Rüstungskontrolle. "Vereinbarungen wie der Vertrag über
nukleare Mittelstreckensysteme (INF-Vertrag) oder das Nuklearabkommen mit
dem Iran wurden aufgekündigt. Die Großmächte, allen voran die USA,
entziehen den Vereinten Nationen zunehmend die politische und finanzielle
Unterstützung für ihre zentralen Aufgaben in der Friedenssicherung",
kritisieren die Herausgeberinnen und Herausgeber. Sie fordern von der
Bundesregierung, sich für den Erhalt der nuklearen Rüstungskontroll- und
Nichtverbreitungsverträge einzusetzen. Zugleich solle Deutschland konkrete
Schritte zur nuklearen Abrüstung vorschlagen und dazu seinen Einfluss in
der NATO nutzen.

Forderungen an die Bundesregierung

Bei der Vorstellung des Friedensgutachtens 2019 auf der
Bundespressekonferenz betonten die Herausgeberinnen und Herausgeber: "Die
Kriege in Jemen und Syrien sowie die globale Krise der
Rüstungskontrollpolitik zeigen, wie bedrohlich die Erosion bestehender
internationaler und regionaler Regelwerke in der Friedens- und
Sicherheitspolitik und die Schwächung internationaler Institutionen sind."

Die Zahl der Gewaltkonflikte ist unverändert hoch und vor allem
Auseinandersetzungen mit dschihadistischen Rebellengruppen im Nahen Osten
und in Afrika weiten sich aus. Es sind rund 68,5 Mio. Menschen auf der
Flucht, weil ihr Leben von Krieg, Repression und fragiler Staatlichkeit
bedroht ist. "In dieser Situation müssen Regeln und Institutionen
geschützt und zugleich neue Verfahren der Friedenssicherung vorangetrieben
werden. Beide Aufgaben lassen sich nur mit neuen Partnerschaften
umsetzen", fordern die Friedens- und Konfliktforscherinnen und -forscher.
Die Bundesregierung müsse mehr mutige und innovative Schritte in der
Friedenspolitik gehen. Es gelte, Koalitionen zu schmieden, um
beispielsweise die Vereinten Nationen und die Rüstungskontrollpolitik zu
stärken oder durch konkrete Missionen - wie in Mali - einen Beitrag zur
Friedens- und Entspannungspolitik zu leisten.

Darüber hinaus fordern die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von
der Bundesregierung, sich auf höchster Ebene für einen Dialog zwischen der
EU und Russland einzusetzen, um die Sicherheitsbeziehungen in Europa zu
stabilisieren. Eine weitere Forderung: Deutschland müsse den gemeinsamen
EU-Standpunkt zu Rüstungsexporten respektieren. Dieses Regelwerk aller
Mitgliedstaaten legt unter anderem fest, welche Exporte als
Rüstungsausfuhren gelten und damit genehmigungsfähig sind. Eindringlich
appellieren die führenden deutschen Friedensforschungsinstitute weiterhin,
dass gegen alle Kriegsparteien im Jemen ein unbegrenztes Waffenembargo
verhängt werden müsse.

Veranstaltungen

Im Anschluss an die Bundespressekonferenz stellen die Institute das
Friedensgutachten in Berlin bei Ministerien, dem Kanzleramt, bei
Bundestagsausschüssen und Fraktionen der Parteien vor.
Beim Abendforum der Evangelischen Akademie zu Berlin am 4. Juni
präsentieren die Herausgerberinnen und Herausgeber das Friedensgutachten
der interessierten Öffentlichkeit und diskutieren es mit Sigmar Gabriel
(Bundestagsabgeordneter der SPD und ehemaliger Bundesminister des
Auswärtigen), Dr. Martin Dutzmann (Evangelischen Kirche in Deutschland),
Dr. Christoph von Marschall (Der Tagesspiegel) und dem Publikum.
Informationen zu dieser und weiteren Veranstaltungen unter
www.friedensgutachten.de

Das Friedensgutachten

Seit 1987 veröffentlichen die deutschen Friedensforschungsinstitute das
Friedensgutachten als zentrales Medium für den Dialog zwischen
Wissenschaft und Politik. Mit seinen klaren Empfehlungen transferiert das
Friedensgutachten wissenschaftliche Erkenntnisse in praktische
Handlungsanweisungen. Interdisziplinäre Autorenteams aus
Politikwissenschaft, Soziologie, Ethnologie, Physik und
Regionalwissenschaften arbeiteten gemeinsam an den Kapiteln und brachten
dabei verschiedene Blickwinkel ein.

Seit 2018 erscheint das Friedensgutachten in neuem Format und Design. Die
Themen gliedern sich in die fünf jährlich wiederkehrenden Themenfelder
"Bewaffnete Konflikte", "Nachhaltiger Frieden", "Rüstungsdynamiken",
"Institutionelle Friedenssicherung" und "Transnationale
Sicherheitsrisiken". Im zusätzlichen Kapitel, "Fokus", wird ein Thema des
aktuellen Konfliktgeschehens tiefergehend beleuchtet. Das
Friedensgutachten wird von der Deutschen Stiftung Friedensforschung
gefördert.


Das Friedensgutachten 2019 steht unter www.friedensgutachten.de zum
Download zur Verfügung. In der Printversion erscheint es im LIT-Verlag und
ist unter der ISBN-Nummer 978-3-643-14351-8 für 12,90 Euro im Buchhandel
erhältlich.

Weitere Informationen und die zentralen Empfehlungen des
Friedensgutachtens unter:

www.friedensgutachten.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution404

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) /

Peace Research Institute Frankfurt (PRIF), 04.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPRESSION/1645: Den Haag - Justitiabilität staatlicher Verbrechen ... (SB)




Wir überlassen es der Staatsanwaltschaft, im Herzen von Brüssel, 
Paris, Berlin und Rom zu ermitteln.

Juan Branco (Menschenrechtsanwalt) [1]

Wie alle Gerichtsbarkeit ist auch der Internationale Strafgerichtshof
in Den Haag keine wirklich unabhängige Institution der
Rechtsprechung, die ausschließlich geltenden Gesetzen verpflichtet
wäre. Ohne die Staatsgewalt oder in diesem Fall eine überstaatliche
Einrichtung nationalstaatlicher Interessen fehlte ihm jegliche Macht,
seine Urteile durchzusetzen. Wer überhaupt vor dem sogenannten
Weltgerichtshof angeklagt wird, hängt demzufolge in hohem Maße vom
Einfluß der führenden Staaten ab, die ihn für ihre Zwecke geschaffen
haben. Unter diesem grundsätzlichen Vorbehalt sind alle Versuche zu
sehen, Klage in Den Haag einzureichen, was nicht heißt, daß ein
solcher Ansatz von vornherein vergeblich und irreführend wäre.
Eingebunden in vielfältige Initiativen der Öffentlichkeitsarbeit kann
auch der Rechtsweg ein Impuls sein, der den Stein ins Rollen bringt,
der unversehens eine Bresche in die unüberwindlich anmutende Mauer
schlägt. 

Die hohen Opferzahlen und das unermeßliche Leid in Folge der
europäischen Flüchtlingsabwehr sind weithin bekannt, ohne daß dies an
maßgeblicher Stelle mehr als bloße Krokodilstränen und haltlose
Versprechen auf Besserung provozieren könnte. Das Gegenteil ist der
Fall, zeugt doch die Strategie immer weiter vorgelagerter Mechanismen
der Abschottung gegen Migration, daß die Grausamkeiten gesteigert und
in fernere Weltregionen abgewälzt werden. Inzwischen sterben mehr
fliehende Menschen in der Wüste als im Mittelmeer, das lange Jahre
die augenfälligste Todesfalle europäischer Flüchtlingspolitik war. 

Nun haben Menschenrechtsanwälte die Europäische Union wegen ihrer 
Migrationspolitik und indirekt wegen der Kooperation mit der libyschen 
Küstenwache beim Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag 
angezeigt. Ein entsprechendes Dokument veröffentlichte der 
Rechtsanwalt Juan Branco auf Twitter. Dieses mehr als 200 Seiten
umfassende Dokument mit möglichen Beweisen wurde der Anklage des
Strafgerichtshofs überreicht. Darin bitten Branco und der 
Rechtsanwalt Omar Shatz das Gericht um die Einleitung eines 
Verfahrens. Die beiden Anwälte machen die EU mitverantwortlich für
das Vorgehen der libyschen Küstenwache, die mehr als 40.000 Menschen 
im Mittelmeer abgefangen und in Haftlager und Folterkammern in Libyen
gebracht habe. Mit Wissen von Vertretern der EU und auf Kosten der 
europäischer Steuerzahler würden schwerste Straftaten verübt. 

In Begründung ihrer Anzeige berufen sich die Anwälte auf Dokumente
der Europäischen Union wie auch Stellungnahmen von Bundeskanzlerin
Angela Merkel, des französischen Präsidenten Emmanuel Macron und
anderer hochrangiger Repräsentanten europäischer Staaten. Wie
eingangs zitiert, verbinden Branco und Shatz mit ihrer Initiative die
Erwartung, daß die Staatsanwaltschaft ihrem Ersuchen nachkommt und
Ermittlungen in Brüssel, aber auch in den Hauptstädten Deutschlands,
Frankreichs und Italiens aufnimmt. Und sie verleihen der Hoffnung
Ausdruck, daß bei der Durchsuchung der Archive nach Aufzeichnungen 
entsprechender Verhandlungen möglicherweise herausgefunden werden
kann, wer maßgeblich die Politik durchgesetzt hat, die zum Tod von 
mehr als 14.000 Menschen führte. 

Dem Dokument zufolge war die erste Straftat die Entscheidung, im Jahr
2014 die Seerettungsoperation Mare Nostrum einzustellen. Im Verlauf
dieser Operation im Mittelmeer waren innerhalb von zwölf Monaten mehr 
als 150.000 Migrantinnen und Migranten gerettet worden. Diese Operation 
kostete monatlich mehr als neun Millionen Euro, die überwiegend von 
Italien aufgebracht wurden. Mare Nostrum wurde durch das Programm 
Triton ersetzt, das zwar von den 28 EU-Mitgliedstaaten getragen wurde, 
aber nur einen Bruchteil der vorangegangenen Operation kostete. Zudem
patrouillierten die Schiffe nicht mehr nahe der libyschen Küste, wo die 
meisten der Boote mit Geflüchteten ablegten.

Wie Daten der Internationalen Organisation für Migration belegen,
nahm die Zahl der im Mittelmeer ertrunkenen Migrantinnen und
Migranten in der Zeit zwischen 2014 und 2016 zu. Die EU-Länder
wandten sich daraufhin auch an die libysche Küstenwache und boten den 
lose organisierten Kräften, denen Verbindungen zu verschiedenen
libyschen Milizen nachgesagt werden, finanzielle Unterstützung, Schiffe 
wie auch Schulungen an. Zwischen 2016 und 2918 landeten dem Dossier
zufolge rund 40.000 Flüchtlinge in libyschen Gefangenenlagern. Dort
herrschen schlimmste Zustände wie Morde, Vergewaltigungen, Folter
und Sklaverei. 

Die Anklage des Weltstrafgerichts reagierte zunächst nicht auf das Dossier. 
Bevor ein Verfahren eingeleitet werden kann, müssen die Ankläger eine 
richterliche Zustimmung dazu erwirken. Indessen untersucht die
Anklage des Internationalen Strafgerichtshofs bereits mutmaßliche 
Verbrechen in den Lagern. So berichtete Chefanklägerin Fatou Bensouda 
schon im Jahr 2017 von Hinweisen, wonach Tausende Migrantinnen und 
Migranten unter "unmenschlichen Bedingungen" in libyschen Lagern 
festgehalten würden. "Verbrechen wie Tötungen, Vergewaltigungen und 
Folter sollen dort an der Tagesordnung sein." [2]

Seitdem die Greuel in den libyschen Lagern publik geworden sind,
haben Vertreter der EU wiederholt anerkannt, daß die Behandlung
geflohener Menschen in Libyen besorgniserregend sei. Ihre
Unterstützung der libyschen Küstenwache will die EU dennoch nicht
einstellen. Daher ist sie nach Auffassung der beiden Anwälte nach
internationalem Strafrecht mitschuldig. Eine besondere Verantwortung
müsse Deutschland, Frankreich und Italien zugeschrieben werden. Die
EU und ihre Mitgliedsstaaten betrieben seit 2015 eine Migrationspolitik 
der Abschreckung, die bewußt den Tod von Migrantinnen und Migranten in 
Kauf nehme. 


Fußnoten:

[1] www.zeit.de/politik/2019-06/fluechtlingspolitik-eu-menschenrechtsverstoesse-anzeige

[2] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/juristen-weltstrafgericht-soll-ermitlungen-gegen-eu-einleiten-16220261.html

5. Juni 2019
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APPELL/004: An SPD-Abgeordnete - Stimmen Sie gegen die Asylrechtsverschärfungen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 4. Juni 2019

Appell an SPD-Abgeordnete: Stimmen Sie am Freitag gegen die
Asylrechtsverschärfungen!

Appell an die niedersächsischen SPD-Bundestagsabgeordneten



Mit Entsetzen nimmt der Flüchtlingsrat Niedersachsen zur Kenntnis, dass die
Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD gewillt ist, Hals über Kopf acht
(!) Gesetze zur Änderung des Aufenthalts-, Asyl- und
Asylbewerberleistungsgesetzes bereits am Freitag im Bundestag zu
beschließen.

Die Verantwortlichen in der niedersächsischen SPD, die diesen Gesetzentwurf
immer noch stoppen könnten, verweigern sich bislang einer inhaltlichen
Diskussion: Ein Offener Brief des Flüchtlingsrats an alle
SPD-Bundestagsabgeordneten in Niedersachsen vom 07. Mai 2019 [1] blieb auch
vier Wochen nach seiner Versendung unbeantwortet. Auch der niedersächsische
Innenminister Boris Pistorius und Ministerpräsident Stephan Weil verweigern
seit mehr als vier Wochen eine Antwort auf die umfassende Kritik von
Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen.

Die Koalitionäre machen nicht nur die gestrige Anhörung von
Sachverständigen im Bundestag zu einer Farce. Sie tragen sogar
Verschärfungen dieses ohnehin untragbaren Gesetzespakets mit, mit denen
Grundrechte für bestimmte Gruppen außer Kraft gesetzt werden: Kurzfristig
wurden Gesetze auf die Tagesordnung des Innenausschusses gesetzt, die erst
gestern in Sachverständigen-Anhörungen eine umfangreiche Kritik erfahren
haben - diese Anhörungen auszuwerten, dafür bleibt aber keine Zeit.
Offenkundig haben sich die Koalitionäre parallel zu den gestrigen
Anhörungen über letzte Änderungen verständigt, die dann gestern nach 17 Uhr
an die übrigen Fraktionen verschickt wurden. Hier die Änderungen im
Einzelnen [2].

Wir können uns der Bewertung der 100 prominenten Mitglieder und
Mandatsträger_innen der SPD, die ihre Partei öffentlich dazu aufrufen, das
"Hau ab - Gesetz" und weitere Gesetzesverschärfungen abzulehnen, nur
anschließen: "Es geht um mehr als um ein einfaches Gesetz. Es geht um den
Kern, den die Sozialdemokratie ausmacht, die mit solchen Gesetzen
zerschmolzen wird. Unsere Geschichte mahnt und verpflichtet uns."

Kritik von SPD-Mitgliedern und Mandatsträger_innen

Die Pläne der Bundesregierung für eine erneute Verschärfung der Migrations-
und Asylgesetze [3] stoßen bei zahlreichen SPD-Mitgliedern auf Widerspruch.
Mehr als 100 Sozialdemokrat_innen haben am Montag in einem gemeinsamen
offenen Brief die Bundestagsabgeordneten aufgefordert, das sogenannte
Geordnete-Rückkehr-Gesetz nicht zu verabschieden. Dieses sei die
"unerträgliche Spitze des Eisberges" einer flüchtlingsfeindlichen Politik
der Bundesregierung.

Man habe sich das Ausmaß des Gesetzesvorhabens seinen "Alpträumen" nicht
ausmalen können. "Wir sind erschrocken, wie Vertreter der SPD solch ein
Gesetzesvorhaben unterstützen und verteidigen können", erklären die
Aktiven. Erstunterzeichner_innen des Briefes sind Basismitglieder, aber
auch Serpil Midyatli, SPD-Landesvorsitzende in Schleswig-Holstein, die
stellvertretetende Juso-Vorsitzende Katharina Andres, Ibrahim Yetim,
integrationspolitischer Sprecher seiner Fraktion im Nordrhein-Westfälischen
Landtag sowie Aziz Bozkurt, Bundesvorsitzender der AG Migration und
Vielfalt in der SPD und zahlreiche weitere Mitglieder der AG. (Quelle taz
vom 04.06.2019 [4])

Gleichzeitig haben die Initiator_innen eine Online-Petition [5]
angeschoben, die unter weiteren SPD-Mitgliedern wirbt, die innerparteiliche
Initiative zu unterstützen.

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert hiermit dazu auf, an Ihnen und
Euch bekannte Mitglieder der SPD in Niedersachsen zuzugehen und für die
Unterzeichnung dieser Initiative zu werben.

SPD-Mitglieder sind darüber hinaus aufgefordert, für die Petition [5] in
parteiinternen Netzwerken zu werben und diese Information entsprechend
weiterzuleiten.


Anmerkungen:

[1] https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2019/06/Offener-Brief-SPD-Vorlage.pdf 

[2] http://berlin-hilft.com/2019/06/04/migrationspakt-aenderungsantzrag/

[3] https://www.nds-fluerat.org/38037/aktuelles/nein-zum-geordnete-rueckkehr-gesetz-offener-brief-an-spd-bundestagsabgeordnete/

[4] https://www.taz.de/Geplante-Abschiebe-Erleichterung/!5596654/ 

[5] https://www.change.org/p/spd-bundestagsfraktion-verfassungswidrige-und-menschenunw%C3%BCrdige-geordnete-r%C3%BCckkehr-gesetz-ablehnen

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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HISTORIE/336: Libanon - Kriegsbündnisse ... (SB)


Libanon - Kriegsbündnisse ...



Angeblich stehen Israel und der Libanon kurz davor, in direkte
Verhandlungen über eine Beilegung des Kriegszustands und eine
Verwandlung ihrer brüchigen Feuerpause in einen dauerhaften Frieden
einzutreten. Gegenstand der Verhandlungen, die demnächst unter der
formellen Aufsicht der Vereinten Nationen stattfinden sollen, ist der
Verlauf sowohl der Land- als auch der gemeinsamen Seegrenze. Acht
Jahre mühseliger Diplomatie der USA haben die Annäherung zwischen
Beirut und Tel Aviv ermöglicht. Hier agiert Washington nicht zuletzt
im Interesse der eigenen Energiekonzerne, denn gelingt es, die
Streitigkeiten im östlichen Mittelmeer über die jeweilige staatliche
Wirtschaftszone zu beenden, könnte im großen Stil mit der Ausbeutung
der gigantischen Öl-und Gasreserven begonnen werden.

Gleichzeitig werden die Verhandlungen jedoch durch den plumpen Versuch
der USA, im Rahmen besagter Gespräche auch eine Entwaffnung der
schiitischen Hisb-Allah-Miliz herbeizuführen, welche Washington und
Tel Aviv seit Jahren als "Terrororganisation" brandmarken, gefährdet.
Vor der Fortsetzung solcher Machenschaften hat Hisb-Allah-Chef Hassan
Nasrallah die Regierung von US-Präsident Donald Trump bei einer
Fernsehrede am 31. Mai gewarnt. Während er einerseits die
Unterstützung der Hisb Allah für direkte Friedensverhandlungen
zwischen Israel und dem Libanon beteuerte, verwahrte sich Nasrallah
andererseits gegen die aus seiner Sicht unzulässige Einmischung der
USA in die libanesische Innenpolitik und wies dabei Behauptungen aus
Israel, die Hisb-Allah-Miliz verfüge bereits über eigene
Raketenfabriken, entschieden zurück: "Die Amerikaner haben hier nichts
mitzureden. Wir haben das Recht auf Waffen, um unser Land zu
verteidigen, und auch das Recht, diese Waffen selbst herzustellen", so
Nasrallah.

Seit Jahren läßt Israel immer wieder Ziele in Syrien von seinen
Kampfjets unter dem Vorwand, Lieferungen ballistischer Raketen aus dem
Iran an die Hisb Allah zu verhindern, angreifen und beruft sich dabei
jedesmal auf das Recht auf Selbstverteidigung. Im Sommer 2006 haben
sich Israel und die Hisb Allah einen kurzen - er dauerte lediglich
einen Monat - aber heftigen Krieg geliefert. Bei den Gefechten an der
Grenze kamen 121 israelische Militärangehörige und mehrere hundert
Hisb-Allah-Kämpfern ums Leben. Infolge des massiven Bomben- und
Raketeneinsatzes starben 44 israelische und 1191 libanesische
Zivilisten. Die Diskrepanz bei den Opferzahlen resultierte aus der
größeren militärischen Schlagkraft der israelischen Streitkräfte, die
damals im Rahmen der sogenannten "Daniyeh-Doktrin" wenig bis gar keine
Rücksicht auf die libanesische Zivilbevölkerung nahmen.

In einem Artikel, der am 31. Mai online erschienen ist, enthüllte The
Intercept hochinteressante, bisher unbekannte Einzelheiten aus dem
Archiv Edward Snowdens über die umfangreiche Zusammenarbeit zwischen
den israelischen und amerikanischen Geheimdiensten während des
Libanonkriegs vor dreizehn Jahren. Aus den Dokumenten geht die
Verzweiflung der israelischen Seite deutlich hervor, daß man
ungeachtet der eigenen Brutalität und der Zerstörung weiter Teile der
libanesischen Infrastruktur, vor allem im Raum Beirut, nicht in der
Lage gewesen ist, die Hisb Allah zur Kapitulation zu zwingen und deren
Abfeuern von Raketen über die gemeinsame Grenze hinweg zu unterbinden.
Noch während des Krieges sahen die Israelis den Nimbus der eigenen
Unbesiegbarkeit verschwinden, was ihnen sehr zu schaffen machte.

Darum wandte sich, je länger der Krieg andauerte, die Israeli SIGINT
National Unit (ISNU) um so drängender an den amerikanischen
Schwesterdienst National Security Agency (NSA) mit der dringenden
Bitte um Erkenntnisse, mittels derer man der Hisb Allah vielleicht
doch noch den entscheidenden Schlag versetzen könnte. Dies geht aus
einer NSA-Studie des Konflikts aus demselben Jahr hervor, aus der im
Artikel des Intercepts ausgiebig zitiert wird. Demnach habe der
Konflikt mit der Hisb Allah die ISNU derart an "die Grenze ihre
technischen Fähigkeiten und ihre Ressourcen gebracht", daß man rasch
keine andere Möglichkeit sah, als sich an den großen Bruder in Fort
Meade, Maryland, zu wenden. Dazu heißt es in der Studie vom Oktober
2006: "Die Abhängigkeit der ISNU von der NSA war erheblich und bezog
sich auf Bitten um zeitnahe Informationen der Aufgabenerteilung und
Bedrohungserkennung, darunter taktische Zielvorgaben sowie
geographische Angaben zu Hisb-Allah-Personen und -Zielen".

Für die NSA wurde die Zusammenarbeit mit dem ISNU jedoch
problematisch, denn die Weitergabe von Geheimdiensterkenntnissen an
einen anderen Staat, damit dessen Vertreter gezielte Tötungen
durchführen können, war - und ist bis heute - illegal. ISNU-Chef Dani
Harari wußte um die gesetzlichen Einschränkungen bei der NSA, drängte
aber dennoch auf ihre Umgehung mit dem Argument, das Verbot der
Weitergabe der von Tel Aviv erwünschten Informationen stehe "im
Widerspruch nicht nur zur Unterstützung Israels bei seinem Kampf gegen
die Hisb Allah, sondern auch zu den Zielen des globalen
Antiterrorkriegs der USA". Am Ende setzten sich die Israelis mit ihrer
Forderung nach der bedingungslosen Solidarität der USA durch. Das
Office of the Director of National Intelligence (ODNI) arbeitete eine
Regelung aus, die zu Kriegszeiten das gesetzliche Verbot der
Weitergabe solcher personenbezogenen Informationen aufhebt. Diese
Regelung, deren Existenz bis zur Veröffentlichung des besagten
Intercept-Artikels geheim geblieben war, soll noch heute in Kraft
sein.
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ARBEIT/2948: Konjunkturelle Abschwächung lässt Zahl der Überstunden sinken (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.06.2019

Konjunkturelle Abschwächung lässt Zahl der Überstunden sinken



Die bezahlten und unbezahlten Überstunden je Arbeitnehmer sind im ersten
Quartal 2019 gegenüber dem Vorjahr um jeweils 0,4 Stunden gesunken. Grund
dafür sei die konjunkturelle Abschwächung, berichtet das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Die Beschäftigten machten im ersten Quartal im Durchschnitt 6,4 bezahlte
Überstunden und 6,0 unbezahlte Überstunden. Das sind jeweils 0,4 Stunden
weniger als im ersten Quartal 2018. "Die Zahl der Überstunden geht mit der
konjunkturellen Abschwächung seit dem vergangenen Jahr zurück", erklärt
Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen".

Die Zahl der Erwerbstätigen nahm um 1,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr zu
und lag im ersten Quartal 2019 bei knapp 44,9 Millionen. Insgesamt
arbeiteten die Erwerbstätigen in Deutschland im ersten Quartal 2019 15,6
Milliarden Stunden. Das bedeutet einen Anstieg von 1,5 Prozent gegenüber
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.

Die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem lag im ersten Quartal 2019 bei 347,9
Stunden und stieg damit um 0,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die
durchschnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten
betrug 38 und die der Teilzeitbeschäftigten 17 Stunden.

Die durchschnittliche Arbeitszeit der Teilzeitbeschäftigten lag im ersten
Quartal 2019 bei 187 Stunden und stieg damit um 0,9 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. Damit arbeiteten Teilzeitbeschäftigte länger als jemals zuvor
nach der Wiedervereinigung. "Das liegt an dem fortgesetzten Rückgang von
Minijobbern mit niedrigen Arbeitszeiten und dem trendmäßigen Anstieg von
sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigten", so Arbeitsmarktökonom
Weber.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg im ersten Quartal gegenüber dem
Vorjahresquartal um 1,2 Prozent, die der Vollzeitbeschäftigten um 1,5
Prozent. Die Teilzeitquote lag mit 39 Prozent leicht unter dem Stand des
Vorjahres (-0,1 Prozentpunkte).

Der Krankenstand lag im ersten Quartal mit 5,3 Prozent geringfügig unter
dem Niveau des Vorjahres (5,5 Prozent). Nach ersten vorläufigen
Hochrechnungen ist die Kurzarbeit im ersten Quartal etwas gesunken. Sie
betrug 313.000 Personen nach 325.000 Personen im Vorjahr.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1901.pdf 

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx 

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 04.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BANK/565: DWS - Offene Türen für Kohle und Rüstung (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

DWS: Offene Türen für Kohle und Rüstung

- Ausschlusskriterien in der Regel nur für Nachhaltigkeitsfonds

- Kohle: Investitionen in Kohlekraftwerksbauer

- Rüstung: Investitionen in Kriegslieferanten



Frankfurt, 5.6.2019 - Auf ihrer ersten Hauptversammlung heute in Frankfurt
will die Deutsche-Bank-Tochter DWS ihre Aktionär*innen von einer soliden
Investitionspolitik überzeugen. Aktuelle Stichproben und Datenbankanalysen
zeigen jedoch, dass die Fonds der Vermögensverwalterin ethische Grenzen
weit überschreiten. Dies wird urgewald-Campaignerin Barbara Happe heute
gegenüber dem Vorstand kritisieren.

Das Hauptproblem: Kategorische Ausschlusskriterien für ökologisch und
menschenrechtlich hoch sensible Branchen wie die Kohle- oder die
Rüstungsindustrie kennt die DWS in der Regel nur für ihre
Nachhaltigkeitsprodukte, wodurch sie für einen Großteil ihrer
Produktpalette nicht gelten.

Darüber hinaus schließt DWS lediglich Investitionen in Streumunitions- und
Landminenhersteller aus. Ausschlüsse für weitere umstrittene
Rüstungshersteller wie Rüstungsexporteure, die Spannungs- und Kriegsgebiete
beliefern, kennt die DWS für ihre gängigen Fondsprodukte nicht.

urgewald-Stichproben zeigen: Zu den von DWS gehaltenen Aktienpaketen
gehören Kampfflugzeughersteller wie Airbus, BAE Systems und Boeing. Die
F-15 Jets von Boeing sowie der von Airbus, Leonardo und BAE Systems
hergestellte Eurofighter werden seit vier Jahren im Jemen-Krieg eingesetzt.
Die knapp 20.000 Luftangriffe der Kriegsallianz unter Führung
Saudi-Arabiens sind für Tausende tote Zivilist*innen verantwortlich.

Barbara Happe, Rüstungs-Campaignerin bei urgewald, sagt: "Wir können jeden
Tag verfolgen, mit welchem Leid Waffenlieferanten die Menschen im Jemen
überschütten. Kein steigender Aktienkurs kann den Tod eines Menschen
aufwiegen. Wir fordern, dass die DWS Rüstungsfirmen, die in Kriege und
Spannungsgebiete liefern, konsequent ausschließt."

Auch Kohle-Schwergewichte fand urgewald in gängigen DWS-Produkten: Zum
Beispiel Unternehmen, die trotz Klimakrise noch neue Kohlekraftwerke bauen
wollen, wie die China Huaneng Corporation, den indischen Konzern NTPC oder
Eskom aus Südafrika, außerdem den deutschen Kohle-Giganten RWE, der beim
Kohleausstieg auf der Bremse steht. "Wie viele Fridays-For-Future-Proteste
braucht die DWS, um zu erkennen, dass solche Investitionen nicht mehr in
die Zeit passen? Firmen, die unsere Zukunft verspielen, müssen raus aus den
DWS-Fonds", fordert Happe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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STATISTIK/4384: Wirtschaftsfaktor Umweltschutz 2017 - 73,9 Milliarden Euro Umsatz (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 5. Juni 2019

Wirtschaftsfaktor Umweltschutz 2017: 73,9 Milliarden Euro Umsatz



WIESBADEN - Maßnahmen für den Umweltschutz sind ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich des
Tags der Umwelt am 5. Juni 2019 mitteilt, erwirtschafteten die Betriebe des
Produzierenden Gewerbes und des Dienstleistungssektors im Jahr 2017 in
Deutschland 73,9 Milliarden Euro Umsatz mit Waren, Bau- und
Dienstleistungen für den Umweltschutz. Die Zahl der Beschäftigten, die bei
der Produktion von Waren, Bau- und Dienstleistungen für den Umweltschutz
eingesetzt waren, lag bei 263 883 (gemessen in Vollzeitäquivalenten). Der
Umweltschutz ist damit auch ein wichtiger Faktor für den Arbeitsmarkt.

Der wirtschaftlich bedeutendste Umweltbereich war der Klimaschutz mit einem
Umsatz von 49,4 Milliarden Euro. Wirtschaftlich am wichtigsten waren dabei
Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien (24,4 Milliarden Euro) sowie
Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur Einsparung von
Energie (23,6 Milliarden Euro).

Insgesamt wurde der Großteil der umweltschutzbezogenen Umsätze mit 55,8
Milliarden Euro im Verarbeitenden Gewerbe erzielt. Die wichtigsten
Wirtschaftszweige waren dabei der Maschinenbau (23,3 Milliarden Euro), die
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen (6,9 Milliarden Euro) sowie die
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren (4,7 Milliarden Euro).

Nach Wirtschaftsbereichen aufgeschlüsselt waren die meisten Beschäftigten
(68,2 %) für den Umweltschutz mit 180.000 im Verarbeitenden Gewerbe tätig.
Im Baugewerbe waren gut 45.000 Beschäftigte mit der Produktion von
Umweltschutzgütern und -dienstleistungen betraut, im Dienstleistungssektor
rund 38.000 und in den übrigen Wirtschaftsbereichen etwa 700.

Basis dieser Ergebnisse ist eine Erhebung für das Berichtsjahr 2017, bei
der 7 148 Betriebe des Produzierenden Gewerbes sowie des
Dienstleistungsbereiches in Deutschland Angaben zu umweltschutzbezogenen
Umsätzen und Beschäftigten gemeldet haben.

Detaillierte Ergebnisse bietet die Fachserie 19 Reihe 3.3
"Umweltschutzgüter und Umweltschutzleistungen 2017".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 210 vom 05.06.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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MELDUNG/061: Islam und Demokratie - Deutsch-palästinensische Summer School (idw)


Europa-Universität Flensburg - 04.06.2019

Islam und Demokratie

Deutsch-palästinensische Summer School an der Europa-Universität Flensburg
fragt nach der Verbindung zwischen Islam und Demokratie



Der Islam sei nicht vereinbar mit Demokratie, lautet eine häufig
verwendete zeitgenössische Argumentation. Insbesondere die AfD stellt
immer wieder infrage, dass der Islam mit der parlamentarischen Demokratie
und dem Grundgesetz kompatibel sei. Viele Muslime in Deutschland sind
anderer Ansicht. Im Koran werde keine spezifisch islamische Theorie von
Politik und Regierung entwickelt und so sei der Islam eine Religion, die
sich ständig an neue Bedingungen und historische Umstände angepasst habe,
lautet ihre Interpretation.

Die deutsch-palästinensische Summer School "Islam and Democracy"
beschäftigt sich mit eben dieser Frage: Wie sind Islam und Demokratie
miteinander verknüpft? Veranstalter ist die Abteilung Dialog der
Religionen im Seminar für Evangelische Theologie an der Europa-Universität
Flensburg (EUF) gemeinsam mit dem Interdisziplinären Zentrum für
europäischen Studien (ICES) und dem International Center (IC) der
Universität. Initiator Ralf Wüstenberg, Professor für Evangelische
Theologie und Autor des 2016 erschienen Buches "Islam ist Hingabe", ist
als Botschafter des Berliner "House of One" ein engagierter Verfechter des
interreligiösen Dialogs.

"Je mehr ich begreife, dass der Glaube ein Geschenk ist, desto weniger
brauche ich ihn zu verteidigen und desto eher kann ich auch auf Menschen
anderen Glaubens zugehen. Die Absolutheit Gottes relativiert die
Religionen. Das ist eine wichtige Einsicht, die man nicht unbedingt als
Politikwissenschaftler, sondern als Theologe gewinnt. Und deshalb denke
ich, dass wir Theologen uns bei den gegenwärtigen politisch-kulturellen
Auseinandersetzungen um den Islam ins Gespräch bringen sollten, wenn auch
immer in einem interdisziplinären und multiperspektivischen Rahmen", sagt
Wüstenberg.

Drei palästinensische Universitäten - An-Najah University, Arab-American
University (Genin), Hebron University - und das Wasatia Academic Institute
(Jerusalem) beteiligen sich mit Lehrenden und Studierenden an der Summer
School "Islam and Democracy" vom 11. - 15. Juni 2019 an der 
Europa-Universität Flensburg. Aus rechtlicher, theologischer,
politikwissenschaftlicher und soziologischer Perspektive werden dabei in
zehn Vorträgen beispielsweise Fragen nach einem muslimischen Feminismus
ebenso behandelt wie die Beziehung zwischen dem zivilen Islam und
säkularen demokratischen Staaten, die Perspektive der Hamas auf den
Friedensprozess im mittleren Osten oder die Frage, ob die Diplomatie für
Demokratie in Palästina erfolgreich oder gescheitert ist.

Die Keynote zum Verhältnis zwischen Islam und Demokratie wird der
palästinensische Professor und Friedensaktivist Mohammed S. Dajani Daoudi
halten. Dajani hat internationale Anerkennung für sein jahrelanges
Engagement im Nah-Ost-Konflikt erhalten.

Die Summer School bildet den Auftakt zu der Gründung einer
Graduiertenschule an der EUF. Die "European wasatia Graduate School for
Peace and Conflict Resolution" wird künftig jeweils 3-6 Doktorarbeiten aus
Israel und Palästina im Horizont der internationalen, besonders
europäischen Friedensethik fördern.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-flensburg.de/evangelische-theologie/abteilungen/abteilung-dialog-der-religionen-systematische-und-historische-theologie/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution134

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Flensburg, 04.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06948: Glanzsieg einer jungen Ungarin (SB)


Die von Garry Kasparow ins Leben gerufenen Grand-Prix-Turniere
erwiesen sich als echter Publikumsknüller. Zur Auffrischung trug
wesentlich bei, daß die Partien doppelrundig im Schnellschach gespielt
wurden und der Verlierer jeweils im K.o.-Verfahren ausschied. Auch für
Uneingeweihte der Schachkunst bot diese Wettkampfform Reize.
Verstanden sie auch das Geschehen auf dem Brett nicht bis in alle
Winkeltiefen, so sorgten doch die in Form von packenden "Schachkrimis"
vorgetragenen Kommentare dafür, daß jeder auf seine Kosten kam, der
Enthusiast ebenso wie der Neugierige. Besonders die Paarung 1994 in
New York zwischen Judit Polgar und Nigel Short schlug die Zuschauer in
Bann. Die damals 17jährige Ungarin, als einzige Frau ins Turnier
gestartet, gewann rasch die Herzen des Publikums mit ihrem stürmischen
Angriffsstil. Gemeinsam mit dem Engländer Short bevorzugte sie
kombinationsträchtige Stellungen, so daß sie sich von Spöttern oft
anhören mußte, sie spiele Kaffeehausschach. Immerhin war dieses
Kaffeehausschach so brillant, daß sie Short in beiden Partien schlug.
Reizvoll war im besonderen ihre Weißpartie, wo sie für Angriffschancen
Turm und Bauern für einen Springer gab. Im heutigen Rätsel der Sphinx
zog Short nun fehlerhaft 1...Dc3-c7? und gestattete seiner
Kontrahentin so einen Glanzsieg, Wanderer. Nach 1...Dc3-e3! wäre die
Partie durchaus noch offen gewesen.






[image: SCHACH-SPHINX/06948: Glanzsieg einer jungen Ungarin (SB)]



J. Polgar - Short

New York 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gellers untrügerischer Instinkt bewahrte ihm vor der Niederlage nach
1...d4-d3? 2.Tc2-f2 Lc8-e6 3.Tf2-f6!! Le6xc4 4.Sg4xh6+! g7xh6 5.Dd1-
g4+ Kg8-h7 6.Tf6xh6+! Kh7xh6 7.Tf1-f6+ und Matt in drei Zügen.



Erstveröffentlichung am 6. Juni 2006
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FORSCHUNG/049: Neuer Blick auf Unaufmerksamkeit (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 04.06.2019

Pädagogik: Neuer Blick auf Unaufmerksamkeit



Unaufmerksamkeit steht dem Lernen im Weg und ist zu vermeiden! Diese weit
verbreitete Meinung stellt die Pädagogin Dr. Josephine Geisler in Zweifel.
In einem neuen Forschungsprojekt geht sie dem Phänomen auf den Grund.

"Nun sei doch nicht so unaufmerksam! Reiß dich mal zusammen! Konzentrier
dich gefälligst!" Kein Zweifel: Unaufmerksamkeit hat heutzutage einen
schlechten Ruf. Warum ist das so? War das schon immer so? Und trifft diese
negative Bewertung überhaupt zu? Das sind Fragen, denen die
Erziehungswissenschaftlerin Dr. Josephine Geisler in einem neuen
Forschungsprojekt nachgeht.

Geisler ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Systematische
Bildungswissenschaft der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU).
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützt ihr Projekt in den
kommenden drei Jahren mit rund 250.000 Euro.

Unaufmerksamkeit ist pathologisch konnotiert

"Unaufmerksamkeit ist heute eigentlich immer pathologisch konnotiert und
wird schnell mit ADHS in Verbindung gebracht. Wer unaufmerksam ist, der
ist verträumt oder hibbelig und zeigt definitiv ein unerwünschtes
Verhalten", sagt Geisler. Der Tenor in Schule und Gesellschaft sei deshalb
klar: Unaufmerksamkeit gilt es zu vermeiden; Aufmerksamkeit ist das
erwünschte Ziel.

Wissenschaftlich fundiert ist diese Haltung allerdings nicht - zumindest
nicht aus Sicht der Pädagogik. "Eine gehaltvolle Notation der
Unaufmerksamkeit existiert heute nicht", so die Pädagogin. Dementsprechend
bestimme ein rein psychologischer Blickwinkel die gesamte Diskussion über
Unaufmerksamkeit, eine spezifisch pädagogische Stellungnahme fehle. Dieses
Defizit will Geisler mit ihrem Forschungsprojekt beheben.

Für Josephine Geisler ist Unaufmerksamkeit nicht per se ein negatives
Verhalten. Schließlich bilde sie zwangsläufig den Anfang und das Ende
jeder Aufmerksamkeitsspanne. "Es handelt sich dabei um zwei Punkte eines
Kontinuums", sagt sie. Und jegliche graduelle Verschiebung sei ein völlig
normaler Prozess. Konsequent zu Ende gedacht, könnte man ihrer Meinung
nach sogar sagen: Aufmerksamkeit ist das eigentlich störende Ereignis, das
den Zustand der Unaufmerksamkeit unterbricht. "Die Unaufmerksamkeit war
schließlich zuerst da."

Von der Musik zur Pädagogik

Ihre Doktorarbeit habe sie dazu angeregt, sich mit dem Thema
"Unaufmerksamkeit" zu beschäftigen, erzählt Geisler. Diese ist 2016 unter
dem Titel "Tonwahrnehmung und Musikhören. Phänomenologische,
hermeneutische und bildungsphilosophische Zugänge" im Wilhelm Fink Verlag
erschienen und dürfte einen engen Bezug zu Geislers Werdegang haben.
Immerhin hat die Wissenschaftlerin zunächst Oboe an der Hochschule für
Musik "Hanns Eisler" in Berlin studiert, bevor sie sich dem
Pädagogikstudium zuwandte.

Das Verhältnis von Musikhören, Aufmerksamkeit und Unaufmerksamkeit
fasziniert sie auch heute noch. Dass Menschen während einfacher
Tätigkeiten Musik hören, erscheint ihr plausibel. Dass sie Kollegen hat,
die sogar dann unter dem Kopfhörer klemmen, wenn sie wissenschaftliche
Texte schreiben, ist ihr rätselhaft.

Recherche in alten Schulordnungen

Ein umfangreiches Literaturstudium steht am Anfang von Geislers
Forschungsprojekt. Pädagogische Werke, philosophische Schriften, sogar
Schulordnungen bis zurück ins 16. Jahrhundert wird sie dafür durchforsten
- immer mit dem Blick darauf, wie Unaufmerksamkeit früher betrachtet
wurde, bevor sie in die Deutungshoheit der Psychologie geriet. Dass das
Urteil vergangener Generationen längst nicht so negativ ausfiel, weiß sie
schon jetzt. "Seneca beispielsweise hat sich für ein gelassenes Leben
ausgesprochen. Und Gelassenheit ist im Prinzip eine spezielle Form der
Unaufmerksamkeit", sagt sie.

Danach befragt, ob sie mit ihrem Forschungsprojekt an einer Ehrenrettung
der Unaufmerksamkeit arbeitet, antwortet Josephine Geisler mit einem
eindeutigen Ja. Natürlich gebe es Ausprägungen, die nicht lernförderlich
seien. Sie fordert jedoch eine differenzierte Betrachtung. Denn in
bestimmten Bereichen unterstütze Unaufmerksamkeit den Lernprozess.

Enger Zusammenhang zwischen Leib und Gedanken

"Ein defokussiertes, gelassenes Bei-sich-Sein des Subjektes ist dessen
Grundstimmung und leibfundierter, unverfügbarer Ursprung jeder
aufmerksamen Hinwendung zu einem Gegenstand." So beschreibt die
Wissenschaftlerin diesen Zustand in ihrem Forschungsantrag. Der Einbezug
des Leibes in ihrer Arbeit geschehe unter "leibphänomenologischer
Perspektive", um genau zu sein: im Anschluss unter anderem an den
französischen Philosophen und Phänomenologen Maurice Merleau-Ponty sowie
an den deutschen Philosophen Bernhard Waldenfels.

Leibfundiert? "Man muss in einer solchen Untersuchung den Körper
einbeziehen", sagt sie. Von ihm gingen wichtige Impulse aus, ohne ihn sei
Denken nicht möglich, weshalb sie eine ganzheitliche Herangehensweise für
unerlässlich hält.

Der Zusammenhang zwischen Leib und Aufmerksamkeit beziehungsweise
Unaufmerksamkeit lässt sich nach Geislers Worten an einem simplen Beispiel
nachvollziehen: Beim Gehen oder Laufen könnten Menschen ihre Gedanken
treiben lassen. Nicht umsonst spreche man auch davon, "die Gedanken gehen
spazieren". Unproduktiv sei dieser Prozess deshalb beileibe nicht. "Häufig
wird beim Gehen etwas zurechtgerüttelt, bislang ungeordnete Gedanken
können sich setzen. Und häufig kommt es in solchen Situationen zu
besonders kreativen Einfällen", sagt Geisler.

Anleitung für die Praxis

Als rein philosophisch-theoretische Arbeit will Geisler ihr
Forschungsprojekt nicht verstanden wissen - ganz im Gegenteil. "Die
Ergebnisse dieser Untersuchung können für die Praxis entscheidend sein",
sagt sie. Möglicherweise verändert sich mit einem anderen Blick auf
Unaufmerksamkeit auch das Bild vom Lehren und Lernen, vom didaktischen
Zugriff. Wenn Unaufmerksamkeit nicht mehr als unerwünschtes Abweichen vom
richtigen Weg betrachtet wird, könne dies einen Prozess in Gang setzen,
der zu einer verstärkten Achtung der subjektiven Lernzeit und der
individuellen Lernbewegung führe. Schulen könnten dann Raum geben für ein
tieferes Verstehen, das sich eventuell in Episoden des Abschweifens bildet
- vorausgesetzt sie vermeiden eine übergroße Stoffmenge.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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JUGEND/036: Studie - Jugendliche nutzen YouTube als Bildungs- und Kulturort (idw)


Rat für Kulturelle Bildung e.V. - 04.06.2019

Studie: Jugendliche nutzen YouTube als Bildungs- und Kulturort

• Hohe Bedeutung audiovisueller Lernformen für kulturelle Aktivitäten
und beim Lernen für Schule

• Bildung und Kultur aufgefordert, Bildungswelten besser zu
verschränken



• Befund: Jugendliche wollen audiovisuelle Lernformen im Unterricht
nutzen und YouTube-Videos kritisch reflektieren

• Folgerung: Kulturelle Schulfächer/Bereiche sowie außerschulische
Kulturelle Bildung sind aufgefordert, Bedarfe Jugendlicher anzuerkennen
und die Gestaltung digitaler Kultur als Aufgabe zu begreifen

• Empfehlung an die Politik: Digitalisierung in Schule weiterdenken
und auch Förderprogramme für Kulturinstitutionen schaffen

Audiovisuelles Lernen in Form von Webvideos ist für Jugendliche zwischen
12 und 19 Jahren von großer Bedeutung und ein ganz normaler Teil ihres
Alltags. Die Video-Plattform YouTube ist mit einer Nutzung von 86 Prozent
der befragten Schüler und Berufsschüler eines ihrer digitalen Leitmedien.
Fast die Hälfte der YouTube nutzenden Schülerinnen und Schüler (47%)
ziehen hier selbstständig Erklärvideos für das schulische Lernen heran,
beispielsweise für Hausaufgaben oder Prüfungen, aber auch für
künstlerische Fächer wie Musik, Kunst, Theater oder für AGs wie Chor oder
die Schulband. Für viele der Befragten sind die Clips in hohem Maße
anregend, selbst künstlerisch aktiv zu werden. Ein Großteil der
Jugendlichen ist sich auch der Vorteile von Unterricht gegenüber Webvideos
sehr bewusst, zum Beispiel, dort Nachfragen stellen zu können. Ein
Großteil, 60 Prozent der befragten YouTube-Nutzer, wünscht sich im
Unterricht eine kritische Auseinandersetzung mit YouTube-Videos und der
Plattform. Das sind die zentralen Ergebnisse der repräsentativen Studie
"Jugend/YouTube/ Kulturelle Bildung. Horizont 2019" mit deutschlandweit
818 Befragten, die das unabhängige Expertengremium Rat für Kulturelle
Bildung ausgewertet hat.

Überall, jederzeit, beliebig oft / veränderte Bildungslandschaft:

Die klassische Bildungskonstellation von Lehren, Lernen und Wissen ändert
sich durch die Digitalisierung grundlegend, wie die vorliegende Studie am
Beispiel der Nutzung der Plattform YouTube durch Jugendliche zeigt.
Selbstständige, informelle Praktiken des Lernens gewinnen an Bedeutung.
Tutorials und Erklärvideos, die man sich überall und jederzeit beliebig
oft ansehen kann, kommen offenbar den Erwartungen von Jugendlichen von
eigenen Lernrhythmen und Lernzeiten entgegen. YouTube ist nicht primär als
Bildungsmedium eingerichtet, hat aber, wie die Studie belegt, eine
unerwartet hohe Bedeutung für den Bildungsbereich gewonnen. "Eine wichtige
Schlussfolgerung aus der Studie ist, dass man dieses Medium nicht
ignorieren darf. YouTube ist primär kein pädagogisches Medium, aber es ist
tatsächlich inzwischen ein weiteres, wichtiges Lern- und Bildungsmedium,
das die Bildungslandschaft im Ganzen berührt und verändert. Es ändern sich
die Übungsformen der Schüler und damit auch die Voraussetzungen von
Unterricht insgesamt. Man kann, wenn man das Medium schulseitig bewusst
einsetzt, Unterricht anders aufbauen und auf diese Weise mehr Platz für
individuelle Fragen und für Reflexion im Unterricht finden. Und man kann
sich zur pädagogischen Eigenproduktion audiovisueller Medien anregen
lassen", sagt Prof. Eckart Liebau, Vorsitzender des Expertenrates.

Thema in Schule / Tipps von Freunden und Influencern am wichtigsten:

Rund die Hälfte der befragten YouTube-Nutzer (52%) wünscht sich mehr
Unterstützung seitens der Schule bei der Erstellung von Videos
(Film/Schnitt/Beleuchtung). 56 Prozent glauben, dass die Bedeutung von
YouTube in der Schule künftig zunehmen wird. "Die befragten Jugendlichen
sind sich sehr klar über die Stärken, aber auch über die strukturellen
Grenzen massenmedialer Vermittlung. Die Befunde appellieren an die der
Schule eigenen Potenziale der gemeinsamen Reflexion und des Nachdenkens im
generationsübergreifenden Zusammenhang", so Benjamin Jörissen,
Ratsmitglied und Lehrstuhlinhaber für Pädagogik an der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, in seiner einordnenden
Position in der Studie. Weitere Ergebnisse zeigen, dass die Jugendlichen
sich nach eigener Einschätzung nicht nur von den Vorschlägen von YouTube
leiten lassen (36 Prozent tun dies), sondern dass sie zu 53 Prozent mit
einer gezielten Suche zu einem bestimmten Thema einsteigen. Bei der Auswahl
von Videos greifen sie zu 91 Prozent auf Empfehlungen von Freunden zurück,
zu 65 Prozent auf Influencer, zu 44 Prozent auf Tipps von der Familie; bei
Tipps von Lehrern sind es 30 Prozent.

Ästhetisch-kreative Anregung / neue Genres:

Wenn es in den Clips um ästhetische Praktiken und kulturelle Aktivitäten
geht, regen die Videos Jugendliche stark an, selbst praktisch aktiv zu
werden. Generell nach ihren kulturellen Interessen gefragt, geben Mädchen
eine große Bandbreite an, wie Designen, Fotografieren, Tanzen, Singen,
Zeichnen, bei Jungen sind es hauptsächlich Computerspiele. Dieser
Unterschied ist weniger deutlich bei den digitalen kulturellen Genres und
es gibt mehr gemeinsame Favoriten. Das liegt möglicherweise auch an der
auf YouTube etablierten Remix-Kultur mit zahlreichen neuen, klassische
Kultursparten übergreifende Mischformen wie Funny Clips, Let's Play,
Mashupvideos, Animation oder Sampling. Als wichtigste Anregung wird die
Inspiration zum Nachahmen und Mitmachen genannt. Audiovisuelle Formate
sind offenkundig besonders für das Lernen durch kreative Nachahmung und
das körpernahe Lernen interessant.

Dieses vorhandene Interesse der Jugendlichen sollten Kulturinstitutionen
aufgreifen. Der Expertenrat sieht eine wichtige Rolle bei den
Kulturinstitutionen und Vermittlern Kultureller Bildung inner- und
außerhalb von Schule, Kindern und Jugendlichen die Möglichkeiten der
digitalen Gestaltung und audiovisuellen Aufbereitung zu eröffnen, um sie
dann auch reflektieren, beurteilen und selbst produzieren zu können.

Empfehlungen des Expertenrates im Überblick:


	Digitalisierung als Aufgabe und Gegenstand der Kulturellen Bildung verstehen

	Die Bedeutung der neuen Bildungskonstellation für kulturelle Teilhabe nutzen

	Konsequenzen aus dem digitalen Lernen über Webvideos ziehen: Eigene audiovisuelle Formate entwickeln und in Fort- sowie Weiterbildung von Vermittlern implementieren

	Das Bedürfnis der Jugendlichen aufgreifen: Hilfestellung bei der Erstellung von Videos leisten und Raum für kritische Auseinandersetzung schaffen

	Bildungswelten (Bereiche formal/schulisch, non- formal/außerschulisch und informell/selbstorganisiert) stärker verschränken

	Politik ist aufgefordert, Rahmen zur Entwicklung nichtkommerzieller Räume für digitale Kulturpraktiken zu schaffen




Die Studie "Jugend/YouTube/Kulturelle Bildung. Horizont 2019" wurde vom
unabhängigen Expertengremium Rat für Kulturelle Bildung konzipiert und
begleitet. Die Durchführung lag beim IFAK Institut GmbH & Co. KG,
Taunusstein. Ermöglicht wurde die Studie durch Mittel des
Stiftungsverbundes Rat für Kulturelle Bildung e. V. sowie durch eine
zusätzliche Förderung der Deutsche Bank Stiftung, der PwC-Stiftung, der
Robert Bosch Stiftung GmbH und der Stiftung Mercator.


Über den Rat für Kulturelle Bildung

Der Rat für Kulturelle Bildung ist ein unabhängiges Beratungsgremium, das
sich umfassend mit der Lage und der Qualität Kultureller Bildung in
Deutschland befasst. Ihm gehören elf Mitglieder an, die verschiedene
Bereiche der Kulturellen Bildung repräsentieren: Tanz- und
Theaterpädagogik, Musik- und Literaturvermittlung, Bildungsforschung,
Erziehungswissenschaften, Pädagogik, Medienpädagogik, Politische Bildung,
Soziologie, Kulturelle Bildung und die Künste.
Der Rat für Kulturelle Bildung ist eine Initiative der Bertelsmann
Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stiftung, PwC-Stiftung,
Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator und der Stiftung Nantesbuch.

Studie: Jugend/YouTube/Kulturelle Bildung. Horizont 2019. Repräsentative
Umfrage unter 12- bis 19-Jährigen zur Nutzung kultureller Bildungsangebote
an digitalen Kulturorten.

Kostenfreier Download unter:

www.rat-kulturelle-bildung.de/Publikationen/Studien.

Weitere Informationen unter:

http://www.rat-kulturelle-bildung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2049
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Kulturelle Bildung e.V., 04.06.2019
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ÖKOSYSTEME/132: Die Geschichte arktischer Ökosysteme als Wegweiser für die Zukunft (idw)


Universität Konstanz - 03.06.2019

Die Geschichte arktischer Ökosysteme als Wegweiser für die
Zukunft

Internationale Forschungskooperation untersucht Wechselwirkungen von
Klima und Beweidung auf die Vegetation der Tundra über Jahrtausende -
Biologin der Universität Konstanz ist Koordinatorin



Wie wirken sich Beweidung und klimatische Veränderungen auf die
Ökosysteme der Tundra aus, und wie werden sich die künftigen
Veränderungen der Arktis auf die Lebensgrundlagen der dortigen
Bevölkerung auswirken? Dieser Frage geht eine internationale
Forschungskooperation aus Umweltgenomik, Ökologie und Ethnologie nach.
Die Koordinatorin des Projekts ist die Konstanzer Juniorprofessorin
Dr. Laura Epp. Die genomischen Studien an alter DNA aus
Sedimentbohrkernen werden in dem Projektverbund mit aktuellen
ökologischen Daten und mit ethnologischen Studien gekoppelt.
Erkenntnisse aus dem Forschungsprojekt werden als gesellschaftlicher
Wissenstransfer in die untersuchten Gebiete zurückfließen.

Das Projekt "Arktische Ökosysteme der Zukunft" wird in den kommenden
drei Jahren mit insgesamt zirka 1,7 Millionen Euro durch das
BiodivScen ERA-NET-Programm gefördert, das durch BiodivERsA, das
europäische Forschungsnetzwerk zur Artenvielfalt, und das Belmont
Forum, eine internationale Partnerschaft zur Finanzierung der
Forschung im Bereich des Klimawandels, ins Leben gerufen wurde.

Das Projekt strebt einen Bogen von der Untersuchung arktischer
Ökosysteme seit der letzten Eiszeit zu aktuellen Entwicklungen an und
wird dabei unmittelbar relevante Ergebnisse für aktuelle Landnutzung
bieten. "Die Menschen vor Ort haben berechtigtes Interesse daran zu
wissen, was passiert, sowohl wirtschaftlich als auch klimatisch. Aus
den verschiedenen Informationssätzen werden wir Szenarien entwickeln,
wie sich die ökologischen Veränderungen in der Arktis weiter
vollziehen werden", sagt Laura Epp, die 2018 vom
Alfred-Wegener-Institut in Potsdam an das Limnologische Institut der
Universität Konstanz wechselte.

Die Arktis erlebt derzeit besonders starke Änderungen des Klimas.
Obwohl die Region dünn besiedelt ist, sind die Auswirkung für die dort
lebenden Menschen gravierend. Umgekehrt stellen gerade die Beweidung
und ein veränderter Weidedruck (Belastung der Fläche durch Tiere)
einen wichtigen Faktor für die Ausprägung der Vegetation dar.
Beweidung, insbesondere durch Großsäuger, gibt es in den Tundren
bereits seit sehr langer Zeit. Während der Eiszeiten grasten auf den
eisfreien Flächen der arktischen Tundra Mammuts und Wollnashörner.
Heute stellen Rentiere, die wirtschaftlich hoch relevant sind, den
Hauptanteil der Großsäuger.

Das Kooperationsprojekt von Teams aus sieben Ländern - aus
Deutschland, Skandinavien, Frankreich und Nordamerika - bedient sich
einer neuen Untersuchungsmethode zur Rekonstruktion der vergangenen
Umwelt, die auf DNA aus Sedimentproben basiert. Dazu werden
Sedimentbohrkerne aus Seen entnommen, die als Archiv für
DNA-Ablagerungen dienen. Die ältesten DNA-Spuren überhaupt, die unter
einem Gletscher entnommen wurden, gehen auf annähernd eine halbe
Million Jahre zurück. Laura Epp untersucht meist Sedimente auf
Zeitskalen von Jahrtausenden. In einem zukünftigen Projekt möchte sie
zum Beispiel in Sedimenten des Bodensees um die 16.000 Jahre
zurückgehen, in die Endphase der letzten Eiszeit.

Die arktischen Proben im aktuellen Projekt werden teilweise Alter von
mehreren zehntausend Jahren haben. Laura Epps Arbeitsgruppe für
Umweltgenomik wird gemeinsam mit kooperierenden Arbeitsgruppen in den
Sedimenten die DNA-Ablagerungen auf Vegetation und
Säugetierpopulationen untersuchen. Durch die gemeinschaftliche Arbeit
sollen in dem Projekt Proben aus allen Teilen der Arktis bearbeitet
werden.

Für Pflanzen ist die Methode seit einigen Jahren ziemlich etabliert
und kann zu einer detaillierten Vegetationsbeschreibung genutzt
werden. So können zirka zwei Gramm Sediment in der Arktis 30 bis 40
verschiedene Pflanzenarten aufdecken. Die Untersuchung von DNA aus
Sedimentproben ist im Prinzip auch dafür geeignet, das Vorkommen von
Säugetieren über Jahrtausende zurückzuverfolgen. "Wir wissen, dass die
genomischen paläoökologischen Methoden bei den Pflanzen zuverlässig
funktionieren. Zur Analyse von Populationen von Großsäugern müssen wir
die Methoden noch verfeinern und zum Beispiel DNA von Pilzen, die auf
Säugetierdung leben, mit einbeziehen. Da werden wir ganz neue
Erkenntnisse erhalten", sagt Laura Epp.

Zu den Daten aus den Sedimenten, die Jahrtausende abdecken, kommen
ökologische Daten, die über mehrere Jahrzehnte von ÖkologInnen auf
beweideten und nicht-beweideten Flächen in der Arktis gewonnen wurden.
Sie stellen die kurzzeitigere Entwicklung dar und können Mechanismen
der Veränderung aufdecken. Die Datensätze beider Zeitskalen werden im
Projekt zusammengeführt und analysiert. Darüber hinaus arbeiten
EthnologInnen im Projekt mit einigen arktischen Gemeinschaften
zusammen, insbesondere mit "Stakeholdern" der Rentierhaltung. Das sind
Hirten der Rentierherden, Organisatoren der Bewirtschaftung und
Lokalpolitiker. In Interviews werden sie detailliert zur
Rentierhaltung und zu beobachteten Veränderungen in den vergangenen
Jahrzehnten befragt. Die so gewonnenen Erkenntnisse werden gemeinsam
mit den naturwissenschaftlichen Daten genutzt, um zukünftige
Entwicklungen zu prognostizieren und Szenarien für künftige Ökosysteme
zu entwickeln.

BiodivERsA ist ein europäisches Netzwerk nationaler und regionaler
Förderorganisationen, das die gesamteuropäische Forschung zu
Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen fördert und innovative
Möglichkeiten zur Erhaltung der Biodiversität und nachhaltigen
Bewirtschaftung bietet. Ein wesentliches Ziel ist, das
BiodivERsA-Förderprogramm an den Bedürfnissen der Gesellschaft und der
politischen Umsetzbarkeit zu orientieren, so dass Forschungsergebnisse
und neues Wissen für die zukünftige Entwicklung nutzbar werden.

Faktenübersicht:


	Internationale Forschungskooperation zu den Wechselwirkungen von Klima und Beweidung auf die Vegetation der Tundra

	Interdisziplinäre Kooperation aus Umweltgenomik, Ökologie und Ethnologie

	Juniorprofessorin Dr. Laura Epp vom Limnologischen Institut der Universität Konstanz ist Projekt-Koordinatorin

	Studien in der Tundra Skandinaviens, Sibiriens und Nordamerikas

	Unterstützt mit insgesamt 1,7 Millionen Euro durch das ERA-NET-Programm BiodivScen, das gemeinsam von BiodivERsA und dem Belmont Forum initiiert wurde, sowie durch die Förderorganisationen DFG (DE), ANR (FR), NFR (NO), AKA (FI), FORMAS (SE), NSERC (CAN) and NSF (USA).

	Informationen zum Förderprogramm unter https://www.biodiversa.org/1324

	Laufzeit bis 2022.



Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news716857

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz - 03.06.2019
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VERKEHR/1184: Klimalast des Hamburger Verkehrsflughafens (BAW)


BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 4. Juni 2019

Klimalast des Hamburger Verkehrsflughafens



Fliegen ist und bleibt die klimaschädlichste Transportform des
Menschen. Im Vergleich zur Bahnfahrt werden bei einer Flugreise 20 bis
50 Mal mehr CO2-Emissionen pro Kilometer verursacht. Dennoch befeuert
der Hamburger Senat das Umherfliegen von und zum "Helmut
Schmidt-Airport" mit umfangreichen Wachstums- und Rabattprogrammen.
Das eigene Umweltziel, den CO2-Ausstoß der Stadt bis 2030 gegenüber
1990 zu halbieren, gerät in weite Ferne.

Der Luftverkehr ist der Industriezweig mit dem am schnellsten
wachsenden Schadstoffausstoß. Der weltweite Kerosinverbrauch - und
damit verbunden der Schadstoffausstoß - ist in den vergangenen Jahren
dramatisch gestiegen: Waren es im Jahr 2005 noch 257 Milliarden Liter
Kerosin, die weltweit verfeuert wurden, ist die Menge bis zum Jahr
2018 um 38,5% auf 356 Milliarden Liter gewachsen. Für 2019 wird laut
Internationaler Luftverkehrsvereinigung (IATA) sogar mit einem
Verbrauch von 367 Milliarden Liter Kerosin gerechnet. Bei dessen
Verbrennung wird mehr als eine Milliarde Tonnen klimaschädliches CO2
in die Atmosphäre ausgestoßen!

CO2-Ausstoß des Hamburger Verkehrsflughafens

Die Klimalast des "Helmut Schmidt-Airports" berechnet sich aus drei
Faktoren:


	den auf dem Betriebsgelände am Boden verursachten CO2-Emissionen,

	den in der Startphase bzw. der Landephase verursachten CO2-Emissionen (LTO-Zyklus) sowie

	den während der Flugstrecke verursachten CO2-Emissionen (Halbstreckenprinzip).



Für das Jahr 2018 ergibt sich ein diesbezüglicher Schadstoffausstoß
von insgesamt 854.647 t CO2/a. Er setzt sich zusammen aus 15.457 t
CO2/a (entsprechend 1,8%) für den bodenbezogenen CO2-Ausstoß, 163.074
t CO2/a (entsprechend 19,1%) für den flughafennahen Luftverkehr und
676.116 t CO2/a (entsprechend 79,1%) für die hälftige Flugstrecke
zwischen Start- und Zielflughafen.

Letztere ergibt sich aus der Gesamtflugverkehrsleistung (d.h. den
aufsummierten Flugstrecken von und zum "Helmut Schmidt-Airport").
Diese betrug auf Datengrundlage des Deutschen Fluglärmdienstes (DFLD)
ca. 151 Mio. Flugkilometer. Aus der Annahme eines durchschnittlichen
Kerosinverbrauchs eines Flugzeuges von 3.250 Liter pro 1.000 km und
unter Anwendung des Halbstreckenprinzips, resultiert die obige Zahl.
Sie deckt sich gut mit den Angaben des Statistikamtes Nord, welches
anhand der Verursacherbilanz für den "Helmut Schmidt-Airport" für das
Jahr 2016 auf eine CO2-Emission von insgesamt 872.000 Tonnen kommt.

Finanzielles Ausmaß des Klimaschadens

Im vergangenen Jahr hat das Umweltbundesamt (UBA) eine ökonomische
Bewertung von Umweltschäden vorgenommen. Hierbei sind folgende
Handlungsgrundsätze eingeflossen: (1) Die Nutzung einer Ressource darf
auf Dauer nicht größer sein als ihre Regenerationsrate oder die Rate
der Substitution all ihrer Funktionen, (2) Die Freisetzung von Stoffen
darf auf Dauer nicht größer sein als die Tragfähigkeit der
Umweltmedien oder als deren Assimilationsfähigkeit, (3) Gefahren und
unvertretbare Risiken durch anthropogene Einwirkungen sind zu
vermeiden, (4) Das Zeitmaß anthropogener Eingriffe in die Umwelt muss
in einem ausgewogenen Verhältnis zu der Zeit stehen, die die Umwelt zur
selbst stabilisierenden Reaktion benötigt.

Im Hinblick auf die monetäre Bewertung der flugverkehrsbedingten
Klimafolgeschäden belaufen sich die UBA-Kostensätze auf 180 Euro pro
Tonne ausgestoßenem Kohlenstoffdioxid. Demnach hat allein im Jahr 2018
der Betrieb des "Helmut Schmidt-Airports" einen akuten Klimaschaden von
154 Mio. Euro erzeugt! Wird der heutige Klimaschaden auch auf die
kommenden Generationen übertragen, erhöht sich das Umweltsaldo (d.h.
die durch die Flughafennutzer oder den Flughafenbetreiber jährlich zu
entrichtende Klimaschaden-Kompensationszahlung) auf 547 Mio. Euro.

"Die große Mehrheit der Menschheit ist noch nie geflogen - aber die
kleine Minderheit, die regelmäßig fliegt, beeinträchtigt die Umwelt
mit ihrem egoistischen Handeln extrem. Fliegen schädigt das Klima weit
überproportional und gefährdet das Leben nachfolgender Generationen auf
unserem Planeten!", fasst Martin Mosel, Sprecher der Bürgerinitiativen
für Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW) und
Luftfahrtexperte des BUND Hamburg, den Sachverhalt zusammen.

"Da die Flugreisenden nicht verschreckt werden sollen, finden sich
keine offiziellen Zahlen zur tatsächlichen Umweltbelastung des
Flughafenbetriebes; geschweige, den damit einhergehenden externen
Umweltkosten. Allein aufgrund der Aufhebung des Verursacherprinzips ist
es möglich, Flugpreise von wenigen Cent pro Kilometer anzubieten. Dass
dies sittenwidrig ist, stört die Entscheidungsträger*innen in Politik
und Verwaltung kaum. Wir fordern daher, dass bei jeder
Flughafenjahresbilanz auch das Ausmaß der Umweltbelastung
veröffentlicht wird. Die Zeiten, in denen mittels
Verschmutzungszertifikaten und Kompensationszahlungen sich die
Luftverkehrswirtschaft allzu billig davon stehlen konnte, müssen
enden", so Mosel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.06.2019

BAW Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg

E-Mail: presse@baw-fluglärm.de

Internet: www.baw-fluglaerm.de
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MASSNAHMEN/372: Kohleausstieg - Nur mit CO2-Preis hilft er wirklich dem Klima (PIK/idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 04.06.2019

Kohleausstieg: Nur mit CO2-Preis hilft er wirklich dem Klima



Der Plan für den deutschen Kohleausstieg bis 2038 bietet keine
Sicherheit, dass der Ausstoß des Treibhausgases CO2 unter dem Strich
wirklich sinkt. Im Gegenteil könnten der Ausstieg die Emissionen durch
die komplizierten Mechanismen im Europäischen Emissionshandel sogar
noch steigen lassen, wie ein Team von Forschern in einer neuen Analyse
zeigt. Damit der Kohleausstieg wirklich etwas bringt für die
Stabilisierung unseres Klimas, muss er kombiniert werden mit einem
Mindestpreis auf CO2 oder der Löschung von Emissionszertifikaten.

"Dass ein Industrieland mit hohem Kohleverbrauch wie Deutschland den
Ausstieg aus der Kohle beschließt, ist ein starkes Signal - jetzt aber
brauchen wir wirksame politische Werkzeuge, damit die nun anstehende
Umsetzung des Beschlusses der Kohlekommission auch tatsächlich die
klimaschädlichen CO2-Emissionen senkt", erklärt Michael Pahle vom
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK), Leit-Autor der im
Fachjournal Energiewirtschaftlichen Tagesfragen veröffentlichten
Untersuchung. "Es besteht sonst ernsthaft das Risiko, dass ein
Kohleausstieg allein durch Abschaltungen von Kraftwerken das Gegenteil
von dem bewirkt, was er bewirken soll. Das wäre für die dringend
nötige Stabilisierung unseres Klimas fatal - und es wäre schädlich für
das Vertrauen der Menschen in die deutsche Politik und das Ansehen der
deutschen Klimapolitik in der Welt. Deshalb sollte man jetzt
gegensteuern: mit einer verlässlichen und gerechten Bepreisung von
CO2."

Die Analyse ist Teil der Arbeit des vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung geförderten Kopernikus-Projekts "ENavi". Eingeflossen
sind auch die Forschungen zu einem Mindestpreis im europäischen
Emissionshandel im Rahmen des von der Stiftung Mercator geförderten
Projekts "AHEAD". Vorgestellt werden die Ergebnisse von Ko-Autor
Ottmar Edenhofer auch beim Kongress des Bundesverbandes der Energie-
und Wasserwirtschaft an diesem Donnerstag.

Europäischer Emissionshandel: Nur Verlagerung über die Grenze?


Zwei Effekte haben die Forscher in ihren Wirkungen analysiert.
Erstens: Wenn Kohlekraftwerke in Deutschland abgeschaltet werden,
sinkt das Angebot von Strom im Markt, und entsprechend steigt der
Strompreis. Dadurch aber können die immer noch im Markt verbleibenden
Kohlekraftwerke häufiger kostendeckend produzieren - sie erhöhen ihre
Produktion, und damit steigt ihr Ausstoß an CO2. Zweitens: Durch den
deutschen Kohleausstieg sinkt die Nachfrage nach 
Emissions-Berechtigungs-Zertifikaten im Europäischen Emissionshandel und nach
den Marktgesetzen damit auch deren Preis. Stromproduzenten im Ausland
kaufen mehr der dann billigeren Emissions-Berechtigungen und steigern
ihren CO2-Ausstoß.

"Diese Risiken werden bislang unterschätzt", sagt Christian
Flachsland, Ko-Autor vom Mercator Research Institute on Global Commons
and Climate Change (MCC). Die Forscher haben eine Reihe von Szenarien
durchgerechnet. So kann etwa die Stromnachfrage stark steigen,
insbesondere wenn der Wärmesektor und der Verkehrssektor - Stichwort
Elektro-Autos - umfassend elektrifiziert werden. Diese
Nachfragesteigerung kann die CO2-Emissionen in Deutschland trotz
Kohleausstiegsplan steigen lassen.

Wichtig: Auch die neu eingeführte sogenannte Markt-Stabilitäts-Reserve
im Europäischen Emissionshandel hilft nicht. "Hier werden zwar
Emissions-Zertifikate vom Markt genommen", so Flachsland. "Aber dies
passiert im Wesentlichen vor 2035 - und erst dann soll der Großteil
der Emissionsreduktionen durch den deutschen Kohleausstieg erfolgen.
Unter dem Strich kann der Emissionshandel, so wie er heute ist, nicht
garantieren, dass der Kohleausstieg wirklich zusätzliche
Emissionsreduktionen bringt."

Edenhofer: Eine Versicherung gegen die Unsicherheiten auf den
Märkten

Helfen kann ein CO2-Preis. Wird er in Deutschland eingeführt, je nach
Szenario mit 30 bis 60 Euro pro Tonne im Jahr 2030, werden die
nationalen Klimaziele im Stromsektor erreicht. Um eine bloße
Verlagerung der Kohle-Verstromung und damit des CO2-Ausstoßes im
Europäischen Emissionshandel von Deutschland zu seinen Nachbarn zu
verhindern, könnten Emissions-Zertifikate gelöscht werden. Dies würde
Deutschland allerdings bis zum Jahr 2050 möglicherweise grob 19
Milliarden Euro kosten. Die Einführung eines Mindestpreises für
versteigerte CO2-Zertifikate im gesamten Europäischen Emissionshandel
analog zu einem Mindestgebotspreis auf Ebay wäre hierbei eine
besonders elegante Lösung: Liegt der Marktpreis unter dem Mindestpreis
der Zertifikate, werden automatisch Zertifikate zurückgehalten und
können gelöscht werden.

"Bereits wenn eine Pioniergruppe aus Deutschland, Frankreich, den
Niederlanden und wenigen anderen einen solchen Mindestpreis einführen
würde, könnte das ein wichtiger Schritt zu einem EU-weiten
Mindestpreis sein", betont Ottmar Edenhofer, Direktor von PIK und MCC
sowie Ko-Autor. Die Kosten der Löschung von Zertifikaten würden auf
mehrere Schultern verteilt, unter Umständen könnte Deutschland hier
sogar Einnahmen erwarten. "Der Mindestpreis ist eine Versicherung
gegen die Unsicherheiten auf den Märkten - und damit letztlich auch
gegen die realen Risiken des Klimawandels wie etwa immer mehr
Extremwetter", so Edenhofer. "Und er wäre eine Versicherung für die
Politik, dass sie glaubwürdig bleibt. Wenn sie die Bepreisung so
gestaltet, dass die Stromsteuer sinkt und insbesondere ärmere Familien
Rückerstattungen bekommen, gewinnen am Ende alle."

Originalpublikation: 

Michael Pahle, Ottmar Edenhofer, Robert Pietzcker, Oliver Tietjen,
Sebastian Osorio und Christian Flachsland (2019): Die unterschätzten
Risiken des Kohleausstiegs. Energiewirtschaftliche Tagesfragen, 69
Jg., H.6. S.1-4



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ew-online.de/medien/fachzeitschriften-fuer-die-energiewirtschaft/et-energiewirtschaftliche-tagesfragen.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news716775

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution406
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BIENEN/231: Kombination von Insektengift und Milben schwächt Honigbienen (idw)


Universität Bern - 04.06.2019

Kombination von Insektengift und Milben schwächt Honigbienen



Forschende des Instituts für Bienengesundheit der Universität Bern und
des internationalen Honigbienen-Forschungsnetzwerkes COLOSS haben
entdeckt, dass ein Zusammenwirken zwischen der Milbe Varroa destructor
und Pflanzenschutzmitteln (Neonikotinoiden) die Lebensdauer von
Honigbienen beeinträchtigt. Die Forschenden plädieren für eine
nachhaltigere Landwirtschaft und Imkerei.

Die Westliche Honigbiene, Apis mellifera, ist der mit Abstand
wichtigste von Menschen gehaltene Bestäuber weltweit. In den
vergangenen Jahren kam es global zu hohen Verlusten von
Honigbienenvölkern. Es wird seit Längerem vermutet, dass ein
Zusammenwirken von verschiedenen Stressfaktoren hinter diesen
Verlusten steht.

Nun weisen Forschende des Instituts für Bienengesundheit der
Universität Bern und Agroscope in Zusammenarbeit mit dem
internationalen Honigbienen-Forschungsnetzwerk COLOSS und den
Universitäten von Auburn (USA) und Chiang Mai (Thailand) nach, dass es
einen bislang unbekannten Mechanismus gibt, der diese erhöhten
Verluste an Honigbienenvölkern weltweit erklären kann. Die Ergebnisse
wurden in «Scientific Reports» publiziert, dem Open Access-Journal von
«Nature».

Eine ungute Kombination

Zwei Stressfaktoren, die einen erheblichen Einfluss auf die Gesundheit
von Honigbienen haben, sind Insektizide und die nahezu überall
vorkommende Milbe V. destructor. Diese Milbe stammt ursprünglich aus
Asien, wo sie die Östliche Honigbiene, Apis cerana, befällt. Nach
einem Wirtswechsel auf die Westliche Honigbiene A. mellifera wurde sie
weltweit zu deren gefährlichster biotischer Bedrohung. Der negative
Effekt von weit verbreiteten Insektiziden, speziell den
Neonikotinoiden, ist ebenfalls bereits bekannt. Bislang existierten
jedoch noch keine Daten, welche ein solches Zusammenwirken zwischen
diesen beiden Faktoren aufzeigen konnten.

In den untersuchten Honigbienen-Kolonien hatte die Behandlung der
experimentellen Arbeiterinnen mit zwei ausgewählten Neonikotinoiden
keinen Einfluss auf Gewicht und Langlebigkeit. Sobald allerdings ein
Befall mit der Milbe Varroa destructor hinzukam, konnte ein
schädliches synergistisches Zusammenwirken der beiden Stressfaktoren
nachgewiesen werden. Davon waren besonders die langlebigen
Winterhonigbienen betroffen, die im Herbst geboren werden, um das
Überleben der Kolonie im Winter zu sichern. Der negative 
«Kombi-Effekt» führte nicht nur zu einer kürzeren Lebensdauer der
Winterbienen-Arbeiterinnen, sondern auch zu einer reduzierten
Körpergrösse. Die Körpergrösse ist ein wichtiger Faktor für die
Leistungsfähigkeit der Winterbienen. Davon hängt unter anderem ab, wie
gut sie ihre Körpertemperatur gegen die Kälte verteidigen können.

Für schonendere Mittel

«Imkerinnen und Imker in vielen Regionen dieser Welt sind von viel zu
hohen Völkerverlusten betroffen», sagt Prof. Peter Neumann vom
Institut für Bienengesundheit der Universität Bern, Co-Autor der
Studie und Präsident des COLOSS-Netzwerkes. Für die Forschenden sind
mit dem Nachweis eines solchen Zusammenwirkens zwischen Insektiziden
und Milben entsprechende nachhaltige Lösungen in der Landwirtschaft
und Imkerei zum Schutz der Honigbienenvölker von zentraler Bedeutung.
«Ein reduzierter Einsatz von Insektiziden sowie eine verbesserte
Kontrolle der Milbe Varroa destructor sind dringend erforderlich»,
sagt Dr. Lars Straub, Erstautor und Post-Doktorand am Institut für
Bienengesundheit.

Die Studie wurde finanziell unterstützt vom Bundesamt für Umwelt,
Agroscope, der Stiftung Vinetum, der Stiftung ETH Global, der Chiang
Mai University, dem USDA National Institute of Food and Agriculture
und dem Schweizerischen Nationalfonds SNF. Sie wurde durchgeführt von
Forschenden der Universität Bern (Institut für Bienengesundheit und
Institut für Veterinary Public Health), Agroscope (Schweizer Institut
für Bienenforschung), der Auburn University, der Chiang Mai University
und der Mae Fah Luang University.

COLOSS

COLOSS (Prevention of honey bee COlony LOSSes) ist ein
internationaler, gemeinnütziger Verein, welcher darauf abzielt, die
Honigbienengesundheit auf globaler Ebene zu verbessern. COLOSS besteht
aus über 1200 wissenschaftlichen Fachleuten, darunter Forschende,
Tierärztinnen und Tierärzte, landwirtschaftliche Expertinnen und
Experten sowie Studierende aus mehr als 95 Ländern. 

https://coloss.org/

Originalpublikation:

Lars Straub, Geoffrey R. Williams, Beatriz Vidondo, Kitiphong
Khongphinitbunjong, Gina Retschnig, Annette Schneeberger, Panuwan
Chantawannakul, Vincent Dietemann & Peter Neumann: Neonicotinoids and
ectoparasitic mites synergistically impact honeybees. Nature
Scientific
Reports, 4. Juni 2019, 

https://doi.org/10.1038/s41598-019-44207-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/NeonikotinoideundVarroamilben

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news716919

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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FORSCHUNG/501: Druck aus der Tiefsee - Tiefsee-Taxonomie vor dem Hintergrund des Artensterbens (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 04.06.2019

Druck aus der Tiefsee 

Internationale Tiefsee-Forscher*innen formulieren Anforderungen zum
Erhalt der Artenvielfalt



Frankfurt, 04.062019. Unter Leitung von Senckenberger*innen fand
kürzlich ein Workshop für Tiefsee-Taxonomie am Senckenberg
Forschungsinstitut in Frankfurt statt. 27 Wissenschaftler*innen aus
zwölf Ländern diskutierten - vor dem Hintergrund des stetigen
Artensterbens - die zukünftige Ausrichtung ihrer Fachrichtung. Sie
fordern unter anderem eine stärkere Digitalisierung, eine stark
verbesserte finanzielle Ausstattung taxonomischer Projekte und einen
Stellenzuwachs in diesem Bereich.

In 4.000 Metern Meerestiefe ist der Druck etwa 400mal höher als an der
Wasseroberfläche. "Mit diesem Tiefsee-Parameter können wir recht gut
umgehen", erklärt Prof. Dr. Angelika Brandt vom Senckenberg
Forschungsinstitut in Frankfurt und fährt fort: "Viel mehr 'Druck'
macht uns, dass derzeitige globale Artensterben, welches auch vor der
Tiefsee nicht haltmacht!" Laut des aktuellen Berichts des
Weltbiodiversitätsrates IPBES sind ein Viertel aller beschriebenen
Arten durch menschliche Einflüsse vom Aussterben bedroht. Die Tiefsee
ist der größte Lebensraum der Erde und beherbergt eins der
artenreichsten Ökosysteme - doch die meisten Tiefseearten sind der
Wissenschaft noch gar nicht bekannt. Dr. Torben Riehl,
wissenschaftlicher Mitarbeiter bei Senckenberg erläutert dies an einem
Beispiel: "Aktuell sind 90 Arten der in der Tiefsee weit verbreiteten
Langstielasseln wissenschaftlich beschrieben, über 100 weitere Arten
wurden in den letzten Jahren entdeckt - wir erwarten in dieser Gruppe
aber noch ein Vielfaches an Arten. Durch Fischerei,
Umweltverschmutzung, Klimawandel und Bergbau ist der Lebensraum dieser
Tiere stark bedroht. Es besteht die Gefahr, dass zahlreiche Arten
aussterben, bevor sie überhaupt entdeckt wurden!"

Brandt und Riehl haben sich daher mit 25 internationalen Kolleg*innen
im Senckenberg Forschungsinstitut in Frankfurt getroffen und über die
zukünftige Ausrichtung der Tiefsee-Taxonomie diskutiert. Die
Teilnehmenden des von der Datz-Stiftung finanzierten Workshops sind
sich einig: Taxonom*innen liefern mit ihren Entdeckungen und
Beschreibungen unbekannter Arten das notwendige Basiswissen für den
Erhalt der Artenvielfalt. Die Wissenschaftler*innen fordern daher
vermehrte Kollaboration und Standardisierung von frei zugänglichen
Online-Datenbanken, sowie eine stark verbesserte finanzielle
Ausstattung taxonomischer Projekte und Stellenzuwachse in der
Taxonomie. "Zudem benötigen wir technische Neuerungen für die
Entdeckung und Sammlung neuer Arten - nur so können wir die
Tiefseeumwelt schützen und ihre Nutzung nachhaltig gestalten",
schließt Brandt.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news716930

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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LAIRE/302: Agrar - Verbreitungsfaktor Vertrieb ... (SB)




In China, Vietnam und anderen asiatischen Ländern breitet sich die
Afrikanische Schweinepest immer weiter aus. Bisher sind die Versuche,
das Überträgervirus einzudämmen, gescheitert. Nach Angaben der
chinesischen Regierung wurden seit August 2018 aus Sicherheitsgründen
eine Million Schweine gekeult. Diese Zahl gilt als weit untertrieben,
meldet AFP. Schätzungen besagten, daß bereits mehrere Millionen
Schweine getötet wurden und daß China mehr als 200 Mio. und damit
über die Hälfte seiner Bestände wird beseitigen müssen, um die
Epidemie zu stoppen. [1]

In Vietnam sieht es nicht viel besser aus. Dort wurden seit Februar
dieses Jahres etwa zwei Millionen Schweine bzw. acht Prozent des
Schweinebestands des Landes getötet. In Vietnam und China ist
Schweinefleisch ein weit verbreitetes Nahrungsmittel, deshalb sind
dort weiterhin steigende Preise und damit ein Mangel zu erwarten.
Auch andere Länder werden davon betroffen sein, da China nicht nur
Schweinefleisch importiert, sondern seinerseits auch den Weltmarkt
beliefert.

Obschon die Afrikanische Schweinepest im Unterschied zur Europäischen
Schweinepest weniger gefährlich ist, da sie nicht per
Tröpfcheninfektion, sondern vorwiegend über Blut, bluthaltige
Flüssigkeiten und bluthaltiges Gewebe übertragen wird, sorgen die
transnationalen und globalisierten Warenströme für die Verbreitung
des Virus. Diese sind wiederum eine Konsequenz des im vorherrschenden
Wirtschaftssystem geförderten Strebens der am Markt teilnehmenden
Akteure nach der höchsten Rendite.

Neben China und Vietnam wütet die Afrikanische Schweinepest auch in
der Mongolei, Kambodscha und Hong Kong, aber auch in europäischen
Ländern wie Rußland, Rumänien, Moldawien und Ukraine, berichtet AFP.
Die Nachrichtenagentur zitiert Christine McCracken von der Rabobank
mit den Worten, daß möglicherweise 200 Millionen Schweine allein in
China gekeult werden, was mehr als die Hälfte der Bestände des Landes
und acht Prozent der Weltbestände sind. Die Auswirkungen auf den
Schweinepreis wären erheblich. [1]

Es gibt weder einen Impfstoff noch ein Gegenmittel zum
Schweinepestvirus. Eine Infektion des Menschen findet nicht statt,
wohl aber kann er selber Überträger sein; ebenso wie Wildschweine. So
versucht die belgische Regierung durch das Ziehen von Schutzzäunen
und Waldbetretungsverbote sowie präemptives Keulen von Hausschweinen
die Epidemie im eigenen Land zum Stillstand zu bringen.

Entscheidend ist, daß keine Produkte mit Schweinefleisch aus den
Risikogebieten nach außerhalb gebracht werden. Blut an der Kleidung
von Landwirten, Jägern oder anderen Personen kann ebenso als
Überträger dienen wie der Abfall von Lebensmitteln, der an die Tiere
verfüttert wird. Generell gelten unhygienische Verhältnisse als
problematisch, weswegen auch die in Asien verbreitete Schweinehaltung
auf Hinterhöfen als Brutstätte des Virus gilt.

Die Belieferung von Metropolen wie Hongkong mit Schweinen von
chinesischen Produzenten aus den Vorstädten oder vom Land sowie
Schweinefleischexporte von China nach Japan, Südkorea und in die USA,
von Vietnam nach Kambodscha und in die umgekehrte Richtung, sind
typische Verbreitungswege der Afrikanischen Schweinepest. Eben weil
der Handel und die Transportmengen zunehmen, werden beste
Voraussetzungen für die fortgesetzte Ausbreitung des Virus
geschaffen.

Weltweit wurden im Jahr 2017 über 120 Mio. Tonnen Schweinefleisch
produziert. In den Export gingen 2010 global etwas über 6 Mio.
Tonnen, 2019 werden es voraussichtlich knapp 8,8 Mio. Tonnen sein.
[2] Allein die Zahl zum Gesamtgewicht der Exporte sagt zwar noch
wenig darüber aus, wie rege der Grenzverkehr ist, aber eben weil in
einigen Ländern Schweine zu Millionen gekeult werden, stoßen andere
Länder in die Lücken vor und steigern ihre Umsätze. Der Anteil der
Exporte an der Schweinefleischproduktion dürfte deshalb weiter
zunehmen. Damit wächst die potentielle Gefahr einer Ausweitung der
Afrikanischen Schweinepest auf Jahre hinaus. 


Fußnoten:

[1] http://www.seeddaily.com/reports/Despite_culls_import_bans_swine_fever_to_hit_pork_market_for_years_999.html

[2] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/261813/umfrage/export-von-schweinefleisch-weltweit/

5. Juni 2019
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FEST/113: 10. Vogelfestival HanseBird - Hamburg, 15.-16.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 4. Juni 2019

10 Jahre HanseBird

NABU-Vogelfestival feiert Jubiläum



Vom 15.-16. Juni lädt der NABU Hamburg wieder große und kleine
Vogelfreunde, Naturbeobachter und Fotografen zur HanseBird auf die
Wasserkunst Elbinsel Kaltehofe ein. Jeweils von 10-18 Uhr erwartet die
Besucher ein abwechslungsreiches Programm aus Vorträgen, Führungen,
Workshops und einem bunten Messebereich rund um Vogelschutz und
Naturerleben.

"Wir sind stolz, dass wir mit unserem Vogelfestival auch im zehnten
Jahr sowohl Einsteiger als auch Fachleute begeistern können und ihnen
die Möglichkeit geben, sich rund um die faszinierende Welt der Vögel
auszutauschen", freut sich NABU-Geschäftsführer Tobias Hinsch, der die
erste HanseBird 2010 selbst mit ins Leben rief. Seitdem hat sich die
Veranstaltung als überregionales Highlight für Naturfreunde fest
etabliert und lockt jährlich rund 2.000 Besucher und 40 Aussteller
nach Hamburg.

Der NABU bietet Vogel- und Insektenführungen an, gibt Tipps zum
praktischen Naturschutz und veranstaltet Fotoworkshops. Kinder können
die Natur am FuchsMobil und bei der NAJU erforschen und sich mit
tollen Tiermotive schminken lassen. Im Vortragszelt stehen spannende
Fach- und Reisevorträge sowie die Auftritte von Vogelstimmenimitator
Uwe Westphal auf dem Programm. Am Sonntag verrät zudem DJ und
Ornithologe Dominik Eulberg, wie er seine Liebe zur Natur musikalisch
ausdrückt.

Darüber hinaus bietet die naturnahe Kulisse der Elbinsel mit ihren 44
Brutvogelarten den perfekten Rahmen, um die passende Ausrüstung zur
Vogelbeobachtung auszuprobieren. Zwischen Brandgänsen und Kormoranen
können Ferngläser und Spektive ausgiebig getestet werden, außerdem
warten im Messebereich Kameras und lange Brennweiten auf
Naturfotografen. Vereine und Ausflugszentren stellen Vogelparadiese
vor, daneben gibt es Nistkästen, Bestimmungshilfen, Fachliteratur,
Vogelmalerei und vieles mehr. An beiden Tagen werden Preise für eigene
Streifzüge durch die Natur verlost. Auch für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Alle Infos rund um das Vogelfestival des Nordens:

www.hansebird.de


HanseBird 2019 - Das Vogelfestival des Nordens

Datum: Sa./So., 15.-16. Juni 2019, jeweils 10-18 Uhr

Ort: Wasserkunst Elbinsel Kaltehofe, Kaltehofe Hauptdeich 6-7, 20539
Hamburg

Veranstalter: NABU Hamburg

Eintritt: Tagespreis: 5 Euro (normal) / 3,80 Euro (ermäßigt und
NABU-Mitglieder) / Kinder bis 12 Jahre frei. 2-Tagestickets verfügbar.
Im Eintrittspreis sind sämtliche Aktionen inbegriffen, die Anmeldung
für Workshops erfolgt direkt auf dem Gelände.

Anreise: Mit der S21 bis Tiefstack, ab hier verkehrt ein kostenfreier
Bus-Shuttle im Stundentakt zum Veranstaltungsgelände (Fahrzeit ca. 10
Minuten). Fahrzeiten: Tiefstack - HanseBird: 9:45 / 10:45 / 11:45
/ ... / 17:45 Uhr. HanseBird - Tiefstack: 10:00 / 11:00 /12:00 / ... /
18:00 Uhr. Direkt an der Wasserkunst gibt es Fahrradstellplätze sowie
eingeschränkte Parkmöglichkeiten für PKW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 53/19, 04.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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FESTE/2549: Mönchengladbach - Turmfest Rheydt am 28. bis 30. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

28. bis 30. Juni 2019: Turmfest Rheydt



Vom 28. bis 30. Juni 2019 findet in der Rheydter Innenstadt das 42.
Turmfest Rheydt statt. Mit seiner attraktiven Mischung aus
Familienfest, Unterhaltung und Sportevent ist das traditionsreiche
Fest, das zur Erinnerung an den neu aufgesetzten Turm des zerbombten
Rathauses Rheydt seit 1977 jährlich im Juni gefeiert wird, immer
wieder ein besonderes Ereignis. Ein vielseitiges Unterhaltungs- und
Bühnenprogramm, mit Live-Musik am Freitag- und Samstagabend, lockt die
Besucher auf den Marktplatz. Am Samstag findet zudem der Wochenmarkt
statt. Der verkaufsoffene Sonntag bietet von 13 bis 18 Uhr beste
Möglichkeiten zum Bummeln und Shoppen.

Nach dem Triathlon, der in den vergangenen Jahren im Rahmen des
Turmfestes stattgefunden hat, wird es diesmal einen 
Skateboard-Wettbewerb für Amateure und Profis geben: Vom 28. bis 30. Juni 
2019 heißt das Turmfest Rheydt die Westdeutsche Skateboard-Meisterschaft
willkommen. Gemeinsam mit der Rollbrett Union e.V. und TDI Event &
Consulting hat die MGMG als Mitveranstalter den spektakulären
Wettbewerb nach Mönchengladbach geholt.

Bereits im letzten Sommer hatte die lokale Szene um den
Skateboardingverein Rollbrett Union e.V. einen kleinen Parcours sowie
eine Halfpipe am Rand des Marktes aufgebaut und damit den Weg für den
COS Cup 2019 geebnet. Auf dem Marktplatz wird ein 25 x 40 m großer
Skatepark aufgebaut, der von allen Seiten sowie von einer Tribüne
eingesehen werden kann. Der Parcours wird mit etlichen Hindernissen
die Kreativität der Fahrer herausfordern.

www.turmfest-rheydt.de

www.deutscheskateboardmeisterschaft.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MARKT/4188: Bocholt - Flohmarkt "Rund ums Kind" am 30. Juni 2019


Stadt Bocholt

Großer Kinderflohmarkt am 30. Juni beim ESB 



Bocholt (PID). Zum 16. Mal in Folge findet auf dem Gelände des
Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB) an der Schaffeldstraße
74 der große Kinderflohmarkt statt. Am Sonntag, 30. Juni 2019, kann
wieder ausgiebig getrödelt werden.

Die Stellplätze sind nur begrenzt verfügbar und wie die Vorjahre
gezeigt haben, immer schnell belegt, teilt Abfallberaterin Karin
Kalka-Freundt mit. Bei der tel. Anmeldung bittet Kalka-Freundt um
Geduld. Die Erfahrungen aus den Vorjahren zeigen: "Die Leitungen am
Vormittag laufen schon mal "heiß"."

Keine Standgebühr

Ganz im Sinne der Wiederverwertung kann dann am 30. Juni von 14 bis 17
Uhr getrödelt werden. Angeboten wird alles rund ums Kind, wie
beispielsweise Kinderspiele, Kinderkleidung, Kinderbücher, Spielzeug
oder Kinderfahrräder. Kinder können ihre Sachen selbst anbieten oder
sich von ihren Eltern unterstützen lassen. Eine Standgebühr fällt
nicht an. Die Abfallberatung stellt außerdem pro Familie einen Tisch
mit zwei Stühlen kostenfrei zur Verfügung.

Buntes Rahmenprogramm

Besucher des Flohmarktes können am Nachmittag zusätzlich ein Müllauto
aus der Nähe besichtigen und ihre Fragen rund um die Müllabfuhr
klären. Für Erfrischungen in Form von Kaffee, Kuchen und Kaltgetränken
sorgt, wie in den Vorjahren, die Cafeteria des Kinderschutzbundes.

Der Erlös aus dem Verkauf dient dem Verein für seine gemeinnützige
Arbeit. Im Eingangsbereich zum Flohmarkt findet sich auch ein
Informationsstand der Abfallberatung. Zusätzlich ist dort eine
betreute Bastelecke für Kinder eingerichtet, so dass am
Trödelnachmittag keine Langeweile aufkommen wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TOUR/7438: Lippstadt - After Work-Stadtführung am 12. Juni 2019


Stadt Lippstadt

Nach der Arbeit ab ins Grüne: After Work-Stadtführung am 12.
Juni



Lippstadt. Passend zum Feierabend und als Einstimmung auf einen
entspannten Sommerabend bietet die Stadtinformation am Mittwoch, dem
12. Juni, einen Baumspaziergang mit dem Stadtführer Ulrich Bökenkamp
an.

Bäume erzählen Stadt- und Kulturgeschichte, enthalten Mythen und
Heilkräfte - dies alles und vieles mehr erfahren die Teilnehmer des
Baumspazierganges durch die historische Altstadt. Treffpunkt ist um 18
Uhr am Rathaus. Die Stadtführung dauert ca. 90 Minuten und kostet 6,00
Euro pro Person.

Eine Anmeldung bei der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch
unter 02941 / 58515 ist erforderlich, da die Teilnehmerzahl begrenzt
ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. Juni 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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